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Vorrede. III 


Dorrede. 


Mit diefem Bande ift mein Werk: Die geltenden Berfafjungsgejebe der evan: 
geliſchen deutſchen Landeskirchen, welches ich i. J. 1885 herausgegeben habe und 
zu welchem i. J. 1888 der erſte, i. 3. 1890 der zweite Ergänzungsband erjchienen 
it, zum Abſchluſſe gebracht. 

Die zufünftigen auf die Kirchenverfaffung der evangeliichen deutſchen Landes: 
kirchen bezüglichen Gefege und Verordnungen werden in der Deutjchen Zeitſchrift für 
Kirchenreht zum Abdrude gebracht werden. Und zwar wird die Beranftaltung ge- 
troffen werden, daß fie, bejonders paginirt, an den Schluß jedes Bandes gejegt 
werden, damit fie von demjelben getrennt und auch äußerlich in Verbindung zu dem 
Hauptwerfe gebracht werden fünnen. Ein ausführlihes Sachregiſter für alle drei 
Ergänzungsbände ift diefem beigegeben worden. 

Leipzig im April 1892, 

Emil Eriedberg. 
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Das Königreid) Prenßen. 
14 


Die neun (acht) alten Provinzen. 


I. Die Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 10. September 1873 hat 
durch Kirhengejek vom 9.3. 1891 (I) verichiedene Abänderungen erfahren. 

1) Zunächſt waren Zweifel aufgetaucht, ob die nach 86 der K.D. dem Patrone 
zuftehende Befugniß, ein geeignetes Gemeindeglied zum Mitgliede des Gemeinde: 
firhenrathes zu ernennen, auch den Patron ermächtige, diefe Ernennung zu wider: 
rufen Y. Das Gejeß jtellt die Ernennung des Batrones auf eine jechsjährige Zeit: 
dauer feit, und bringt ven Gedanken des früheren Rechtes zum Elareren Ausdrud, daß 
der Batron nur dann, jelbit in ven Gemeindefirchenrath eintreten Fan, wenn er von 
jeiner Befugniß, einen Xeltejten zu ernennen, feinen Gebrauch gemacht hat und daß 
er entgegengejegten Falles für eine jechsjährige Zeitdauer auf das Recht perjönlichen 
Eintrittes verzichtet. 

2) Der 8 11 Abj. 3. der K.D., wonach zur Gültigkeit eines Beichluffes des 
Gemeinde-Stirchenrathes erforderlich ift, daß mehr als die Hälfte der Mitglieder an 
der Abſtimmung Theil genommen haben ?), hatte den Zweifel offen gelajfen, ob bei 
Feititellung der Beichlußfähigkeitsziffer die Firchenverfaffungsmäßige Mitgliederzahl 
oder die Zahl der jeweilig im Amte befindlichen Mitglieder zu Grunde zu legen fei. 
Nachdem die Gutachten von vier Brovinzialfynoden ſich für die eritere, die von zwei 
für die legtere Auffaffung ausgefproden hatten, regelt jegt das Geſetz die Frage, 
entiprechend der Auslegung der Rheinischen Provinzial: Synode von 1884 betr. 88 12. 
32 der Rhein.-Weſtph. K.D., und der bisher vom Ev. Oberkirchenrathe aufgeitellten 
Auslegung im erjteren Sinne. Dasjelbe Brinzip wird dann 

3) dur) einen Zujat zu $ 52, B und $ 70, 1 der K.D. für die Kreis und 
Provinzialiynoden feitgeitellt. 

4) Aus den Berhandlungen dev I. ordentl. Gen.-Syn. ?) war der Entwurf eines 
K.G. hervorgegangen. Dana) jollte der im letzten Sate des Abſ. 2 8 14 der K. O. 
dem Geiftlichen zuftehenden Berufung an die Kreisſynode gegen einen — ſchluß des 
Gemeinde-Kirchenrathes, welcher auf Zulaſſung zu einer Amtshandlung gerichtet iſt, 
aufſchiebende Wirkung beigelegt werden. Dieſer Geſetzentwurf iſt nun zwar Seitens 
des Kirchenregimentes abgelehnt worden, da ein praktiſches Bedürfniß für ihn nicht 





1) BVgl. Friedberg, Ev. Verf.Recht u ©. 522—40; 611—28; 1015—32. 1099, 
2) Vgl. ebenpdaj. 325 f. 08. 
Friedberg, BVerfafjungsgefeke. III. Erg.:Bp. — 1 


9 Preußen *, [392 
vorhanden erſchien ). Dagegen hatte ſich eine Verſchiedenheit zwilchen der K. O. und 
der Trauungsordnung vom 27./7. SO bemerkbar gemacht. Nach der erjteren muß der 
Seiftlihe, fo oft er eine Aıntshandlung ablehnen will, die Entieheidung des G.K. 
Nathes einholen, nach) der legteren bei Trauungsverweigerung nur dann, wenn Der 
Betroffene dies verlangt. Das Gefeß dehnt jet die den Bejchwerden der Geiſt— 
lichen in Trauumngsangelegenheiten beigelegte auffchiebende Wirkung auf das ganze 
dem 8 14 der K. O. noch verbliebene Gebiet der geiftlichen Anmtsthätigfeit aus. Die 
in $ 44 Abf. 2 angenommene Aenderung der Frijtbeitimmung iſt auf Antrag der 
Gen.Syn. v. 1879 ?) erfolgt um die zwiſchen diefem $ und $ 55 Nr. 9 Abf. 2 ber 
jtehende Antinomie zu Dejeitigen. 

5) Endlich ift auf Antrag der I. ord. Gen.-Syn. aus praktiſchen Gründen Die 
Beihlupfähigkeit des Str.-:Syn.-VBorjtandes erleichtert worden ?). 

II. Soweit die Beitimmungen des K.G. fih als Abänderung derjenigen 
Theile der 8.G.©.D. herausitellten, welche durch Gejeß vom 25./5. 1874 *) ſtaatsge— 
jeßlihe Sanftion erhalten hatten, ijt der Erlaß eines Staatsgeſetzes erforderlich 
gewejen, welches uuter dem 7. April 1891 (II) erlaſſen worden ilt. 

III. Die vereinigten SKreisfynoden von Berlin hatten wiederholt beantragt, 
ihnen die Befugniß beizulegen ?), Anleihen aufzunehmen, da fie nur jo dem Fir): 
lihen Nothitande dur Gründung neuer Pfarrftellen und Errichtung neuer Kirchen: 
gebäude abhelfen könnten °). 

Das Geſetz v. 19. Mai 1891 zur Ergänzung des Ge]. betr. d. ev. 
KB. in den SälterenBrov. derMonardien. 3.6.1876 (©. ©. 125) 
(III) gewährte diefe Forderung. 

IV. Im Uebrigen ift für die altpreußifche Landesfirhe nur zu erwähnen, 
daß der Minifter der öffentlichen Arbeiten am 1. Okt. 1888 eine Dienftan 
weifung für die 8. Bauinfpeftoren der Hochbauverwaltung 
feitgeftellt hat, welche am 1. Dez. 1888 in Kraft getreten ift und vom Ev.D.R.: 
Rathe, joweit fie die firchliche Verwaltung berührte, auszugsweife veröffentlicht worden 
it 7); und weiter, daß das Statut». 23./6. 1882 über die Einrichtung des ev. 
Kirhenwejens in der Stadt Stralfund (IV) °) auf Antrag des Ma— 
giltrates in den SS 10 und 12 duch A llerh. Erlaß v.5. Sanuar 1891 eine 
Abänderung erfahren hat. Endlich hat der Ev. O.K.-Rath durch Erlaß v. 12.8. 

Vgl. Friedberg, Ev. Verf.-R. 328. oder 10,000 Seelen angejehen werden, 129, 64 
Verh. 1121 Fi. 1129. ‚oder 42 geiftliche Stellen neu errichtet werden 
Die dazu erlaſſene Anweiſung des Ev. O.K. müßten, was ein jührliches Exforderniß von 
Rathes dv. 9. März 1891 ift in der Anmkg. zu 619,200 Mt., 307,200, oder 201,600 bedeuten 
Nr. 6 des Geſetzes mitgetheilt worden. würde. Bu diefen Summen würden bei Neu- 

a Vgl. Friedberg, Verfaſſungsgeſetze errichtung von Barochien noch 296,700, 147,200 
©. 73 f. oder 96,000 ME. kommen. Sollte aber das Ziel 


5) Dieje bejaßen fie bisher nicht. Bol. Werd. | ins Auge gefaßt werden, daß zu feiner Kirche 
d. 9. d. Abgeordn. v. 5. u. 30/5. 1870. mehr al3 40,000 Seelen gehörten, jo müßten 








1) 
2) 
3) 


(Stenogr. Ber. ©. 1221 ff. 1888; des Her- 
vendh. v. 13/5. 76 Stenogr. Ber. ©. 207). 

6) Für 1890/1 ftellte der Voranſchlag an Ein— 
nahmen auf 750,000 ME, an Ausgaben 775,100 
ME. Die ev. Bevölferung in den 16 Außenge- 
meinden Berlins tariren die Motive auf S 
bis 900,000 Seelen, für welche 44 geiltliche Stellen 
vorhanden waren, jo daß wenn als Marimalzahl 


für die Seelforge eines Geiftlichen 5000, 8000 | 


noch 10 neue Kirchen mit einem Aufwand von 
mindeftens 500,000 ME. erbaut werden. Endlich 
bedürften noch 5 Kirchen der Erweiterung, was 
zujammen einen Bedarf von S—1lO Millionen 
Mark ausmache. Diejer könne nicht durch Er- 
höhung der Kirchenfteuer, jondern nur durch eine 
Anleihe gededt werden. 

7) ARBL. 1889. ©. 32 f. 

8) Vgl. Friedberg, Ev. Berf.R. ©. 19. 





393] I. Kirchengeſetz, betr. d. Abänd. d. 8.G.- u. S.O. 10, Sept. 1873, v. 9. März 1891. 3 
1891?) feitgeftellt, daß eine Kirche ohne Zuftimmung des Kirchenrathes nicht 
zu anderen Zweden als denen des kirchlichen Gottesdienftes, insbejondere nicht zu 
Guſtav-Adolf-Vereins- und Miffionsfeften benußt werden dürfe. 

V. Dagegen hat die Kirhenordnung für die ey. Gemeinden der 
Provinz Weftfalen und der Rheinprovinz v. 5./3. 1835?) durch K. G. 
v. 27. April 1891 (V.) in nit weniger al3 33 Artikeln die längft gewünſchte 
Abänderung erfahren. 

Endlih find für diefelben beiden Provinzen publicirt worden: Das Kirden- 
geſetzvom8. Junil891betr. die Form der ſchriftlichen Willens 
erklärungen der Presbyterien der ev. Gemeinde (VL) und das 
dazu gehörige Staatsgejet vom 28./6. 1891 (VIL)). 


1 


Kirchengeſeh, 
betr. Abänderungen der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
10. September 1873. Vom 9. März 1891. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen unter Zuſtim— 
mung der Generalfynode und nachdem durch die Erklärung Unferes Staatsminifteriums 
fejtgeftellt worden, daß gegen diejes Gejeb von Staatswegen nicht3 zu erinnern ift, was folgt: 


Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 wird in nach— 


ftehender Weife abgeändert: 


1. Sm $6* Abſatz 1 tritt am Schluß der Sab Hinzu: 
„Dieje Ernennung erfolgt für einen Beitraum von jechs Jahren; eine Wieder- 
ernennung derjelben Perſon ift zuläſſig. Für die bisher erfolgten Ernennungen 
beginnt der Lauf der jechsjährigen Periode mit dem Tage, an welchen dieſes Ge— 
je jeine verbindliche Kraft erhalten Hat.“ 

Im Abjah 2 diefes Paragraphen lautet der erite Satz Fünftig: 
„Macht der Patron von feiner Befugnis feinen Gebrauch und bejigt er die zur 
Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaften, jo kann er jelbit in den Gemeindekirchen— 


rath eintreten.” 


2. $ 11°) Abjah 2 und 3 lautet fünftig: 


1) 8.8. u. V. Bl. 1891. ©. 27. 

2) Friedberg, Verf.Geſ. ©. 19 ff. 

3) In der K.O. v. 1835 fehlt eine einjchla- 
gende Beitimmung und man Hat fich bisher nur 
durch das umjtändliche Verfahren Helfen können, 
folhe Urkunden von allen Mitgliedern des Pres— 
byteriums unterjchreiben zu lafjen. 

4) 8 6 lautete bisher: In Batronatsgemeinden 
hat der Patron die Befugniß, ein Gemeinde- 
glied, welches die zur Wählbarfeit erforderlichen 
Eigenschaften beſitzt (3 35), zum Xeltejten zu er- 
nennen. 

Beligt der Patron die zur Wählbarfeit er- 
forderlichen Eigenjchaften, jo kann er jelbit in 
den Gemeindefirchenrath eintreten. Das gleiche 
Recht Hat unter der gleichen Vorausſetzung der 
ein- für allemal bejtellte Vertreter desjenigen 
Patrons, welcher feine phyfiiche Perſon ift. 





Kompatrone haben über die Ausübung der 
vorſtehenden Befugnifje fich untereinander zu ver- 
einigen. Die Befugniffe ruhen, jo lange eine 
Einigung nicht zu Stande kommt. 

5) $ 11 lautete bisher: Der Vorſitzende leitet 
die Berhandlungen und ift für die Aufrecht- 
haltung der Ordnung verantwortlich. 

Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit 
der Unmwejenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entjcheidet die Stimme des DVorfjigenden, bei 
Wahlen das Loos. 

Zur Giltigfeit eines Bejchluffes ift erforder— 
lid, daß mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Oemeindelicchenrathg an der Abjtimmung Theil 
genommen hat. Weitglieder, welche an dem Ge— 
genftande der Bejchlußfafjung perjönlich bethei- 
ligt jind, haben fich der Abſtimmung zu ent- 
halten. 


jez 


Preußen. [894 
„Die Befchlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entjcheidet die Stimme des Borfigenden, bei Wahlen das Loos. 

Zur Giltigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte der 
verfaffungsmäßigen Mitgliederzahl des Gemeindekirchenraths anweſend ift. Wer 
nicht mitftimmt, wird zwar als anmwejend gerechnet, die Stimmenmehrheit wird 
aber Lediglich nach der Zahl der Stimmenden fejtgeftellt. Mitglieder, welche an 
dem Gegenftande der Beſchlußfaſſung perjünlich betheiligt find, haben ſich der 
Abſtimmung zu enthalten. Sit eine zur Beſchlußfaſſung ausreichende Anzahl von 
Aelteſten zeitweife nicht vorhanden, jo wählt die Gemeindevertretung auf Berufung 
des Vorfigenden die zur Herjtellung der Beſchlußfähigkeit erforderliche Zahl von 
Erſatzmännern.“ 

3. Sm $ 52) Abſatz 3 und $ 702) Abſatz 1 heißt es ſtatt „ihrer Mitglieder” künf— 
tig „der gejeßlichen Mitgliederzahl”. 

4. 8 14 Abſatz 2°) lautet fünftig: 

„Der Pfarrer bleibt in feinen geistlichen Amtsthätigfeiten der Lehre, Scelforge, 
Verwaltung der Saframente und im feinen übrigen Miniftertalhandlungen von 
dem Gemeindefirchenratd unabhängig. Hält er es jedoch für nothwendig, eine 
von ihm begehrte Amtshandlung oder die Zulaffung zu einer jolchen im einzelnen 
Falle abzulehnen, und gelingt es ihm nicht, auf feelforgeriichen Wege die Be- 
theiligten zum Verzicht zu bewegen, jo hat er unter jchonender einjtweiliger 
Zurückhaltung des Betroffenen auf Verlangen deſſelben den Fall dem Gemeinde- 
kirchenrath zur Beichlußfafjung vorzulegen. Spricht diefer die Zurücdweilung aus, 
jo jteht den Betheiligten dagegen binnen vierzehn Tagen der Rekurs an vie Kreis— 
ſynode bezw. deren Vorſtand ($ 53 Nr. 4, 8 55 Nr. 7) zu. Erklärt fich der 
Gemeindekirchenrath gegen die Zurückweiſung, jo hat der Geiftliche, falls er ſich 
bei diefem Beichluffe nicht beruhigen will, binnen gleicher Frift die Sache zur 
Entſcheidung der Kreisiynode bezw. des Kreisiynodalvorftandes zu bringen. Big 


Die Beihlüffe des Gemeindefirchenraths find 
unter Angabe des Tages und der Anweſenden 
in ein Protofollbuch zu verzeichnen, und jedes 
Brotofoll von dem Vorſitzenden und mindeſtens 
einem Aelteſten zu unterjchreiben. 

Dritten gegenüber werden, fomweit der $ nicht3 
Anderes beftinimt, Bejchlüffe des Gemeindeficchen- 
raths durch Auszüge aus dem Protofollbuch be- 
kundet, welche der Borjigende beglaubigt. Aus— 
fertigungen ergehen unter der Unterjchrift des 
Borjißenden. 

1) $ 52 lautete bisher: Der Vorfigende beruft, 
eröffnet und fchließt die Verſammlung und forgt 
für die vorbereitenden Arbeiten, die ex auf Mü— 
glieder des Synodalvorjtandes (8 54) und andere 
alla Synodalen nad) Bedürfniß vertheilen 
anı. 

Er Teitet die Verhandlungen, beftimmt vie 
Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenftände 
und jorgt für AnfrechtHaltung der Ordnung. Zu 
diejen Geſchäften kann er fich durch ein anderes 
Mitglied der Synode vertreten lafjen. 

dur Beichlußfähigfeit der Synode bedarf e3 
der Anmwejenheit von zwei Dritteln ihrer Mit- 

lieder. 

Die Beſchlüſſe werden nad) abjoluter Stim- 
menmehrheit gefaßt. Wahlhandlungen find, wenn 





zunächit velative Mehrheiten fich ergeben, durch | 


engere Wahl bis zur Erreichung einer abjoluten 
Majorität fortzufegen. Bei Stimmengleichheit 
giebt die Stimme de3 Vorjigenden den Ausschlag, 
bei Wahlen entjcheidet das Loos. 

2) 8 70 lautete bisher: Die Synode ijt be— 
Ihlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mit- 
glieder anweſend find. 

3) 3 14 Abſ. 2 fautete bisher: Der Pfarrer 
bleibt in feinen geiftlichen Amtsthätigfeiten der 
Lehre, Seelforge, Verwaltung der Saframente 
und in feinen übrigen Minifterialhandlungen von 
dent Gemeindefirchenrath unabhängig. Er iſt 
jedoch verpflichtet, die Fälle, wo er ein Ge— 
meindeglied von der Theilnahme an einer von ihm 
zu vollziehenden Amtshandlung, insbefondere vom 
heiligen Abendmahle, zurücdzumeiien für noth- 
wendig hält, unter fjchonender einftweiliger Zus 
rückhaltung des Betreffenden, dem Gemeinde- 
firchenrathe vorzulegen. Stimmt diejer zu, jo 
tjt die Zurückweiſung auszujprechen, gegen welche 
dem Betroffenen der Rekurs an die Kreis-Sy— 
node ($ 53 Ar. 4) offen bleibt. Erftärt fich der 
Gemeindefirchenrath gegen die Zurückweiſung, jo 
wird diefer Beſchluß zwar fofort wirkſam, aber 
der Geiftliche ift befugt, wenn er fich bei dem: 
jelben nicht beruhigen will, die Sache zur Ent- 
iheidung an die Kreis-Synode zu bringen. 


395] 


II. Gefeß, betr. Abänderungen der K. G. und S.O. v. 7. April 1891. 5 


zum Erlaß der Iehteren bleibt die Ausführung des angefochtenen Befchluffes 


ausgeſetzt.“ 


5. Im 8 44) Abſatz 2 heißtes ſtatt „binnen vierzehn Tagen“ künftig „binnen vier 


Wochen“. 


6. In 8 55 Nr. 10°) tritt an die Stelle der beiden lebten Sätze folgender neuer 


Abſatz: 


„Der Kreisſynodalvorſtand iſt beſchlußfähig, ſobald mindeſtens drei Mitglieder, 
einſchließlich des Vorſitzenden, an der Beſchlußfaſſung theilnehmen.“ 


Urkundlich ꝛc. 


Il. 
Heſeh, 
betr. die Abänderungen der Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
Provinzen Preußen (Of- und Weflpreußen), Brandendurg, Pommern, Pofen, 


Sclefien und Sachſen, vom 10. September 1873. 


Dom 7. April 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen, mit Zuſtim— 
mung der beiden Häufer des Landtags, was folgt: 
Artitell. 

Das Geſetz vom 25. Mai 1874 (Geſetz-Samml. S. 147) findet auf diejenigen Ge— 

meindeorgane Anwendung, welche nach Maßgabe des durch die Nummer 1 des anliegenden 


Rivchengejeges, betreffend Abänderungen der 


Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 


10. September 1873, veränderten S 6 diefer Ordnung zufammengejegt find. 


1) 8 44 Yautete bisher: Die Entlafjung eines 
Helteften oder Gemeindevertreter3 erfolgt durch 
den Borftand der Kreisfynode nad) Anhörung des 
Gemeindefirchenrath®: 

1. wegen Berluftes einer zur Wählbarfeit er- 
forderlihen Eigenschaft ($ 34), 

2. wegen grober Pflichtwidrigfeit. 

Gegen die Entjcheivung des Vorſtandes der 
Kreisipnode fteht ſowohl dem Betroffenen, als 
auch dem Gemeindefirchenrath binnen 14 Tagen 
die Berufung an dad Konfiftorium zu, welches 
mit Zuziehung des Borftandes der Provinzial- 
ſynode endgiltig entjcheidet ($ 55 Nr. 9). 

2) Das Gejeß lautete bisher $ 55: Der Syno- 
dalvorstand Hat 10. bei Pfarrbeſetzungen, vor— 
behaltiich des Nefurjes an das Konfiftorium, iiber 
Einwendungen der Gemeinde gegen Wandel und 
Gaben des Defignirten, ſowie über Einwendungen 
von einer HZweidrittelmehrheit der Gemeinde— 
glieder zu entjcheiden. 

Ueber Einwendungen wegen der Lehre des De- 
fignirten, trifft in erjter Instanz das Konfiftorium 
die Entjcheidung unter Mitwirkung des Vorſtandes 
der Provinzial-Synode (vgl. $ 68 Nr. 6). Sn 
den Fällen der Nr. 7, 8, 9, 10 müſſen ſämmt— 
liche Mitglieder des Synodal-Vorſtandes an den 
Beichlüffen defjelben Theil nehmen. Für die 
übrigen ihm übertragenen Gejchäfte reicht die 
Mitwirkung von drei Mitgliedern, einschließlich 
des Vorfigenden aus. — Dazu ift ergangen: An— 
weijung des D.-Kirhenrathes zur 
Ausführung des K.G. v. 9. März 1891 
v. 9/9. 1891. 





ach dem bisherigen Wortlaut der beiden leßten 
Süße des Abſatzes 2 zu Nr. 10 des 8 55 der 
R.-&.- u. ©.-D. vom 10. September 1873 mußten 
in den zu Nr. 7, 8, 9 und 10 dieſes 8 vorge— 
jehenen Fällen fämmtliche Mitglieder des Kreis- 
Iynodalvorftandes an den Bejchlüffen deſſelben 
teilnehmen. Dagegen ift der Kreisſynodalvor— 
ftand nach der durch das Kirchengeſetz vom 9. 
März 1891 an die Stelle jener beiden Sätze ge- 
tretenen Vorſchrift in alfen Fällen beichlußfähig, 
jobald mindestens drei Mitglieder, einjchließlich 
des VBorfigenden, an der Beichlußfaffung tHeil- 
nehmen. 

In Nücficht auf die Tragweite diejer neuen 
Vorſchrift beftimmen wir unter Mitwirkung des 
Seneraliynodalvorjtandes zu deren Ausführung 
Folgendes: 

1. Bu den Sißungen des Kreisſynodalvorſtandes 
find in jedem Falle ſämmtliche Mitglieder unter 
Mitteilung der zur Verhandlung bejtimmten 
Gegenjtände und unter ausdrücdlichem Hinweis 
darauf zu laden, daß der Kreisignodalvorftand, 
jobald mindeftens drei Mitalieder, einjchließlich 
de3 Vorſitzenden, an der Bejchlußfafjung theil- 
nehmen, beſchlußfähig ift. 

2. Die Einladung der Mitglieder Seitens de3 
Vorſitzenden muß fchriftlich und zwar in der Re— 
gel mindeftens fünf Tage vor dem Sikungstage 


bewirkt werden, und ift eine Beicheinigung über 


die erfolgte Ladung oder eine Beſcheinigung der 
Poſtbehörde über die Einlieferung des bezüglichen 
Einjchreibebriefes zu den Akten zu bringen. 


6 Preußen. [396 


Artifel I. 
Die zur Ausübung der in den Artikeln 2 und 3 des Geſetzes vom 25. Mai 1874, 
ſowie in den Artifefn 2 und 10 des Gejches vom 3. Juni 1876 (Geſetz-Samml. ©. 125) 
den betreffenden Gemeinde- und Synodalorganen beigelegten Nechte erforderlichen Beſchlüſſe 
werden gefaßt nach den durch daſſelbe Kirchengeſetz veränderten 88 11, 52 und 70 der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung. 
Urkundlich 2c. 


III 


Geſetz, 
betr. die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen der 
Monarchie, vom 3. Juni 1876. Vom 19. Mai 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. verordnen, mit Zuſtim— 

mung beider Häufer des Landtags der Monarchie, was folgt: 
Yrtitel 2 

An die Stelle der Beftimmungen unter Nr.2 und 3 im Artikel 8 des Geſetzes, be— 
treffend die evangelifche Kirchenverfaflung in den acht älteren Provinzen der Monarchie, 
vom 3. Juni 1876 (Geſetz-Samml. ©. 125) über die Rechte der vereinigten Kreisiynoden 
der Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin treten nachjtehende Borjchriften: ') 

2. Anleihen aufzunehnen. 

Die Unleihen dürfen nur zur Errihtung neuer firhlicdher Ge- 
bäude verwendet werden. Zur Aufnahme bedarf e3 der Geneh— 
migung des Staatsminiſteriums. 

3. allgemeine Umlagen auszufchreiben und zwar: 

a) behufs Erfah für die Stolgebühren ?), 

b) zur Verzinjung und Abtragung der Anleihen, 

c) zur Gewährung von Beihülfe an ärmere Barochien behufs Befriedigung drin- 
gender Firchlicher Bedürfniffe. 

Soll die Umlage für. die beiden?) Iegteren Zwecke zehn‘) Prozent der 

Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich) an den Staat zu 

entricptenden Perſonalſteuern (Klaſſen- und Einkommensteuer) überſteigen, fo 

bedarf e3 der Genehmigung des Staatsminifteriums. 

d) behufs Berichtigung des Antheils aller Gemeinden an den Kreis-, Provinzial 
und General-Synodalkoften, fowie an den im Wege kirchlicher Geſetzgebung 
feſtgeſtellten Umlagen für provinzielle und landeskirchliche Zwecke. 

Die Umlagen müſſen gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtabe 

erhoben werden, und gilt für den Nepartitionsfuß die Vorſchrift des $ 31 Nr. 6 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873. 

Auf die Bejchlüffe über ſolche Umlagen findet Artikel 3 Abſatzs und 4 des Ge- 
jebes vom 25. Mai 1874 Anwendung. 

4. eine Synodalkaſſe für die Einnahme und Verwendung der ausgejchriebenen Um: 
lagen und aufgenommenen Anleihen?) zu errichten. 


1) Die Abänderungen des Geſetzes find durch 3) ib. : diefen I 
gejperrten Drud gekennzeichnet. J ib.: Br —— 


2 ee 4) ib.: 
2) Gel, v. 36. 1876: für die 5) und ... Anleihen: fehlt Gef. v. 3/6. 1876. 
Stolgebühren. | 


397] IV. Ah. Erl. v. 28, Febr, 1883 u. 5, Jan. 1891, d. Statut für Stralfund betr. 7 


Artikel 2. 

In dem Negulativ für die vereinigten Kreisſynoden der Haupt- und Refidenzitadt 
Berlin ift zu beftimmen, wie die von denfelben zur Ausübung ihrer Nechte erforderlichen 
Beichlüffe gefaßt werden, und ihre ordnungsmäßige Fafjung Dritten gegenüber fejtge- 
ftellt wird. 
Artifel 3. 

Weigern fich die vereinigten Kreisiynoden, gejegliche Leiftungen, welche aus der Sy- 
nodalfafje zu beftreiten find, auf den Etat zu bringen, fetzufegen oder zu genehmigen, fo 
findet Artikel 27 Abja 2 und 3 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 finngemäße Anwendung. 

Artikel 4. 

Mit dem Tage des Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt das Geſetz vom 6. März 
1882 (Geſetz-Samml. ©. 14) außer Kraft. 

Urkundlich u. |. w. 


IV. 
Allerhöchſter Srlaß 
vom 28. Februar 1883, die Genehmigung des Statuts vom 23. Juni 1882 
über die Einrichtung des evangelifhen Kirdenwefens in der Stadt 
Stralfund betr. '). 


Auf den Bericht vom 21, d. Mts. ertheile Ich dem damit überreichten Statute vom 23, Juni 
1882, betr, die Einrichtung des evangelifhen Kirchenweſens in der Stadt Stralfund, hiermit 
meine Genehmigung. Die Anlagen des Berichts erfolgen anbei zurüc, 

Berlin, den 28, Februar 1883, 

Wilhelm. 


vd, Goßler, 
An 
den Minister der geiftlichen 20, Angelegenheiten 
und den Evangelifchen Oberfirchenrath. 


Statut, 


betr. die Einrihtung des evangelifben Kirchenweſens in der Stadt 
Stralfund. 


Ginleitung. 


Sn der Stadt Stralfund ift die Neformation bereits im Jahre 1525, alfo zu einer Zeit, two 
die Landesherrichaft noch katholiſch war, durchgeführt und es it deßhalb das evangelifche Kirchen: 
weſen in diefer Stadt von deren Obrigkeit in Verbindung mit der bürgerichaftlichen Vertretung 
zunächit ganz jelbitändig geordnet worden, 

Diefer Umftand hat, nachdem der Herzog Philipp von Pommern-Wolgaſt fi) im Jahre 1534 
der neuen Lehre angeichloffeu hatte, zu eier Reihe von Streitigkeiten zwifchen der Landesregierung 
und dem Rathe der Stadt über die der letzteren zuftehenden kirchlichen Gerechtfame geführt, welche 
endlich ihren Austrag in dem fogenannten Grbvertrage vom 11, Suli 1615 und dem dieſen er— 
gänzenden Viſitationsabſchied vom 22, December 1617 fanden. Die betreffenden Beftimmungen 
diejer beiden Verträge find auch während der Dauer der Schwedischen Herrichaft über Stralfund 
maßgebend geblieben, Als aber diefe Stadt dem Königreih Preußen einverleibt worden war, er= 
hoben fich bei den neuen Staatsbehörden ſehr bald erhebliche Bedenken, ob die Feſtſetzungen der 
gedachten Berträge mit den allgemeinen LZandesgejegen im Einklang ftänden, und die daraus er= 
wachjenen Mißhelligkeiten führten zum Erlaß der Allerhöchften Ordre vom 12, September 1821, 
welche beftimmte, daß es in Betreff” der Wahl der ftädtijchen Geiftlichen bei dem Bejtehenden fein 
Bewenden behalten jollte, im Uebrigen aber die von der Stadt in Hinficht auf das dortige Kirchen— 
weſen beanfpruchten Befugniffe in commiffarifchen Verhandlungen mit dem Nathe erörtert und ſo— 
dann durch ein vom Landesherın zu genehmigendes Statut feitgeftellt werden follten, 

Behufs Ausführung diefer Allerhöchften Anordnung, fowie zur Erledigung der im 8 19 des 


1) Die durch den Ad. Erlaß v. 5/1. 1891 bewirkten Aenderungen find durch gejperrten 
Drud gefennzeichnet. 
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Receſſes für die Stadt Stralfund vom 21, October 1870 enthaltenen Beſtimmung, wonach die 
Regulirung des ftaatlichen reſp. kirchenregimentlichen Oberauffichtsrehts gegenüber der ſtädtiſchen 
Kirchenverwaltung einem beſonderen Verfahren vorbehalten worden iſt, und zur Ergänzung der 
allgemeinen auch für die Stadt Stralfund verbindlichen Staats» und Kirchengefeße find Die unter- 
zeichneten Commiſſarien des Kirchenregiments der Staatsregierung und der Stadt Stralfund zu: 
jammtengetreten und haben das nachitchende 
tatut 
vereinbart, 
Batronat. 

$ 4. Hinſichtlich der der Stadt Stralfund zuftehenden, in ihrem Namen vom Rathe ausge— 
übten Kirchenpatronatsrechte verbleibt e8 bei dem Beſtehenden; namentlich behält es in Betreff der 
Wahl des Stadtfuperintendenten und der übrigen ftädtifchen Geijtlichen bei dem bisherigen Ver— 
fahren nach Maßgabe des Erbvertrages vom 11. Juli 1615 und der Allerhöchiten Kabinetsordre 
vom 12, September 1821 fein Bewenden. 

8 2. Sollte die im Erbvertrage bedungene Dualification des von der Stadt gewählten und 
Seiner Majeftät dem Könige zu präfentirenden Stadtjuperintendenten dem Königlichen Provinzial: 
Eonfiftorium von Pommern, welches diefe Beftätigung herbeizuführen hat, im einzelnen Falle nicht 
ſchon andermweit befannt fein, fo bleibt dent pflichtgemäßen Ermeſſen diefer Behörde anheimgeftellt, 
fich die Ueberzeugung von der Geeignetheit des Gewählten in der ihm dienlich erjcheinenden Weile 
u verſchaffen. 

; 83 Don der Wahl eines jeden fonjtigen ftädtifchen Geijtlichen ift fogleich dem Provinzial: 
Confiftorium zum Zwecke der Prüfung, ob gegen Lehre, Leben oder Wandel des Gemwählten Be— 
denfen obwalten, Kenntniß zu geben. 

Wenn Folche Bedenken nicht binnen acht Wochen geltend gemacht werden, fo erfolgt die Be— 
rufung des Gewählten durch eine ihm vom Nath der Stadt zu ertheilende Vocation und die 
Einführung desjelben in fein Amt. 

Bon der gefchehenen Einführung ift dem Provinzial-Gonfiftorium Mittheilung zu machen, von 
welchen der von dem Geiftlihen an den Penſionsfonds der evangeliichen Landeskirche zu ent= 
richtende Beitrag feitzufegen ift. 

S4 Sollte gegen einen vom Nathe zum Naftor einer Pfarrkirche gewählten Geiftlichen aus 
der Gemeinde ein Einfpruc erhoben werden, jo kommen Behufs Erledigung deffelben die Be— 
ftimmungen der SS 55 Nr. 10 und 68 Nr, 6 der Kirchengemeinde» und Synodal-Ordnung vom 
10, September 1873 ') und $ 36 Nr. 1 der Generalfynodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 ?) zur 
Anwendung. 

.. Beiitlihes Miniftertum Der Stadt. 

55 Su Betreff der autachtlichen Mitwirkung des geiftlichen Minifteriums der Stadt bei den 
Predigerwahlen wird an der beftehenden Ordnung nichts geändert. 

36. Die Inttitution des Stadtfuperintendenten findet, wie bisher, durch den General:Super: 
intendenten der Provinz, die dev übrigen ftädtifchen Geiftlichen dagegen fortan durch den Stadt: 
fuperintendenten ftatt, 

' Stadtjuperintendent, 
3827. Der Stadtjuperintendent führt ferner den Vorfig in der Kreisſynode, im geiftlichen Mi— 
niſterium der Stadt und in dem in S 12 gedachten Falle auch im Stadteonfiftorium, 

Als Ephorus liegt ihm ob, über das amtliche und auferamtliche Verhalten der Geiftlichen 
der Synode zu wachen, ex ift befugt, denfelben amtsbrüderfiche Mahnungen zu ertheilen und Hat, 
wenn dieſelben unbeachtet bleiben, entweder felbft oder durch die Kreisſynode dem Stadtconfiftorium 
Anzeige zu machen, 

ER Er hat die ordentlichen und auf Anordnung des Stadtconſiſtoriums die augerordentlichen 
Kirhenvifitationen zu halten und dariiber dem letzteren Bericht zu erftatten. 

Er iſt ferner befugt: 

a) den Geiftlichen der Synode auf die Dauer von 8 Tagen Urlaub zu ertheilen; 

b) die Confirmanden von dem für die Einjegnung vorgeichriebenen Alter bis auf einen Zeit: 
raum Re NEN zu dispenfiren (8 15 Nr, 6), umd ’ 

j e) die Trauung ohne vorgängiges firchliches Aufgebot und in de Zeiten zu ge= 
jtatten (S 6 und 8 8 des Slirchengejeßes N 27. uf 1880) 27 a a 
Stadtconfiftorium. 


—— 8. Die kirchenregimentlichen Rechte der Stadt werden durch das ſtädtiſche Conſiſtorium 
59 Das Amtsgebiet deſſelben umfaßt das Gebiet der Stralfunder Superintendentur, d. h. 


das Et: digebiet nebit den Ortichaften Parow und Garbodenhagen. 
8 10.) Das Stadtconfiftorium befteht je zur Hälfte aus geiftlihen und 
2 —— ide Verf.Geſ. 65. 71. ——— Mitgliedern. Erſtere ſind der Stadt— 
\. 98. uperintendent und die Paſtoren an den beiden 
3) Allgem. Kirchenbl. Jahrg. 1880, ©. 665. anderen Pfarrkirchen, ah die beiden Bürger- 
4) Die frühere Faſſung lautete: Das Stadt- meiſter und ein vom Rathe aus feiner Mitte 
confiftorium beftcht aus Drei geiftlichen und drei gewähltes rechtsverſtändiges Mitglied. 
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weltlihen Mitgliedern, Erftere find der Stadtjuperintendent und die Baftoren 
an den übrigen Bfarrfirchen, leßtere die beiden Bürgermeifter und fopvielvom 
Nathe gewählte rehtsverftändige Rathsverwandte, als erforderlich jind, um 
jene Mitgliederhälftezu erreiden, 

11, Ein Rathsmitglied kann nur unter der Voxrausſetzung in das Stadtconſiſtorium ein— 
treten, daß es der evangeliſchen Landeskirche angehört. Iſt letzteres bei einem Bürgermeiſter nicht 
der Fall, ſo beruft der Rath an deſſen Stelle ein anderes rechtsgelehrtes Mitglied ſeines Colle— 
giums auf fo lange in das Stadtconfiftorium, als der Grund dieſer Berufung fortdauert. 

12, ') Den Borfiß beim Stadtconfiftorium führt der Erjte Bürger: 
meister, bei deſſen Behinderung der zweite, 

Wenn die frühere Ordnung der Öleichitellung der beiden Bürgermeifter 

wieder eintreten follte, gebührt dem im Dienftalter älteren der Borfik, 
e Bern ehinderung beider Bürgermeifter führt der Stadtjuperintendent 
en Vorfik. 

Ein nad $ 11 anftatt eines Bürgermeifters in das Stadtconfiftorium 

gefandtesNHathsmitglied hatfeinen Anſpruch auf den Borfigin der Behörde, 

813. Das Sonfiftorium ift beſchlußfähig, ſobald bei einer ordnungsmäßig anberaumten Sigung 

Ber die Hälfte der Mitglieder anweſend ift. — 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt; bei Stimmen— 
all giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

8 14, Die für den Geschäftsbetrieb des Stadtconfiftoriums erforderlichen Biüreaus und Unter: 
heomien jtelt die Stadt, welche auch die übrigen Koften des Geſchäftsbetriebes trägt. 

5 15. Nach Mabgabe des 8 8 hat das Stadtconfiftorium Folgende Obliegenheiten: 

Es überwacht die geſammte innere und äußere firchlihe Ordnung und die Pflege des 
“ Kirchlichen Lebens in feinem Amtsbezirk, 

2. &3 hat den Gottesdienft in dogmatiſcher umd liturgiſcher Beziehung zu beauffichtigen, 
für die Aufrechthaltung jeiner Reinheit und Würde zu forgen umd iiber die Anträge der 
Gemeinde-Rirchenräthe in Betreff der Zahl, der Anfangszeit und der Einrichtung der 
einzelnen Gottesdienste, Sowie über die Anordnung localer kirchlicher Seite zu befinden. 

3 Er beichließt unter Vorbehalt der Zuftimmung der Provinzial» Synode über die Ein— 
führung neuer Katechismus-Erklärungen, Neligionslehrbücher und Gejangbücher und führt 
die Aufficht über die Kirchenbitcher und Bfarrarchive, 

4, In Betreff der Bildung nener Pfarrbezirke und der Veränderung der beftehenden ſtäd— 
tischen Barochieen, ſowie in Betreff der Einführung und Veränderung der Gebührentaren 
hat es die vorbereitenden Verhandlungen zu führen und ſodann die Anträge wegen Er: 
theilung der firchenregimentlichen und ftaatlichen Genehmigung an das Provinzial-Con- 
filtorium zu richten, 

5. Es hat hinfichtlich der Einweihung der Kirchen und anderer zu gottesdienftlichen Zweden 
bejtimmten Räume fich mit dem General:Superintendenten der Provinz in Verbindung 
zu ne und wegen der Einweihung der Begräbnißplätze die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

6. Es ertheilt die Dispenfation von dem für die Einſegnung vorgefchriebenen Alter, foweit 
hierzu nicht dem Stadtjuperintendenten die Befugniß zufteht. 

7, &3 ijt die nächftvorgefeßte Disciplinarbehörde der ftädtiichen Geiftlichen, ift befugt, Er: 
mahnungen und Berweife gegen diejelben auszufprechen und $ — bis zur 
Höhe von Fünfzig Mark über ſie zu verhängen, und trifft die Entſcheidung auf Be— 
ſchwerden in Bezug auf pfarramtliche Handlungen der Geiſtlichen und auf den Umfang 
der VBarochialberechtigung innerhalb des Amtsbezirks. 

3. Es befindet über die Gefuche der Geiftlichen um Bewilligung eines Urlaubs bis zur 
Dauer von ſechs Wochen und berichtet wegen Bewilligung eines längeren Urlaubs au 
das PBrovinzial-Confiftorium Behufs Einholung der Entſcheidung des evangelischen Ober: 
Kirch henrathes: es entſcheidet ferner über die Anträge der Geiſtlichen auf Geſtattung der 
— einer Vormundſchaft und eines Nebenamts, ſowie auf Ertheilung des Heiraths— 
conſenſes und überwacht die geſetzliche Verſicherung einer Wittwenpenſion für die Ehe— 
gattin bei der Königlichen allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt. 

9, In Betreff der Anträge auf freiwillige Emeritirung, in jo weit dieſelben von den gegen— 
wärtig im Amt befindlichen ftädtifchen Geiftlichen in Beziehung auf die von ihnen zur 
Zeit verwalteten Stellen ausgehen, fteht dem Stadtconftjtorinm die jelbitändige Ver— 
fügung zu; zur Gmeritirung von Geiftlichen dagegen, welche nach dem 1, April 1881 
im ftädtifchen Amtsbezirk neu angeftellt oder innerhalb beffelben in eine andere Stelle 
eingetreten find, ijt die Genehmigung des Provinzial-Gonfiitoriums einzuholen, welches 


1) Die frühere Faffung lautete: Den Vorſitz Ein nah 8 11 anstatt eines Bürgermeiſters 
im Stadteonfiftorium führt der ältefte Bürger: | in das Stadtconfistorium gefandtes Nathömitglied 
meifter, bei deſſen Behinderung der jüngere, falls | hat feinen Anfpruch auf den Vorfik in dieſer 
beide behindert find, der Stadtjuperintendent. | Behörde. 
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die aus dem Penfionsfonds der evangelifchen Landeskirche zu gewährende Penſion feſt⸗ 
ſetzt und zur Zahlung auf die Regierungs-Hauptkaſſe anweiſt und ebenſo die aus dem 
Einkommen der betreffenden Stelle an den gedachten Fonds zu entrichtende Pfründen— 
abgabe feſtſtellt. —J Aue 

10, Erſcheint die Einleitung eines fürmlichen Disciplinar-Berfahrens gegen einen ſtädtiſchen 

Geiftlihen oder einen niederen Kirchendiener erforderlich, jo hat das Stadtconfiltorium 
das Necht und die Pflicht des eriten Angriffs und der Führung der Verhandlungen zur 
Feſtſtellung des TIhatbeitandes, welcher das Verfahren begründet. 

Die Verhandlungen find demnächſt dem Provinzial-Confiftorium zur meiteren Veran— 
laſſung in Gemäßheit der Beftimmung des $ 7 Nr. 6 der Generaliynodal-Ordnung von 
20, Januar 1876 einzureichen, 

Wenn Gefahr im Verzuge tft, hat das Stadteonfiftorium die Befugniß, dem betreffenden 
Beamten die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig zu unterfagen und die nöthigen 
Anordnungen wegen der Verwaltung des Amts zu treffen, es iſt aber darüber fofort an 
das Provinzial: Gonfiftorium Behufs Einholung der höheren Genehmigung zu berichten, 

11. In Betreff der Verwaltung des Vermögens der Kirchen und der mit demfelben ver= 
bundenen kirchlichen Localftiftungen fteht dem Stadtconfiftorium die bisher vom Nathe 
vermöge der Firchenregimentlichen Befugniffe der Stadt ausgeübte Aufficht zu. 

Inſoweit es ſich aber Handelt 
a) um den Erwerb, die Veräußerung oder dingliche Belaſtung von Grundeigenthum, wenn 

der Werth Des zu erwerbenden oder zu veräußernden Gegenſtandes oder wenn der 

Betrag der Belaftung die Summe von zehntaufend Mark überfteigt, 

b) um die Veräußerung von Gegenftänden, welche einen gefchichtlichen, wiffenfchaftlichen 
oder Kunſtwerth Haben, 

e) um die Errichtung neuer für den Gottesdienft beftinmter Gebäude und um die Anz 
legung von Begräbnißpläßen, 

d) um Anleihen, foweit fie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen und aus der 
laufenden Einnahme derſelben Veranſchlagungsperiode zurückerſtattet werden können, 

e) um Veränderungen im der ftiftungsmäßigen Beſtimmung der zu Kirchlichen Zwecken 
gewidmeten Dotationen, 

ift an das Provinzial-Conſiſtorium Behufs Einholung der firhenregimentlichen und ftaat- 

lien Genehmigung zu berichten. 

$ 16, Das Stadteonfiltorium hat, um fich ftetS in genauer Kenntniß von dem Zurftande 

in feinem Amtsbezirk zu erhalten, von Zeit zu Zeit Kirchenvifitationen vorzunehmen. 

Diefelben find theils ordentliche, theils außerordentliche, 

Die erfteren finden bei jeder ſtädtiſchen Kirche von fünf zu fünf Sahren ftatt, die Yeßteren 
werden nur dann, wenn ſich bei einer der betreffenden Kirchen eine befondere Veranlaffung dazu 
ergiebt, auf Anordnung des Stadtconſiſtoriums bei derjelben veranftaltet, 

Für die Viſitatiönen find die allgemeinen in der Provinz Bommern beftehenden Vorfchriften 

maßgebend und dem Provinzial-Confiftorium ift nach jeder Vifitation Abſchrift der dabei aufge= 
nommenen Verhandlungen und ertheilten Beſcheide zur Kenntnißnahme einzureichen. 
j Die Bifitation der Parochie des Stadtiuperintendenten gefchieht durch den General-Super- 
intendenten der Provinz in Gemäßheit der fir die General-Superintendenten ergangenen Inftruction 
vom 14, Mai 1829, 

k ‚ Provinzials Confiftorium. 

$ 17. Das Stadteonfiftorium ift dem Königlichen Confiftorium der Provinz Pommern als 
feiner nächſtvorgeſetzten Behörde unterſtellt. 

Bei dieſem ſind die gegen das Stadteonſiſtorium zu erhebenden Beſchwerden anzubringen 
und letzteres hat den Anordnungen und Weiſungen des Provinzial-Conſiſtoriums, ſowie der höheren 
kirchlichen Behörden gebührend Folge zu leiſten. 

S 18. Menderungen diefes Statuts bedürfen der Allerhöchiten Genehmigung. 

Stralfund, den 23, Juni 1882, 

Dr. Heindorf, Graf Behr-Negendant, 

Sonfiftorial-Bräfident, Regierungs-Praͤſident 


Commiſſarius des evangeliſchen und Commiſſar des Herrn Miniſters 
Ober-Kirchenraths. der geiſtlichen Angelegenheiten. 
J 
Bürgermeiſter, 


Commiſſar der Stadt Stralſund. 
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V.') 


Kirchengeſetz 


betr. Abänderungen und Zuſähze zu der Kirchenordnung für die evangeliſchen 
Gemeinden der Provinz Weſtfalen und Rheinprovinz vom 5. März 1835. 
Bom 2%. April 1891. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen unter 
Buftimmung der Provinzialignoden von Weftfalen und der Rheinprovinz und nachdem 
durch Erklärung Unferes Staatsminifteriums feftgeftellt ift, daß gegen dieſes Provinzial 
Kirchengefeg von Staatswegen nichts zu erinnern ift, für den Umfang der Provinz Weit: 
falen und der Rheinprovinz, was folgt: 

Die Kirchenordnung für die evangelifchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und 
der Rheinprovinz vom 5. März 1835 wird im nachjtehender Weife abgeändert: 

1) Zufag zu $ 7:?) 

„Abänderungen der beftehenden Zahl bedürfen der Zuftimmung der Gemeinde- 
vertretung und der Genehmigung der Kreisſynode.“ 

2) S 8°) lautet Fünftig: 

„Die Mitglieder des Presbyteriums, mit Ausnahme der Prediger, werden 
in Eleinen Gemeinden, deren Seelenzahl nicht über 200 ift, von allen bei der 
Predigerwahl ftimmfähigen Gemeindegliedern auf vier Jahre, in größeren Ge— 
meinden von dem Presbyterium und der größeren Nepräfentation der Gemeinde 
(fiehe 8 18) unter Vorſitz des Pfarrers auf vier bezw. 2 Jahre gewählt 
(vergl. Zufaß 4 Wr. 1 von 1853). 

Nur die perfönlich erjchienenen Wähler find ftimmberechtigt. Gewählt find 
diejenigen, auf welche die abjolute Mehrheit der abgegebenen gültigen Wahl— 
jtimmen gefallen ift. Hat der erjte Wahlgang eine abjolute Mehrheit nicht er: 
geben, fo ift, bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere Wahl unter 
einer Dreizahl und erforderlichen Falls einer Zweizahl fortzujeßen. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet in allen Fällen dag Loos. 

Die Abgehenden fünnen, wenn fie jich dazu qualifiziren, wieder gewählt 
werden. Sie bleiben jedenfalls bi! zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte.“ 


1) Wir geben in den Noten den früheren Wort- | über 200 Seelen die Hälfte der Mitglieder 





Yaut des Geſetzes und deuten die abgeänder- 
ten Stellen dabei durch lateinischen Druck an. 

2) Bisherige Faſſung: 8 7. Die Zahl der 
Mitglieder des Presbyteriums richtet fich nad) 
der Größe der Gemeinde, doch follen deren, außer 
dent Pfarrer, zum wenigiten vier fein, nämlich 
zwei Aelteſte, ein Kirchmeifter und ein Diakonus 
oder Armenpfleger. 

3) Bisherige Faſſung: $ 8. Die Mitglieder 
des Presbyterii werden mit Ausnahme der 
Prediger auf vier Jahre, in kleinen Gemein- 
den, deren Seelenzahl nicht über 200 ist, von 
allen bei der Predigerwahl stimmfähigen 
Mitgliedern, und in grösseren Gemeinden 
. von dem Presbyterium und der grösseren 
Repräsentation der Gemeinde (siehe 8 18) 
unter Vorsitz des Pfarrers auf zwei Jahre 
gewählt. Jedes Jahr geht bei Gemeinden 





ab, doch können die Abgehenden, wenn sie 
sich dazu qualifiziren, wieder gewählt wer- 
den. Es kann aber der Wiedergewählte die 
Stelle ablehnen. 

Zuſätze. 1. Die Wahl der Klirchen-Xelteften 
und Diafonen erfolgt in Zukunft der Regel nad) 
jedesmal auf die Dauer von vier Jahren, und 
icheidet al&dann nur alle zwei Jahre die Hälfte 
derjelben aus. Jedoch kann, wo e3 nach den 
VBerhältniffen zweckmäßig erjicheint, mit Zuftim- 
mung der Kreis = Synode die bisherige zweijäh— 
rige Amtsdauer beibehalten werden, in welchen 
Falle alle Fahre die Hälfte ausjcheidet. 

2. Scheidet ein Glied de3 Presbyteriums vor 
Ablauf feiner Dienjtzeit aus, jo wird an deſſen 
Stelle durch das Presbyterium ein Subjtitut 
gewählt, welcher jo lange das Amt beffeidet, als 
der Ausgejchiedene dafjelbe befleidet haben würde. 


12 


Preußen, 


[402 


3) Im 8 9°) tritt an Stelle des bereits durch) Zuſatz 5 Nr. 2 von 1853 in Weg— 
fall gefommenen Schlußfages folgende Beftimmung: 
„Einem folchen kann auf fein Geſuch von dem Presbyterium die Wählbarkeit 


wieder beigelegt werden.“ 


4) Im 8 12°) Abjah 2 treten an Stelle der letzten beiden Sätze folgende Beſtim— 


mungen: 


„Zur Faſſung eines Befchluffes müffen zwei Drittel beziehungsweiſe die Hälfte 
(Zuſatz 8 Nr. 3 von 1853) der gejeglichen Mitgliederzahl verſammelt fein. 
Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmen 
gleichheit entjcheidet bei Wahlen das Loos, ſonſt die Stimme des Vorfigenden.” 


und folgende Zufäge hinzu: 


a. „Mitglieder, welche an den Gegenftande der Beichlußfaffung perjünlich be— 
theiligt find, haben fich der Abftimmung zu enthalten und dürfen nur auf 
ausdrückliche Geftattung der Berfammlung bei der Verhandlung anmwejend fein.“ 


„Jedes Mitglied des Presbyteriums ift verpflichtet, über alle die Seeljorge 


und Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die fonft ale ver- 
traulich bezeichneten Gegenstände Berjchtwiegenheit zn beobachten.“ 


5) Im 8 14°) lautet fünftig: 


1) Bisherige Faffung: 8 9. Ohne erhebliche 
Gründe, zu welchen ein Alter über 60 Sahre, 
notorische Kränflichfeit, oder ein Geschäft, welches 
mit öfterer. oder langer Abwefenheit von der Ge— 
meinde nothwendig verbunden ift, jo wie amei 
mit VBermögens-Adminiftration verbundene Vor- 
mundschaften zu zählen find, dirfen die in das 
Presbpterium Gewählten fich den Amte, wozu 
jie erwählt worden, nicht entziehen. Wer ohne 
erhebliche Gründe das Amt eines Presbyter ab» 
lehnt, verliert dadurd) das Necht, in Zukunft als 
Glied des Presbyterii und der größeren Ge— 
meinde-Nepräjentation gewählt zu werden. Ueber 
die Gültigkeit der Entschuldigungsgründe hat 
auf Antrag des Presbyterii die Kreis-Synode 
zu entscheiden. 

Zuſätze. 1. Bei einer unmittelbaren Wie- 
derwahl in das Presbyterium kann der Wieder- 
gewählte auch ohne das Vorhandenjein der int 
$ I aufgeführten Entichuldigungsgründe die Stelle 
ablehnen. 

2. Ueber die Gültigkeit der Entjchuldigungs- 
gründe enticheidet zunächſt das Presbyterium, 
und auf dem Wege des Rekurſes, welcher jedoc) 
innerhalb 14 Tagen präffufiviicher Frift, vom 
Tage der Mittheilung der Entfcheidung des Pres— 
byteriums an gerechnet, eingelegt werden muß, 
das Moderamen der Kreid: Synode in letzter 
Snltanz. 

2) Bisherige Faffung:$ 12. Das Presbyterium 
verjammelt fich auf Schriftliche Aufforderung des 
Präſes, welche den Mitgliedern wenigſtens drei 


Tage vor der Sitzung befannt gemacht werden | 


muß, in der Kegel jeden Monat einmal in der 
Saftiftei oder einem andern beſtimmten, anges 
mefjenen Lofale, in einem der Tirchlichen Ge- 


meindegebäude. Der Präjes Hat darauf zu halten, | 


daß Ordnung, Anftand und Würde in der Ber- 
jammlung nicht verlegt, und nur über firchliche 
Gegenstände gejprochen werde. 

Der Präjes kann auch, wo erforderlich ift, 








außergewöhnlich das Presbyterium zuſammen— 
berufen. — Zur Fassung eines Beschlusses 
müssen zwei Drittel der Glieder versammelt 
sein. Bei Gleichheit der Stimmen gebührt 
dem Präses die Schiedstimme. 

Zuſätze: 1. Die Einladung des Bräfes muß 
den Mitgliedern des Presbyteriums jpätejtens 
am Tage vor Abhaltung der Verſammlung zu— 
fommen. 

2. Statt der Schriftlichen Form kann auch Die 
ſonſt herkömmliche Form der Einladung benußt 
werden. 

3. Iſt die Einladung Schriftli and unter An— 
gabe der Berathungsgegenftände erfolgt, jo ift 
Ichon die Hälfte der Mitglieder des Presbyte- 
riums beſchlußfähig. 

4. Der Präſes eröffnet und ſchließt die Ver— 
handlungen mit Gebet. 

3) Frühere Faſſung: 8 14. Zu dem Geſchäfts— 
kreis des Ortspresbyterii gehört: 

a. Die Handhabung der Kirchendisciplin in 
der Gemeinde, innerhalb der geſetzlichen Gränzen. 

b. Die Einleitung zur Wahl des Predigers 
nach den Beftimmungen des Wahl-Neglements. 

ec. Es gebührt ihm die Wahl der untern Kir- 
chenbedienten, die verfajfungsmäßige Theilnahme 
an der Wahl der Elementar-Schullehrer, und der 
$ 8 bezeichnete Antheil an dev Wahl der Pres— 
byterien. 

d. Die Aufnahme der von ihm und der Ge- 
meinde Durch den Prediger geprüften Konfir- 
manden. 

e. Nach der Beftimmung des $ 2 die Erthei— 
lung der Kirchenzeugnifje für die aus der Ge— 
meinde zu entlafjenden Glieder. 

f. Siß und Stimme in der Frei - Synode 
durch den Prediger und einen von dem Pres- 
byterio deputirten Aeltesten. 

g. Die Berwaltung des Kirchen-, Pfarr, Schul- 
und Armenvermögens. 
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13 


lit. f. „Sit und Stimme in der Kreisſynode nah Maßgabe des 8 35;“ 
lit. k. „die Leitung der kirchlichen Einrichtungen für Armen- und Siranfenpflege 
($ 17, 8 147), fowie für Verwahrlofte; auch kann es fich hierfür Helfer aus 


der Gemeinde beiordnen;“ 
&3 tritt hinzu: 


lit. m. „Zur Abänderung der üblichen Seit der öffentlichen Gottesdienſte bedarf der 
Pfarrer der Zuftimmung des Presbyteriums, vorbehaltlich der Vorjchrift im 


8 83 der Kirchenordnung.“ 


lit. n. „Diejelbe ift auch erforderlich, wenn wegen Abänderung der in der Gemeinde 
beitehenden Lokalen liturgischen Einrichtungen Anträge an die zuftändigen Be— 


hörden gerichtet werden jollen.“ 
6) Sm $ 16) tritt Hinzu: 


4.: „Sie vertreten im Gebiete des franzöfi ſchen Rechts die Ortsgemeinden bei 
allen Prozeſſen, ſodaß alle erforderlichen Zuſtellungen von ihnen rechtsgültig 
ausgehen und an ſie rechtsgültig erfolgen (Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 
1868, Geſetz-Sammlung Seite 450).“ 


7) 8 17°) Nr. 3 lautet künftig: 


„Sie bejorgen die Sammlungen der Beiträge für die Kirche und Armen 
der Gemeinde und die angeordneten firchlichen Kollekten.“ 


Zuſätze. Zu den Obliegenheiten des Pres— 
byterii gehört ferner: 

h. Die Aufficht über die ganze Gemeinde und 
die Aufrechterhaltung guter Ordnung bei dem 
öffentlichen Gottesdienite. 

i. Die 
Pfarritele, na) Anweiſung des Superintenden- 
ten, dafür zu jorgen, daß der Gottesdienft und 
der Fatechetijche Unterricht der Jugend gehörig 
wahrgenommen werde. 

k. Die Leitung der Firchlichen Einrichtungen 
für Armen- und Stranfenpflege (hier Zusatz in 
der neuen Fassung). 

1. Es bildet innerhalb der verfafjungsmäßigen 
Gränzen den Schulvorftand der Pfarrſchulen, 
führt die Aufficht über ſämmtliche Schulen der 
Gemeinde in Beziehung auf chrijtliche Untermwei- 
fung und Erziehung der Jugend, und wahrt im 
Bereiche der Parochie Die der Kirche über Die 
Schulen zuftehenden Rechte. 

1) Danach weicht die jegige Faſſung des 8 16 
nicht von unjerem früheren Terte ab. Der 8 
lautet im Bujfammenhange: 8 16. Die Kirch- 
meijter haben folgende bejondere Obliegenheiten: 

1. Sie empfangen alle Einnahme der Kirche, 
und beftreiten von derjelben die Ausgaben auf 
Alfignationen, welche von dem Präſes des Kir— 
chenvorſtandes unterjchrieben find. 

2. Legen fie jährlich dem Presbyterio Nech- 
nung von ihrer Verwaltung ab, und haben fich 
jeder befondern, von dem Presbyterio angeord- 
neten Kafjenrevifion zu unterwerfen. 

3. Führen fie die bejondere Aufficht über die 
der Gemeinde gehörenden Gebäude, Kirchenge— 
räthe und anderen Inventarienſtücke der Kirche, 
und maden in der Berfammlung des Kirchen 
voritandes die Anträge zu nöthigen Bauunter- 
nehmungen. 

4. (Zujap.) Sie vertreten im Gebiete des 
franzöjischen Nechts die Ortsgemeinden bei allen 


Pfliht, zur Zeit einer Vakanz der 











| Brozefjen, fo daß alle erforderlichen Zuftellungen 
von ihnen vechtögültig ausgehen und an jie recht3- 
gültig erfolgen. (Allerh. Erl. 4./5. 1868.) 

Bufag. Auf den Antrag des Presbyteriung 
kann der Superintendent es gejtatten, daß die 
Nendantur der Kirche gegen Remuneration einem 
bejondern Beamten, welcher jedoch dadurch nicht 
Mitglied des Presbyteriumg wird, libergeben 
werde. 

2) Frühere Faffung: $ 17. Pflichten der 
Urmenpfleger oder Diafonen. Die 
bejonderen Obliegenheiten der Armenpfleger find 
folgende: 

1. Die Sorge für die Armen der Gemeinde: 
Sie unterfuchen deren Familienverhältnifje, ihren 
häuslichen und ihren fittlichen Yuftand, erfor— 
ihen deren Bedürfniſſe, machen die nöthigen Ans 
träge zur Befriedigung derjelben in der Ver— 
jammlung des Kirchenvorftandes und vollziehen 
in diefer Hinficht die gefaßten Befchlüffe. 

2. Sie verwalten den Armenfonds der Ge— 
meinde, beforgen nach den ihnen zu ertheilenden 
Anweifungen des Präſes die Einnahmen und 
legen jährlich dem Presbyterio, welches fiir die 
richtige Kaſſenführung verantwortlich iſt, Nech- 
nung von ihrer Verwaltung ab. 

Auch Haben fie fich jeder von dem Presbyterio 
angeordneten bejonderen Kafjenrevijion zu unter— 
werfen ; 

3. besorgen sie die Sammlungen der Bei- 
träge für die Kirche und Armen der Ge- 
meinde und die vom Staate angeordneten 
kirchlichen Kollekten 

Zufag. Auf den Antrag de3 Presbyteriums 
kann e3 der Superintendent geftatten, daß die 
Rendantur der Armenkafje gegen Remuneration 
einem befonderen Rendanten, der dadurch nicht 
Mitglied des Presbyteriums wird, übergeben 
werde. Auch kann ein anderes Mitglied de3 
Presbyteriums diefe Rendantur übernehmen. 


14 


Preußen. 
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8) 8 18') lit. d. lautet künftig unter Wegfall des Zuſatzes 11 Nr, 1 von 1853: | 
„bei Unzulänglichteit des firchlichen Vermögens der Gemeinde Die Herbei⸗ 
ſchaffung der nöthigen Bedürfniſſe beräth, nöthigenfalls die Umlage auf die 
Mitglieder der kirchlichen Gemeinde nach Maßgabe direkter Staatsſteuern 


oder Kommunalſteuern bewirkt.“ 


9) 8 20) lautet künftig: 


„Die ſämmtlichen Repräſentanten werden zum erſten Male gewählt unter 
dem Vorſitz des Kreisſuperintendenten mit Zuziehung des Pfarrers oder der 


Pfarrer der Gemeinde.“ 
10) Neuer Zuſatz zu $ 23:) 


„Nur die perfönlich erfchienenen Wähler find ſtimmberechtigt.“ 


11) Neuer Zuſatz zu 8 24:°) 


„Im Uebrigen finden die Beftimmungen der Kirchenordnung und der dazu 
erlaffenen Ergänzungen, betreffend das Verfahren bei Einfprüchen gegen Pres— 


byterwahlen (8 11), ſowie bei 
8 126) auch hier Anwendung.“ 


der Entlafjung von Presbytern (Zuſatz zu 


12) Sm 8 28°) tritt der Schlußfaß Hinzu: 


1) Frühere Safjung:$18.Vondergrößern 
Nepräfentation der Drt3gemeinde. 
Jede evangeliihe Gemeinde, welche über 200 
Seelen zählt, erhält außer dem Presbyterium eine 
größere Vertretung, welche gemeinschaftlich mit 
dem Presbyterium 

a. die Prediger wählt, 

b. über die Veränderung in der Subftanz des 
Grundeigenthums der Gemeinde, Erwerbung oder 
Veräußerung derjelben, wozu auch Erbverpach: 
tungen und Konzefjionen gegen Erbzins gehören, 
berathet und bejchließt, 

c. Gehälter und Gehaltszulagen für Kirchen- 
beamte oder Kirchendiener bejtimmt, 

d. bei Unzulänglichfeit des Kirchlichen Vermö— 
gens der Gemeinde, die Herbeifchaffung der nö- 
thigen Bedürfniffe beräth, nöthigenfalls die Um- 
lage auf die Mitglieder der kirchlichen Genteinde, 
nach Verhältniss der von denselben zu zah- 
lenden direkten Staat3- und Kommunal-Steuern, 
bewirkt und dieselbe der Regierung zur Voll- 
ziehung vorlegt. 

öujäße. 1. Die auf die Gemeinde nöthig 
werdenden Umlagen werden nach Verhält- 
niss der von den Mitgliedern derselben zu 
zahlenden direkten Stauts- oder Kommunal- 
Steuern, umgelegt. 

2. Es fteht dem Presbyterium frei, auch in in- 
nern Angelegenheiten, wo e3 ihm angemeſſen er- 
icheint, die Unterftügung der Gemeindevetreter 
in Anjpruch zu nehmen. 

2) Frühere Faſſung: 8 20. Die ſämmtlichen 
Repräjentanten werden zum erften Male gewählt 
unter dem Vorſitz des Streis= Superintendenten 
mit Buziehung des Pfarrers oder der Pfarrer 
der Gemeinde und im Beisein des Ortsbürger- 
meisters, wenn dieser evangelischer Konfes- 
sion ist, im entgegensetzten Falle eines evan- 
gelischen Beigeordneten oder eines evangeli- 
schen Mitgliedes des Stadtraths, wenn ein 
solcher vorhanden sein sollte. 

3) Frühere Faſſung: 8 23 Die Wahl erfolgt 


auf die Weife, daß jeder Wählende jo viele Na- 
men von Wählbaren, ald Stellvertreter der Ge— 
meinde zu ernennen find, in einem, dem die Wahl 
leitenden Kirchenbeamten zu übergebenden ver- 
ichloffenen Zettel benennt, damit die Stimmen 
ganz frei von allem fremdartigen Einfluffe bleiben 
(hier der neue Zusatz). 

Zuſätze. 1. Statt der Abjtimmung durch 
verjchloffene Stimmzettel fann das Presbyterium 
durch) Beichluß auch die Wahl durch öffentliche 
Stimmgebung zu PBrotofoll anordnen. 

2. Wo die Örtlichen Verhältniffe die nöthig 
machen, fann die Wahl auch mit Berücfichtigung 
der einzelnen Abtheilungen der Genteinden er» 
folgen. 

3. Die nad) den Ortsverhältniſſen erforder- 
lichen näheren Bejtimmungen der Wahlreform 
bleiben bejonderen Wahlordnungen vorbehalten, 
die nad) Anhörung des Presbyteriums auf An— 
trag des GSuperintendenten durch das Konſiſto— 
rium fejtgejtellt werden. 

4) Frühere Fafjung: $ 24. Durch die relative 
Mehrheit diefer Stimmen werden die neuen Re— 
präjentanten ernannt: 

Zuſätzee. 1. Die Namen der gewählten 
Gemeindevertreter werden an zwei nach einan— 
der folgenden Sonntagen von der Kanzel ver- 
kündigt, und können nur bis zur vollzogenen 
zweiten Bekanntmachung Einfprüche gegen die 
Wahl angenommen werden. 

2. Im Uebrigen finden die Beftimmungen in 
s 11 der Sirchenordnung und der dazu erlafje- 
nen Ergänzungen betr. das Verfahren bei Ein- 
Iprüchen gegen Bresbyterialwahlen (hier der Ein- 
schub) auch hier Anwendung. 

5) Srühere Faſſung: $ 28. Die an der Aug» 
gejchiedenen Stelle tretenden neuen Repräfentan- 
ten werden von den jtimmberechtigten Gemeinde- 
gliedern unter dem Vorſitze des Pfarrers er- 
wählt, wo mehrere Pfarrer find, unter dem Vor: 
lige des Präjes des Presbyteriums; die Ab- 
gehenden find wieder wählbar (hier der Zusatz). 
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„Sie bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger in Funktion.“ 
13) 8 29!) nebſt Zuſatz lautet künftig: 

„Wenn in der Zwiſchenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Repräſentant aus 
der Repräſentation ausſcheidet, ſo wird deſſen Stelle in der erſten Sitzung 
der Gemeindevertretung von derſelben durch eine neue Wahl wieder in der 
Art beſetzt, daß der neu Gewählte die Stelle ſeines Vorgängers bis zu dem 
Zeitpunkte behält, wo letzterer durch den regelmäßigen Wechſel ausgeſchieden 
ſein würde. 

Für die Wahl iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich (8 8).“ 

14) Im 8 30°) treten am Schluß des erſten Satzes die Worte Hinzu: 

„bei Wahlen das Loos.“. 

15) $ 32°) lautet unter Wegfall des Zufabes künftig: 

„Zur Faſſung eines Bejchluffes muß die abſolute Majorität der gejeglichen 
Mitgliederzahl des aus der Gemeindevertretung und dem Presbyterium be- 
jtehenden Kollegium gegenwärtig fein.“ 

Es treten Hinzu folgende Süße: 

a. „Iſt auf die erfte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Majorität 
nicht erjchienen, jo find bei zweiter firchenordnungsmäßiger Einladung ($ 31 
Zuſatz) die alsdann Erjchienenen ohne Nücficht auf die vorhandene Zahl be- 
Ihlußfähig, wenn bei der Einladung auf diefe Beſtimmung ausdrüdlich hin— 
gewieſen ist.“ 

b. „Mitglieder, welche an dem Gegenjtande der Beſchlußfaſſung perfönlich be— 
tHeiligt find, haben ich der Abftimmung zu enthalten und dürfen nur auf 
augdrüdliche Geftattung der Berfammlung bei der Verhandlung anmejend fein.“ 

16) $ 33 *) lautet künftig: 

„Ueber die Bejchlüffe der Berfammlung ift eine Verhandlung aufzunehmen, 
aus welcher die Namen der dabei anweſend gemwejenen Mitglieder hervor— 
gehen müſſen. Die Verhandlung wird von dem Vorſitzenden und wenigſtens 
drei Mitgliedern, welche die Verſammlung beftimmt, nach Vorlefung durch 
Unterfchrift vollzogen.“ 


1) Frühere Faſſung: $ 29. Wenn in der Zwi— 
ichenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Neprä- 
jentant mit Tode abgeht, die Gemeinde ver- 
lässt, oder in das Presbyterium gewählt wird, 
jo wird defjen Gtelfe in der erſten Sitzung der 
Gemeindevertretung von derſelben durch eine 
neue Wahl wieder in der Art bejeßt, daß der 
neu Gewählte die Stelle ſeines Vorgängers bis 
zu der nächsten Repräsentantenwahl behält. 

3ufat. Die nach $ 29 von dem grösseren 
Kirchen-Kollegium zu bewirkende Ergänzung 
einer durch ansserordentlichen Abgang in der 
Gemeindevertretung entstandenen Lücke soll 
künftig in der Art erfolgen, dass das neu 
gewählte Mitglied, die Stelle feines Vorgängers 
bis zu dem Zeitpunkte behält, wo leßterer durch 
den regelmäßigen Wechjel ausgejchieden fein wiirde 
(hier der Zusatz). 

2) Srühere Faſſung: $ 30. Die Gemeindever- 
tretung beſchließt unter dem Vorſitze des Präſes 
des Presbyterii durch Stimmenmehrheit gemein- 

ſchaftlich mit dem Presbyterium über die von 
demjelben zur Berathung vorgelegten Gegen- 











ftände; bei Gleichheit der Stimmen giebt der 
Präſes des PBresbyterii den Ausjchlag (hier der 
Einschub), Das Wresbyterium fiihrt die ge- 
faßten Beſchlüſſe aus, wobei demjelben auf fein 
Anjuchen die nöthige Unterjtügung von Mitglie- 
dern der Gemeinde-Repräjentation gewährt wird. 

3) Frühere Faffung: 8 32. Um einen Be- 
schluss fassen zu können, müssen zwei Dritt- 
theile des au3 der Öemeindevertretung und dem 
Presbyterio beftehenden Kollegiums gegenwärtig 
ein 
Zusatz. Statt der nach $ 32 erforder- 
lichen Anwesenheit von zwei Dritttheilen des 
aus dem Presbyterium und der Gemeindever- 
tretung bestehenden Kollegiums soll es zur 
Gültigkeit einer Beschlussnahme genügen, 
wenn die absolute Majorität desselben an der 
Versammlung Theil genommen hat. 

4) Frühere Faſſung: $ 33. Die Beschlüsse 
des Kollegii werden von allen bei der Ab- 
stimmung Anwesenden jedesmal unter- 
schrieben. 
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17) 8 33a ') lautet fünftig: 


„Wenn eine Gemeindevertretung beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläffigt oder verweigert, jo kann das Konfiftorium auf Antrag des Vor— 
ftandes der Kreisipnode diejelbe auflöjen und den erwieſen Schuldigen die 
Wählbarkeit auf beſtimmte Zeit entziehen. — Die Neubildung der Gemeinde: 
vertretung ift unter Leitung eines von dem Konfiftorium zu beftellenden Kom— 
miffars zu bewirken. — Bis dahin werden die Nechte der Genteindevertretung 
dur) das Presbyterium ausgeiibt.“ 


18) $ 35’) nebft Zufägen lautet Fünftig : 


„Dieſes Presbyterium wird die Kreisiynode genannt und beſteht aus dem 
Synodalvorjtande, aus den Pfarrern des Kreifes und ebenjoviel deputirten 
Presbytern, als Gemeinden zum reife gehören. 

Sind mehrere jelbitftändige Kirchengemeinden zu einem gemeinjchaftlichen 
Pfarrſyſtem vereinigt, jo haben fie zwar das Necht, für jede diefer Gemeinden 
je einen Presbyter zu entjenden; fie find aber nicht verpflichtet, hiervon Ge— 
brauch zu machen, vorausgefegt, daß wenigſtens fo viel Presbyter deputirt 
werden, als Pfarritellen vorhanden find. Die Anzahl der bezüglichen Depu— 
tirten und die Reihenfolge, in welcher dabei die einzelnen Kirchengemeinden 
fonfurriven, ift durch ein feftes, der Genehmigung der Kreisſynode und des 
Konſiſtoriums unterliegendes Uebereinkommen zu vegeln. 

Auch frühere Presbyter, jofern fie die Dualififation zum Presbyter-Amte 
nicht verloren haben, find wählbar. 

Die innerhalb der Kreisgemeinde fungivenden Anftaltsgeiftlichen und Mi- 
fitär- Prediger, jowie die ordinirten Hülfsgeiftlichen, Adjunkten und Vikare, 
ind zur Theilnahme an den Kreisiynoden mit berathender Stimme berechtigt. 
Pfarrverweſer, welche die Stelle des ordentlichen Pfarrers in der Gemeinde 
vollftändig vertreten, haben auch auf der Kreisſynode eine volle Stimme, 
desgleichen der Eubftitut eines Pfarrer ($ 74 der Kirchenordnung), falls der 


(egtere der Kreisſynode nicht beitvohnen Kann. 
Die PBrovinzialiynodaldeputirten ($ 45 der Kirchenordnung) dürfen den 
Kreisiynoden mit berathender Stimme beitmohnen.“ 
19) $ 36°) nebjt Zufägen lautet künftig: 


1) Frühere Zafjung: $ 33 a. Zuſatz. Eine|haben auch auf der Kreis-Synode eine volle 


Versammlung der Gemeindevertreter, welche‘ 


wiederholt und hartnäckig ihre Pflichten ver- 
nachlässigt und in Unordnung oder Partei- 
ung verfällt, ist von dem Provinzial-Konsis- 
torıum aufzulösen und ebenso den erwiesenen 
Schuldigen die Wählbarkeit auf eine Zeit 
oder auf immer zu entzieben. 


‚2) Srühere Faſſung: $ 35. Diefes Presbyte- | 
rium wird die Kreis Synode genannt, und be— 


jteht aus (hier Einschub) den Pfarrern des 
Kreijes und eben jo vielen deputirten Aeltesten, 
als Gemeinden zum Kreiſe gehören. 

Zusätze. Die Presbyterien können an- 
statt eines Aeltesten auch einen der Diako- 
nen zur Kreis-Synode deputiren. 

2. Die innerhalb der Kreis» Gemeinde fungi- 
renden Anſtaltsgeiſtlichen und Militärpvediger, 
jo wie die ordinirten Hülfsgeiftlichen, Adjunkten 


Synoden mit berathender Stimme berechtigt. 
Pfarrverweſer, welche die Stelle des ordentlichen 
Pfarrers in der Gemeinde vollftändig vertreten, 





Stimme (hier Zusatz). 

3) Frühere Faffung: 8 36. Feder Kreis - Sy- 
node ift ein von derjelben aus Geistlichen ge— 
wählte® Directorium vorgejegt, welches aus 
(hier Aenderung) dem Superintendenten, dent 
Ajjeffor und dem Sfriba (hier Einschub) be= 
iteht. Der Aſſeſſor ift der Subftitut (Auer Ein- 
schub) des Superintendenten, und der Skriba 
führt bei Synodal-Zusammenkünften das Pro— 
tofoll. Das Direktorium wird von der Synode 
auf ſechs Jahre gewählt, und kann nach Verlauf 
diejes Zeitraums wiedergewählt werden. 

Die getroffene Wahl des Superintendenten 
und Aſſeſſors wird durch das Königliche Kon— 
fiftorium dent Ministerio der geistlichen An- 
gelegenheiten zur Betätigung vorgelegt. Stirbt 


‚der Superintendent, (hier Einschub) oder hört 
Ü er auf Pfarrer in dem Synodal-Kreiſe zu fein 
und Vikare, jind zur Iheilnahme an den Kreis— ; 


jo verwaltet der Aſſeſſor daS Amt des Super- 
intendenten bis zur nächsten Synodal-Zusam- 
menkunft. 


V. 86, v. 27, April 1891 betr, Abänderimgen 3. d. RO, f. Rheinl. u. Weſtf. Kr 


„Jeder Kreisſynode ift ein von derjelben gewählter Vorſtand vorgefeßt, 
welcher au3 drei Pfarrern, nämlich dem Superintendenten, dem Aſſeſſor und 
dem Scriba, ſowie aus zwei derzeitigen oder früheren (jiehe $ 35 Abſatz 3) 
Presbytern befteht. Der Affeffor ift ver Subftitut ımd Beiftand des Supe- 
rintendenten. Der Seriba führt bei allen Synodalverhandlungen das Pro— 
tofoll. Der Synodalvorjtand wird von der Synode auf ſechs Jahre gewählt 
und kann nad) Berlauf diefes Zeitraums wiedergewählt werden. Die ge— 
troffene Wahl des GSuperintendenten und Aſſeſſors wird durch das Konfi- 
ftorium dem Evangelischen Ober-Kirchenrathe zur Beftätigung vorgelegt. 

Stirbt der Superintendent, legt er jein Amt nieder, oder hört er auf 
Pfarrer in dem Synodalkreiſe zu fein, jo verwaltet der Ajjeffor das Amt bis 
zur Bejtätigung und Einführung des bei der nächiten Synodal-Zujammen- 
kunst zu wählenden neuen Superintendenten. 


Für den Affefjor und Scriba, fowie fir jeden der Vorftandgälteften werden 


Stellvertreter gewählt. 


Es dürfen nicht Vater und Sohn, nicht Großvater und Enkel, auch nicht 
Brüder zu gleicher Zeit Mitglieder oder Stellvertreter im Synodalvorftande fein. 
Beſchlußfähig ift der Synodalvorftand, wenn auf Einladung ſämmtlicher 
Mitglieder unter MittHeilung der Tagesordnung wenigſtens drei anwesend find.“ 

20) Sm 8 38°) Nr. 2 lautet der zweite Satz künftig: 


Zufäße. 1. Für den Aſſeſſor und Sfriba 
(hier Einschub) werden Stellvertreter gewäßlt. 

2. Nach dem Beschlusse der Kreis - Synode 
können in wichtigen Angelegenheiten nach 
Massgabe der Geschäfts- Ordnung zwei von 
der Kreis-Synode auf ein Jahr gewählte Ael- 
teste zu den Verhandlungen des Moderamens 
mit Stimmrecht zugezogen werden. Die Wahl 
derselben bedarf der bestätigung des Konsi- 
storiums. 

1) Frühere Faſſung: $ 38. Der Superinten- 
dent hat: 

1. in allen Firchlichen Angelegenheiten über 
Erhaltung und Ausführung der Kichen-Drdnung 
und Synodal-Beichlüffe zu wachen und die Rechte 
der Kirche wahrzunehmen. 

2. Er führt die Aufficht über die Presbyterien, 
über da3 Fortjtudiren und die Führung der Kan— 
didaten des Kreiſes, wie auch über die Amts— 
verwaltung und den Xebenstwandel der Geijt- 
lichen, Kicchenbedienten und Schullehrer, nad) 
den Grundjägen der Kirchenordinung. Er jucht 
Mißhelligkeiten, welche zwijchen den Gemeinden, 
Predigern, Presbpterien, diejen und den Gemein— 
den entjtehen, zu vermitteln und auszugleichen, 
und führt die Disciplinar-Untersuchungen gegen 
Geistliche, Kirchenbediente und Schullehrer 
und Presbyterien seines Kreises allein oder, 
insofern es der Zuziehung richterlicher Per- 
sonen bedarf, mit denselben gemeinschaftlich. 

3. Er Hält in der Negel in jeder Gemeinde 
alle zwei Jahre die Kirchen-Bilitation nach der 
vorgejchriebenen Inſtruktion, und ftattet Darüber 
Beriht an die geijtliche Behörde und an Die 
Synode bei ihrer Verfammlung ab. Im Noth- 
falle fann er fich in diefem Gejchäfte von ſeinem 
Aſſeſſor vertreten laffen, jo wie legterer in der 
Gemeinde de3 Superintendenten jedesmal die 








Kirchen-Bifitation übernimmt. 

4. Er ordnet die Geichäfte, welche bei einer 
vafanten Gemeinde zu Dbejorgen find, bejtimmit 
daher den Turnus, nad) welchem die geijtlichen 
Amtsverrichtungen während der Vakanz einer 
Pfarrftelle von den Predigern der Kreis-Synode 
und den Kandidaten verrichtet werden, führt das 
Präſidium des PBresbyteriums der vakanten Ge— 
meinde und bejorgt 

5. die Wahlangelegenheiten in der Gemeinde 
nach der vorgejchriebenen Ordnung, leitet die 
Prediger- Wahl, und verrichtet die Ordination 
und Introduktion der Geijtlihen in Verbindung 
mit dem Affeffor und Skriba. 

6. Er Teitet die Syuode bei ihrer Verſamm— 
lung, ordnet den Gang der Berhandlungen an, 
hat den Vorſitz und das Recht der Entſcheidung 
bei Gleichheit der Stimmen und fteht an der 
Spiße in den von der Synode ernannten Kom— 
miſſionen. 

7. Er hat die Verordnungen der Behörden in 
Ausführung zu bringen. Die Verfügungen der— 
ſelben, ſoweit ſie die kirchlichen Angelegenheiten 
und die Amtsführung der Geiſtlichen betreffen, 
gelangen allein durch ihn an die Prediger und 
Gemeinden des Kreiſes, und durch ihn gehen die 
Geſuche der Prediger und Gemeinden wieder zu 
den Behörden. 

8. Er iſt in der Regel Schul-Inſpektor, oder 
es kommen doch alle die Schule betreffenden An— 
gelegenheiten, wenn ein anderer Geiſtlicher mit 
der Schulpflege beauftragt iſt, an ihn und durch 
ihn an die Staatsbehörde, und von dieſer durch 
ihn an die Schul-Inſpektoren. Er iſt hiernach 
das Organ ſowohl der dem Kirchen- und Schul— 
weſen vorgeſetzten Königlichen Behörden, als der 
Synode. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. III. Erg.-Vand. Preußen. 2 
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Preußen. 
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„Ex ſucht Mißhelligkeiten, welche zwiſchen Gemeinden, Predigern, Pres⸗ 
byterien, dieſen und der Gemeinde entſtehen, zu vermitteln und auszugleichen 
und führt die zur Kompetenz des Kreisſynodalvorſtandes gehörigen, oder ihm 
ſonſt aufgetragenen disziplinariſchen Verhandlungen.“ 


21) Zuſatz zu $ 409): 


„Die Verhandlungen find, foweit ein Bedürfniß dazu vorliegt, durch eine 
vom Konfiftorium zu genehmigende Gejchäftzordnung zu regeln, in welcher 
auch über die Zulaffung von Gäften Bejtimmungen getroffen werden können.“ 


22) 8 41?) lautet Fünftig: 


„Die Beſchlüſſe werden durch abfolute Mehrheit der Stimmen gefaßt. Zur 
Faſſung eines Beichluffes der Synode wird Die Anmejenheit von zwei Dritteln 
der gefeglichen Mitgliederzahl erfordert. Für Wahlhandlungen find die Be— 


ftimmungen im $ 8 maßgebend.“ 


23) 8 42°) lautet künftig: 


„Die Verhandlungen werden protofollirt. Das Protokoll wird nad) ge- 
ſchehener Vorlefung von den Mitgliedern des Shynodalvorjtandes unter 


fchrieben. 
24) 8 43) nebit Zuſatz Yautet künftig: 


„Die Protokolle werden jpäteftens ſechs Wochen nach gehaltener Synode 
von dem Superintendenten an dag Konfiftorium'gefandt, ſowie auch dem Präfes 
der Provinzialſynode und fänmtlichen Kreisfynoden der Provinz mitgetheilt 


und zu diefem Ende duch den Drud vervielfältigt. 


Außerdem werden die— 


jelben den Pfarrern der Kreisſynode zugefandt und von dieſen, nachdem fie 
dem Presbyterium mitgetheilt worden find, im Kircchenarchiv niedergelegt.” 
25) Sm 8 45°) lautet der letzte Sag unter Wegfall des Zufabes 21 Nr. 1 umd 2 


von 1853 Fünftig: 


1) Frühere Faſſung: $ 40. Nach vorhergegan- 
genem Gottesdienft, wobei derjenige Geiftliche, 
welcher in der vorigen Sitzung dazu gewählt 
worden, die Predigt hält, eröffnet der Superin— 
tendent die Berhandlungen mit einen Gebete, 
ftattet Bericht über den innern und äußern Zu— 
ſtand der Gemeinde des Synodal - Kreijes ab, 
und legt die Gegenftände der Berathung vor. 
Es fünnen nur firchliche Gegenſtände, welche nach 
$ 37 zum Gejchäftsfreife der Synode gehören, 
berathen werden. Der Superintendent fchließt 
die Verhandlungen mit Gebet. 

2) Frühere Faſſung: 8 41. Die Beichlüffe 
werden durch Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Zur Faſſung eines Beſchluſſes wird die Anwe— 
jenheit von zwei Dritteln der Glieder der Kreis- 
Synode erfordert. 

3) Frühere Faffung: 842. Die Verhandlungen 
werden protofollirt, und die Protokolle müssen 
von dem Superintendenten, Assessor, Proto- 
kollführer und allen anwesenden Gliedern der 
Kreis-Synode unterjchrieben werden. 

4) Frühere Faſſung: $ 43, Die Protokolle 
werden ſpäteſtens 14 Tage nach gehaltener Sy- 
node von dem Superintendenten durch den Ge- 
neral - Superintendenten an das Konſiſtorium 
gelandt, außerdem zirkuliren diejelben bei den 
Bfarrern der Kreis-Synode zur Abjchriftsnahme 
und Aufbewahrung im Kirchen-Acchiv, nachdem 
diejelben zuvor dem Presbyterio mitgetheilt 
worden. 








Zuſatz. Die Protokolle der Kreis - Synoden 
werden auch den Präſes der Provinzial-Spnode 
und in der Regel jänmtlichen Kreis - Synoden 
der Provinz mitgetheilt und zu dieſem Ende 
der Regel nach durch den Druck vervielfältigt. 

5) Frühere Faffung: $ 45. Die Provinzial- 
Gemeinde hat ein Presbyterium, genannt Pro- 
vinzial- Synode, zur Belorgung der Angelegen- 
heiten der Brovinzial= Gemeinde. Die Provin— 
zial-Synode befteht aus dem Präſes, Aſſeſſor und 
Scriba diefer Synode, aus den Superintenden- 
ten der Provinz und aus geiftlichen und melt- 
lichen Deputirten der Kreis =» Synoden. Jede 
Kreis - Synode wählt dazu einen Pfarrer und 
einen Aeltesten ang dem freije. 

Zuſätze. 1. Statt eines Aeltesten können 
die Kreis-Synoden auch einen der Diakonen 
zur Provinzial-Synode deputiren. 

2. Fir die deputirten Pfarrer und Xelteften 
oder Diakonen werden Stellvertreter gewählt. 

3. Verzieht ein Abgeordneter aus dem Kreis— 
Synodenbereiche, jo tritt eine Neuwahl ei. 

4. Außerdem hat die evangelijch = theologijche 
Fakultät das Necht, ſowohl zu der wejtphälijchen 
al3 der rheinischen Brovinzial-Synode einen aus 
ihrer Mitte gewählten Deputirten mit vollem 
Stimmrecht abzufenden, unter Borausjegung der 
Fortdauer ihrer ftatutarifchen kirchlichen Stel— 
lung und einer angemefjenen Einwirkung der 
Kirche auf die Bejegung der Fakultät. 


V. 86. v. 27, April 1891 betr, Abänderungen 3. d. KO, f. Rheinl. u. Weftf, 
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„Jede Kreisipnode wählt dazu einen Pfarrer und einen derzeitigen oder 
früheren ($ 35) Presbyter aus dem reife. Für die deputirten Pfarrer und 
Presbyter werden Stellvertreter gewählt.“ 


26) 8 49‘) lautet fünftig: 


„Die Provinzialiynode wacht über die Erhaltung der Reinheit der evange- 
tiihen Lehre in Kirchen und Schulen und der in der Provinz geltenden 
Kirchenordnung. 

Sie bringt ihre Bejchwerden über Verlegung der kirchlichen Ordnung, über 
eingejchlichene Mißbräuche im Kirchen- und Schulweſen, jowie über die Füh— 
rung von Geijtlichen und Kirchenbeamten und ihre desfallfigen Anträge an die 
betreffenden Behörden. 

Sie beräth die Anträge und Gutachten der Kreisiynoden ihres Bereichs 
und faßt über die inneren firchlichen Angelegenheiten Bejchlüfje. 

Die Beichlüffe der Provinzialfynode "treten aber erft dann in Praft und 
Ausführung, wenn jie die Betätigung der Firchlichen Auffichtsbehörden em— 
pfangen haben. 

Sie nimmt an den Prüfungen der Kandidaten pro licentia und ministerio 
durch aus dem Bereiche der PBrovinzialgemeinde gewählte Abgeordnete, deren 
Zahl der der eraminirenden Räthe des Konfijtoriums der Provinz gleich ift, 
mit vollem Stimmrecht Antheil. 

Sie begutachtet die Firchlichen Gegenstände, 
regierung zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Sie führt die Aufficht über die Kreisipnodal-Wittwen- und Synodalfafjen 
ihres Bereichs, ſowie über die Provinzialiynodalfafje Auch erhält fie Ein- 
fiht von dem Zuftande des Provinzial-Emeritenfonds und der anderen pro— 
vinziellen Eirchlichen Stiftungen. 

Sie wählt ihren Präſes, Aſſeſſor und Seriba. 

Sie übt eine jelbjtändige Theilnahme an der kirchlichen Geſetzgebung nicht 
nur in den durch. $ 7,3 und 8 10 der Generaljynodalordnung vorgejehenen 
Fällen, ſondern auch dergeftalt, daß Firchliche Gejeße, deren Geltung jich auf 
die Provinz bejchränfen joll, durch das Kirchenregiment nicht ohne ihre Zu— 
ftimmung erlaffen werden können. 


welche ihr von der Kirchen— 


Zur Einführung neuer, regelmäßig wiederfehrender Provinzial-Kirchenkol— 
leften bedarf es der Buftimmung der Provinzialſynode. 
Sie wählt Abgeordnete zur Generaliynode nach Maßgabe der Beftimmungen 


der Generaliynodalordnung. 


1) Frühere Faffung: $ 49. Die Provinzial- 
Synode wacht über die Erhaltung der Reinheit 
der evangelijchen Lehre in Kirchen und Schulen, 


und der in der Provinz geltenden Kirchen-Drd= | 


nung 

& bringt ihre Beſchwerden über Verlegung 
der firchlichen Ordnung, über eingejchlichene Miß— 
bräuche im Kirchen» und Schulmwejen, jomwie über 
die Führung von Geiftlihen und Kirchen-Be— 
amten, und ihre desfalljigen Anträge, an die be— 
treffenden Staats-Behörden. 

Sie beräth die Anträge und Gutachten der 
Kreis⸗Synode ihres Bereich, und faßt über Die 
innern firchlichen Angelegenheiten Beſchlüſſe. 





fie die Bejtätigung der kompetenten Staats- 
Behörden erhalten haben. 

Sie nimmt an den Prüfungen der Kandidaten 
pro licentia und ministerio durch Abgeordnete 
aus ihrer Mitte, deren Zahl der der Räthe des 
Konfiftoriums der Provinz gleich it, mit vollem 
Stimmrecht Antheil. 

Sie begutachtet die Firchlichen Gegenjtände, 
welche ihr von ber geistlichen Staats- Behörde 
zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Sie führt die Aufficht über die Kreis - Syuo- 
dal-Wittwen- und die Synodal-Kaſſen ihres Be- 
reich (hier Zusatz). 

Sie wählt ihren Präjes, Aſſeſſor und Scriba 


Die Beichlüffe der Provinzial - Synode treten | (rer Zusatz). 


aber erjt dann in Kraft und Ausführung, wenn 
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Preußen. 
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Die Gefchäftsordnung wird von der Provinzialſynode mit Genehmigung 
des Evangelischen Ober-Kirchenraths geregelt. 

Die Synode ift befhlußfähig, wenn zwei Drittheile der gejeglichen Mit- 
gliederzahl anmwefend find. Die Beſchlüſſe werden nach abjoluter Mehrheit der 


Abſtimmenden gefaßt. 
maßgebend“. 


Für Wahldandlungen find die Beltimmungen in $ 8 


27) Sm 8 50 ') lauten Abjag 4 und 5 künftig: 


Ubi. 4: 


„Er führt die Korrefpondenz mit den Behörden über alle Angelegen- 


heiten der Provinzialſynode“. 


Ubi. 5: 


„Ex repräfentirt bei der Einweihung neuer Kirchen und bei Eicchlichen 


Feierlichkeiten von provinzieller Bedeutung die Provinzialſynode.“ 


28) $ 52?) lautet künftig: 


„Die Verhandlungen der Provinzialiynode werden gedrudt und allen Pres— 
byterien der Provinz zur Aufbewahrung im Archiv zugejandt. 
Auch hat der Präſes diefelben den betreffenden Behörden einzureichen.“ 


29) Neuer Zuſatz zu $ 126°): 


„Die Entlafjung eines Presbyters erfolgt unbejchadet der dem Konfiftorium 
zuftehenden Rechte (vergl. Zuſatz 39 zu $ 129) durch) den Vorſtand der Kreis— 
ſynode nach Anhörung des Presbyteriums: 

1) wegen Berluftes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenjchaft ($ 10); 

2) wegen grober Pflichtwidrigfeit. 

Gegen die Entjcheidung des Vorftandes, welche nach Unterfuchung der Sache 
und Vernehmung des Bejchuldigten durch eine fchriftlich mit Gründen abzu— 
fafjende Rejolution zu erfolgen hat, jteht jowohl dem Betroffenen, als auch 
dem Presbpterium binnen 14 Tagen die Berufung an das Konfijtorium zu, 


welches endgültig entſcheidet“. 
30) $ 133 ) lautet fünftig: 


„Die Mitglieder des Borjtandes der Kreisſynoden und die Moderatoren 
der Provinzialiynoden, ſowie die Mitglieder etwaiger Synodalfommiffionen 
erhalten für die Auslagen, die ihnen durch außerhalb der Synodalverjanm- 
fung zu verrichtende amtliche Gefchäfte verurfacht werden, von den betreffenden 


1) Frühere Faſſung: $ 50. Der Präjes der 
Provinzial - Synode, im BVerhinderungsfall der 
Aſſeſſor, beruft die Brovinzial-Synode, leitet die 
Verhandlungen derjelben, jorgt für die Beo- 
bachtung der äußern Ordnung, ſammelt die Stim- 
men, giebt bei Gleichheit der Stimmen durch 
feine Stimme den Ausschlag, und faßt Die 
Beichlüffe nach der Mehrheit der Stimmen ab. 

Er ift der erjte Abgeordnete der Provinzial- 
Synode zu den Prüfungen der Kandidaten. 

Er Hat das Recht, den Kreis - Synodal- Ver- 
jammlungen mit vollen Stimmrecht beizu- 
wohnen. 

Er führt die Korrefpondenz mit den Staats- 
Behörden über alle Angelegenheiten der Provin— 
zial-Synode. 

Er repräjentirt bei der Einweihung neuer 
Kirchen (hier Einschub) die Brovinzial-Synode. 

Zuſatz. Zur Faffung eines Bejchluffes der 





Provinzial» Synode wird die Anweſenheit von 


zwei Dritteln der Glieder derjelben erfordert. 
2) Frühere Faſſung: 8 52. Die Akten der 





Provinzial-Synode cirkuliren bei allen Bredigern 
der Provinz, welche eine Abjchrift davon im Ar- 
chiv aufbewahren. 
Imgleichen werden von dem Präſes die Alten 
an die Jandesherrliche Behörde eingesandt. 
3) Frühere Faffung: 8 126. Bei Bergehungen, 
die einen Antrag auf Amt3- Entjegung begrün- 
den, macht das Directorium der Kreid- Synode 
dein Antrag an das Königl. Konfiitorium. — 
Das Konfiftorium ift berechtigt und verpflichtet 
ex officio einzufchreiten, ohne den Antrag des 
Directoriums3 der Krei3-Synode abzuwarten. 
Zuſatz. Dafjelbe gilt von joldhen Verge— 
hungen, welche auch nur eine Suspenſion oder 
Dienftentlaffung mit Nuhegehalt zur Folge haben. 
4) Frühere Faſſung: $ 133. Die Moderatoren 
der Kreis- und Provinzial-Synoden erhalten für 
die Auslagen und Reisekosten, welche durch 
Wahlen, ÖOrdinationen, Introduktionen, Kir- 
chen - Visitationen verurjacht werden, von den 
betreffenden Gemeinden eine Entjchädigung,welche 
von der Provinzial-Synode festzustellen ist. 





411] VI. 86, v. 8/6, 1891. f. Weftf. u. Rheinprov. betr, Willenserklär. d. Presbyt. 21 
Orts- beziehungsweife Synodalgemeinden eine Entjhädigung nach näherer 
Beitimmung der Provinzialſynode“. 

31) 8 134°) Yautet unter Wegfall des Zuſatzes von 1853 künftig; 

„Die Reijefoften der Deputirten zur Kreisiynode werden aus der Kreis— 
ſynodalkaſſe, die Tagegelder dagegen von den Gemeinden, die Reiſekoſten und 
Tagegelder der Mitglieder der Provinzialſynode aus der Provinzialiynodal- 
fajfe bezahlt. Die Entichädigung der Vorſtandsälteſten der Kreisiynoden, 
jofern fie nicht zugleich Deputirte einer Ortsgemeinde find, Yeiftet die Kreis— 
ſynodalkaſſe.“ 

32) 8 137?) lautet künftig: 

„Es wird jährlich eine Kirchen- und Hauskollekte zur Unterſtützung dürftige 
Gemeinden der Provinz gehalten. 

Die Provinzialſynode vertheilt den Betrag der Kollekten, ſo oft ſie ſich 
verſammelt.“ 

33) 8 142°) lautet unter Wegfall der Zuſätze künftig; 

„Sie werden in der Regel auf Lebenszeit angeftellt, jedoch find die Pres— 
byterien berechtigt, ihre Unterbeamten auch auf Kündigung anzuftellen. — 
Die Kündigung Seitens des Presbyteriums darf nur nach vorgängiger Ge- 
nehmigung des Superintendenten ftattfinden.“ 

Urkundlich zc. 


VI 


Kitdiengefek 


für die Provinz Weſtfalen und für die Rheinprovinz, befr. die Form der 


ſchriftlichen WBillenserklärungen der Presbyterien der evangelifden 
Gemeinden. Dom 8. Iuni 1891. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen umter Zu— 


ſtimmung der Provinzialſynoden von Weftfalen und der Nheinprovinz und nachdem durch 


Erklärung Unferes Staatsminifteriums feitgeftellt ift, daß gegen dieſes Provinzial-Kirchen— 


1) Frühere Faſſung: 8 134. Jede Gemeinde | 


muss ihre Deputirten zur Kreis-Synode, jede 
Kreis-Synode ihre Deputirten zur Provinzial- 
Synode, und die Provinzial-Synode den Präses 
und Assessor für die Auslagen, welche diese 
Deputationen erfordern, entschädigen. Diese 
Entschädigungen werden für jeden in einer 
feststehenden Summe, ein für allemal von der 
Provinzial-Synode normirt, 

Zusatz: Die Reisekosten der Deputirten 
zur Kreis-Synode werden aus der Kreis-Syno- 
dal-Kasse, die der Deputirten zur Pro- 
vinzial- Synode aus der Provinzial - Synodal- 
Kasse; die Tagegelderdagegenimersten 
Falle von den Gemeinden, im andern von 
den ‚Kreis-Synoden gezahlt. 


2) Frühere Faffung: 8 137. Es wird jähr- 


lich eine Kirchen- und Haus-Kollekte zur Unter: 


ſtützung dürftiger Gemeinden der Provinz gehal- 
ten werden, Eine Kommission der Brovinzial- 





Synode vertheilt den Betrag der Kolleften und 
legt davon Rechnung ab, jo oft fich die Pro- 
vinzial-Synode verjammelt. 

3) Frühere Faſſung: 8 142. Sie behalten 
ihren Dienst lebenslänglich, und können im 
Wege der kirchlichen Disciplin nur durch ein 
Urtheil der Moderatoren der Kreis - Synode, 
welches zufolge einer Klage des Kirchen-Vor- 
standes und einer vom Superintendenten an- 
gestellten Untersuchung gesprochen wird, nach 
erfolgter Genehmigung der Königlichen Re- 
gierung abgesetzt werden. 

Zusätze, 1. Die obere Dienstdisciplin über 
die unteren Kirchen-Beamten wird von dem 
Konsistorium geübt. 

2. Das Konsistorium ist auch von Amts- 
wegen berechtigt, dem Superintendenten die 
Einleitung einer Untersuchung gegen einen 
unteren Kirchen-Beamten aufzugeben. 
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gefeb von Staatswegen nichts zu erinnern ift, für den Umfang der Provinz Weitfalen und 
der Nheinprovinz, was folgt: 

8 1. Die Beichlüffe des Presbyteriums werden Dritten gegenüber, foweit der $ 2 
nichtS Anderes beſtimmt, durch Ausziige aus dem Protofollbuche bekundet, welche der Bor- 
figende (Bräfes) beglaubigt. Ausfertigungen ergehen unter der Unterjchrift des Vorfigenden. 

8 2. Bu jeder die Gemeinde verpflichtenden fchriftlichen Willenserklärung des Pres— 
byteriums bedarf e3 der Unterfchrift des Vorfigenden oder jeines Stellvertreter und zweier 
anderer Mitglieder des Presbyteriums, jowie der Beidrüdung des Kirchenfiegels. Hier- 
durch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Bejchluffes feitgeftellt, fo 
daß es eines Nachweifes der einzelnen Erforderniffe defjelben, insbefondere der erfolgten 
Zuftimmung der größeren Vertretung (Nepräjentation) der Gemeinde, two deren Zuſtim— 
mung notwendig ift, nicht bedarf. 

Urkundlich 2c. 


VI. 
Geſetz, 


betr. die Jorm der ſchriftlichen Willenserklärungen der Presbyterien der 
evangeliſchen Gemeinden in der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz. 
Dom 28. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen mit Zuftim- 

mung der beiden Häufer des Landtages, was folgt: 
Einziger Artikel. 

Beſchlüſſe und die Gemeinden verpflichtende fchriftliche Willenserflärungen der Pres— 
byterien der evangeliichen Gemeinden in der Provinz Weftfalen und in der Nheinprovinz 
werden Dritten gegenüber nach Maßgabe der Beftimmungen des anliegenden Kirchenge- 
jeges für die Provinz Weitfalen und für die Rheinprovinz, betreffend die Form der fchrift- 
lichen Willenserklärungen der Presbpterien der evangelifchen Gemeinden, feſtgeſtellt. 

Urkundlich ꝛc. 


Die 1866 nen erworbenen Gebiete. 
1. Das frühere Königreich Hannover. 


Es ſind nur Maßnahmen von verhältnißmäßig untergeordneter Bedeutung zu 
verzeichnen, die ſich auf die Verwaltung des Kirchenvermögens der ev.-lutheriichen 
Kirche beziehen, und zwar: 

Kirſchengeſetz betr. die Dedung der dur die Beauffidtigung 
des kirchlichen Bauweſens erwadfenden Koften v. 26,5 1888. (D; 
K.G. betr. die Dedung der durch die Superrevifion der firdliden 
Nehnungen erwahjendenKoftenv. 27/5 1888, (ID); Erlaf des Minif- 
ter3 der geiftl. 2c. Angelegenheiten betr. die Ausleihung fird: 
licher Gelder v. 30/3 1889 (I); und betr. Vorſchriften über die Ein- 
richtung und Ablegung der kirchlichen Rechnungen v. %7 1889 (IV). 
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I. 
Kirhengefeh, 
befr. die Deckung der durd die Banffihtigung des kirchlichen Bauweſens 
erwachfenden Koſten in der evangelifh-Intherifhen SKirde der Provinz 
Hannover. Vom 26. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c., verordnen über die Dedung der 
durch die Beauffichtigung des kirchlichen Bauweſens erwachjenden Soften in der evangelifch-luthe- 
rifchen Kirche der Provinz Hannover mit Zuſtimmung der Landesfynode, was folgt: 

8 1. Zu den often, welche durch den den Conſiſtorial-Behörden oder Kirchen-Commiſſarien 
zu gewährenden Beirath eines Bauverftändigen erwachſen, hat jede Kirchengemeinde einen feſten 
jährlichen Beitrag von 50 Pfennigen zu entrichten. 

$ 2, Der durch diefe Feten Beiträge nicht gedeckte Theil der im 81 bezeichneten Koften wird 
von den Gemeinden nad) Maßgabe des Kirchenvermögens durch Zufchlagsbeiträge aufgebracht und 
zwar follen von Kirchengemeinden mit einem Kirchenvermögen 

von 1500 M. bis zu 3000 M. (ausschlieglich) ein Simplum 

und von 3000 M. und darüber zwei Simpla 
erhoben, Genteinden mit einem kirchlichen Vermögen unter 1500 M, aber von diefen Zufchlagsbei- 
trägen freigelaffen werden. 

$ 3. Tochtergemeinden follen als foldhe zu den im S 1 und 2 bezeichneten Beiträgen nicht 
herangezogen werden, 

4. Der erforderliche Koftenbedarf, forwie der Geldbeitrag des Simplums für die nach 82 
zu erhebenden Zufchlagsbeiträge werden durch einen von ſechs zu ſechs Jahren unter Zuftimmung 
der Landesſynode von der Sirchenregierung feitzuftelleuden Stat beſtimmt. 

Bei der erftmaligen Feitftellung des Etats wird die Landesiynode durch deren ftändigen 
Ausihuß vertreten. 

of einmal feftgeftellte Etat bleibt jo lange in Kraft, bis die Feititellung eines neuen Etats 
erfolgt ift, 

8 5. Behufs Ermittelung des Firchlichen Vermögens (8 2) werden die Neineinnahmen, welche 

die nicht in Gapitalien beftehenden Vermögenstheile ergeben, mit dem fünfundzwanzigfachen Betrage 
capitalifirt und dem vorhandenen Gapitalvermögen hinzugerechnet, wogegen etwaige Gapitalfchulden 
von demfelben abgerechnet werden. 
Das Vermögen der Pfarren und niederen Kirchenbedienungen ſowie der Witthiimer und das 
firhlihe Armenvermögen bleiben außer Anſatz. Wegen folcher feitftehenden Zahlungen, melche zu 
Gunften von Pfarrern, niederen Kirchendienern, Wittmwen und Armen aus dem fonftigen Kirchlichen 
Bermögen zu leiften find, ift ein entjprechender Abſatz zu machen. 

S 6, Die Feititellung des hiernach fich ergebenden Betrages des Firchlihen Vermögens und 
der Zahl der zu zahlenden Simpla erfolgt durch Beſchluß des Gonfiftoriums regelmäßig bei der 
Superrevifion der Rechnungen, Die jtattgehabte Feftitellung bleibt bis zu einer anderweitigen Feft- 
ftellung in Kraft. 

8 7, Inſoweit die PBarochial-Kirchenfaffen zur Uebernahme von Beiträgen zu den durch die 
Beauffichtigung des kirchlichen Bauweſens erwachfenden Koften bisher ſchon verpflichtet waren, können 
diefe Beiträge ohne Nückfiht auf die etwaige Verpflichtung Dritter, im Fall der Unzulänglichkeit 
der Kirchenkaſſe für diefe einzutreten, nach wie vor auf die Kirchenfaffe übernommen werben. 

Inſoweit eine Verpflichtung zur Zahlung folcher Beiträge erſt duch dieſes Kirchengeſetz ent- 
fteht, dürfen diefe nur in dem Falle auf die Kirchenkaffe übernommen werden, wenn nicht im Fall 
der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweife für die Kicchenfaffe einzutreten haben, Anderen- 
fall find fie durch eine entjprechende Leiftung der Kirchengemeinde zu deden, 

8 8, Die Beiträge werden von der Kirchenregierung erhoben und nach) Maßgabe des Etats 
($ 4) für den in 8 1 angegebenen Zweck verwendet. 

$ 9. Die über den Beauffichtsfoitenfonds geführte Jahresrechnung ift, nachdem diefelbe re= 
pidirt worden, dem ftändigen Ausſchuſſe der Landesſynode zur Einficht vorzulegen, 

8 10, Die den Beitimmungen dieſes Kirchengejeßes entgegenjtehenden älteren Vorschriften 
werden aufgehoben. Insbeſondere fommen diejenigen Gebühren in Wegfall, welche in der General- 
diöceſe Bremen=Berden für die Nevifion der Bauriffe und Koftenanfchläge bei kirchlichen Bauten 
gegenwärtig erhoben werden, 

811, Die bisherigen Beltimmungen über die Erhebung der Bauerpeditions-Gebühren und 
fonftigen zur Dedung der Bauauffichtsfoften von den Kirchengemeinden zu leitenden Abgaben bleiben 
fo lange in Kraft bis der nad) S 4 Abſ. 2 feftzuftellende Etat in Geltung tritt, 

Urkundlich 2c, 
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11. 
Kirchengeſehz, 


betr. die Deckung der durch die Superreviſton der kirchlichen Rechnungen 
erwachſenden Koſten in der evangeliſch-ſutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 27. Mai 1888. 


Wir Friedrih, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen über die Dedung der 
duch die Superrevifion der kirchlichen Nechnungen erwachjenden Koften in der evangelifchsIutherifchen 
Kirche der Provinz Hannover mit Zuftimmung der Landesiynode was folgt: 

8 1. Zu den befonderen Koften, welche bei den Konfiftorien durch die im $ 21 des Kirchen— 
porftandsaefeges vom 14. Dftober 1848 vorgefchriebene Superrepifion der firdlichen Rechnungen 
erwachfen, hat jede Kirchengemeinde, aus welcher eine oder mehrere Rechnungen bei den Conſiſtorien 
zur Superrevifion gelangen, einen jährlichen Beitrag zu entrichten, welcher nah Maßgabe der fol: 
genden Beſtimmungen feſtgeſetzt wird, 

82. Die Nevifionskoftenbeiträge bejtehen in einem feften jährlichen Beitrage, welcher von 
jeder beitragspflichtigen Kirchengemeinde zu entrichten it, und zwar von jeder Muttergemeinde mit 
3 M. und von jeder Tochtergemeinde mit 1 M. 50 Pf, Der durch dieje feſten Beiträge nicht ge= 
deckte Theil des Koftenbedarfs wird von den Gemeinden durch Zufchlagsbeiträge aufgebracht, welche 
nach der Höhe des kirchlichen Vermögens auf die einzelnen Kirchengemeinden tm der Art umgelegt 
werden, daß von jeden vollen 1500 M. des Firchlichen Vermögens Ein Simplum zu erheben ift. 
Gemeinden mit einem kirchlichen Bermögen unter 1500 M. bleiben von diefen Zufchlagsbeiträgen befreit. 

8 3. Der erforderliche Koftenbedarf, fowie der Geldbetrag des Simplums für die nah $ 2 
zu exhebenden Zufchlagsbeiträge werden durd einen von jechs zu jechd Jahren unter Zuſtimmung 
der Landesſynode von der Sirchenregterung feitzuftellenden Etat beſtimmt. 

Bei der erjtmaligen Feltftellung des Etat3 wird die Landesſynode durch deren ftändigen Aus— 
ihuß vertreten. 

% — einmal feſtgeſtellte Etat bleibt ſo lange in Kraft, bis die Feſtſtellung eines neuen Etats 
erfolgt iſt. 

8 4. Behufs Ermittelung des kirchlichen Vermögens ($2) werden die Reineinnahmen, welche 
die nicht in Capitalien beſtehenden Vermögenstheile ergeben, mit dem fünfundzwanzigfachen Betrage 
capitaliſirt und dem vorhandenen Capitalvermögen hinzugerechnet, wogegen etwaige Capitalſchulden 
von demſelben abgerechnet werden. 

Das Vermögen der Pfarren und niederen Kirchenbedienungen ſowie der Witthümer und das 
kirchliche Armenvermögen bleiben außer Anſatz. Wegen ſolcher feſtſtehenden Zahlungen, welche zu 
Gunſten von Pfarrern, niederen Kirchendienern, Wittiwen und Armen aus dem ſonſtigen kirchlichen 
Vremögen zu leiſten ſind, iſt ein entſprechender Abſatz zu machen. 

85. Die Feſtſtellung des hiernach ſich ergebenden Betrages des kirchlichen Vermögens und 
der Zahl der zu zahlenden Simpla erfolgt durch Beſchluß des Conſiſtoriums, regelmäßig bei der 
ee ee Nechnungen, Die ftattgehabte Feftftellung bleibt bis zu einer anderweiten Feſt— 
tellung in Kraft. 

8 6. Inſoweit die Parochial-Kirchenkaſſen zur Uebernahme der Nevifionskoftenbeiträge bisher 
ſchon verpflichtet waren, können diefe ohne Nückjicht auf die ettvaige Verpflichtung Dritter, im Fall 
der Unzulänglichkeit der Kirchenkaffe für diefe einzutreten, nach wie vor auf die Kirchenfaffe über: 
nommen erden. 

Inſoweit eine Verpflichtung zur Zahlung der Nevifionskoftenbeiträge erft durch dieſes Kirchen: 
gejeß entjteht, dürfen diefe nur in dent Falle auf die Kirchenkaſſe übernommen werden, wenn nicht 
im Yall der Unzulänglichfeit Dritte ganz oder theilweife für die Kirchenkaſſe einzutreten haben, Ans 
dernfalls find fie durch eine entſprechende Leiſtung der Kirchengemeinde zu decken. 

MS T, Die Reviſionskoſtenbeiträge werden von der Kirchenregierung erhoben und nach Maßgabe 
des Etats (S 3) für den im S 1 angegebenen Zweck verwendet. 

$ 8. Die Über den Nevifionstoftenfonds geführte Jahresrechnung ift, nachdent diejelbe revi— 
dirt et ne ll, der Landesſynode zur Ginficht vorzulegen, 

3 9 Die den Beſtimmungen dieſes Kirche r ur £ 
— 9 yengejeges entgegenftehenden älteren Vorſchriften wer 

Die Einrichtung der BauzGrpeditionsgebühren wird durch diefes Kirchengeſetz nicht berührt. 

5 10, Die bisherigen Beftimmungen über die Erhebung der jog. Nevifionsgebühren bleiben 
jo Ka ur ss der nach $ 3 Abſatz 2 Feftzuftellende Etat in Geltung tritt. 
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III 


Srlaß 
des Minifters der geiſtlichen, Anterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten 
vom 30. März 1889 — G. I. 4471. —, betreffend die Ausleihung kirdlider 
Gelder, für das Verwaltungsgebiet der evangelifd-Iutherifhen Kirche der 
Provinz Hannover. 


Unter Bezugnahme auf den 8 18 des Gefeßes über Kirchen- und Schulvorftände vom 14. Ok— 
tober 1848 (Hann, Gej.-©. J. ©, 301) beftimme ich in Betreff der Ausleihung von kirchlichen Gel- 
dern ſeitens der Kirchenvorftände was folgt: } 

1) Kirchliche Gelder dürfen an die Vorgefeßten der kirchlichen Verwaltung überhaupt nicht, 
an Batrone, Pfarrgeiftliche und die übrigen Mitglieder der Kirhenvorftände nur mit ausdrüdlicher 
Genehmigung des vorgejegten Gonfiftoriums und jedenfall nur gegen jolche Sicherheit, wie fie für 
das Vermögen bevormundeter Perſonen vorgefchrieben iſt (pupillariſche Sicherheit), ausgeliehen 
werden. Der gleichen Genehmigung bedarf es auch zur jeder Musleihung von Geldern der einen 
firhlicen Stiftung an eine andere Firchliche Stiftung derjelben Kirchengemeinde, ; 

Auch eine Verminderung oder Veränderung der beitellten Sicherheit durch Prandentlaffung 
und dgl. darf in den obigen Fällen nur mit Genehmigung des vorgefegten Conſiſtoriums erfolgen. 

2) Die Beftimmung über die Art der zinsbaren Belegung, ſowie die Prüfung der Sicherheit 
fteht auch bei Kapitalien, welche dem Nießbrauche von Stellinhabern unterliegen, nach Benehmen 
mit dem Nießbraucher und vorbehaltlich der etwa erforderlichen Genehmigung der vorgejegten 
Kirchenbehörde, dem Kirchenvorftande zu. 

3) Für die Ausleihung kirchlicher Gelder eignen fich (8 39 der Vormundſchaftsordnung) '): 

a, Hhpothefen oder Grundichulden, wenn fie bei Ländlichen Grundſtücken innerhalb der erſten 
zwei Dritttheile der ritterfchaftlichen, Yandfchaftlichen, gerichtlichen oder Steuertare, bei Städtischen 
Srundftücden innerhalb der erften Hälfte der Taxe einer öffentlichen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft 
oder des gerichtlich ermittelten Taxwerths, oder wenn fie innerhalb des Löfachen Betrages des Grund: 
ſteuer-Reinertrags der Liegenschaft zu ftehen kommen; 

b, mit ftaatlichev Genehmigung ausgegebene Pfandbriefe oder Schuldverichreibungen ſolcher 
Kreditinstitute, welche durch Vereinigung von Grundbefigern gebildet und mit Korporationsrechten 
Hal find, auch nach ihren Statuten die unter a, bezeichneten Beleihungsgrenzen zu beobachten 
haben ; 

c. Schuldverjchreibungen, welche von dem Deutjchen Neiche oder von einem Deutfchen Bundes— 
ftaate mit gefeßlicher Ermächtigung ausgeitellt oder Hinfichtlich der Verzinfung aefeglich garantirt 
ale auch Buchfchulden des Preußischen Staats (Gejeg vom 20. Juli 1883 und vom 12, 
Apri 

d. Rentenbriefe der zur Vermittlung der Ablöſung von Renten in Preußen beſtehenden 
Rentenbanken; 

e, Schuldverſchreibungen, welche von Deutſchen kommunalen Korporationen (Provinzen, Kreiſen, 
Gemeinden ꝛc.) oder von deren Kreditanſtalten ausgeſtellt und entweder ſeitens der Inhaber künd— 
bar ſind oder einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen; 

f, zu einſtweiliger zinsbarer Belegung, ſofern die Gelder in vorſtehender Weiſe nach den ob— 
waltenden Umſtänden nicht angelegt werden können, auch öffentliche, obrigkeitlich beſtätigte Spar— 
kaſſen, die Königliche Seehandlung und die Reichsbank. 


— 
Vorſchriften 


über die Einrichtung und Ablegung der kirchlichen Rechnungen in der 
Provinz Hannover. Vom 2. Juli 1889. 


$ 1. Die Verwaltung aller in Frage kommenden kirchlichen Fonds, namentlich 
1) der durch Gemeindebeiträge gebildeten kirchlichen Gemeindekaſſen, 
1) Ueber die Haftbarfeit der Kirchenvorftände „Die Mitglieder der neuen Kirchenvorftände haf— 
bejtimmt der $ 95 Abſ. 3 der Kirchenvorftands- | ten — der Kirchengemeinde, wie die Vormünder 
und Synodal-Orduung vom 9. DOftober 1864: | ihren Mündeln.“ 
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2) der Kirchenkaſſen (Kirchenärarien), 

> Der ne, Kirchhofskaſſen, Pfarrperbefferungsfonds und anderer Nebenfondsg, 

4) der Pfarr= 20, Wittwenthümer, 

5) der EUER ’ 

6) anderer firchlicher Stiftungsfonds « 
geſchieht a: die Richenborftände auf Grund der Voranſchläge. Letztere find bon den 
porftänden nad) dem anliegenden Mufter A') entweder alljährlich oder für eine höchſtens drei Kalender— 
jahre umfaſſende Periode anzufertigen und in ‚einer Gemeindeverfammlung vorzulegen, g 

g 2. Die Rechnungslegung über obige Fonds erfolgt alljährlich nach Maßgabe des Voran— 
ſchlags für das jedesmal Bee Kalenderjahr. Ausnahmen hiervon find nur mit Genehmigung 
des Königlichen Conſiſtoriums zuläjjig. 

ee Weiſe die Nechnungen aufzuftellen find, zeigt da3 angejchlofjene Mufter BP). 

8 3. Es fteht jedem Kirchenvorftande frei, die Rechnungen über jämmtliche, unter feiner Ver— 
waltung befindlichen Fonds unter einem Haupt-Titelblatt zu einer „Kirchenrechnung“ zuſammenzu⸗ 
faffen. Es ift dies jedoch nur eine äußere Form und hebt die für die einzelnen felbititändigen Fonds 
(vgl. $ 1) erforderliche gefonderte Rechnungslegung nicht auf, 

8 4. I Auf dem Haupt=Titelblatt 
find anzugeben: ö 

a. der Name und Stand des Rechnungsführes, 

b, die unter demfelben vereinigten Rechnungen. 

I. Auf der Niückjeite des Hauptblattes ift 8 e 

a, eine Nachricht dariiber zu geben, warn die Beftellung des Nechnungsführers gejchehen it, 

ob derſelbe zugleich Mitglied des Kirchenvorftandes, oder befonders beftellt und beeidigt 

it, und welche Kaution er geleiftet hat, 

b, von dem Kirchenvorftande zu befcheinigen: A L 

a, daß, bezw, an welchem Tage er die Rechnung geprüft und in einer Gemeindeverſamm— 
Yung abgenonmen hat, 

d. dag der Voranfchlag feiner Zeit der Gemeindeverfammlung vorgelegt geweſen ift, 

c. daß " binnen welcher Zeit die Nechnung zur Einficht dev Gemeindeglieder ausge: 
legen hat, 

d, daß Seitens der Gemeindeglieder bezw. des Kirchenvorftandes entweder feine oder nur 
die der Nechnung beigefügten Erinnerungen gegen diefelbe geitellt worden find. 

8 5, Die der Rechnung beigefügten Erinnerungen ($ # IT. d,) find mit der Beantwortung 
des Nechnungsführers und einem Gutachten des Kirchenvorftandes über die Beantwortung zu verfehen. 

8 6, Jeder Rechnung ift ferner die Beantwortung der bis zur Aufitellung derjelben ($ 18) 
eingegangenen Monita der Superrevifion in der Weile vorauszufchieen, daß auf gebrochenem Bogen 
inter Hand die Monita und rechter Hand die Beantwortung gefchrieben werden. Die Beantmor: 
tung muß erfchöpfend, fachlich und in angemefjener Form jerfolgen. Ergeben fi aus der Beant- 
wortung Erftattungen oder Vergütungen, jo ift die Seitenzahl der Rechnung, wo der Betrag ein— 
nahmlich bezw. ausgablich verrechnet ift, ausdrücklich zu bemerken. 

8 7, Jedes Etatsjahr bildet eine fir fich beitehende Verwaltungsperiode, Norgriffe auf Ein— 
nahmen des nächitfolgenden Etatsjahres behufs Dedung und Verrechnung von Ausgaben im lau— 
fenden Etatsjahre find ſomit unzuläfiig. 

8 8. Alles, was aus dem Vorjahre in die Nechnung des laufenden Jahres übergegangen ift, 
mag e3 ein verbliebener Kaffenbeitand oder mögen es Einnahme bezw. Ausgabe-Refte fein, ift in 
Kol, 1 „Soll nad der vorigen Rechnung“ vorzutragen. Der Beſtand erjcheint dabei, wie das 
Mufter B. zeigt, vorweg auf bejonderer Linie in Einnahme, 

Die Einnahme bezw. Ausgabe-Reſte find dagegen genau unter denjenigen Kapiteln, Titeln 
und Poſitionen aufzuführen, bei welchen fie im Vorjahre hervorgetreten find. 

8 9, Einnahme und Ausgaben müffen in der Kol, „Nehnungsmäßiges Soll” in den Sunmten 
genau übereinftimmen, wie aus dem Schluß der Nechnung im Mufter B, erfichtlic, 

Diefe Uebexeinſtimmung wird dadurch herbeigeführt, daß alle Zus und Abgänge bei der Ein— 
nahme, ſowie alle Ab- und Zugänge bei der Ausgabe bei dent zum Ausgleich beſtimmten Titel 
„Insgemein“ der Ausgabe in Zus und Abgang geftellt werden. 

Wie dies zu gefchehen hat, zeigen die Bofitionen 7/14 unter Tit. 4 Ausg. Kap. VI, im Mufter B, 

$ 10. Die Summen der Iſt- und Reſt-Einnahmen bezw. Ausgaben zufammenaddirt müffen 
ftet3 gleich fein der Summe des „rehnumgsmäßigen Sol” bei der Einnahme und Ausgabe, wie 
Mufter B. im Schluß der Nehnung zeigt. 

811. Die Iſt-Ausgabe ſoll nicht größer fein, als die Iſt-Einnahme (vgl. 87). Das Beftreben 
des Kirchenvorſtandes muß fomit darauf gerichtet fein, beide mit einander in Einklang zu bringen, 
Läßt ſich dies nicht ermöglichen, fo erübrigt nur, die unberichtigt gebliebenen Ausgaben in das nächſte 
Rechnungsjahr zu Übernehmen und dort nachzumeifen. 

In welcher Weile eine ſolche Uebertragung in das nächite Rechnungsjahr auszuführen ift, 
zeigt Mufter B, unter Ausgabe: Kap. V. Tit. 1, 
$ 12, Zur Juftififation der Rechnung wird verlangt: 


1) Fortgelafien, 2) Deögl, 
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1) bei jeder außerordentlichen Einnahme, fowie bei jeder nicht ftändigen Ausgabe eine An— 
weiſung des Kirchenporftandes, 

2) bei neuen VBerpachtungen Die Vorlegung der Protokolle oder Kontrakte in Urſchrift oder 
beglaubigter Abſchrift, 

3) bei Ablöſungen die Beifügung eines Exemplars des Ablöſungsreceſſes, 

4) bei Stapitalbelegungen und Kapitalübertragungen 
a. wenn es fich um Suhaberpapiere handelt, deren genaue Bezeichnung mit Serie (Emiſ— 

fion), Littera, Nummer, Nennwerth, Zinfenfälligkeitstermin und Zinsfuß, und die 
Beifügung der Nota des Verfäufers nebit Anweiſung des Kirchenvoritandes, 

b. wenn es fih um Echuldverfchreibungen handelt, welche auf den Namen des Schuld: 
ner3 ausgeftellt find, die Beifügung einer beglaubigten Abſchrift der Schuldurkunde 
fowie einer Beſcheinigung über die beftellte Eicherheit nebft Angabe der Werth: 
abihäßung des verpfändeten Grundftüds, 

5) bei Einnahmen und Ausgaben, ſowie Ginnahmeerlafien, bezw. Niederschlagung von Rück— 
ftänden, welche ſich auf die Zuftimmung der firlichen Vorgeſetzten bezw. auf ftaatliche 
Genehmigung gründen, die Vorlegung der bezüglichen Verfügung in Urfehrift oder in 
beglaubigter Abjchrift, 

6) bei allen Ausgaben die Beibringung einer Quittung des Empfängers, welche, jo weit 
dies nad) der Natur des nn überhaupt thunlich ift, einer von den Empfangs— 
berechtigten auszuftellenden fpecificirten Nechnung hinzuzufügen if. Die Rechnungen 
müfjen, ehe der Kirchenvorſtand die Zahlung verfügt, von demfelben einer genauen 
Prüfung — auch in caleulo — unterzogen und mit der Beicheinigung verfehen werden: 
„Geprüft und richtig befunden” oder „geprüft und berichtigt“, 

7) bei jedem Einnahme-Rückſtand außer der Nennung des Schuldners auch eiue Erläu— 
terung, worin der Rückſtand beſteht, aus welcher Zeit derſelbe herrührt und wodurch 
er verurſacht iſt. 

Die Beglaubigung der als Rechnungsbelege dienenden Abſchriften erfolgt durch den Vor— 
figenden des SKirchenvorftandes unter Beidruückung des Kirchenfiegels. 

8 13. Die Pachteinnahmen, die Größe und Lage der einzelnen Grundſtücke, jowie die Namen 
der Pächter brauchen während einer Gtatöperiode nur einmal und zwar im erjten Jahre jpecificirt 
zu werden, In den folgenden Jahren iſt die Berechnung ſummariſch OL wie folgt: 

„Die Pacht kommt hier für das 2. (3. 2c.) Pachtjahr Michaelis 18..’.. nad der im 

Voranichlag für 18.. enthaltenen Specification zur Einnahme mit ..... : 

Treten dagegen im Laufe einer Gtatsperiode Veränderungen ein, jo find ſolche in den 
Rechnungen des betreffenden Jahres und weiter bis zum nächſten Voranſchlag nachzuweiſen. 

s 14. Nachrichtliche Bemerkungen, welche mit gleichbleibendem Wortlaut nad) Maßgabe der 
Boranjchläge in den Nechnungen regelmäßig wiederfehren müßten, brauchen in die betreffenden 
ragen nicht aufgenommten zu werden. &3 genügt vielmehr der Hinweis auf den WVoranichlag. 

e Nachrichten über neu hinzukommende Schenkungen und Vermächtnifje werden dagegen 
bis zur | ne Aufnahme in den Voranfchlag alljährlich aufgeführt. 

Sn jedem erften Jahre der Etatsperiode iſt der Firchlichen Nechnung unter Benußung des 
anliegenden Mufters C. ) eine überfihtliche Nachricht über die Firchlichen und geiftlihen Gebäude 
auf einem loſen Blatte beizugeben. 

. Die Einnahmen aus Beiträgen der Kirchengemeinde find durch den nah Ziff. 1 des 
Minift,-Erlaffes vom 7, September 1886 (K. Amtsbl. ©. 83) zu faſſenden Beſchluß des Kirchen: 
vorſtandes, welcher in beglaubigter Abſchrift beizubringen iſt, zu belegen. 

$ 16. In einem nach dem anliegenden Mufter D.*) alljährlich einzurichtenden beſonderen 
Anhange zur Kirchenrechnung find diejenigen Stapitalien dev geiftlichen Stellen (Pfarren, Küſte— 
reien 20.) nachzuweiſen, deren Zinfen den Nutznießern direkt zufließen, und daher in den Voran— 
Ichlag feine Aufnahme gefunden haben. Der Urſprung folder Kapitalien ift dabei, foweit derſelbe 
befannt aſt, anzugeben. 

In den Jahren, in welchen Einnahmen an neu entſtandenen oder zurückgezahlten Kapitalien, 
bezw. Ausgaben an neu= oder wiederbelegten Kapitalien vorkommen, iſt hierüber eine beſondere 
Rechnung BUBEN On und mit den vorjchriftsmäßigen Belegen ($ 8 Nr. 4) beizufügen. 

5 17. Die Rechnungen find mit durchlaufenden Geitenzahlen zu verfehen und dauerhaft zu 
binden, Letzteres hat auch mit den Belegen zu gejchehen. 

$ 18, Der Rechnungsführer ift verpflichtet, die Firchlichen Nechnungen bis zum 31. März 
vollftändig aufzustellen und dem Kirchenvorſtand in zwei Exemplaren zu übergeben 

Der Kirchenvorſtand hat ein Exemplar dieſer Rechnungen nebſt dem gültigen Voranſchlage 
ſpäteſtens bis zum 1. Juni durch Vermittelung der vorgeſetzten Kirchenkommiſſion, bezw. wo ſolche 
nicht vorhanden iſt, direkt dem Königlichen Conſiſtorium zur Supperreviſion einzureichen. 

Fällt das Rechnungsjahr ausnahmsweiſe (F 2) nicht mit dem Kalenderjahr zuſammen, fo 
werden die obigen Termine um jo viele Monate verfchoben, als das Nechnungsjahr jpäter beginnt. 

19, Mit Beziehung auf diejenigen Firchlichen Nechnungen, deren Superrevifion herfömmlich 


1) Fortgelaffen. 2) Desgl. 
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durch Magiftrate oder Patronate erfolgt, behält es fein Bewenden bei den bisherigen Vor— 
ſchriften. 
Berlin, den 2, Juli 1889. A. 
Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
de la Croix. 


a 
Die ehemaligen Herzogthümer Scleswig-Holkein-Lauenburg. 


Am 15. Sept. 1889 ift ein K.Geſetz publiciert worden betr. die Dienit- 
vergehen der Kirdenbeamten und die unfreimillige VBerjegung 
derjelben in den Nubeftand (T). Weiter hat das Konfiftorium zu Kiel unter 
dem 13/3 1890 dem $ 1 der Verordn. v. 24/9 1867 ') eine in jeder Beziehung zu: 
treffende Auslegung gegeben (II). 


J. 
Kirchengefeß 


vom 15. Sept. 1889, betr. die Dienfivergehen der Kirchenbeamten und die 
unfreiwilige Verſetzung derfelben in den Ruheſtand für die evangelifd- 
futherifde Kirde der Provinz Schleswig-Holſtein. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen mit Zuftimmung 
der Geſammtſynode der evangelijch- Iutherifchen Kirche der Provinz Schleswig-Holftein und, nad)= 
den durch Erklärung Unferes Staatsminiſteriums feftgeftellt ift, daß gegen dieſes Geſetz von Staats: 
wegen nichts zu erinnern ift, für die gedachte Kirche, was folgt: 
$ 1, Die Vorfchriften diefes Gefeges find anwendbar auf alle geiftlichen und nichtgeijt- 
lichen Sirchenbeamten, Auf Aelteſte, Gemeindevertreter und Mitglieder ſynodaler Körperjchaften 
als ſolche finden diefelben feine Anwendung, 


1. Bonden Dienftvergehen und Beftrafung. 


1. Allgemeines. 


8 2, Seder Kirchenbeamte ift verpflichtet, das ihm übertragene Amt in Gemäßheit der be= 
ftehenden allgemeinen und befonderen Firchlichen Ordnungen gewijfenhaft wahrzunehmen und fich 
durch fein Verhalten in umd außer dem Amte dev Achtung, des Anjehens und des Vertrauens 
würdig zu erzeigen, welche fein Beruf erfordert. 

Ein Kirchenbeamter, welcher diefe Pflichten verlegt, begeht ein Dientvergehen. 

Bei geringeren Ordnungswidrigfeiten und Verftößen gegen die amtliche Pflicht ift der Be— 
amte durch Mahnung feiner vorgefegten Behörde, reſp. feiner Dienftvorgejegten, an die leßtere zu 
erinnern, bei erheblicheren Dienftvergehen hat derjelbe Disciplinarbeftrafung verwirkt. 

8% Im Laufe einer gerichtlichen Umterfuhung darf gegen den Angefchuldigten ein Dis: 
ziplinarverfahren wegen der nämlichen Thatfachen nicht eingeleitet werden. 

Wenn im Laufe eines Disciplinarverfahrens wegen der nämlichen Thatfachen eine gericht: 
liche Unterfuchung gegen den Angefchuldigten eröffnet wird, jo muß das Disciplinarverfahren bis zur 
rechtsfräftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens ausgefegt werden. 

Iſt don den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freifprehung erkannt, jo findet wegen ders 
jenigen Thatjachen, welche in der gerichtlichen Unterfuchung zur Grörterung gekommen find, ein 
Disciplinarverfahren nur noch infofern ftatt, als diefelben an fich und ohne ihre Beziehung zu dem 
gejeglichen Thatbeſtande der lebertretung, des Vergehens oder des Verbrechens, welche den Gegen— 
ſtand der Unterfuchung bildeten, ein Dienftvergehen enthalten. 

Iſt in einer gerichtlichen Unterfuhung eine Verurtheilung ergangen, welche den Verluſt des 


1) Friedberg, Verfaſſungsgeſetze ©. 195. 
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Amtes nicht zur Folge gehabt hat, fo bleibt dem Konfiftorium die Entſcheidung darüber vorbehalten, 
ob außerdem ein Disziplinarverfahren einzuleiten oder fortzuführen ſei. 

8 4, Die rechtsträftige gerichtliche Verurtheilung zu Zuchthausftrafe, Verluft der bürger: 
Yichen Ehrenrechte oder Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat den Verluſt des Kirchen 
amtes mit den Wirkungen der Dienjtentlaffung ($ 13 Abſatz 1) von Nechtswegen zur Folge. 

8 5, Scheidet der Beamte während des Disziplinarverfahrens aus dem Kirchendienfte, fo 
iſt die Disziplinarbehörde befugt, dem Beamten die Koften des Disziplinarverfahrens ($ 36 Ab: 
fat 2) zur Laſt zu legen. 

kan Hat der Beante Dienftentlaffung verwirkt, fo ift nach der Vorfchrift des 8 13 Abſatz 2 zu 
verfahren. 

86 Ein Kirchenbeamter, welcher ſich ohne den vorjchriftsmäßigen Urlaub von feinem 
Amte entfernt oder den ihm ertheilten Urlaub überschreitet, hat, wenn die unerlaubte Entfernung 
länger als acht Wochen dauert, Dienftlaffung verwirkt, 

Sit der Beamte dienftlic aufgefordert worden, fein Amt anzutreten oder zu demfelben zu— 
rüczufehren, jo tritt die Strafe der Dienftentlaffung ſchon nad fruchtlofem Ablauf von vier Wochen 
jeit der ergangenen Aufforderung ein. 

h Die Dienftentlafjung kann nur im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens ausgefprochen 
werden. 

Sie wird nicht verhängt, wenn fich ergiebt, daß der Beamte ohne feine Schuld von feinem 
Amte fern geweſen it. 


2, Disziplinarverfahren, 


8 7, Die Disziplinarverfahren beftehen in: 
1, Ordnungsftrafen, 
2. Entfernung aus dem Sirchenante, 
88 Ordnungsſtrafen find: 
1, Warnung, 
2, Verweis, 
3, Gelditrafe, 
bis zum Betrage von IO M., oder wenn das einmonatlihe Amtseinkommen 
höher ift, bis zum Betrage des leßteren. 
8 9. Die Entfernung aus dem Sirchenamte kann beftehen in: 
1. Suspenfion, 
2. Verſetzung, 
3. Amtsenthebung, 
4, Dienitentlaffung. 

$ 10, Die Suspenfion befteht in der gänzlichen. oder theilweifen Enthebung des Beamten 
von den mit dem Amte verbundenen Funktionen auf beſtimmte Zeit, zugleich mit der gänzlichen 
oder theilweijen Entziehung der aus dem Amte fließenden Einkünfte, In jedem Falle it mindeftens 
ein folcher Theil des Amtseinkommens einzubehalten, daß derjelbe zur Dedung der durch die an— 
derweitige Verwaltung des Amtes entjtehenden Koften und der Unterfuchungskoiten ausreicht, 

Die Verfegung gefchieht durch Anftellung des Beamten in einem gleichartigen Kir: 
chenamte eines anderen Ortes, welches mit einem geringeren Diensteinfommen verbunden fein kann. 

Durch die Entjeheidung kann zugleich bejtimmt werden, daß der Beamte bis zu deren Voll: 
ftre£ung von den Amtsgejchäften ganz oder theilweije zu entbinden und während diejer Zeit auf 
den Bezug beftimmter Theile de3 bisherigen Dienfteinfommens zu beſchränken fei. 

Erweiſt fih die VBerjegung wegen mangelnder Gelegenheit zur Verwendung des Beamten 
in einem anderen Kirchenamte als unausführbar, fo iſt diejelbe durch Nachentjcheidung der Diszipli- 
narbehörde in Amtsenthebung ($ 12) zu verwandeln, 

Die Bewilligung eines Nuhegehaltes ift in diefem Falle unzuläffig, wenn der Beamte ein 
Ri eg nad) dem Urtheil der Disziplinarbehörde angemefjenes Kirchenamt ausge— 
lagen hat, 

8 12, Die Amtsenthebung bewirkt den Verluſt des SKirchenamtes; der Verurtheilte bleibt 
jedoch anftellungsfähig und behält die Nechte des geiftlichen Standes. 

Gehört der Angefchuldigte zu den Kirchenbeamten, welche einen Anſpruch auf Nuhegehalt 
haben, jo fann die Disziplinarbehörde in ihrer Enticheidung zugleich feftfegen, daß demfelben ein 
Nuhegehalt auf beftimmte Zeit, oder bis zu feiner Wiederanftellung oder auf Lebensdauer zu be= 
lafjen jei. Diefes Nuhegehalt ift aber jedenfall geringer zu normiren, als es zu bemefjen ges 
twejen jein würde, wenn der Angejchuldigte zu der Zeit der Verurtheilung wegen Alters oder 
Krankheit hätte emeritirt werden müſſen. 

z 13, Die Dienftentlaffung hat den Verluſt aller Rechte eines Kirchenbeamten, insbeſondere 
des Titels und des Anſpruchs auf Nuhegehalt, bei der Entlafjung aus einem geiftlichen Amte auch 
derjenigen des geiftlichen Standes von Nechtswegen zur Folge, 
| Sit eine Dienftentlaffung verwirft, der Beamte aber vor Beendigung des Disziplinarver- 
- fahrens aus dem Kirchendienfte gejchieden, ohne die im vorftehenden Abſatze erwähnten Rechte ver- 
loren zu haben, fo ift in Fortfegung des Verfahrens an Stelle der Dienftentlaffung auf den Ver— 
luft diefer Rechte zu erkennen, 
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8 14, Welche der in den 88 8 und 9 bejtimmten Strafen anzumenden jei, ift nad) der 
größeren oder geringeren Grheblichkeit des Dienftvergehens nit bejonderer Rückſicht auf die Eigen 
thümlichfeit des Falles und die fonftige Führung des Angejchuldigten zu ermeſſen. 

Die Verbindung verſchiedener Ordnungsftrafen mit einander iſt zuläſſig. 


3. Derfahren in leichten Disziplinarfällen. 


8 15, Ordnungsſtrafen fönnen von dem Konfiftorium, Warnung auch von den Propſtei⸗ 
ſynoden, Warnung, Verweis und Geldſtrafe bis zu 9 M, von den Probſteiſynodal⸗Ausſchüſſen ver⸗ 
hängt werden. Auch iſt jeder Dienſtvorgeſetzte zu Warnungen und Verweiſen gegen die ihm unter— 
geordneten Kirchenbeamten befugt. 

8 16, Vor der Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe iſt dent Beamten Gelegenheit zu geben, 
fi über die ihm zur Laſt gelegte Verlegung feiner Amtspflicht zu verantworten. Geldftrafen 
dürfen nur nach Anhörung des Bejchuldigten verhängt werden, Y — 

Die Feitfegung der Ordnungsſtrafe erfolgt unter Angabe der Gründe durch fehriftliche 
Verfügung. 

” 17. Gegen die VBerhängung einer Ordnungsitrafe findet nur Befchwerde im Inſtanzen— 
zuge binnen vier Wochen nach Zuftellung der Entſcheidung ſtatt. 


4. Förmliches Disziplinarverfahren. 


$ 18, Der Entfernung aus dem Kirchenamte muß ein förmliches Disziplinarverfahren vor— 
ergehen, 
= Bafielbe beiteht in der Vorunterfuhung und Hauptverhandlung. RE 

8 19, Die Einleitung des fürmlichen Disziplinarverfahrens wird von dem Konſiſtorium 
oder dem Miniſter für die geiſtlichen 2c. Angelegenheiten verfügt. Sie bleibt jedoch dem letzteren 
ausschließlich vorbehalten, wenn das Verfahren gegen einen in einem Firchenregimentlichen Amte 
ftehenden Geiftlichen eingeleitet werden joll, g 

Die Behörde , welche das fürmliche Disziplinarverfahren einleitet, ernennt einen Unter 
ſuchungs-Kommiſſar und einen Vertreter der Anklage, 

$ 20, Die entjcheidende Disziplinarbehörde erfter Inftanz ift das Konfiltorium 

Diejes ift auch zuftändig für die Disziplinarunterfuchung gegen einen emiritirten Geiftlichen, 
welcher dem Aufſichtsbezirke deffelben nach feiner letzten amtlichen Stellung angehört hat, auch 
wenn derjelbe feinen Wohnfig außerhalb der Provinz Schleswig-Holftein genommen hat. i 

$ 21. Die Disziplinarfachen werden in Blenarfigungen erledigt, an welchen mindejtens drei 
ftimmberechtigte Mitglieder theilnehmen müſſen. k 

Sn diefen Plenarfigungen fteht allen zu vollem Stimmrecht im Kollegium berechtigten Mit- 
gliedern und Hülfsarbeitern das Stimmrecht zu, 

Die Mitglieder des Gefammtiynodal-Ausschuffes nehmen an der Erledigung der Disziplinar- 
fachen durch das Konfiftorium in allen Fällen theil, in welchen ein fürmliches Disziplinarvers 
fahren eingeleitet ift, Auch bei Bejchlußfaffungen über die Einleitung des Verfahrens gegen einen 
Geiftlichen wegen Srrlehre muß der Geſammtſynodal-Ausſchuß zugezogen werden. 

Die Mitglieder des Geſammtſynodal-Ausſchuſſes treten den im erften Abſatze dieſes Para= 
graphen erwähnten Mitgliedern des Konſiſtoriums hinzu, 

Mitglieder, welche bei dem Bejchluffe wegen Einleitung der Unterfuhung mitgewirkt haben, 
Bi Ben Unterſuchungs-Kommiſſar find von der Theilnahme an der Hauptverhandlung nicht aus— 
geſchloſſen. 

5 22. In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mittheilung der Anſchuldi— 
gungspunkte vorgeladen und, wenn er erfcheint, gehört. 

Die Zeugen werden vernommen und die zur Aufklärung der Sache dienenden jonjtigen Be— 
weiſe erhoben, 

‚. Die Zeugen find zu beeidigen, wenn ihre Ausjagen für die Beurtheilung der Sache er: 
heblich ericheinen und ihre Beeidung nicht aus befonderen Gründen unzuläffig ift, Die Beeidigung 
der Zeugen erfolgt nach ihrer Vernehmung. 

Ueber jede Unterfuchungshandlung iſt unter Zuziehung eines vereideten Vrofofollführers ein 
Protokoll aufzunehmen, 

3 23, Der Vertreter der Anklage kann ftets, ohne daß jedoch das Verfahren dadurch auf: 

gehalten werden darf, von den Stande der WVorunterfuhung durch Einficht der Akten Kenntniß 
nehmen und die ihm geeignet erfcheinenden Anträge ftellen, Erachtet der Unterfuchungs-Kommifjar 
den Zweck der Vorunterjuchung für erreicht, jo überjendet er die Akten dem Konfiftorium, welches 
diejelben, wenn es die Unterfuchung für abgefchloffen erachtet, dem Vertreter der Anklage zur Stel- 
lung jeiner Anträge vorlegt, 
. , 824 Nach Beendigung der VBorunterfuchung Hat der Vertreter der Anklage bei dem Kon- 
fiftorium entweder die Einſtellung des Verfahrens oder die Verhängung einer Ordnungsitrafe oder 
die Anberaumung einer Sigung zur Hauptverhandlung zu beantragen, auch im Yeßteren Yalle die 
Anklagejchrift einzureichen, 

Das Konſiſtorium kann, auch wenn von dem Vertreter der Anklage auf Einſtellung des 
Verfahrens oder Verhängung einer Ordnungsſtrafe angetragen iſt, die Anberaumung einer Sigung 
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zur Hauptverhandlung beſchließen. Wenn der Vertreter der Anklage auf eine Hanptverhandlung 
angetragen hat, findet dieſe in allen Fällen ftatt. 

8 25. Das Konfiitorium kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Borunterfuchung das Ver: 
fahren einftellen und geeigneten Falls eine Ordnungsſtrafe verhängen. Der Angefchuldigte erhält 
in beiden Fällen Ausfertigung der mit Gründen zu unterftügenden Entjceheidung. 

Gegen die Entſcheidung des Konfiftoriums fteht fowohl dem Angefchuldigten, als auch dem 
Vertreter der Anklage die Bejchwerde an den Minijter der geiftlichen 2c, Angelegenheiten binnen 
4 Wochen nach Zuitellung der Entfcheidung an den Angefchuldigten offen. Diefelbe ijt bei dem 
Konſiſtorium einzulegen, 

Das eingeftellte Disziplinarverfahren fan wegen der nämlichen Anſchuldigungspunkte nur 
auf Grund neuer Thatjachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden, 

5 Sit eine Ordnnungsftrafe verhängt, fo findet eine Wiederaufnahne des Disziplinarverfahrens 
nicht jtatt. 

8 26, Wird das Verfahren nicht in Gemäßheit des $ 15, Abſatz 1 erledigt, jo wird der 
Angeichuldigte unter abjchriftlicher Mittheilung der Anflagefchrift zu einer von dem Vorſitzenden 
des Konfiftoriums anzuberaumenden Sigung zur Hauptverhandlung vorgeladen, 

— Der Angeſchuldigte kann ſich dabei des Beiſtandes eines Rechtsanwalts als Vertheidigers 
edienen. 

Dem Letzteren iſt, wie dem Angeſchuldigten, Einſicht der Unterſuchungs-Akten zu geſtatten. 

8 27, Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich, 

Sn derjelben giebt zuerjt ein vom Vorfigenden des Konfiftoriums aus der Zahl feiner Mit- 
glieder ernannter Berichterftatter eine Darftellung der Sache, wie fie aus den bisherigen Verhand— 
lungen hervorgeht. 

Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angefchuldigten, ſowie die Vernehmung derjenigen 
Zeugen und Sacwerjtändigen, deren Ladung zur Hauptverhandlung vom Konfiftorium für erfor= 
derlich erachtet ift, 

Zum Schluffe werden der Vertreter der Anklage jowie der Angefchuldigte und jein Ver— 
theidiger mit ihren Ausführungen und Anträgen gehört, 

Dem Angejhuldigten gebührt das legte Wort, 

8 28. Das Konfiftorium kann auf Antrag oder von Amtswegen die Vernehmung von 
Zeugen, ſei es durch einen Kommiſſar, oder vor der Behörde jelbit, jowie die Herbeifchaffung an— 
derer Beweismittel anordnen, 

Es bejchließt über die Ausfegung der Hauptverhandlung, wenn e3 eine jolhe behufs weiterer 
Aufklärung der Sache oder beim Hervortreten erfchwerender neuer Thatumftände oder rechtlicher 
Gefichtspunkte für angemefjen erachtet, 

$ 29, Die Hauptverhandlung findet ftatt, auch wenn der Angefchuldigte nicht erjchienen tft, 

Derjelbe kann fich Durch einen Rechtsanwalt vertreten laffen. 

Den Konfiftorium fteht e3 jedoch jeder Zeit zu, das perjönliche Erfcheinen des Angefchul- 
digten unter der Warnung anzuordnen, daß bei feinem Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zus 
gelaſſen werden. 

30, Bei der Entjcheidung hat das Konfiftorium nach feiner freien, aus dem Inbegriff 
der Verhandlungen gejhöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, in wie weit die Anjchuldigung für 
begründet zu erachten ift, 

Sit die Anfchuldigung nicht begründet, jo wird der Angefchuldigte freigefprochen, 

Sit die Anſchuldigung begründet, jo kann die Entjcheivung auch auf eine bloße Ordnungs— 
ftrafe lauten, 

Die Entjheidung wird am Scluffe der Hauptverhandlung und fpäteftens innerhalb der 
darauf folgenden vierzehn Tage verkündet. 

Eine Ausfertigung der mit Gründen verfehenen Entjcheidung ift dem Angejchuldigten von 
Amtswegen zuzuftellen, 

$ 31, lieber die Hauptverhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen und von dem Borfigenden 
und den Protollführer zu unterfchreiben, 

Dafjelbe muß die Namen der Anweſenden und die wefentlihen Momente der Hauptver- 
handlung enthalten, 0 

$ 32, Gegen die Entjcheidung des Konfiftoriums fteht die Berufung an den Minifter der 
geiftlichen 2c. Angelegenheiten ſowohl den Vertreter der Auklage als dem Angejchuldigten offen. 

; 33. Die Berufing muß bei dem Konfiftorium zu Protokoll oder fchriftlich eingelegt werden, 
Bon Eeiten des Angejhuldigten kann dies durch einen Bevollmächtigten gejchehen. 

Die Einlegefrift ift eine vierwöchige. Sie beginnt für beide Theile mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem dem Angejchuldigten die Ausfertigung der Entjcheidung zugeftellt worden it, 

$ 34. Zur fchriftlichen Nechtfertigung der Berufung fteht demjenigen, welcher fie rechtzeitig 
eingelegt, eine vom Ablaufe der Einlegungsfrift zu berechnende 14tägige Frift offen, 

- Die Schriftfrücke über die Einlegung und die etwa erfolgte Rechtfertigung der Berufung 
find, wenn der Vertreter der Anklage die Berufung erhoben hat, dem Angefchuldigten in Abjchrift 
zuzuftellen, oder, falls die Berufung Seitens de3 leßteren erhoben ift, dem Vertreter der Anklage 
in Urſchrift vorzulegen, 
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Innerhalb 14 Tagen nad) erfolgter Zuftellung kann der Gegner eine Beantwortungsjchrift 
einreichen. 

Die Friften der Nechtfertigung und Beantwortung der Berufung können vom Konfiftorium 
auf Antrag verlängert werden. ' 

Nene Thatjachen, welche die Grundlage einer anderen Beſchuldigung bilden, dürfen in der 
Berufungsinftang nicht vorgebracht werben. 

8 35, Nacd Ablauf der in den 88 33 und 34 beitimmten Friſten werden die Alten an den 
Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten zur Entjcheidung eingejandt. 

Lautet die Entjcheidung des Konfiftoriums auf Freifprehung des Angefchuldigten oder nur 
auf Warnung oder Verweis, jo fann der Minifter der geiltlichen 2c. Angelegenheiten, wenn er den 
Angejchuldigten ftrafbar findet, auf die Berufung des Vertreter3 der Anklage nicht auf Dienſt— 
entlaffung, jondern nur auf eine Ordnungsftrafe oder auf Suspenfion oder Verſetzung oder Amts— 
enthebung ($ 9 Nr. 1, 2 und 3) erkennen, 


5. Koften des Disziplinarverfahrens. 


8 36, Fir das Disziplinarverfahren werden feine Gebühren, fondern nur baare Auslagen 
in Anfag gebradt. ! y 

Inſoweit in förmlichen Disziplinarverfahren dev Angejchuldigte verurtheilt wird, hat er die 
vom KRonfiftorium feftzufegenden baaren Auslagen des Verfahrens einjchlieglich des Ermittelungs— 
verfahrens ganz oder theilweije zu eritatten, TERT: — 595 

Ueber die Erftattungspflicht iſt von der Disziplinarbehörde mit zu entſcheiden. 


1. Bon derpvorläufigen Dienftenthebung. 


$ 37. Die vorläufige Dienftenthebung eines Kirchenbeamten (Suspenfion dom Amte) tritt 
fraft des Gejeges ein: i 

1. wenn in einem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung beichloffen oder gegen ihn 

ein noch nicht rechtäfräftig gewordenes Urtheil erlaffen ift, welches den Verluft des Amtes 
fraft des Gefeßes nad) fich zieht: 

9, wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtsfräftige Entſcheidung ergangen ift, 

welche auf Dienftentlafjung lautet, 

$ 88, Im Falle des 8 37 Nr, 1 dauert die Suspenfion bis zum Ablauf des zehnten 
Tages nach Wiederaufhebung des Verhaftungsbefchluffes oder nach eingetretener Rechtskraft des— 
jenigen Urtheils höherer Inſtanz, durch welches der angejhuldigte Beamte zu einer anderen Strafe 
als der bezeichneten verurtheilt wird, 

Lautet das rechtsfräftige Urtheil auf Freiheitsitrafe, jo dauert die Suspenfion, bis das Ur— 
theil vollſtreckt iſt. Wird die Vollftredung des Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten 
oder unterbrochen, jo tritt für die Zeit der Verzögerung oder Unterbrechung eine Gehaltsverfürzung 
($ 40) nicht ein. Daſſelbe gilt für die im erſten Abjage dieſes Paragraphen erwähnte Zeit von 
zehn Tagen, wenn nicht vor Ablauf derjelben die Suspenfion vom Amte im Wege des Disziplinar- 
verfahrens beſchloſſen wird, 

Sm Falle des 8 37 Nr. 2 dauert die Suspenfion bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die 
ergangene Disziplinarenticheidung in der Berufungsinftanz zu Gunften des Angefchuldigten abge— 
ändert wird, oder in welchem dieſelbe die Nechtsfraft erlangt. 

$ 89, Die zur Einleitung der Disziplinarunterfuchung ermächtigte Behörde kann die Sus— 
penfion, fobald gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet oder die Einleitung 
einer Disziplinarunterfuchung verfügt wird oder auch demmächft im Laufe des einen oder anderen 
Verfahrens bis zur vechtökräftigen Enticheidung verfügen, 

$ 40, Der fuspendirte Beamte behält während der Suspenfion die Hälfte feines Dienfteintommens, 

Auf für die Dienftunkoften bejonders angejegten Beträge ift bei Berechnung des dem Be— 
amten zu belafjenden Theil vom Dienfteinfommen feine Nücficht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens ift zu den Koften, welche durch die Gtell- 
vertretung des Angefchuldigten verurfacht werden, der etwaige Reſt zu den Unterfuchungsfoften 
($ 36) zu verwenden. 

Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungsfoften zu leiften ift der Beamte nicht verpflichtet. 

$ 41. Der zu den Kojten (8 40) nicht verwendete Theil des Einkommens wird dem Be— 
amten nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge gehabt hat. 

Grinnerungen über die Verwenditng des Einkommens ftehen dem Beamten nicht zu, wohl 
aber ift ihm auf Verlangen eine Nachweilung über diefe Verwendung zu ertheilen. 

5 42. Wird das Verfahren eingeftellt ($ 25) oder wird der Beamte freigefprochen, jo muß 
ihm der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens vollftändig nachgezahlt werden, 

‚Wird der Beamte nur mit einer Ordnungsftrafe belegt, fo ift ihm der innebehaltene Theil 
infomweit nachzuzahlen, al3 derjelbe nicht zur Dedung der ihn treffenden Unterſuchungskoſten und 
der Ordnungsſtrafe erforderlich ilt. Ein Abzug wegen der Stellvertretungsfoften findet nicht ftatt, 

8 483. Wenn Gefahr im Verzuge ift, kann einem Beamten auch von folchen Vorgejegten, 
die jeine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Ausübung der Amtsverrichtungen vor— 
läufig unterfagt werden; es iſt darüber aber jofort an das Konfiftorium zu berichten, 

Dieſe Interfagung hat eine Kürzung des Dienſteinkommens nicht zur Folge. 
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II Bonder Entziehung der Rechte des geiftlihen Standes, 


8 44, Einem ordinirten Geiftlichen, welcher fein Kirchenamt bekleidet, find die Nechte des 
geiftlichen Standes zu entziehen, wenn er fich durch fein Verhalten der Achtung, des Anſehens oder 
des Vertrauens unwürdig zeigt, welche der geiftliche Beruf erfordert, 

Auf das Verfahren finden die Vorfchriften der 88 18 bis 36 entfprechende Anwendung, 

8 45, Mit dem Verlufte oder der Entziehung der Nechte des geiftlichen Standes (88 5, 
13, 44) verliert der davon Betroffene auch alle äußeren Nechte eines Geiftlichen. Gleichzeitig kann 
auf den Verluft des ganzen Nuhegehaltes oder eines Theils defjelben erfannt werden. 


IV. Beamte auf Probe, Kündigung oder Widerruf, 


8 46. Die Entlaffung der auf Probe, auf Kündigung oder ſonſt auf Widerruf angeftellten 
Kirhenbeamten erfolgt durch Verfügung der denfelben vorgefeßten Firchlichen Behörden. 

Die Genehmigung des Konfiltoriums ift dazu erforderlich, wenn dafjelbe die Anſtellung ges 
nehmigt oder beftätigt hat. 

Dem auf Grund der Kündigung entlaffenen Beamten ift bis zum Ablaufe der Kündigungs— 
frift fein volles Dienfteinfommen zu gewähren. Derjelbe kann jedoch jchon vorher von der Aus— 
übung feiner Dienftgefchäfte durch Die vorgeſetzte Kirchliche Behörde entbunden werden. 


V. Wiederanftellung aus dem Dienfte gefhiedener Kirchenbeamten. 


8 47, Zur Wiederanſtellung von Kirchenbeamten, welche aus dem Kirchendienſte unfrei— 
willig ausgeschieden find, bedarf e3 der Genehmigung des Konſiſtoriums. 

Die Wiederbeilegung der Nechte des geiltlichen Standes an Getitliche, welche diejelben ver= 
Bean oder freiwillig aufgegeben haben, bleibt dem Miniſter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten vor— 
ehalten, 


VI BPredigtamtsfandidaten, 
$ 48, Die Disziplinarvorschriften für die Kandidaten werden durch diefe3 Geſetz nicht berührt, 
VI. BonDder Verjegunginden Rudheftand, 


8 49, Ein Kirchenbeamter, welcher in Folge eines förperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche feiner förperlichen oder geiftigen Kräfte dauernd unfähig ift, überhaupt noch einen we— 
fentlichen Theil feines Dienftes zu verjehen, foll in den Ruheſtand verjeßt werden. 

Dafjelbe gilt, wenn eine wegen vorübergehender Dienftunfähigkeit angeordnete Adjunktur 
bereit3 drei Jahre beftanden hat, ohne daß der betreffende Geiftliche die Fähigkeit zur Verſehung 
eines wejentlichen Theiles der Dienſtgeſchäfte wiedererlangt hat. 

Krif Der Anſpruch auf Nuhegehalt richtet fi) nach den darüber beftehenden befonderen Vor— 
riften, 

$ 50, Sucht der Beamte im Falle des 8 49 feine Verſetzung in den Nuheftand nicht nad, 
fo wird ihm von dem SKonfiftorium unter Angabe des ihm zu gewährenden Nuhegehalt3 und der 
Gründe der Emeritirung eröffnet, daß der Fall feiner Verfegung in den Ruheſtand vorliege, 

Dem Kirchenvorftande der betheiligten Gemeinde muß in jedem Falle vorher zu einer Aeuße— 
rung über die beabfichtigte Maßregel Gelegenheit gegeben werden. 

Wenn der Beamte oder deffen Vormund gegen die obige Eröffnung innerhalb jechs Wochen 
feine Einwendungen erhoben hat, jo wird gegen ihn in derjelben Weile verfügt, al3 wenn er ſelbſt 
um feine Verjegung in den Ruheſtand nachgelucht hätte, i 

1. Werden von dem Beamten oder dejfen Vormund gegen die VBerjegung in den Ruhe— 
ftand innerhalb der im 8 50 Abjag 3 erwähnten Friſt Einwendungen erhoben, jo iſt darüber vom 
Konfiltorium zu entjcheiden. 

An der Entjcheidung haben die Mitglieder des Ausfchuffes der Geſammtſynode theilzu— 
nehmen (cfr. $ 21), 

Zur Erörterung ftreitiger Thatfachen, welche fir die Entjcheidung erheblich find, hat das 
Konfiftorium einen Unterſuchungs-Kommiſſar zu beftellen, 

Auf das Verfahren vor dem Iekteren finden die Vorjchriften der 88 22 Abſatz 2 bis 4 und 
26 Abjag 2 und 3 entjprechende Anwendung, 

Ausfertigung der Entjcheidung de3 Konſiſtoriums, welche mit Gründen verjehen fein muß, 
ift dem Betheiligten zuzuſtellen. 

8 52, Gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums fteht dem Beamten innerhalb einer Frift 
von vier Wochen nach Zuftellung der Entjcheidung die Berufung an den Minifter der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten zu. 

Der Minifter entfcheidet, geeignetenfalls nach Anordnung weiterer thatfächlicher Ermittes 
lungen, endgültig. 

Des Berufungsrechtes ungeachtet kann dem Beamten von dem Konſiſtorium fofort die Aus— 
übung der Amtsverrichtungen vorläufig unterfagt werden, 
. Die baaren Auslagen für die duch unbegründeten Widerſpruch des Beamten ver: 
anlaßten Ermittelungen find demjelben zur Laft zu legen, 
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Der Zeitpunkt, von welchem die Emeritirung in Kraft treten foll, ift in der betreffenden 
Verfügung ($ 50 Abſ. 2) bezw, Entfcheidung (3 51) genau zu beſtimmen. 


VIL Wonder Beiordnung eines Amtsgehülfen 


8 54, Einem Kirchenbeamten kann ein Amtsgehülfe beigeordnet werden, wenn er aus einem 
der im 8 49 angeführten Gründe nicht mehr im Stande tjt, feinem Amte vollſtändig vorzuſtehen, 
ohne gleichwohl zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd völlig unfähig zu, je. 

Die Vertheilung der Geſchäfte zwifchen dem Beamten und feinem Gehülfen hat das Kon— 
fiftorium, unter thunlichiter Berücfichtigung der Wünſche des Erfteren und nach Anhörung des 
Kirchenvorftandes, zu bejtimmen. 

Die Unterhaltung der Amtsgehülfen liegt zunächit dem Kirchenbeamten ob; jedoch dürfen die 
Koften derfelben die Dienfteinnahme nicht unter den Betrag herabmindern, welcher dem Kirchen: 
beamten nach den beftehenden Vorjchriften zukommen wiirde, wenn er zu derjelben Zeit in den 
Ruheſtand verjegt würde, 

Das Gehalt eines auf Grund diefes Gejeßes beizuordnenden Amtsgehülfen, ſowie der Geld- 
werth, zu welchem eine von dem betheiligten Kirchenbeamten zu Teiftende freie Station anzurechnen 
ift, wird nach Anhörung des Letzteren, ſowie des Kirchenvorſtandes und des Ausſchuſſes der Propfteis 
iynode (in Lauenburg der Kreisſynode) von dem Konftjtorium feſtgeſtellt. 

Die für die Ordination eines Amtsgehülfen zu entrichtenden Gebühren hat der betreffende 
Geiftliche zu tragen, fofern nicht anderweitige befondere Borfchriften darüber bejtehen, Doch hat 
der Amtsgehülfe, wern nicht Anderes vereinbart worden tft, diefelben zu erjtatten, wenn er inner- 
halb der erften zwei Jahre nad) feiner Ordination die Stellung jeinerjeits aufgiebt, 

Die Wittwe eines Geiftlichen, welchen bei feinem Ableben ein Anıtsgehülfe beigeordinet war, 
ift verpflichtet, den leßteren auf Verlangen des Konfiftoriums während der Gnadenzeit unter den— 
ki ae zu unterhalten, unter welchen er ihrem verftorbenen Ehemann beigeordnet 
worden tt. 

Für diejenigen Diftrikte, in welchen däniſches Kirchenrecht gilt, wird die Beſtimmung, nad) 
welcher der Amtsgehülfe (Kapellan) nach dem Ableben des Geiftlichen, welchem er beigeordnet war, 
fo * bei der Stelle bleibt, bis er eine anderweitige Verwendung gefunden hat, hierdurch auf— 
gehoben. 

Auf das Verfahren wegen zwangsweiſer Beiordnung eines Amtsgehülfen finden die Be— 
ſtimmungen der 88 50 bis 53 entſprechende Anwendung. 


IX. Allgemeine und Uebergangs-Beſtimmungen. 


8 55, Die nach den Beſtimmungen dieſes Gejeßes erfolgenden Aufforderungen, Mittheis 
Yungen, Zuftellungen und Vorladungen find gültig und bewirken den Lauf der Friften, wenn fie 
unter Beobachtung der für gerichtliche Zuftellungen in Straffachen vorgefchriebenen Formen dem— 
jenigen, an den fie ergehen, zugeitellt ſind. 

Die vereideten Verwaltungsbeanten haben dabei den Glauben der Gerichtsvollzieher. 

Hat der Angejchuldigte feinen dienftlihen Wohnfig ohne Genehmigung der vorgefegten Be— 
as BEN jo fann die Zuftellung auch in jeiner lebten Wohnung an dem dienftlihen Wohn- 
orte erfolgen, 

Die VBorfehriften der Strafgefege find auch für die Berechnung des Friftenlaufes maßgebend, 

$ 56, Alle dieſem Gejeße entgegenftehenden kirchlichen Vorſchriften werden aufgehoben, 

R Dagegen wird durch dafjelbe die Befugniß der Auffichtsbehörden, im Auffichtswege Be— 
ihwerden Abhülfe zu ſchaffen oder Beamte zur Erfüllung ihrer Pflichten in einzelnen Sachen an— 
Beer und dabei alles zu thun, wozu fie nach den beftehenden Gefegen ermächtigt find, nicht 
geändert, 

Urkundlich 2c, 


I. 
Beſcheid des Konfifforiums zu Kiel 


vom 13. März 1890, betr. Auslegung des $ 1 der Allerhödften Verordnung 
vom 24. September 1867 wegen Erridtung eines evangelifd-Iniherifhen 
Konſiſtoriums in Kiel. 


Auf die an den Herrn Präfidenten des Königlichen Staatsminifteriums gerichtete, von dieſem 
an den Herrin Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und von Legterem an uns abgegebene 
Voritellung vom 7, v. Mts., betreffend die Berufung des Konfiftorial-Affefjors Müller in das 
biefige evangeliſch-lutheriſche Konfiftorium, eröffnen wir Shnen und den Miunterzeichnern jenes 
Schriftitlids, daß weder der Inhalt der Königlichen Verordnung vom 24, September 1867 noch 
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deren aktenmäßige Entjtehungsgefchichte einen Anhalt dafür bieten, daß nach Maßgabe der gedachten 
Verordnung fraft eines durch diefelbe begründeten Privilegiums dem hiefigen Konſiſtorium nur folche 
geiftliche oder weltliche Nathe beigeordnet werden könnten, welche der evangelijchslutherifchen Kirche 
der Provinz Schleswig.Holitein durch ihre Geburt angehören, 

Vielmehr kann in den: Worten des 8 1: „welchem die beiden für Holitein und Schleswig 
fungirenden General-Superintendenten und fo viele geiftliche und meltlihe Näthe aus beiden Be— 
zirken alS das Bedürfniß erheifcht, beizuorduen find“ nur eine auf die Vorſchrift des Hauptjages 
des S 1 bezügliche Ausführungsbeitimmung gefunden werden, mithin eine Beſtimmung, welche auf 
die erjte Einrichtung des Konſiſtoriums fich bezieht und zum Behuf des Snslebentretens des Kon— 
fiftoriums getroffen ift. Dafür jpricht die ganze Faffung, derzufolge die angeführten Worte nicht 
als eine gejegliche, die betreffende Angelegenheit ein für alle Dal regelnde Bejtimmung über 
die Zuſammenſetzung des Konfijtoriums, fondern nur als eine Anordnung des. oben bezeichneten 
Inhalts fich darftellen. Dafür fprechen infonderheit auch die Worte „die beiden für Holftein und 
Schleswig fungirenden General-Superintendenten”“, welche fih nur auf die beiden Damals 
fungirenden General-Superintendenten beziehen laſſen. 

Auch kann man hiergegen nicht etwa einwenden, daß die fraglichen Worte in einer mit Ge— 
jegesfraft verjehenen Königlichen Verordnung fich finden, Wie überhaupt feineswegs immer eine 
Iharfe Scheidung zwijchen dem eigentlichen Geſetzes-Inhalt und den Ausführungsbeitimmungen ges 
macht wird, jo gilt dies auch von manchen in der damaligen Zeit erlaffenen Königlichen Verord— 
nungen, Und bei diefen Verordnungen lag auch um jo weniger Veranlaffung zu einer derartigen 
ſcharfen Scheidung vor, als es für diejelben der VBorlegung an den Landtag nicht bedurfte, 

Wäre e3 die Abſicht gewejen, ein Brivilegium des in der Eingabe bezeichneten Inhalts zu 
verleihen, fo hätten die Akten dies ergeben müfjen, und es wiirde damı eine Faſſung, wie fie in 
der Königlichen Verordnung gewählt ift, durchaus nicht entfprechend geweſen fein, vielmehr ohne 
allen Zweifel die Form einer ausdrüclichen Zuficherung gewählt worden fein, Ueberdies ift daranf 
hinzumeijen, daß mit feinem Worte in der Verorduung davon die Rede ift, daß die Mitglieder des 
biejigen Konfiftoriums in der Brovinz SchleswigeHoljtein geboren fein müſſen. 

Dagegen ift e3 allerdings eine berechtigte Forderung, daß zu Mitgliedern des hiefigen Sons 
ſiſtoriums nur folhe Männer ernannt werden, welche evangelifch-Iutherifchen Befenntniffes find und 
der Schleswig-Holiteinischen Landeskirche fchon angehören oder doch bereit find, mit dem Zeit: 
punkte der Verlegung ihres Wohnfiges in den Bereich derjelben fich ihr anzujchliegen. Die Schles— 
wig-Holſteiniſche Landeskirche ift eben eine evangelijch-lutherijche Kirche, wie denn auch 
in der Königlichen Verordnung dem hiefigen Konfiltorium der Name „evangelifchzlutheriiches Kon— 
filtorium” ausdrüdlich beigelegt ift. 

Den vorgedachten Erfordernijfen wird aber in der Perſon des Konſiſtorial-Aſſeſſors Müller 
volfftändig genügt. Derjelbe iſt innerhalb der evangelifchlutherifchen Landeskirche des Herzogthums 
Braunfchweig geboren, hat diefer Kirche durch Taufe und Konfirmation angehört und ift mit dem 
Zeitpunkte der Verlegung feines Wohnfiges nach Kiel Mitglied der evangeliich-lutherifchen Landes— 
firhe unferer Provinz geworden. Aus dem Umftande, daß derjelbe eine Zeit lang bei dem Sons 
filtorium der Brovinz Brandenburg bejchäftigt gewefen ift, kann ein begrimdetes Bedenken gegen 
jeine Berufung in das hiefige Konſiſtorium nicht hergenommen werden, weil darin allein, daß er 
eine Zeit lang der unirten Landeskirche der alten Provinzen fich angejchloffen hat, ein Konfeſſions— 
wechjel nicht gefunden werden kann, und überdies der Konſiſtorial-Aſſeſſor Miller bei feinem Ein— 
tritt in das Konſiſtorium der Provinz Brandenburg fich fein Iutherifches Bekenntniß durch ſchrift— 
lihe Erklärung ausdrüdKlich gewahrt hat, 

Es entjpricdt auch die Forderung, daß nur geborene Schleswig-Holſteiner zu Mit: 
gliedern de3 Konſiſtoriums in Kiel berufen werden, durchaus nicht der in früheren Zeiten bei der 
Bejegung firchenvegimentlicher Aemter, injonderheit der Generaljuperintendenturen in Schleswig: 
Holjtein befolgten Praxis. Sehr viele unter den früheren Generalfuperintendenten — wir brauchen 
nur hinzuweiſen auf Baul von Egen, Stephan Klos, Joſua Schwarz, Theodor Daſſow, Muhlius 
und Adam Struenjee — haben nicht durch ihre Geburt der Landeskirche unferer Provinz angehört, 
ſondern find aus anderen deutjchen Landeskirchen theilweife unmittelbar, theilweije nachdem fie 
vorher zu Pröpſten in Schleswig-Holitein oder zu Hofpredigern in Kopenhagen oder zu Profeſ— 
foren in Kiel ernannt waren, zu Generalfuperintenden in Schleswig-Holjtein berufen worden, 

Auch iſt von feiner Seite ein Bedenken oder ein Widerfpruch dagegen erhoben worden, daß 
Geijtliche, welche nach dem Jahre 1851 in der Kirche der alten Provinzen Anftellung gefunden 
hatten, nach 1864 wieder in geiftliche Aemter unferer Provinz berufen wurden, wie dies namentlich 
der Fall gemwejen beim Generaljuperintendenten D. Godt und beim Konfiitorialvath Nendtorf, 
welche dem hiefigen Konſiſtorium, als dafjelbe in's Leben trat, beigeordnet wurden, Gbenjowenig 
ift gegen die Ernennung des unterzeichneten Konfijtorial-Präfidenten ein Widerfpruch laut ges 
worden, obgleich derjelbe zur Zeit dieſer feiner Berufung Mitglied des damaligen Oberappellations— 
gerichts in Berlin war und für die allerdings furze Zeit feines dortigen Aufenthalts ſich zu der 
Matthäikirche daſelbſt, in deven Bezirk er wohnte, gehalten hat, 
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3. 


Das frühere Herzogthum Naſſau und die frühere Landgraffhaft Hefen- 
Homburg. 


Durch Erlaß des Konfiltoriums zu Wiesbaden v. 18/6 1888 ijt eine © e- 
Ihäftsanweifung für die Kirchenrechner des Konſiſtorialbezirkes 
publicirt worden !), die indeſſen von feiner allgemeinen Bedeutung ilt. 





1) Abgedrucdt Allgem. K.Bl. 1889 ©. 153. 


Das Königreid) Bayern, 


Durh Allerhöchſte Entſchließung vom 13/12 1890 (I) hat die Kön. 
Entſchließung v. 31/7 1853, betr. die Zuſammenſetzung der proteft. General-Synoden 
für die Konftftorialbezirfe Ansbach und Bayreuth und die Wahlordnung derjelben ?), 
welche ſchon durd die Kön. Entſchließung v. 7/2 1861 und die Minift.VBer. v. 20/9 
1871 in mehreren Punkten abgeändert worden war, weitere Abänderungen erfahren. 

Ebenfo hat die Allerhöchſte Entſchließung v. 22. März 1891 (II) der 
von der General:Synode des Konſiſtorialbezirkes Speyer i. 3. 1889 bejchloffenen 
Vorlage die Dienftverhältniffe der geiftlihen und anderen Kirchen— 
Diener der vereinigten proteft. Kirche der Pfalz betr. die landesherr: 
lihe Genehmigung ertheilt, nachdem jchon die Allerh. Entfehl. v. 7. Sept. 1887 
die snftruftiven-Normen ?) über die Beſetzung erledigter Pfarritellen in einer Be: 
ztehung abgeändert hatte. Endlich ift durch die zulegt angeführte Allerh. Entſchlie— 
Bung auch der Beihluß der General-Synode die Abhaltung der Kirchenvifitationen 
betr. (III) genehmigt worden. 


ik 


Allerhöchſte Enkſchließung 
vom 31. Dezember 1890 betr. Abänderung d. rev. Wahlordnung f. d. proteſt. 
Generalfynode diefleits d. Rh. 


S 6°) hat zu lauten: 

Für jeden Defanatsbezirk wählt die betr. Diöceſanſynode im erſten ae den 
geiftlichen umd den weltlichen Abgeordneten zur Generaliynode und in einem weiteren 
Wahlgange je einen Erſatzmann für denjelben. 

Soweit bei dem einen oder dem anderen Vorjchlag ein Ergebniß überhaupt nicht 


I) Friedberg, Verfaſſungsgeſetze ©. 330 ff. | 


Lebensjahr bereit überjchritten haben. 
2) Friedberg, Berf.-Gel. ©. 348. Die 


3) Vorher geltende Faffung: Für jeden De- 


Abänderung bezieht fich auf $ 8. Derjelbe lautet: 
Will fi) das verjtärkte Presbyterium mit Ueber- 
gehung der älteren Bewerber zu Gunften eines 
nad) dem Dienftalter jüngeren oder des jüngſten 
gutachtlich erfiären, und joll diefe Erflärung be— 
rücjichtigt werden, jo darf der Unterjchied zwi— 
ſchen dieſem und dem älteften Bewerber, wenn 
e3 fih um eine Stadtpfarrei Handelt, nicht mehr 
al& zwölf, bei einer Landpfarrei aber nicht mehr 


als ſechs Jahre betragen, oder der Bewerber, für | 
muß | 


welchen das Presbyterium fich ausfpricht, 
wenigftens das 40. (dafür heißt es jetzt: 


Friedberg, Verfafjungsgefege III. 


50.) 





Erg.:Bd. Bayern, 


fanat3bezirt wählt die betr. Diözejan - Synode 
zuerſt den geiftlichen Abgeordneten zur General- 
Synode und in einem weiteren Wahlafte den Er- 
ſatzmann für denjelben. 

Bon dei geiftlichen Mitglieder der Diözeſan— 
Synode find ſämmtliche im Amte ftehende Pfarrer, 
die wirklichen Pfarrvermwejer und erponirten Vi— 
fare, ſowie die Hauptprediger, injoferne letztere 
nicht Mitglieder der kirchlichen Stellen find, zur 
Wahl berechtigt und unter ihnen nur die im 
Amte ftehenden Pfarrer, ſowie die Hauptprediger 
für die General-Synode wählbar. 
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oder nur theilweile erzielt wird, wird der Wahlgang, und zwar im erſten Falle mit der 
Beichränfung auf den noch zu mwählenden Abgeordneten oder Erſatzmann wiederholt. 

Ss 8°) hat zu lauten: 

Bon den geistlichen Mitgliedern der Didcefanfynode find ſämmtliche im Amte ftehenden 
Pfarrer, die wirklichen Pfarrverwejer und erponirten Vifare, ſowie der Hauptprediger, 
infoferne Yebtere nicht Mitglieder der Firchlichen Stellen find, zur Wahl berechtigt und 
unter ihnen nur die im Amte ftehenden Pfarrer jo wie die Hauptprediger für die General- 
ſynode wählbar. 

Der weltliche Abgeordnete wie der Erjagmann müfjen dem Defanatsbezirfe ange- 
hören und die durch die Allerh. V. v. 7. Oktober 1880 die Einführung d. R.Borft. betr. 
8 6 feftgeftellte paſſive Wahlfähigfeit zum Kirchenvorftande befiten. 

In 8 11?) find die Worte „den zu wählenden Abgeordneten bez. Erſatzmann“ zu 
ftreichen und dafiir die Worte „die beziehungsweiſe den zu Wählenden“ einzufeßen. 

Sn 8 12°) find die Worte: „der auf demfelben ftehende Name verdeckt iſt“ zu ſtrei— 
chen und dafür die Worte „vie auf denjelben jtehenden Namen verdect find” einzufegen. 


II 


Allerhöchſte Sntfhließung 
v. 22. März 1891, die Dienftverhältniffe der vereinigten profeflantifden 
Kirde der Pfalz betr. 


8 1. Sämmtliche der vereinigten proteftantifchen Kirche der Pfalz angehörige Geift- 
liche und Pfarramtskandidaten ftehen unter der Aufficht des Konfiftoriums. 

8 2. Die im Falle von Berfehlungen anzumendenden Strafen find: Ermahnungen, 
Berweile, Gelditrafen, Verfegungen auf eine andere Stelle, Verſetzung in den 
Nuheftand, Entlaffuung. 

Mit der Entlafjung ift die Ausſchließung aus dem geiftlichen Stande ver- 
bunden. Bei Pfarramtskandidaten tritt an die Stelle der Verfegung in den 
Ruheſtand oder der Entlaffung die Streichung von der Kandidatenliſte. 

8 3. Ermahnungen kann ſowohl der vorgejeßte Dekan, als das Konſiſtorium erteilen. 
Das Konſiſtorium kann auch einen Geiftlichen in eine feiner Sigungen vor— 
laden, um ihm über eingegangene Bejchwerden Vorhalt zu machen. 

S 4. Verweiſe und Gelditrafen fpricht das Konfiftorium aus; fie find in der Qua— 
lifikationsliſte vorzumerken. Alle höheren Strafen werden auf gutachtlichen 
Bericht des Konſiſtoriums durch die Allerhöchite Stelle verhängt. Die Strei- 
hung eines Pfarramtsfandidaten von der Kandidatenlifie verfügt das Kon— 
ſiſtorium. 

8 5. Gegen die in 82, 3 und 4 bezeichneten Strafen iſt, ſoweit fie nicht von Aller— 


1) Bis dahin geltende Faſſung: Ferner wählt | heim und gejchieht durch Wahlzettel, welcher den 
die betr. Diözefan-Synode für jeden Dekanats- zu wählenden Abgeordneten bezw. Erjagmann 
bezirf einen weltlichen Abgeordneten zur Ge- | mit Vor: und Zunamen, Stand und Wohnort 
neral-Syuode und in einem weiteren MWahlafte | bezeichnet. 
den Erſatzmann hiefür. Die Abgeordneten wiei 3) Bisherige Faſſung: Jeder Wähler Tegt 
der Erjagmann müfjen dem Defanatsbezirfe an- | perjönlich feinen Wahlzettel, welcher nicht unter: 
gehören und die durch die Allerh. Ber. dv. 7/10. | jchrieben fein darf, und fo zufammengelegt fein 
1850 die Einführung des K.Borft. betr. $ 6 feft- muß, daß der auf demjelben ftehende Name ver- 
geftellte pafjive Wahlfähigfeit zum Kirchenvor- | dedt ift, in ein bereit gehaltenes Gefäß, wovon 
ſtande beſitzen. im Protokoll Vormerkung zu machen iſt. 

2) Bisherige Faſſung: Die Abſtimmung iſt ge— 





ze ee ee ee 


78] 


8 6. 


87. 


88. 


89. 


8 10. 
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höchfter Stelle verfügt werden, innerhalb 14 Tagen vom Tage der Zuftellung 
an gerechnet, Beſchwerde zur höheren Inſtanz zuläßig. 

Die Bfarramtsfandidaten werden nad) dem Ermeſſen des Konſiſtoriums im firch- 
lichen Dienfte verwendet und fünnen zu jeder Zeit verjegt oder von ihren Stellen 
abberufen werden. 

Die Verjebung eines Pfarrerd auf eine andere Stelle mit geringerem oder 
höchſtens gleichem Dienfteinfommen, wie die feitherige, tritt dann ein, wenn 
derjelbe durch unangemeſſenes Betragen in feiner Pfarrei jolches Aergerniß 
gegeben hat, daß er mit Segen in derjelben nicht mehr zu wirken im Stande ift. 
Sind die Verfehlungen eines Pfarrers derart, daß fie überhaupt mit der Würde 
de3 geiftlichen Standes unvereinbar erjcheinen, jo tritt die Verjegung in den 
Ruheftand ein. Diejelbe kann auch verfügt werden, wenn ein Pfarrer den An— 
ordnungen feiner Vorgefegten beharrlichen Widerftand entgegenjegt. In dieſem 
Falle muß jedoch ein Verweis mit Androhung der Verjebung in den Ruhe— 
ftand vorhergeben. 

Sind die Mittel zur Bewilligung der nach $ 13 auszujegenden Penſion nicht 
vorhanden, jo wird der betreffende Pfarrer vorläufig juspendiert, bis feine 
Berjegung in den Nuheftand vollzogen werden fann. 

Eine ſolche Suspenfion wird durch Allerhöchite Entſchließung ausgejprochen. 

Der Suspendierte behält zwar die Einkünfte feiner Stelle, verliert aber das 
Recht auf Wohnung im Pfarrhaufe und Hat die Koften der anzuordienden 
Verweſung zu tragen. 
Die Entlaffung wird gegen denjenigen Pfarrer verfügt, welcher durch rechts- 
fräftiges vichterliches Erkenntnis zur Zuchthausſtrafe, zum Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter ver- 
urteilt ift. 

Die Entlaffung wird ohne weitere Unterfuchung auf Grund des rechtskräf- 
tigen Erfenntniffes durch Allerhöchite Entjchliegung ausgefprochen und hat die 
Ausſchließung aus dem geiftlichen Stande zur unmittelbaren Folge. 

Der entlafjene Bfarrer hat feinen Anſpruch auf Ruhegehalt; es kann ihm 
jedoch durch allerhöchite Entjchliegung ein Gnadengehalt big zum Betrage von 
1000 M. jährlich bewilligt werben. 

Das Konfiftorium kann unter Umftänden eine Anordnung treffen, wodurd 
die Verwendung eines folchen Gnadengehalt3 zu Gunsten der Familie deg Ent- 
laffenen gejichert ift. 

Ermahnungen fünnen ohne vorhergegangene fürmliche Unterfuchung jchriftlich 
oder mündlich ausgejprochen werden. Gelditrafen jollen nur wegen Saum- 
jeligfeit in der Erledigung amtlicher Gejchäfte verfügt werden und zwar bis 
zu 20 M.; dieſelben fließen in die Pfarrtöchterfaffe; auch kann das Konſiſto— 
rium zur Erledigung jolcher Gejchäfte außerdem noch einen Kommiffär auf 
Koſten des Säumigen abordnen. 

Alle übrigen Strafen fünnen nur nach vorausgegangener fchriftlicher oder pro= 
tokollariſcher Vernehmung ausgejprochen werden. Sind die Thatjachen beftritten, 
wegen welcher eine derartige Strafe angewendet werden fol, jo hat eine Unter- 
fuchung ftattzufinden, mit deren Vornahme das Konfiftorium den vorgejegten 
Dekan oder auch einen bejonderen Kommiſſär beauftragen kann. Die bei einer 
jochen Unterfuchung zu vernehmenden Zeugen find durch Handjchlag zu ver— 
pflichten ; auch ift über deren Ausſagen ein Protokoll zu errichten, 
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g 12. 


8 18, 


un 
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Liegt ein rechtskräftiges richterliches Urteil vor, jo fan auf Grund des— 
jelben die angemeffen fcheinende Disziplinarftrafe ohne weiteres verfügt werden. 

Wird in einer Straffache gegen einen Geiftlichen ein freifprechendes Urteil 
erlafjen, oder das Verfahren eingeftellt, jo kann gleichwohl eine Disziplinar- 
unterjuchung gegen denfelben eingeleitet werden. 
Strafverfügungen wegen Abweichung von den Lehrbejtimmungen der Verei- 
nigungsurfunde, welche über eine einfache Ermahnung hinausgehen, fönnen nur 
nach gemeinfchaftlicher Beratung und Beihlußfaffung des Konfiftoriums umd 
des Ständigen Ausschuffes der Generaliynode getroffen werden. 
Wenn gegen einen Pfarrer gegründeter Berdacht einer Handlungsweile vor— 
ftegt, welche feine Berfegung oder eine noch ftrengere Strafe rechtfertigen würde, 
jo kann das Konfiftorium auch vor durchgeführter Unterfuchung anordnen, daß 
er ſich aller geiftlichen Amt3verrichtungen enthalte. Die Koften der in dieſem 
Falle anzuordnnenden einftweiligen Verweſung fallen dem betreffenden Pfarrer 
zur Laft, wenn er fchuldig befunden wird. Ergibt fich nach durchgeführter 
Unterfuchung,, da der betreffende Pfarrer auf eine andere Stelle zu verjeßen 
ift, ſo kann die angeordnete Verweſung bis zur vollzogenen Verſetzung aufrecht 
erhalten werden. 
Dem in den Ruheſtand verſetzten Pfarrer iſt eine Penſion zu bewilligen, welche 
jährlich beträgt: 

in den erſten 15 Dienſtjahren vom 1. Oktober desjenigen Jahres gerechnet, 

in welchem deſſen Aufnahme unter die Kandidaten erfolgte . 1400 M. 


bom vollend. 15. bis zum vollend. 20. Dienftjahe . . . . 1600 „ 
HR ale ie OR ee 288 i uni 180018 
ri : 2b, EN 30; 4 aa). Welne 20003, 
hr > BORN RER}; A ne 2200 
nach dem vollendeten 35. Dienftjahre . . . 2400 „ 


Die Verfegung in den Ruheſtand findet nicht blos aus disziplinären Gründen 
jtatt, jondern auch in dem Falle, wenn ein Pfarrer wegen vorgerückten Alters 
oder eingetretener körperlicher oder geiftiger Gebrechen dauernd vollftändig dienft- 
unfähig geworden ift. Sie kann in diefen Falle auf Anfuchen des betreffenden 
Pfarrer oder von Amtswegen verfügt werden. 

Nach vollendetem 70. Lebensjahre ift jeder Pfarrer auch ohne Nachweis 
der dauernden Dienjtesunähigkeit berechtigt, feine Verfegung in den Ruhe— 
ſtand anzufprechen. 

Einen Gefuche um Verfegung in den Ruheſtand ift jedoch nur dann ſtatt⸗ 
zugeben, wenn die Mittel zur Bezahlung der Penſion vorhanden ſind, worüber 
das Konſiſtorium entſcheidet. Liegen mehrere derartige berechtigte Geſuche vor, 
ſo entſcheidet die Allerhöchſte Stelle nach Erwägung der beſonderen perſönlichen 
Verhältniſſe, welchen derſelben ftattzugeben iſt. 


. Wenn ein Pfarrer durch Alter, eingetretene förperliche oder geiftige Gebrechen 


oder durch Länger andauernde Krankheit ganz oder theilweije unfähig wird, fein 
Amt zu verſehen, jo kann er mit Genehmigung des Konfiftoriums einen Vikar 
nehmen; er kann aber auch gegen feinen Willen durch das Konfiftorium hiezu 
angehalten werden. In letzterem Falle ift jedoch die vorhandene Unfähigkeit 
vorher zu Eonftatieren. Wenn der Zuftand des betreffenden Pfarrers e3 not- 
wendig macht, fünnen dem aufzuftellenden Vikar die vollen Befugnifje eines 
Pfarrverweſers übertragen werden. 
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8 16. Bezüglich der Feitftellung der Unfähigkeit zum Amte kommen die Beftinnmungen 

der Dienstespragmatif für Staat3diener zur Anwendung. 

8 17. Sn den Nuheftand verjegte Geistliche Eünnen bis zu ihrem 70. Lebensjahre 
durch Allerhöchite Entſchließung wieder angeftellt werden. Die Wiederanftellung 
hat den Einzug des Benfionsgehaltes zur Folge. 

8 18. Die Organiften, Kantoren und niederen Kirchendiener bleiben, wie bisher, der 
Aufficht und Disziplin des Konſiſtoriums unterftellt. 

8 19. Obige Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Bekanntmachung durch das 
Kreisamtsblatt in Kraft. Bon demjelben Zeitpunfte an treten die Bejtimmungen 
8 29 bis 8 38 einjchliegliy der Konfiftorialordnung vom Jahre 1809 und des 
8 18 der Vereinigungsurfunde außer Wirkjamfeit. 


II. 


Allerhöchſte Enkſchließung 
v. 7. Sept. 1887, die Abhaltung der Kirchenviſitationen betr. 


$ 1, Die Kirchenvifitationen zerfallen in 
1. ordentliche, durch den Defan und 
2, außerordentliche, durch ein Mitglied des K. Konſiſtoriums abzuhaltende, 
8 2. Die in $ 20 der BVereinigungsurfunde angeordnete ordentliche Kirchenvilitation durch 


den Dekan findet in feierlicher Weije alle 4 Jahre, in der Kegel an einem Eonn= und Feſttage, 





mit Suziehung der Gemeinde und in Gegenwart von Abgeordneten des Ausfchuffes der Diözeſan— 
ſynode, innerhalb der nächitfolgenden 2 Jahre aber in nicht öffentlicher, mehr perjönlicher Ver: 
handlung ze! dem Bfarrer Statt. 

$ 3. Die feierliche Vifitation hat ſich auf alle Fragen des Vifitationsprotofolls auszudehnen; 
die mehr gefchäftliche erſtreckt fich in der Regel nur auf das Verhalten der Kirchenbeamten, auf 


den Stand des religiöfen Unterrichts, und auf jene Fragen, welche im PVifitationsprotofoll als 
ſolche bezeichnet find, die von dem Defan in Gegenwart des Mfarrerz allein zur Verhandlung ges 
‚bracht werden follen; dabei ift das Augenmerk befonders noch darauf zu richten, ob und mie die 
bei der vorausgegangenen BVifitation gegebenen Weifungen befolgt worden find. 


Die feierliche Viſitation ift rechtzeitig der Gemeinde befannt zu machen; auch die 


|; zweite, mehr geichäftliche, Fol zuvor dem Pfarrer angezeigt werden. 


Der verordnnungsgemäß (Konfilt.-Entichliegung von 1808 88 32, 68, D.-Konfift.-Ent- 


ſchließung vom 20. Oktober 1848, Wand ©. 410) zu erftattende, den Zeitraum von 4 Fahren 


umfaffende ausführliche Sahresbericht it für die Pfarreien, welche die Reihe der feierlichen Viſi— 
tation trifft, bi3 zum 31. Januar diejes Bilitationsjahres zu eritatten und den Verhandlungen zu 
Grunde zu legen. Er hat befonders auch zu enthalten die Antwort auf die Fragen des Viſitations— 
protofoll3 geihäftlichen oder Statistischen Inhalts, welche der Natur der Sache nad) nur von dein 
Pfarrer zuverläffig gegeben werden kann. 

8 6. Die durdh ein Mitglied des Konfiftoriums vorzunehmende außerordentliche Vifitation 


| eines ganzen Defanats ſoll in der Regel innerhalb eines Zeitraumes von 8 Jahren ſtattfinden. 


8 7, Längſtens 4 Jahre nach derſelben ſoll durch ein Mitglied des Konſiſtoriums eine 
mehr geſchäftliche Vifitation der Pfarrei desfelben Defans und in Gegenwart des Presbyteriums 
und der übrigen Geiftlichen diefer Pfarrei zu dem in 8 3 ausgejprochenen Zwecke erfolgen. Nur 
in befonderen Fällen foll bei diefer Gelegenheit noch eine andere Pfarrei des Defanats einer Vi— 


 fitation unterzogen werden. 


Das Königreich Sachſen). 


Durch Verord. des Landes-Konſiſtoriums v. 11/3. 1890 () iſt 
dag Verfahren bei den Wahlen zur env.-luth. Zandesjynode 
neu geregelt worden. 

Nachdem der von der IV. ordentlihen Landesiynode i. %. 1886 mit geringen 
Abänderungen angenommene Entwurf eines Kirhengejeßes die Ber 
jeßung ev.=luth. Seiftlihen in Wartegeld betr. ?) an dem Wider: 
ftande der II. Kammer gejcheitert war, ijt mit der V. ordentl. Landesſynode die 
Disciplinarordnung für die ev.:luth. Kirhe des Königreidhs 
Sachſen vereinbart und am 30/7. 1891 (II) als Kirchengefeß publicirt worden. 

In Leipzig haben ſich die vier ev.luth. Kirchengemeinden zu einem Ge— 
meindeverbande vereinigt und dafür cin vom Landesfonfiftorium genehmigtes 
Statut geichaffen, welches Seitens der Kircheninjpeftion am 4/3. 1889 (III) pub» 
licirt worden ift. 


L: 


Verordnung, 


das Verfahren bei den Wahlen zur evangelifh-Lutherifhen Candesſynode 
betr. v. 11. März 1890. 


Zu weiterer Ausführung der Bejtimmungen in 8 38 der Kirchenvorjtands- und 
Synodalordnung vom 30. März 1868 (Geſetz- und Berordnungsblatt vom Jahre 1868 
Seite 204 flg.) wird mit Genehmigung der in Evangelieis beauftragten Herren Staat3- 
minifter von dem evangelisch-Lutherischen Landesconfiftorium verordnet, was folgt: 

8 1. Die Beranftaltung von Wahlen für die evangeliich-lutherifche Landesſynode 
wird don dem evangelifchslutherifchen Landesconfiftoriuim angeordnet und im Dresdner 
Sournal, der Leipziger Zeitung und dem Verordnungsblatte des Landesconfiftoriums be— 
kannt gemacht. 

8 2 Zur Wahlhandlung werden die Wahlmänner durch den Wahlfommifjar be- 
rufen, welcher Ortund Stunde der Wahlverſammlung durch die Amtsblätter bekannt macht. 

Zwiſchen dem Abdrud dieſer Bekanntmachung und dem Wahltag joll eine Frijt von 
mindeſtens 3 Wochen liegen. 


I) Nah dem Mufter der Sächſ. Kirchenvor- | nicht zu Ergebniffen geführt hat, ſoll 1892 eine 
ſtandsordnung ift eine jolche von dem Kirchen- | neue gemacht werden. 
regiment für Neuß j. 2. ausgearbeitet und am | 2) Vgl. Act. d. IV. ord. Landes-Syn.-Abth. 1. 
16/10. 1889 dem Reußiſchen Landtage unter- | &. 175 ff. (Dresd. 1886). 
breitet worden. Nachdem indefjen dieje Vorlage 


Fried berg, Verfaffungsgefege, III. Erg.“Bd. Sachen. 
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Der Ort der Wahlverfammlung fol möglichjt in der Mitte des Wahlbezirks ge- 
legen fein. 

Bei Beftimmung der Zeit für die Wahlhandlung ift darauf Rückſicht zu nehmen, 
daß, mo ausnahmsweise Mutter: und Tochter- oder Schweftergemeinden verschiedenen Wahl- 
bezirfen angehören, durch vorherige VBernehmung der Wahlcommifjare dem betreffenden 
Geistlichen die Betheiligung an der Wahlhandlung beider Bezirke ermöglicht werde. 

83. In der vom Wahlcommiſſar zu erlaffenden Bekanntmachung, in welcher die vorzu— 
nehmenden Wahlen unter Namhaftmachung der bisherigen Abgeordneten zu bezeichnen find, 
ergeht gleichzeitig an ſämmtliche Kirchenvorftände des Wahlbezirks die Aufforderung, als— 
bald in Gemäßheit der Borjchriften in 8 38 Abſatz 2 der Kirchenvorſtands- und Synodal- 
ordnung in Verbindung mit der eine authentiiche Erläuterung diefer Beftimmung betref- 
fenden Bekanntmachung vom 3. Juni 1871 (Geſetz- und Verordnungsblatt vom Jahre 1871 
Seite 79) zur Wahl der von jedem Kirchenvorftande in die Wahlverfammlung zu ent- 
fendenden weltlichen Wahlmänner zu verjchreiten und das Ergebniß diefer Wahlen, auf 
welche die Beftimmungen in $ 28 Abſatz 2 und 3 der Kirchenvorftands- und Synodal- 
ordnung Anwendung zu leiden haben, dem Wahlcommiffar anzuzeigen. 

Ein Abdruck diefer Bekanntmachung ift jedem Kirchenvorjtand durch die Post zu 
überjenden. 

8 4. Die Anzeige, welche die vollftändigen Namen der Wahlmänner, und wenn 
ein Kirchenvorftand im Voraus für den Behinderungsfall Stellvertreter derfelben zu wählen 
für zwedmäßig befindet, auch deren Namen zu enthalten hat, ift dem Wahlconmiffar 
Ichriftlich und fpäteftend eine Woche vor dem Wahltag einzufenden. 

Anzeigen, welche nicht rechtzeitig eingegangen find, hat der Wahlcommiffar auf ge- 
eignete Weife herbeizuziehen. Auch ift der Wahlcommiffar berechtigt, auf Ergänzung und 
Berichtigung diefer Anzeigen hinzuwirken. 

8 5. Bon den Superintendenturen, beziehentlich innerhalb der Oberlauſitz von der 
Eonfiftorialbehörde, und von dem Pfarrer zu St. Afra find dem Wahlcommiffar alsbald 
nad) dem Erjcheinen des Wahlausichreibens (S1) VBerzeichniffe der innerhalb des Wahlbe- 
zirks an Barochialfirchen bejtehenden ftändigen geiftlichen Stellen und der an folchen an- 
gejtellten confirmirten Geiftlichen, einjchließlich der alg vicarii perpetui mit der Verwaltung 
eines erledigten geiftlichen Amtes beauftragten Geiftlichen zu überjenden. 

Bei Aufftellung diefer Berzeichniffe find die Barochieen der Landesanftalten, in- 
gleichen die Parochie der Feftung Königftein außer Betracht zu laſſen. 

86. Auf Grund der vorgedachten Mittheilungen ($ 5) und der Anzeigen der 
Kirchenvorftände (8 4) ift von dem Wahlcommiſſar ein nach Parochieen geordnetes Ver— 
zeichniß der Wahlberechtigten aufzuftellen und zu den Wahlacten zu bringen. 

s 7. Die Wahlhandlung beginnt mit Feftjtellung der Anweſenheit der zur Gültig— 
feit der Wahl erforderlichen Zahl der Wahlmänner ($ 38 Abjab 7 der Kirchenvorſtands— 
und Synodalordnung). 

Aus der Mitte derjelben beruft der Wahlcommiffar eine gleiche Zahl geiftlicher und 
weltlicher Wahlmänner als Wahlgehülfen. 

8 8. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 

Bor Abgabe Dderjelben ijt die Stimmberechtigung der Erjchienenen, joweit nöthig, 
zu prüfen. 

Ein mehrfache Stimmrecht kann innerdalb defjelben Wahlbezirks nicht ausgeübt werden. 

ALS ungültig zu behandeln find Stimmzettel, twelche feinen Namen enthalten, oder 
aus denen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erfennen ift, oder welche den 
Namen einer nicht wählbaren Perſon enthalten. 

Sind auf einem Zettel mehr als die zuläffige Zahl von Namen enthalten, jo gelten 
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die zuerst gejchriebenen Namen wählbarer Perſonen bis zur Erfüllung diefer Zahl, während 
die übrigen Namen als nicht gefchrieben gelten. 

8 9. Ueber die Gültigkeit oder Ungültigfeit der Stimmzettel, ſowie Zweifel in An— 
ſehung der Zulafjung der als Wahlmänner Erjchienenen hat mit Vorbehalt der Prüfung 
durch die Landesiynode der Wahlcommiffar zu entjcheiden. 

Fur ungültig erklärte Stimmzettel find unter Angabe der dafür entjcheidend ge- 
wejenen Gründe dem Wahlprotofoll beizufügen. 

Die gültigen Stimmzettel werden vom Wahlcommiſſar verfiegelt und mit den Wahl- 
acten eingejendet. 

Ungültige Stimmen fommen bei Feitjtellung des Wahlergebnifjes nicht in Anrechnung. 

8 10. Ob, wenn gleichzeitig mehrere Abgeordnete zu wählen find, die Wahl der- 
jelben in verjchiedenen Wahlgängen vorgenommen werden joll, bleibt der Beftimmung des 
Wahlcommiſſars überlafjen. 

Getrennte Abftimmung muß jtattfinden, jobald gleichzeitig zwei weltliche Mitglieder 
zu wählen find, deren Wahlperiode nicht gleich ift. 

8 11. Die Gewählten find, ſoweit fie bei der Wahl perſönlich anweſend find, jofort 
mündlich, font Schriftlich, zur Erklärung über Annahme der Wahl aufzufordern. 

Erfolgt die Ablehnung noch vor der Entlafjung der Wahlverfammlung, fo ift jogleich 
eine anderweite Wahl zu veranftalten. 

Erfolgt die Ablehnung erft fpäter, fo hat der Wahlcommifjar al3bald eine ander- 
weite Wahlverfammlung einzuberufen. In diefem Fall, ſowie wenn Nachmwahlen während 
der Dauer einer Landessynode nothwendig werden, genügt eine Frift von 3 Tagen zwifchen 
dem Abdruck der Bekanntmachung und dem Wahltag. — Im Uebrigen gelten auch für die 
Nachwahl die vorstehenden Beftimmungen. 

8 12. Ueber die ganze Wahlhandlung tft ein Protokoll aufzunehmen und von dem 
Bahlcommiffar und den Wahlgehülfen mit zu unterzeichnen. 

Aus dem Protokoll jol die Zahl der Wahlberechtigten und wer von denjelben an 
der Wahl Theil genommen hat, zu erjehen fein. 

8 13. Das Ergebniß der Wahl ift von dem Wahlcommiffar durch die Amt3blätter 
‚befannt zu machen und alsbald und jpäteftens innerhalb einer Woche nach dem Wahltag 
dem evangelifch-Lutherifchen Landesconfiftorium unter Beifügung der Wahlacten und eines 
Verzeichniffes der durch die Wahl veranlaßten Verläge anzuzeigen. 


II. 


Disciplinarordnung 
für die evangelifh-Futherifhe Kirche des Königreichs Sachſen v. 30. Juli 1891. 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminiſter verordnen unter Zuſtimmung der evangeliſch— 
lutheriſchen Landesſhnode, wie folgt: 
8.1. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind anwendbar auf alle ordinirten Geiſtlichen, Kan— 
didaten des Predigtamts und der Theologie, welche in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Kö— 
nigreichs Sachſen ein geiſtliches Amt ſtändig bekleiden, oder nur vorübergehend im geiſtlichen Amte 
als Hilfsgeiſtliche oder Vicare verwendet find; ingleichen auf des Amtes enthobene Geiftliche, auf 
emeritirte und überhaupt folche ordinirte Geiftliche, welche fein geiftliches Amt befleiden. 
Diie in Anſehung der Neichsbeamten und der ſächiſchen Civilftaatsdiener beitehenden dis— 
ciplinargejeglichen Beſtimmungen, foweit ihnen einzelne Geiftliche der ſaͤchfiſchen evangelijch=Tuthes 
riſchen Landeskirche unterworfen find, werden durch diejes Geſetz nicht berührt, 


I. Disciplinarmittel. 


$ 2, Die Disciplinarmittel beftehen in 
1. Ordnungsftrafen, 
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2, Entfernung au dem SKirchenamte, 
8 3. Ordnungsſtrafen find: 
1. Warnung, 
2, Verweis, 
3, Geldftrafe bis zum DBetrage des einmonatlichen Dienfteinfommens, beziehentlich des 
zwölften Theiles des catajtermäßigen Einkommens. 

Warnung und Verweis können jchriftlich oder mündlich vor der Gonfiftorialbehörde oder auf 
Anordnung derjelben durch den Superintendenten ertheilt werden, 

8 4, Die Entfernung aus den Kirchenamte Fan beftehen in: 

1, Amtsenthebung, 
2, Dienjtentlaffung, 

8 5. Verichiedene Ordnungsftrafen können mit einander verbunden werden, Die Verbindung 
bon Ordnungzftrafen mit Amtsentfernung ift unzuläffig. 

S 6. Welches der in SS 3 und 4 beitimmten Disciplinarmittel anzumenden fei, ift nad) der 
größeren oder geringeren Erheblichfeit des Falles ($ 19) mit befonderer Rückſicht auf deſſen Eigen- 
thümlichfeit und die fonftige Führung des Angefchuldigten zu ermeffen. . 

S 7, Die Dienftentlafjung hat den Verluſt aller Nechte eines Geiftlihen, insbefondere 
des Titelö, der durch die beftandenen Prüfungen und die Ordination erworbenen Nechte, der An— 
jtellungsfähigfeit, des Anspruchs auf Nuhegehalt und Nelictenpenfion von Nechtswegen zur Folge, 
unbefchadet der gejeglichen Befugniß des Landesconfiftoriums, dem des Dienftes Entlafjenen oder 
feiner Familie eine jährliche Unterftügung zu bemilligen, 

8 8, Die Amtsenthebung bewirkt den Verluft des Kirchenamtes. Der Berurtheilte bleibt 
jedoch anftellungsfähig nach Maßgabe des 8 17, Gr behält Anſpruch auf Penfion für fi und 
feine Hinterlaffenen nach den folgenden Beftimmungen. 

8 9, Einem zur Amtsenthebung rechtskräftig verurtheilten Geiftlichen ift auf die Dauer der 
Amtsenthebung aus Iandesfirchlichen Mitteln eine Penfion zu gewähren, 

Dieſe Penſion wird feitgefeßt auf den Betrag von % Theilen des Nuhegehalts, welcher 
dem Geiftlihen nach den geltenden gejeßlichen Vorjchriften über die Emeritirung zugefallen fein 
würde, wenn er zur Zeit der Amtsenthebung emeritirt worden wäre, jedoch ſoll diefe Benfion nicht 
unter 900 M, und nicht über 2500 M. jährlich betragen. 

War der betreffende Geiftliche zur Zeit feiner Amtsenthebung noch nicht penfionsanfpruchg- 
berechtigt, jo ift, jedoch unter Einhaltung der vorstehend geordneten Mindeft- und Höchftbeträge die 
Penfion auf 2, Theile des niedrigften Penſionsſatzes feitzuftellen. 

$ 10, Während der Dauer der Amtsenthebung ruht der Anſpruch des Geiftlichen auf den 
gejeßlichen Ruhegehalt. Mit feiner Wiederanftellung als fjtändiger Geiftlicher in der Landeskirche 
lebt derjelbe wieder auf, 

$ 11. Die Zeit, während welcher ein Geijtlicher vom Amte enthoben geweſen, fommt weder 
bei Zubilligung der geordneten Alterszulagen noch im Falle der Penfionivung des Geiftlichen in 
Anrechnung. 

$ 12, Ein zur Amtsenthebung verurtheilter Geijtlicher verliert die ihm ausgeſetzte Penfion 

1, durch rechtskräftige gerichtliche Verurtheilung zu Zuchthausitrafe, Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder Unfähigkeit zu Bekleidung öffentlicher Aemter (vgl. $ 22); 
2, wenn im Wege des Disciplinarverfahrens rechtskräftig gegen ihn auf den mit der Dienft- 
entlafjung ($ 7) verbundenen Nechtöverluft erfannt worden ift; 
3. wenn er ohne triftige Gründe fich weigert, die vom Landesconfiltorium angetragene 
Unterftügung oder Vertretung eines anderen Geijtlichen int Amte zu übernehmen (val.$ 15). 
aich $ = Die Penjion (88 9 ff.) erlifcht mit dem Wiedereintritt des Empfängers in ein geift- 
iches Amt, 

8 14, Im Uebrigen finden die fiir die emeritirten Geiftlichen, ihre Wittwen und ehelichen 
Kinder geltenden Beftimmungen über Penſion, Gnadengenuß, Nelictenpenfion und außerordentliche 
Unterftügung auf die des Amtes enthobenen Beiftlichen und deren Angehörige entiprechende Anwendung. 

8 15, Geiftliche (F 1), welche des Amtes enthoben find, haben jich während der Dauer der 
Amtsenthebung des Predigens und der Verrichtung anderer geiftlicher Amtshandlungen zu ent- 
halten ; fie fönnen jedoch mit Genehmigung des Landesconfijtoriums zu zeitweijer Unterftügung 
oder auch Vertretung eines im Amte ftehenden Geiftlichen herangezogen werden, welchenfalls für 
die Dauer diefer Amtirung die erwähnte Beſchränkung aufgehoben ift, 

Das Nämliche gilt von folchen, nicht ſtändig angeftellten Geiftlichen, welche von dem Landes— 
confiltorium wegen widriger dienftlicher oder außerdienſtlicher Vorkommniſſe aus ihrem Dienjte ab- 
berufen worden find, (Vergl. 8 16.) 

8 16, Auf nicht ftändig angeftellte Geiftliche findet die Amtsenthebung feine Anwendung. 
Sie werden eintretenden Falls vom Landesconfiltorium aus dem Dienft abberufen, 

Sn Fällen, in welchen diefelben die Dienftentlaffung verwirkt hätten, wird an deren Stelle 
auf den Verluſt der in 8 7 bezeichneten Nechte erkannt. 

Die vorftehende Beftimmung (Abſatz 2) ift auf ordinirte Geiftliche, welche emeritirt oder des 
Amtes enthoben find, oder überhaupt fein geiftliches Amt beffeiden, entjprechend anzumenden, 

8 17, Des Amtes enthobene Geiftliche ($ 4 Nr. 1) bedürfen zu ihrer Wiederanftellung der 
Genehmigung des Landesconfiftoriums, 
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Dem de3 Dienftes Entlaffenen kann ausnahmsweiſe die Anjtellungsfähigkeit aus bejonderen 
Gründen durch das Landesconfiltorium wieder beigelegt werden, 

Vorftehende Beſtimmungen (Abſatz 1 und 2) finden auf die nad) 8 16 Abjag 1 Abberufenen 
beziehentlich nach $ 16 Abjag 2 Beftraften entjprechende Anwendung. . 

8 18, Stellen fich in einem wegen Dienjtvergehens (8 19 Abjat 3) ſchwebenden Disciplinar— 
verfahren (8 27 ff.) die Yorausfegungen der Gmeritirung wegen phyſiſcher oder geiftiger Dienſtun— 
fähigfeit heraus, jo kann, falls die Emeritirung bejchloffen wird, in dem nichtsdeſtoweniger fortges 
ftellten Disciplinarverfahren nur auf Ordnungsftrafe oder anftatt der Dienjtentlaffung auf Verluſt 
der Nechte gemäß 8 7 erkannt werden. 

* Emexitirung bleibt in ſolchem Falle bis nad) Beendigung des Disciplinarverfahrens 
ausgeſetzt. 


II. Disciplinarfälle. 


8 19, Jeder im geiſtlichen Amte ſtändig oder aushilfsweiſe angeſtellte Geiſtliche iſt verpflichtet, 
das ihm übertragene Amt in Gemäßheit der für daſſelbe beſtehenden allgemeinen und beſonderen 
Ordnungen gewilfenhaft wahrzunehmen und fich in feinem Verhalten in und außer dem Amte der 
Achtung, des Anſehens und des Vertrauens würdig zu bezeigen, welche jein Beruf erfordert. Dieje 
Vorſchrift bezieht fi auch, joweit anwendbar, auf vom Amt enthobene Geiftliche, 

Leichtere Verfehlimgen gegen diefe Pflichten — Ordnungswidrigkeiten —, insbes 
fondere Nachläjfigkeit in der Amtsführung, Unfleiß, geringere Ueberfchreitung des Urlaubs, Ver: 
legung des Amtsgeheimniſſes, Unbotmäßigkeit, ſowie ſolche Verſtöße in Ant, Lehre und Wandel, 
welche die Achtung, das Anjehen und Vertrauen zu gefährden geeignet erfcheinen, werden mit Ord— 
nungsſtrafen ($ 3) gerügt. 

Gröbere Pflichtwidrigkeiten — Dienjtvergehen —, welde den Geiftlihen der Achtung, 
des Anſehens und Vertrauens in einem Maße unmwerth machen, daß jein Verbleiben im Amte uns 
thunlich erſcheint, insbejondete ſchwerere fittliche Verfehlungen , fortgejeßtes ordnungswidriges Ver— 
halten, hartnäciger Ungehorſam, beharrlihe Nichterfüllung der Berufspflichten, Srrlehre ziehen die 
Entfernung aus dem Kirchenamt ($ 4) nad fi. 

$ 20, Ein Geiftlicher, welcher fi) ohne den vorihriftsmäßigen Urlaub längere Zeit von 
feinem Amte entfernt Hält oder den ertheilten Urlaub erheblich überjchreitet, ift, wenn ihm nicht bes 
jondere Entjeyuldigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung jeines 
Dienfteinfommens verluftig und hat außerdem nach Beſchaffenheit des Falles disciplinariiheg Ein— 
fchreiten in Gemäßheit dev Vorfchriften dieſes Geſetzes zu gewärtigen. 

8 21, Auf Amtsenthebung kann außer dem Falle eines Dienftvergehens (8 19 Abſatz 3) auch 
dann erkannt werden, wenn gegen einen Geiftlichen das Goncursverfahren eröffnet ift oder derſelbe 
fih in ungeordnneter Bermögenslage befindet und dadurd das Anfehen beeinträchtigt wird, welches 
jeine dienftliche Stellung erfordert. 
$ 22, Die vechtskräftige gerichtliche Veruntheilung zu Zuchthausftrafe, Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder Unfähigkeit zu Bekleidung öffentlicher Aemter hat den Verluft des Kirchen- 
anıtes mit den Wirkungen der Dienjtentlaffung (8 7) von Nechtswegen zur Folge. 

8 283. Sit gegen einen Geiftlichen eine gerichtliche Unterfuchung eingeleitet oder einzuleiten, fo 
kann bis zur Erledigung derjelben das Disciplinarverfahren ausgejeßt oder vorläufig eingeftellt werden. 


III. Disciplinarverfahren. 


5 24, Das Disciplinarverfahren ift 
1. das Jügeverfahren wegen Ordnungswidrigfeit (8$ 25, 26), 
2. das fürmliche Dizciplinawverfahren wegen Dienftvergehen (8 27 ff.). 
— 25. Ueber Ordnungswidrigkeiten (8 19 Abſatz 2) urtheilt das Landesconſiſtorium beziehent— 
Al ana der Oberlaufig ohne Abjegung eines an befondere Formen gebundenen 
Bor Feſtſetzung einer Ordnungsftrafe ift dem Geiftlichen Gelegenheit zu geben, ſich über die 
zur Lajt gelegte Verlegung jeiner Amtspflicht zu verantworten, 
Die Feitfegung und Eröffnung der Ordnungsſtrafe erfolgt unter Angabe der Gründe ſchriftlich. 
Ueber die mündliche Ertheilung der Warnung oder des Verweifes ift ein Protokoll aufzunehmen. 
$ 26, Gegen die Verhängung einer Ordnungsftrafe findet einmaliger, binnen 14 Tagen ein- 
zulegender Recurs ftatt, Ueber ihn entjcheidet das Landesconfijtorium in der im 845 Abjat 1 ger 
dachten Zufammenjegung, dagegen in der gewöhnlichen Zufammenjegung (8 6 des Kirchengejeßes 
vom 15. April 1873, Errichtung des evangelischelutherifchen Landesconfijtoriums betreffend) bei erſt— 
inftanzlicher Entjheidung der Konfiftorialbehörde der Oberlaufig. 
$ 27. Das Disciplinarverfahren wegen Dienftvergehen (8 19 Abſatz 3) zerfällt in: 
a) das Unterfuhungsverfahren ($ 28), 
* b) die Entſcheidung über den Ausfall des Unterſuchungsverfahrens (8 31) 
e) die mündliche Verhandlung vor dem Landesconfiitorium ($ 36). 
„8 2%8. Die Einleitung des fürmlichen Disciplinarverfahrens wird von dem Landesconfiftorium 
verfügt, Dafjelbe beauftragt mit Führung der Unterfuchung eine Commiffion, welche durch den zu— 
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ftändigen Superintendenten und ein rechtsfundiges weltliches Mitglied der Kircheninfpection gebildet 
wird, oder nac) feinem Ermeſſen einen oder mehrere befondere Commiſſare. 

Das Unterfuchungsverfahren findet unter dem Vorfiß des Superintendenten und in der Negel 
auf der Superintendentur ftatt. 

S 29, In dem Unterfuchtngsverfahren ($ 27a) wird der Angefchuldigte unter Mittheilung 
der Anſchuldigungspunkte vorgeladen und gehört. 

Je nach Beichaffenheit der Sache kann jedoch anftatt der VBorladung zum mündlichen Verhör 
Aufforderung zur jchriftlihen Auslaffung über die Anfchuldigungspuntte, für deren Einreichung 
ſolchenfalls eine angemefjene Frift zu beftimmen ift, an den Angefchuldigten erlaffen und, wenn die 
Ihriftlichen Erklärungen defjelben nicht erjchöpfend erfcheinen, derfelbe nachträglich noch zu münd— 
licher Vernehmlaſſung vorgeladen werden, 

Durch das Ausbleiben des Angejchuldigten wird der Fortgang des Verfahrens nicht gehindert. 

Im Uebrigen werden in dem Unterfuchungsverfahren die Zeugen vernommen uud die zur 
Aufklärung der Sache dienenden jonftigen Beweiſe erhoben, 

Die Zeugen find zu beeidigen, wenn ihre Ausſagen für die Beurtheilung der Sache erheblich 
ericheinen und die Vereidung der Zeugen nicht aus bejonderen Gründen unzuläjjig oder bedenklich 
it, Die Beeidigung erfolgt nach der Abhörung. 

Die Zulafjung eines Vertheidigers zu den Unterfuhungshandlungen findet nicht ftatt. 

Ueber jede Unterfuhungshandlung ift durch einen zur Abfaffung von Protokollen befugten 
Beanten ein Protokoll aufzunehmen. 

i 8 80. Der Angefchuldigte ift berechtigt, im Laufe der Unterfuhung Anträge auf zwecdien- 
lihe Vervollftändigung der Beweisaufnahme zu ftellen. 

Nah dem Schluß der Unterfuhung ift dem Angefchuldigten, wenn nicht befondere Bedenken 
entgegenjtehen, auf Antrag die Acteneinficht zu geftatten. Ginem von ihm zum Vertheidiger ge— 
wählten Rechtsanwalt muß die Acteneinficht gewährt werden. 

Eine VBerabfolgung der Acten in die Wohnung des Angefchuldigten oder feines Vertheidigers 
findet nicht ftatt, 

i 8 31. Erachtet die Unterfuhungscommiffion den Zweck des Unterfuchungsverfahrens für er— 
reicht, jo überſendet diefelbe die Acten dem Landesconfiltorium, welches, ad) vorgängiger Erledigung 
etwaiger auf Bervollitändigung der Unterfuchung gerichteter Anordnungen, entweder die Einftellung 
des Verfahrens oder die Verhängung einer Ordnungsftrafe oder die Verweifung des Angeſchul— 
digten zur mündlichen Verhandlung beichließt. 

8 32, Der Beichluß über den Ausfall des Unterfuchungsverfahrens ($ 31) ift, mit Gründen 
unterftügt, dem Angejchuldigten in Ausfertigung zuzuftellen. Die Zuftellung des Verweifungsbe- 
ſchluſſes kann mit der VBorladung zur mündlichen Verhandlung verbunden werden, 

Das eingeftellte Disciplinarverfahren kann wegen der nämlichen Anfchuldigungspunfte nur 
auf Grund neuer Thatjachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden, 

9 eine Ordnungsſtrafe verhängt, ſo findet eine Wiederaufnahme des Disciplinarverfahrens 
nicht ſtatt. 

8 33. Gegen den Verweiſungsbeſchluß iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 

8 34, Sit die Verweiſung des Angeſchuldigten zur mündlichen Verhandlung beſchloſſen, fo 
beraumt das LZandesconfiftorium hierzu einen Termin an, zu welchen der Angefishuldigte unter Zu— 
ftellung einer Ausfertigung des Verweifungsbejchluffes, wenn ſolche nicht ſchon erfolgt ift ($ 32 Ab— 
jag 1), zum perfönlichen Erjcheinen vorgeladen wird, 

8 35. Dem Angejchuldigten beziehentlich einem von ihm als Vertheidiger beitellten Rechts— 
anwalt ift die Acteneinficht, ſoweit ſolche nicht bereits früher ftattgefunden hat, nach Maßgabe des 
8 30 Abſatz 2 ſowie fchriftliche VBertheidigung vor der mündlichen Verhandlung zu geitatten. 

8 86, An der mündlichen Verhandlung und an der nach vorgängiger collegialiicher Bera— 
thung mit einfacher Stimmenmehrheit zu fällenden Enticheidung nehmen außer dem Präfidenten 
de3 Yandesconfiftoriums oder in deſſen Behinderung einem weltlichen ordentlichen Rathe deffelben 
als Vorſitzenden vier ordentliche Mitglieder diejer Behörde, zwei geiftliche und zwei weltliche, Theil, 
Es fünnen jedoch von den vier ordentlichen Mitgliedern Eines oder Zwei durch außerordentliche 
Mitglieder des Landesconfiftoriums vertreten werden; auch in diefen Falle muß die Parität zwi— 
ſchen geiftlichen und weltlichen Mitgliedern gewahrt bleiben. 

37, Zu den ordentlichen Mitgliedern werden als Hilfsarbeiter bei dem Landesconfitorium 
angeftellte Beamte, wenn ihnen die Stimmberechtigung im Collegium beigelegt ift, gerechnet, 

$ 38, Die mündliche Verhandlung findet jtatt, auch wenn der Angejchuldigte nicht ericheint., 
———— kann ſich durch einen Rechtsanwalt vertreten laſſen oder ſich eines ſolchen als Beiſtandes 

edienen. 

Es kann jedoch das perſönliche Erſcheinen unter der Verwarnung angeordnet werden, daß 
bei ſeinem Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zugelaſſen werden. 

8 39, Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich. en 

In derfelben wird zuerft durch ein von dem Vorfigenden zu bejtimmendes Mitglied des Col— 
legiums (8 36) der Verweiſungsbeſchluß verlefen, aus den Acten Vortrag Über Die Ergebnifje der 
Vorunterfuhung erftattet und der Angeſchuldigte gehört, *5 

Der Vorſitzende kann den Angeſchuldigten zur mündlichen Auslaſſung über thatſächliche Ver— 
hältniſſe und Umſtände, welche von Belang ſind, auffordern. 
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Der Angefchuldigte oder fein Vertheidiger (vergl. $ 38) hat das Schlußwort. 

Ueber die mündliche Verhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen, vor Schluß derjelben vor— 
zulefen und von dem Vorfigenden und dem Protofollführer zu unterzeichnen, Dafjelbe ſoll die 
Namen der Anmwefenden und die wejentlihen Momente der mündlichen Verhandlung enthalten. 

$ 40, Grachtet das Landesconfiftorium eine Vervollſtändigung der Unterfuchung für erforder: 
lich, To ſetzt es das Verfahren aus und ordnet die weiteren Erhebungen durch die Unterſuchungs— 
commijfion ($ 28) an. Dem Angejchuldigten ift hiervon Kenntniß zu geben. Nach Vervollitän- 
digung der Unterfuchung wird der Angejchuldigte zur Fortiegung der mündlichen Verhandlung geladen, 

$ 41, Nah Schluß der mündlichen Verhandlung ift über das Gejammtergebniß der Disci- 
plinarunterfuhung Beſchluß zu faſſen. N 

Die Mitglieder des Gollegiums ($ 36) entjcheiden nad) ihrer freien, aus dem Geſammt— 
ergebniffe der Verhandlung gejchöpften Ueberzeugung. 

Iſt die Anfchuldigung nicht begründet, jo wird der Angefchuldigte freigefprochen. 

Im Falle der Verurtheilung kann die Entjcheidung auch auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten, 

$ 42, Die Entjcheidung ift mit Gründen verjehen binnen 14 Tagen nad dem Schluß der 
mündlichen Verhandlung dem Angejchuldigten in Ausfertigung zuzuitellen, 

Sie ſoll die Bemerkung enthalten, daß der Vorichrift des 8 36 genügt ift. 

8 43, Gegen die Strafentjcheidung des Landesconfiftoriums, mag diefelbe auf Grund des 
Unterfuchungsverfahrens ($ 31) oder der mündlichen Verhandlung ergehen, iſt einmaliger Recurs 
zuläſſig. Derfelbe ift innerhalb 14 Tagen nad) der Zuftellung der Ausfertigung der Entjeheidung 
($ 32 Abſatz 1, $ 42 Abja 1) einzulegen. 

Der Recurs kann Schriftlih oder mündlid zu Protokoll bei dem Landesconfiitorium einge— 
legt werden, Zur Schriftlichen Nechtfertigung des Recurſes fteht dem WVerurtheilten eine anderweite 
Frift von 3 Wochen, von Ablauf der Recursſchrift an gerechnet, offen, j 

; 44, Für das Disciplinarverfahren wegen Srrlehre gelten die Beſtimmungen in 88 27 bi 
43 mit folgender Abweichung: s 

1, das Landesconfiltorium wird in der mündlichen Verhandlung verftärft durch den Hin— 
zutritt des nad) Maßgabe des Sirchengejeßes vom 15, April 1873 gebildeten Synodal- 
ausſchuſſes. Derjelde nimmt in der Anzahl von drei geiftlichen und drei weltlichen 
Mitglievern an allen auf Grund der mündlichen Verhandlung zu fällenden Entjcheis 
dungen mit vollem Stimmrecht Theil, h j 

2, die Verurtheilung des Angefchuldigten erfordert eine Mehrheit von zwei Dritttheilen 
aller Stimmen, 

3. Ein Rechtsmittel findet gegen die Entfcheidung nicht ftatt. 

8 45, Hat der Verurtheilte außer im Falle des $ 44 rechtzeitig die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz angerufen (843), jo verfügt nach) Ablauf der Nechtfertigungsfrift der Präfident des Landes- 
conſiſtoriums, oder in Behinderung defjelben fein Stellvertreter, die Bildung der zweiten Inſtanz. 
Zu dieſem Behufe treten in Gemäßheit der Vorfchriften $ 5 Nr. 18 Abjak 2, 3 und 4 des Kirchen— 
gejeßes, die Errichtung eines evangeliſch-lutheriſchen Landesconfiitoriums betreffend, vom 15. April 
1873, unter dem Vorſitze des Präfidenten drei Näthe des Landesconfiftoriums mit drei von den 
in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern ernannten außerordentlichen Beifigern zu einem Col— 
legium zufammen, und zwar jo, daß jedesmal von diejen jechs Mitgliedern drei weltlichen und drei 
getitlihen Standes find. Im Falle der Behinderung des Präfidenten wird derjelbe von einem 
weltlihen Rathe des Landesconfiftoriums vertreten. 

Zwei der Räthe des Landesconfiftoriums dürfen bei der Urtheilsfällung in erfter Inſtanz 
nicht betheiligt gewejen fein, Der Neferent erfter Inſtanz darf dem Collegium feinesfalls angehören. 

Die Sache iſt von einem Nathe des Landesconfiftoriums vorzutragen und mit einfacher 
Stimmenmehrheit zu entjcheiden. 

Die Entjcheidung ift, mit Gründen verjehen, binnen 14 Tagen nach erfolgter Beſchlußfaſſung 
dem Angejchuldigten in Ausfertigung zuzuftellen, ° 

Sie joll die Bemerkung enthalten, daß den Vorfchriften des Abſatz 1 und 2 genügt ift. 

$ 46, Erachtet das Collegium zweiter Inftanz vor der Entfcheidung weitere Erhebungen, ins— 
bejondere die Abhörung und Vereidung von Zeugen und Sachverftändigen für nothwendig, jo hat 
das Landesconfiftorium folche durch die Unterfuhungscommifjion ($ 28) vornehmen zu lallen. Es 
ift jedoch in ſolchen Fällen vor Ertheilung der Entscheidung der Angefchuldigte von den Ergebnifjen 
der neuerlichen Grörterungen und Verhandlungen in Kenntniß zu jegen und ihm auf Verlangen 
eine 14tägige Friſt zu fchriftlicher Vertheidigung zu verftatten. Es kann auch nah dem Ermeijen 
des Collegiums der Entjcheidung eine mündliche Verhandlung mit dem Angefchuldigten vorausgehen 
und es hat eine jolche ftattzufinden, wenn der Angejchuldigte innerhalb der ihm zur Ginfegung 
und Nechtfertigung de3 Necurjes zuftehenden fünfwöchigen Frift darauf anträgt. Auf diefe münd— 
liche Verhandlung leiden im Uebrigen die für die mündliche Verhandlung in erſter Injtanz getroffenen 
Beſtimmungen entfprechende Anwendung, 

$ 47, Das Urtheil der zweiten Inſtanz darf dasjenige der erften Inftanz nur zu Gunften 
des Angejchuldigten abändern, 

Gegen dieſes Urtheil ift ein weiteres Nechtsmittel nicht zuläſſig. Daſſelbe ift nach erfolgter 
Zuftellung jofort vollſtreckbar. 

s 48. Ein durch rechtsfräftige Entfcheidung erledigtes Disciplinarverfahren ($ 27 ff.) Kann 
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nur wieder aufgenommen werden, wenn fich nachträglich herausitellt, daß das Urtheil auf einer ge— 
fälichten oder verfälichten Urkunde oder auf erwieſen faljcher Ausfage beruht, oder neue Beweis— 
mittel aufgefunden werden, welche eine von der rechtsfräftigen Entſcheidung abweichende Beurthei— 
lung des Falles zu begründen geeignet ericheinen, 

49, Ueber die Wiederaufnahme des Verfahrens entjcheidet das Landesconfiftorium, Es 
ordnet etwa erforderlich jcheinende Eomiffariihe Beweisaufnahmen ar. 

Wird die Wiederaufnahme beihloffen, jo iſt die mündliche Verhandlung erjter Inftanz zu 
erneuern, 

Gegen die die Wiederaufnahme ablehnende Entſcheidung fteht nur der Beſchwerdeweg offen. 

$ 50, Wenn ein Geiftlicher vor Beendigung des Disciplinarverfahrens aus dem Sirchen- 
dienste fcheidet, jo ift daſſelbe einzuitellen, das Landesconſiſtorium jedoch befugt, ihm die Koften des 
Disciplinarverfahrens zur Laft zu legen (fiehe jedoch $ 51). 

Gegen eine ſolche Verfügung iſt Recurs zuläſſig, welcher binnen 14 Tagen, von der Zuftellung 
der Verfügung an, eingelegt werden muß, 

51. Hatte jedoch der vor Beendigung des Disciplinarverfahrens aus dem Amte gejchiedene 
Geijtlihe Dienjtentlaffung verwirkt, jo iſt in Fortjegung des Verfahrens anftatt der Dienftentlaffung 
auf den Verluſt der in 8 7 bezeichneten Rechte zu erkennen ($ 16 Abjab 2 und 3). 

$ 52, Für das Disciplinarverfahren werden feine Gebühren, jondern nur die baaren Aus— 
lagen, einjchließlich der Neife= und Verſäumnißgebühren der Zeugen und Sachverſtändigen, in An— 
ſatz gebracht. Die Zeugen- und Sachverftändigengebühren bemefjen fich nach der Gebührenordnung 
des Reich für Zeugen und Sachperjtändige vom 30. Juni 1878, Ueber die Erftattungspflicht ift 
von den Disciplinarbehörden mit zu entjcheiden, 


IV, Zuspenfion, 


8 53, Bon der zuftändigen Gonfiftorialbehörde ift die vorläufige Dienftenthebung 
eines Geiftlichen (Suspenfion vom Amte) zu verfügen, 
1. wenn in einem Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen oder gegen ihn ein noch 
nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil erlaſſen it, welches den Verluſt des Amtes Fraft 
des Geſetzes nach ſich zieht; 
2. wenn im Disciplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung ergangen iſt, 
welche auf Dienſtentlaſſung lautet. 
8 54, Von der zuſtändigen Conſiſtorialbehörde kann die Suspenſion verfügt werden, ſobald 
gegen einen Geiſtlichen ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet wird, 
Das Landesconfiftorium kann, jobald von ihm die Einleitung eines fürmlichen Dizciplinar- 
verfahrens ($ 27) beſchloſſen wird, oder auch demnächſt im Laufe des Verfahrens bis zur rechts— 
kräftigen Enticheidung die Suspenfion gegen den Geiftlichen verfügen, 
8 55, In den $ 52 namhaft gemachten Fällen erlischt die Suspenfion 
ad 1. mit Ablauf des 10, Tages nad Wiederaufhebung des Verhaftungsbeichluffes oder 
mit Eintritt der Rechtskraft des Urtheils, melches den Verluſt des Amtes, kraft des 
Geſetzes, nach fich zieht; 

ad 2, mit Eintritt der Rechtskraft beziehentlich der Vollſtreckbarkeit (88 43, 47) der auf 
Dienftentlafjung lautenden Entſcheidung oder der diefelbe zu Gunften des Angeklagten 
abändernden Entſcheidung der Recursinſtanz. 

Dagegen ift in den 8 54 bezeichneten Fällen die Suspenfion wieder aufzuheben, jobald der 
Grund, aus welchem dieje Maßregel zu verfügen geweſen tft, jich erledigt, und, ſoviel den im erjten 
Abſatz des 8 54 bezeichneten Fall anlangt, auch die weitere Beibehaltung der Suspenfion von dem 
LZandesconfiftorium nach der Beitimmung in Abjag 2 defjelben Paragraphen nicht befchloffen wird, 

$ 56. Während der Dauer der Suspenfion kann die Verwaltung der Amtseinkünfte des 
vorläufig vom Dienfte enthobenen Geiftlichen verfügt werden. 

$ 57, Der fuspendirte Geijtliche behält während der Suspenfion außer der Dienſtwohnung 
oder der dafür ausgeſetzten Entſchädigung die Hälfte feines Dienfteinfommens, 

Auf die im Amte begründeten Ausgaben iſt bei Berechnung des Dienfteinfommens feine 
Nücfiht zu nehmen, 

Der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens ift zu den often, welche durch die Stellver- 
tretung de3 Angefchuldigten und die Verwaltung des Dienjteinfommens (8 56) verurfacht worden, 
der etwaige Reſt eintretenden Falles auf die Unterfuchungsfoften ($ 52) zu verwenden, 

Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungsfoften zu leiten ift der juspendirte Geiftliche 
nicht verpflichtet. 

8 58, Der zu den Soften (857 Abfat 3) nicht veriwendete Theil des Dienfteinfommens wird 
dem Geiftlichen nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren feine Entfernung aus dem Amte zur Folge hat. 

Erinnerungen gegen die Verwendung des Einfonmens jtehen dem Geiftlichen nicht zu, wohl 
aber ift ihm auf Berlangen eine Nachweifung über diefe Verwendung zu ertheilen. 

$ 59, Wird das Berfahren eingeftellt, oder wird der Geiftliche freigefprodhen, jo muß ihm 
der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens vollftändig nachgezahlt werden, 

Wird der Geiſtliche nur mit einer Ordnungsſtrafe belegt, jo ift ihm der innebehaltene Theil, 

ohne Abzug der Stellvertretungsfoiten, nachzuzahlen, jomweit derfelbe nicht zur Dedung der Unter: 
ſuchungskoſten und der Ordniungsitrafe erforderlich ift, 
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$ 60, Wenn Gefahr im Verzuge ift, kann einem Geiftlihen auch von feinem unmittelbaren 
Vorgefeßten die Ausübung der Amtsverrichtungen porläufig unterfagt werden, es ift darüber aber 
jofort an die höhere Behörde zu berichten. 
Diefe Unterfagung hat eine Kürzung des Dienfteinfommens nicht zur Folge. 
61, Gegen 
; a) die Merten der vorläufigen Dienftenthebung (88 53, 54), 
b) die Verfagung der Wiederaufhebung derjelben (S 55), 
ce) die Anordnung der Verwaltung des Amtseinkommens ($ 56), 
d) die Verfagung der Wiederaufhebung devjelben dn 
fteht dem betreffenden Geiftlichen ein einmaliger Recurs zu. Auf denjelben findet die Vorfchrift 
des $ 3 Abjag 1 entiprechende Anwendung. 
Das Landesconfiftorium iſt befugt, Nechtsmitteln, welche gegen die vorläufige Dienftent- 
hebung, oder gegen die Verwaltung des Amtseinfommens gerichtet find, bi3 zur Entjcheidung über 
diefelben aufichiebende Wirkung zu verjagen, 


V. Schlußbeſtimmungen. 


$ 62, Die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erfolgenden Aufforderungen, Mittheilungen, 
Zuſtellungen und Vorladungen find gültig und bewirken den Lauf der Friſten, wenn fie unter Be— 
obahtung der fir die Zuftellungen der VBerwaltungsbehörden beitehenden Vorſchriften an denjenigen, 
an den fie ergehen, erfolgt find, 

Hat der Angefchuldigte feinen dienftlihen Wohnſitz ohne Genehmigung der vorgejeßten Be— 
hörde verlaffen, oder iſt fein Aufenthalt nicht befannt, jo kann die Zuftellung auch in jeiner legten 
Wohnung an dem dienftlihen Wohnorte erfolgen, 

8 68, Durch gegenwärtige Geſetz werden nicht berührt: 

1, die Disciplinarpotjchriften für die Kandidaten, injoweit letztere nicht unter $ 1 fallen, 

2, die Vorſchriften über die Befugniffe der Firchlichen Vorgeſetzten und Auffichtsbehörden, 
im Auffichtswege Beſchwerden abzuhelfen, oder Geiftlihe zur Erfüllung ihrer Pflichten, 
durch Warnung, Grmahnung oder Strafen anzuhalten, 

3, die Vorschriften über die Zuftändigfeit der Kreishauptmannfchaft zu Baugen als Con— 
fiftorialbehörde in Diseiplinarfachen der Geiftlichen ihres Conſiſtorialbezirks und das 
Recht derjelben zur Ertheilung von Verweilen, VBerhängung von Ordnungsitrafen und 
der Suspenfion in dem durch $ 3 Alinea 6 der Verordnung, die Conſiſtorial- und In— 
ipectionsbefugniffe über die evangeliſch-lutheriſchen Kirchen der Oberlaufit betreffend, 
von 12, September 1874), bejtimmten Umfange, Es haben jedoch der genannten Con— 
fiftortalbehörde bei Ausübung diejer Disciplinargewalt und des Nechtes der Suspenfion 
von Geiftlichen die Vorſchriften dieſes Gefeßes über Verhängung von Ordnungsitrafen 
und der vorläufigen Amtsenthebung ebenfalls zur Richtſchnur zu dienen; 

4, die Beitimmungen in$ 7 Abſatz 3 des Kirchengejeßes, die Errichtung eines evangeliſch— 
lutheriſchen Landesconfiftoriums betreffend, vom 10, April 1873, 


II. 
Bekanntmachung vom 4. März 1889. 


Die hiefigen evangelifch=Iutherifchen Kirchengemeinden zu St. Thomae, St, Nicolai, 
St Mathaei und St, Petri haben fich zu einem Gemteindeverbande vereinigt und dafür das 
nachſtehende Ortsftatut gejchaffen. Nachdem hierzu das evangeliſch-lutheriſche Landesconfiftoriun 
eh ———— und dieſe Satzungen beſtätigt hat, bringen wir dieſelben zur öffent— 
ichen Kenntniß. 


Leipzig, den 4. März 1889, Ia = 
t Die Kircheninjpection für Leipzig. 
Der Superintendent, Der Rath der Stadt Leipzig. 
Dr. Pank. Dr, Georgi, Ar. 


Drt3:-Statut 


für den Verband evangelifchslutherifcher Kirchengemeinden in der Stadt Leipzig. 
A, Zweck und Umfang des Gemeindeverbandes, 
$1. Die Kirchengemeinden zu St. Thomae, St, Nicolai, St. Mathaei und St, Betri 
bilden unter den im gegenwärtigen Statute näher feitgejeßten Bedingungen einen Gemeindeverband 
zur Erledigung ihrer in diefem Ortzjtatut ausdrücklich erwähnten allgemeinen Firchlichen Angelegenheiten, 
Dieje allgemeinen kirchlichen Angelegenheiten find: 
1) Die Ausschreibung und Vertheilung der Kirchenanlagen jo lange, als die Ausſchreibung 
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im Ganzen für fänmtliche zu dem Gemeindeverband gehörenden Kirchipiele zufammen erfolgt. 
) Die Prüfung und Feftftellung der Haushaltpläne der Einzelkirchſpiele nach Maßgabe des 
Abſchnittes C diefes Statuts, 

3) Die Regulirung der Gehaltsverhältniffe der Geiftlihen und Kirchendiener, wie fie in 9 
dieſes Ortsſtatuts ins Auge gefaßt ift. 

4) Die Bildung neuer Kirchipiele innerhalb des von dem Gemeindeverband umfakten Stadt: 
bezirks und die Veränderungen in der Abgrenzung der vorhandenen Kicchjpiele, 

Die auch für anderweite allgemeine firchliche Angelegenheiten der ganzen Stadt durch die 
Kirchenvorftands- und Synodalordnung vom 30. März 1868 $ 7 vorgejchriebene gemeinjchaftliche 
Berathung wird durch das gegenwärtige Ortsjtatut nicht berührt, 

$2. Werden neue Kirchſpiele in Leipzig aus den bisherigen errichtet, jo bilden diefelben ohne 
Weiteres Glieder des Gemeindeverbandes, 

Wird der Stadtbezirk Leipzig erweitert und werden demjelben dadurch neue Kirchipiele hinzu: 
gefügt, fo hat der Gemeindeverband über deren Aufnahme Entſchließung zu faſſen. Der die Auf- 
nahme ausiprechende Entichluß bedarf der Genehmigung der Sircheninjpection, 

Die am Schluß des S 1 erwähnte Vorjchrift der gemeinjchaftlichen Berathung der allge: 
meinen firchlichen Angelegenheiten der ganzen Stadt durd die Kirchenvorftände der jämtlichen ihr 
angehörigen Kirchipiele wird hierdurch nicht berührt. 


B. Organe de3 Gemeindeverbands, 


8 3. Die Organe des firhlichen Gemeindeverbandes find: 
1) Der Superintendent der Ephorie Leipzig 1. 
2) Die vereinigten Kirchenvorftände der zum Werbande gehörenden Gemeinden, 
3) Der nad) $ 8 einzujegende Finanzausichuß. 

$ 4 Der Superintendent ift der Vertreter des Gemeindeverbandes nach außen, Er führt den 
Borfig und leitet die Gefchäfte desjelben, beruft die Verfammlungen des Verbandes, vollzieht defjen 
Bejchlüffe, fertigt diejelben aus und unterzeichnet deſſen Bekanntmachungen, 

Schriftitüce, Durch welche vermögensrechtliche Verpflichtungen für den Gemeindeverband über: 
nommen oder Rechte aufgegeben werden, find durch den VBorfigenden und zwei nach Maßgabe der 
Verordnung des evangelifchslutherifchen Landesconfiltoriums vom 26, Juli 1881 8 4 zu mwählende 
Mitglieder der zum Gemeindeverbande vereinigten Kirchenvorſtände zu unterzeichnen. 

In Fällen der Behinderung des Superintendenten wird derjelbe durch den Pfarrer zu St. 
Nicolai, und ift auch diefer behindert, durch den Pfarrer zu St. Matthät oder St. Petri vertreten. 

5, Die Beihlüffe und Bekanntmachungen der zum Gemeindeverband vereinigten Kirchen: 
vorjtände werden ausgefertigt unter dem Namen: „Verband evangelifchslutherijcher Kirchengemeinden 
in der Stadt Leipzig.” 

6, Der Gemeindeverband hat mit Genehmigung der Kircheninjpection und des Landes- 
ceonfiftortums die in der Beifuge I enthaltene ftatutartihe Gefchäftsordnung errichtet, Zu deren 
Abänderung bedarf e8 der Genehmigung der Kircheninfpection und des Landesconfiitoriums, 

Ein in Gemäßheit der Gefhäftsordnung über die im gegenwärtigen Ortsftatut bezeichneten 
Gegenstände gefaßter Beichluß des Gemeindeverbandes ift für jeden der dazu gehörigen einzelnen 
— unbeſchadet des Rechts der Berufung auf die Entſcheidung der kirchlichen Behörden 
bindend. 


0; Feſtſtellung des Haushaltplanes, Vermögensverwaltung und 
Rechnungslegung. 


8 7. Alljährlich wird für die Bedürfniſſe jeder dem Verbande angehörigen Kirchengemeinde 
ein Voranſchlag von dem Vorſtande derſelben aufgeſtellt und dem Verbande zur Prüfung beziehentlich 
Feſtſtellung eingereicht. 

In den Voranſchlag jeder Kirchengemeinde ſind ſämtliche Ausgaben und Einnahmen, ins— 
beſondere auch die aus dem Vermögen der Kirche und den mit derſelben verbundenen Stiftungs— 
und anderen Caſſen ($ 22 der Kirchenvorſtandsordnung) fließenden Einnahmen vollſtändig herzuſtellen. 

Abweichungen aus dem leßtjährigen Haushaltplane find zu ‚begründen, 

Der Haushaltplan ift in ein Ordinarium und Ertraordinarium zu zerlegen, In das erjtere 
find alle regelmäßigen laufenden Einnahmen und Ausgaben einzuftellen. In das Grtraordinarim 
find aufzunehmen alle einmaligen oder doch vorübergehenden, auf einige Jahre vertheilten Ausgaben 
und für deren befonderein Zwecke bejtimmten zeitweilen Ginnahmepoften. Regelmäßige Ausgaben 
zur Erhaltung des vorhandenen Zuſtandes der Baulichkeiten und des Inventar gehören in das 
Drdinarium, ebenfo eine jedesmalige Geſammtſumme fir unvorhergejehene kleinere Ausgaben. 
Außerordentliche Bedürfniffe find befonders zu veranjchlagen und zu begründen, Ob ein Bojten 
in das Ordinartum oder Ertraordinarium aufzunehmen it, entjcheidet der Gemeindeverband. 

88 Zum Zwecke der Prüfung der von den Einzelfirchenvorjtänden eingereichten Voran— 
Ichläge wird ein Finanzausihuß eingejeßt, zu welchem jeder betheiligte Kirchenvoritand zwei Mit- 
glieder zu ernennen hat, und welcher dem Gemeindeverbande Bericht zu eritatten hat, 

Das Ordinarium des Haushaltplanes unterliegt der Prüfung und Beichlußfafjung des Ver- 
bandes nur inſoweit, als derjelbe darüber zu wachen hat, daß nicht in das Ordinarium Anſätze 
aufgenommen werden, welche in das Ertraordinarium einzuftellen find, 


4* 
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Das Ertraordinarium dagegen wird in feinen einzelnen Bolten durch den Gemeindeverband 


eſtgeſtellt. 

a2 Der von dem Verbande genehmigte Voranfchlag ift für die einzelnen Kirchenvorftände bindend 
tgeſtellt. — 

— 8 1) Jeder Kirchenvorſtand verwaltet das Vermögen ſeiner Kirche ſelbſtändig. Ver— 


wendungen aus dem Stammvermögen der Kirchen und Kirchengemeinden bedürfen der Zuſtimmung 
des Verbandes. Macht fich zu Kirchenbauten oder anderen Zweden die Aufnahme eines Darlehns 
nöthig, jo ift diefelbe mit Zuftimmung des Verbandes von derjenigen Kirchengemeinde zu bemirken, 
für welche die betreffende Aufwendung erfolgt. Die Bedingungen der Darlehnsaufnahme bezüglich 
des Zinsfußes und der Tilgung, ſowie Abänderung diefer Bedingungen bedürfen ebenfalls der 
AZuftimmung des Gemeindeverbandes. | 

Die gejeßlihen Vorſchriften über die erforderliche Genehmigung und die Auffichtsrechte der 
firchlichen Behörden werden Hierdurch nicht berührt. : s i 

2) Werden im Laufe des Haushaltjahres von einzelnen Kirchenvorftänden Erhöhungen von 
Poſten des Haushaltplanes oder nicht veranjchlagte Ausgaben zu Laſten des Betriebs beantragt, 
fo unterliegen diefelben der Zuftimmung des Finanzausſchuſſes. Der Zuſtimmung des Gemeinde- 
verbandes bedarf es nur dann, wenn der Finanzausſchuß die Zuftimmung verjagt, oder wenn dadurch 
eine Erhöhung der ausgefchriebenen Kirchenanlagen nöthig wird. 63 

Der Antrag auf Erhöhung ift rechtzeitig zu ftellen. Iſt dies im einzelnen Falle nicht möglich, 
fo bedarf eine Ueberſchreitung der nachträglichen Genehmigung des Verbandes. — , 

3) a. Für die Gehälter der Geiftlichen, mit Ausnahme der Baftoren, jowie für die Gehälter 
der Kirchendiener an den in $ 1 genannten gegenwärtig dem Verbande angehörigen Stirchfpielen 
foll eine feſte Gehaltsftaffel dur den Verband feitgejeßt werden, von welcher nur mit Genehmigung 
defjelben abgewichen werden darf. 

. Werden neue Kirchfpiele von den alten Kirchſpielen abgetrennt, jo werden im Voraus 
dafür die Gehälter von dem Verbande feſtgeſetzt. Abänderung derjelben iſt nur mit Genehmigung 
des Verbandes zuläffig. Treten neue Kirchfpiele dem Verbande Hinzu, jo ijt über Die Gehälter vor— 
her bindende Einigung zu treffen. 3 : 

c. Dur die feitgeftellte Gehaltsjtaffel ift nicht ausgejchloffen, daß bei eintretendem Be— 
dürfniffe perfönliche Zulagen verwilligt werden; es bedürfen diefelben aber der Genehmigung des 
Gemeindeverbandes. In dringlien Fällen joll dazu die Genehmigung des Finanzansihuffes und 
der Rircheninspection genügen; nur wird die Zulage eine dauernde erſt mit Genehmigung des Verbandes. 

d. Das gejeßliche Erforderniß der Genehmigung des Landesconfiftoriums wird durch dieſe 
Beitimmungen nicht berührt, 

4) Für gemeinfchaftlihe Einnahmen und Ausgaben des Gemeindeverbandes kann ein ge= 
meinfamer Haushaltpları von dem Finanzausſchuß entworfen und von dem Verbande feitgeitellt werden. 

5) Die durch die Verfammlung des Verbandes feitgeitellten Haushaltpläne werden von dem 
Vorfigenden an den Nath als Patron und an die Kircheninfpection zur weiteren gejeßlichen Er— 
ledigung gebracht; ebenfo gelangen etwaige Nachtragsverwilligungen durch den Borfigenden an den 
Patron und an die Kircheninfpection, Die in 87 Abſatz 3 erwähnten Begründungen find, jomweit 
nöthig, mit einzureichen, 

10, I) Seder Kirchenvorftand hat nach Maßgabe der beftehenden gejeßlichen Beftimmungen 
alljährlich Kirchenrechnung abzulegen. 

2) Die Rechnung gelangt zunächſt zur Prüfung an den Finanzausichuß, welcher im Ein- 
vernehmen mit dem betreffenden Kirchenvorjtand die Bejeitigung etwaiger Anftände zu verfuchen hat, 

3) Iſt für die gemeinschaftlichen Einnahmen und Ausgaben ein Haushaltplan des Gemeinde- 
verbandes aufgeitellt, jo hat hierüber der Finanzausſchuß Nechnung zu legen. 

- 4) Die Rechnungen find in Einnahme und Ausgabe in genauem Anſchluß an die Unordnung 
des Haushaltplanes aufzuftellen, Die bei den einzelnen Poften vorfommenden Mehrausgaben find 
bei denjelben in Zugang zu ftellen und bei Vorlegung der Rechnung möglichit zu begründen, 

Die im Haushaltplan nicht veranjchlagten Ausgaben find als jolche nachzumweifen, 

Die einzelnen Poſten find weder unter fich, noch auf das nächite Jahr übertragbar, ſoweit 
nicht das Gegentheil ausdrücklich im Haushaltplane feitgeftellt ift, oder joweit fie nicht für eine 
einmalige in ihrem Umfange bejtimmte Aufwendung ausgejegt find. 

5) Die gemeinfam erhobenen SKirchenfteuern fließen in die Gafje des Verbandes, Die Ver— 
waltung derjelben jteht dem Finanzausfchuffe bez. deſſen Vorfigendem zu, Nach Bedürfniß 
wird eine nähere Anweifung dafür von dem Gemeindeverbande ertheilt werden. Aus dieſer ge= 
meinjamen Caſſe werden von den einzelnen Sirchenvorftänden gegen Quittung ihres Vorfigenden 
und gegen Zeichnung des Vorfigenden des gemeinfamen Finanzausschuffes Vorſchüſſe zur Dedung 
des Fehlbetrags der Haushaltpläne der einzelnen Gemeinden erhoben. 

Erſparniſſe an diefem Fehlbetrage fließen der gemeinfamen Gafje wieder zu. 

6) Nachdem der Finanzausihuß die Rechnungen der einzelnen Sirchenvorftände geprüft, bez. 
die gemeinfame Rechnung aufgeftellt hat, werden diefelben dem Verbande zur Beichlußfaffung über 
etwa umnerledigt gebliebene Erinnerungen bez. zur Genehmigung etwaiger Ueberjchreitungen und der 
gemeinjamen Rechnung vorgelegt. 

Sind Ueberjchüffe von den erhobenen Kirchenanlagen vorhanden, jo hat der Verband darüber 
Entjchließung zu fallen, ob und inmieweit diefelben zur Dedung des Aufwandes in den nädhjten 
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Haushaltjahren verwendet, oder für außergewöhnliche Ausgaben aufbewahrt, oder dem Vermögen 
des Gemeindeverbandes bez. einzelner Kirchen übertwiefen werden jollen, 

7) Sodann find die Rechnungen nebjt den Beichlüffen des Verbandes von deſſen Vorſitzendem 
der Kircheninfpection einzureichen, welche über etwaige Meinungspverjchtedenheiten zwiſchen dem Vers - 
bande und den Einzelfirchenvorftänden entjcheidet, fowie den Beſchluß wegen Behandlung der Ueber— 
ſchüſſe und die abgelegten Rechnungen zu genehmigen hat. 


D, Bildung neuer Kirchſpiele und Veränderung der Kirhfpielgrenzen, 


$11, Bei vorhandenem firhlichem Bedürfniffe follen neue Kirchſpiele in Leipzig gebildet werden. 

Der Antrag hierzu fann von einem einzelnen betheiligten Kirchenvorftande oder auch von 
dem Gemeindeverbande ausgehen. Wird er von einem einzelnen Kirchenvorſtande geſtellt, fo iſt 
er zunächſt an den Verband zu richten, Derjelbe hat über die Bedürfnißfrage zu berathen, Wird 
die Bedürfnißfrage von demfelben verneint, jo bleibt es dem Einzelfirchenporftande unbenommen, 
jeinen Antrag bei der Sircheninjpection einzubringen. 

S Wird die Bedürfnißfrage von dem Gemeindeverbande bejaht, oder geht der Antrag 
von diejem jelbit aus, jo hat er über die Art der Ausführung eine Vorlage zu entwerfen, melche 
infonderheit fejtitellt: 

1) Die Grenzen des neuen Kirchipiels und die damit zufammenhängende Veränderung in 
den Grenzen der übrigen Kirchipiele, 

Sind einzelne von der Abgrenzung betroffene Kirchenvorſtände mit den Bejichlüffen nicht ein- 
veritanden, fo bleibt ihnen unbenonmen, ihren Widerfpruch befonder3 zu begründen und der Kirchen 
infpection beziehentlich dem Landesconftitorium zur Entſcheidung vorzulegen. 

2) Die Zahl und Gehälter der für die neue Kirchengemeinde anzujtellenden Geiftlichen und 
Kirchendiener, 

3) Die vorläufige Mitgliederzahl des Kirchenvoritandes, 

4) Den erftmaligen Haushaltplan für die neue Kirchengemeinde, 


E. Aenderung des Statut und Auflöjung des Gemeindeverbandes, 


8 13, Gegenmwärtiges Statut fann im ortöftatutariihen Wege von dem Gemeindeverbande 
mit Genehmigung der Kircheninfpection und des Landesconfiftoriums geändert werden. 

Soll jedoch der Gemeindeverband aufgelöft werden, jo muß eine völlige Auseinanderjegung 
über die vermögensrechtlichen Verhältniſſe der ſämmtlichen Kirchſpiele vorhergehen. Die Feititellung 
der Grundjäge und Normen, nach welchen diefe Vermögensauseinanderfegungen zu erfolgen haben, 
bleibt weiterer Erwägung und Regelung durch Nachtragsſtatut vorbehalten, 

Leipzig, den 15, Februar 1889, 

(Folgen Unterjchriften,) 


Das Königreich Württemberg. 


Durch Befanntmahung des En. Konfiftoriums v. 14./1 1890 
find zugleich Namens des Minifteriums des Kirhen- und Schulweſens (Erl. v. 
19.112. 1889) Borfhriften für die Bermögensvermwaltung und 
das Rechnungsweſen der ev. Kirhengemeinden (I) erlajjen worden. 

Endlih find durch Art. 78 des Gef. betr. die Verwaltung der 
Gemeinden, Stiftungen und Amtsförperjhaften». 21.5. 1891 
die 88 120—142, 145—149 des DVerwaltungsediftes für die Gemeinden, Ober: 
ämter und Stiftungen aufgehoben worden !), deren einftweilige Geltung $ 12, 5 


des Gef. v. 14./6. 1887 ?) betr. die Vertretung der ev. Kirchengemeinden noch verz. 


fügt gehabt hatte. An deren Stelle find die Art. 43 ff. des oben genannten Ge— 
jeßes von 1891 (II) getreten. 


J. 


Vorſchriften für die Vermögensverwaltung und das Rechnungsweſen der 
evangeliſchen Kirchengemeinden vom 14. Januar 1890 °). 


Erſter Abſchnitt. — Die Berwaltungsführung. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


Getrennthaltung des drtliden Kirchenvermögens, Zuläffigfeit gemein: 
famer Verrechnung. 


8 1, Das Ortsfirchenvermögen darf nicht mit anderem Vermögen vermengt, fondern muß 
ſtets von ſolchem getrennt gehalten werden, 

Das Evangeliſche Konfiftorium kann gejtatten, daß für mehrere unter einem und demfelben 
Rechner ftehende Kirchenfonds eine gemeinfame Rechnung geführt werde, Auch in diefem Falle ift 
darauf zu achten, daß das Vermögen der Fonds ſtets forgfältig auseinander gehalten und nad) 
dem Rechnungsabſchluſſe für jeden derfelben in Nechnung gejondert dargeftellt werde, 

Hinfichtlich der Verwaltung und Verwaltungsaufficht wird duch folhe zur Vereinfachung 
der Verwaltung und des Rechnungsweſens getroffene Maßnahmen nichts geändert. 


Erhaltung und Vermehrung des Vermögen. 


$ $ 2. Der Kicchengemeinderat hat die Verpflichtung, die ihm obliegende Verwaltung jo zu 
führen, daß einerjeitS die Aufgaben der Kirchengemeinde beziehungsmweife Stiftung voll erreicht 
werden, andererſeits das mußbare Vermögen verjelben in allen feinen Beftandteilen nach— 
haltig nußbringend bewirtjchaftet und der Grundſtock desfelben, das das bleibende wirtjchaftliche 
Kapital bildende Vermögen, der folgenden Generation, als die Quelle der künftigen nachhaltigen 
Erfüllung der Aufgaben dev Kirchengemeinde, ungejchmälert und unbelaftet, fofern eine Schmälerung 
desjelben nicht zu vermeiden war, planmäßig wieder ergänzt und, joweit es neben der alljeitigen 
Befriedigung der Bedürfniffe der Gegenwart möglich ift, vermehrt überliefert werde, 

53. Er hat namentlich darüber zu wachen, daß zur Heimzahlung kommende Kapitalien 


1) Friedberg, Verfafjungsgejege ©. 401 ff. 2) Derjelbe I. Erg.-Bd. ©. 129. 3) Die 
Beilagenformulare jind fortgelafjen. 


Friedberg, Verfaffungsgejege. III. Erg.“Bd. Württemberg. 
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uud Kafjenvorräte, welche zur Beftreitung der laufenden Aufgaben nicht notwendig find, ohne Zö— 
gerung zinstragend angelegt und die ausftehenden Forderungen, jobald fie verfallen find, eingefordert 
und vom Nechner betrieben werden, 

84 Ms Grundftodsermögen (8 2) ift zu betrachten das gefamte der Kirchengemeinde 
bei der Vermögensauseinanderfegung, St. G. ) Art, 30 ff., zufommende Vermögen an ertragsfähigem 
Grundeigentum, nutzbaren Rechten, Kapitalien und Barvorräten, foweit es nicht im Hinblic auf die 
in der Uebergangszeit zu erfüllenden Bedürfniffe der Yaufenden Verwaltung durch Beſchluß des 
Kirchengemeinderats mit Genehmigung des Didzefanausfchuffes und des Oberamts auf Grund des 
Gtat3 zum Betriebsfapital beftimmt wird. | 

Als zum Grundftod gehörige und demfelben zuzufchlagende Einnahmen find zu betrachten 
insbejondere: eingehende Kapitalien, Erlöſe aus verkauften Gebäuden, Gütern, auc wenn fie bisher 
zur Kirchenkaſſe feinen Ertrag abgeworfen haben, Ablöfungsichillinge von nugbaren Rechten, Ab- 
findungsfapitalten für die Baulaft an Kirchen, Pfarr- und Mesnergebäuden und für jonftige kirch— 
liche Bedürfniffe, Schenkungen und Vermächtniffe, jofern der Schenker und Vermächtnißgeber nicht 
ausdrücklich anders verfügt hat, 

Ueber Ausgaben für Rechnung des Grundfto da ſ. 8 136 Abi, 3. 

8 5. Alle Srumditodseinnahmen (8 4 Abi, 2) find jofort nach ihrem Eingang in Kapital 
anzıtlegen, oder zu liegenfchaftlichen Grwerbungen, oder zur Tilgung von Schulden, oder zur Ab— 
löfung von Rechten, welche den Grundſtock ſchmälern beziehungsweile belaften, anzuwenden. 

56. WasinsbejondereApfindungsfapitalienzumfteubauoderzur&rmweiterung 
kirchlicher, Gebäude, und die fonftigen für ſolche Zwecke beftimmten Fonds, wie das Bau— 
fapital (St. G. Art, 36) betrifft, jo müſſen diejelben fo angelegt und verwaltet werden, daß durch 
Anſammlung der Zinfe und Zinfeszinfe und, wenn nötig, duch regelmäßige Zufchüffe der Laufenden 
Verwaltung der nach einer vorläufigen Schätzung fpäter erforderliche Bedarf für die Ausführung 
des Bauweſens rechtzeitig zur Verfügung fteht (vgl. 8 45). 

8 7. Grtragsüberjchüffe der laufenden Verwaltung find, wenn möglich (vgl. 8 66, 137), 
dem Grundſtocksvermögen zuzufchlagen, mithin in der in $ 5 bezeichneten Weiſe zu verwenden, 


Beftimmungsmäßige Berwendung der Vermögenserträgniffe, 


$ 8, Die Erträgniffe des Vermögens dürfen nur zu denjenigen Zwecken verwendet werden, 
für welche fie beftimmt find. 

Zu jeder andern Art der Verwendung ift befondere Genehmigung erforderlich, melche 
von der Aufjicht2behörde (RG, ?) Art. 9 lit, e) mur erteilt werden joll, wenn die Verwendung nicht 
eine der Beitimmung des Fonds fremdartige ift und wenn twirkliche Ertragsüberſchüſſe vorhanden 
jind, d, h. wenn dargethan wird, dab das Vermögen des betreffenden Fonds hinreicht, um aus 
jeinen Erträgniffen, neben alffeitiger und durchaus nachhaltiger Erfüllung der Zwecke des betreffenden 
Fonds (vgl, auch SS 7 und 137) auch diefen Aufwand bejtreiten zu können, 


II. Befondere Dorfchriften für die Derwaltungsführung. 
Erwerbung und Beräußerung von Liegenjhaft, 


89. Ber Ankauf von Liegenſchaft — wozu ftets die Dispenjation vom Verbot 
des Gütererwerbs durch die tote Hand erforderlich ift (St.G. Art. 91, Verfügung der Minifterien 
der Juſtiz und des Innern vom 28, Juni 1859, Reg.Bl. ©. 114) — ift vor Bezahlung des 
Kaufihillings zu unterfuchen, ob und welche Pfandrechte auf derfelben haften, und, wenn fie mit 
Pfandrechten behaftet iſt, auf deren gleichhaldige Ablöfung zu dringen. Der Kauffchilling darf in 
diefem Falle nur auf Grund eines Stollegiafbejchluffes der Unterpfandsbehörde oder eines richter- 
lichen Erkenntniſſes und nur an die hiebei zugleich bezeichnete Behörde und Perſon bezahlt werden. 

Der Kaufvertrag in Original oder beglaubigter Abjchrift, die Beurkundung der Unterpfands- 
behörde, ob und welche Pfandrechte auf dem erfauften Gegenstand haften, eine Urkunde des Gemeinde: 
rats über das erfolgte gerichtliche Erkenntnis, jowie ein Auszug aus dem Güterbuch über den er= 
folgten Eintrag find als Belege zu der Nechnung zu bringen. Vgl. auch K.G. Art. 9 lit. c, 

810, Zur freiwilligen Beräußerung liegenichaftlichen Vermögens ſoll der Negel 
nach nur dann gejchritten werden, wenn die betreffenden Liegenjchaften oder Gebäude weder für die 
Selbitbenügung (Selbftbewirtichaftung) geeignet find, noch mit Vorteil verpachtet, beziehungsweife 
vermietet werden können und auch eine jpätere — ihren jeßigen geringeren Ertrag außsgleichende 
— Wertserhöhung nicht gehofft werden kann. Ginem Verkauf ift eine Schäßung des Werts mit 
Beachtung des feitherigen Neinertrags zu Grunde zu legen. Ging Gewähr für Meßgehalt und 
Güte ift in dem Vertrag ausdrücklich auszufchließen, Die Veräußerungen gejchehen in der Form 
der Öffentlichen Verfteigerung (Geſetz vom 23, Juni 1853 Art. 4, Reg.Bl. ©. 244) oder des fchrift- 








1) Staatliches Gejeß, betreffend die Vertretung | 2) Kirchliches Geſetz, betreffend die evangelijchen 
der evangelifchen Kicchengemeinden und die Ver | Kirchengemeinden, vom 29. Juli 1888, Fried- 
waltung ihrer VBermögensangelegenheiten, vom berg, Verfaſſ. Geſetze II. Erg.-Bd. ©. 9. 

14. Juni 1887, Friedberg, 1. Erg.- Bd. 114 ff. 
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lichen a —— dieſer Form bedürfen der Beſchlußfaſſung des Kirchengemeinde— 
rats ſelbſt (St.G. Art, 61 Ziff. 5). 22 
| he das Erfordernis der Genehmigung des Diözeſanausſchuſſes beziehungsmweife des Evans 

gelifehen Konfiftoriums umd der Kreisregierung vgl. RG, Art, 9 lit. e und Art, 11 und St.G. 
Yrt, 62 lit, a, | TAN. 

Diefelben Beftimmungen gelten auch für nugbare Rechte an Liegenschaft, joweit fie übertragbar find. 

8 11. Bei Veräußerung von Liegenschaften oder nugbaren Rechten ar jolchen ift, wenn nicht 
bare Bezahlung des Kaufſchillings bedungen wird, entweder zuveichende Beitellung von Unterpfändern 
für den Betrag des Kaufſchillings oder der Vorbehalt des Unterpfandrecht3 ar der verkauften Sache 
bis zur nolfftändigen Bezahlung des Kaufſchillings zu bedingen, wenn aber bare Bezahlung beſtimmt 
wird und diefe nicht fofort bei dem gerichtlichen Erkenntnis erfolgt, ſogleich bei der Unterpfand3- 
behörde auf die geeignete Vormerfung im Unterpfandsbuch anzutragen, damit auf dem verkauften 
Gute vor Bezahlung des Kaufichillings Fein Pfandrecht beftellt werden kann. — Ueber die gejchehene 
Eintragung des Pfandrechtsporbehalts oder der Vormerkung in das Unterpfandsbuch ift eine Beur- 
fundung der Unterpfandsbehörde zu den Aften zu bringen. 

Der Kaufvertrag wird von dem Kirchenpfleger oder Teilrechner (vgl. St. G. Art. 60) als 
Verkäufer unterſchrieben und iſt, mit den vorgeſchriebenen Genehmigungen verſehen, in Original 
oder in beglaubigter Abſchrift der Rechnung beizuſchließen. 


Veräußerung von beweglichem Eigentum. 


8 12, Auch für die Veräußerung beweglichen Eigentums gilt die öffentliche Verſteigerung, 
beziehungsmweife das jchriftliche Angebot als Negel Art. 61 Ziff, 5 des St.G.), von welcher nur 
ausnahmsweiſe und aus befonderen im Sigungsprotofoll des Kirchengemeinderats anzuführenden 
Gründen abgegangen werden darf, 

Bezüglich der Veräußerung von Gegenftänden der Kunft oder des Altertums 
wird auf die Konfiftorialerlaffe vom 19, Auguſt 1862 (Konſiſt.-Amtsbl. II, ©. 738) '), vom 13. März 
1883 (daſ. VIII S. 3269) ?) und vom 4 Dezember 1883 (daj. IX ©, 3854) ?) zur Nahadhtung 
hingewieſen. 


Verpachtung und Vermietung von Grundſtücken und Gebäuden. 


8 18. Die zur Selbſtbewirtſchaftung oder Selbſtbenützung nicht geeigneten Grundſtücke und 
Gebäude find rechtzeitig — der Regel nach für nicht länger als 9 Jahre — in Pacht beziehungs— 
weiſe Miete zu geben. Dies gefchieht in der Form der öffentlichen, vom Kirchenpfleger unter Zeitung 
eine hiemit beauftragten Mitglieds des SKirchengemeinderats oder Zuziehung einer Urkundsperſon 
porzunehmenden Verfteigerung oder des fchriftlichen Angebots. Abweichungen von diefer Form be= 
dürfen der Beſchlußfaſſung des Kirchengemeinderat3 jelbit (St.G. Art, 61 Ziff. 5). 

Es find Schriftliche Pachtverträge abzuschließen, In diefelben ift aufzunehmen: der Tag des 
Abſchluſſes und des Befchluffes des Verwaltungsausſchuſſes, beziehungsweie des Kirchengemeinde- 
rats, auf welchen fich der Pachtvertrag gründet (St.G. Art. 60 Ziff. 2 und Art. 61 Ziff. 5), Die 
Bezeichnung des Pachtgrundſtücks unter Verwahrung gegen eine Gewährleiftung für Meßgehalt und 
Güte, das Pachtgeld und der Termin der Zahlung desjelben, Ausschluß des Afterpachts, Verbot 


1) Der Konf.Erl. vom 19. Aug. 1862 
bezeichnet die Aufgabe der Sammlung vaterlän- 
diicher Kunft- und Altertumsdenkmale im allge 
meinen und die in Betracht fommenden Gat- 
tungen von Gegenftänden im einzelnen und em- 
pfiehlt dringend den Geiftlichen die thunlichite 
Förderung der Sammlung, inZbejondere fordert 
er diejelben auf, von jedem zu ihrer Kenntnis 
fommenden Verfaufsporhaben bezüglich eines im 
Belige einer Gemeinde oder Stiftung befindlichen 
für die Sammlung geeigneten Kunft- und Alter- 
tumsdenfmals dem zu Stuttgart niedergejegten 
„Verwaltungsrat der Sammlung vater 
ländijher Runft- und Altertums- 
denkmale“ fofort eine Anzeige zu machen, 
damit dieſer Gelegenheit erhalte, geeigneten Falls 
den Gegenftand für die Sammlung zu erwerben 
und jo einer Berfplitterung oder Verſchleppung 
vaterländischer Altertumsdentmale vorzubeugen. 

2) Indem Konj.Erl.vom 13, März 1883 
werben, im Hinblid auf die Wahrnehmung, daß 
häufig Veränderungen in Kirchen, Verjegungen 





und altertümliche Werfe in den Gemeinden ver- 
ändert, vernichtet oder auch verfauft worden jeien 
zum Schaden der Gemeinde und der Sache, die 
©eiftlichen angemiejen, jede bevorftehende, irgend— 
wie Kunft und Altertum berührende Veränderung 
an und in ihren Kirchen und auch fonft jede 
drohende Aenderung ꝛc. an altertümlichen und 
künſtleriſchen Werfen in ihren Gemeinden bei dem 
KRonjervatorium der vaterländi- 
hen Runft- und Altertumsdenk— 
male al3bald in Kürze amtlich zur Anzeige zu 
bringen, um dieje Stelle in den Stand zu jeßen, 
ihres Amtes zu walten und mit jachfundiger Be- 
ratung, auch nach BedürfniS mit erwünjchter 
Beihilfe einzutreten. 

3) Durch den Konj.Erl.vom 4. Dez. 1888 
wird den Pfarrämtern zur Kenntnis gebracht, 
daß die Behörde, welcher die im Erlaß vom 19. 


Aug. 1862 vorgeschriebene Anzeige zu erjtatten 
Sei, nunmehr die „Direktion der K. S 
ſammlungen vaterländiſcher Kunſt— 


taats—⸗ 


und Altertumsſsdenkmale“ in Stutt— 


und Beſeitigungen von Kunſtgegenſtänden und gart fei; zugleich bringt der Erlaß die Kon— 
Denkmälern 2c. ohne fachverjtändige Beratung storialerlaffe vom 19. Aug. 1862 und vom 13. 
porgefommen und daß auch andere künſtleriſche März 1883 in Erinnerung. 
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eigenmächtiger Kulturberänderung und der eigenmächtigen Gntfernung oder Beihädigung don 
Bäumen, die Urt der Düngung der Grundftücde, wer die Steuern zu zahlen hat, die Sicherheits— 
leiftung für Einhaltung ſämtlicher Vachtbedingungen, Ausſchluß jedes Nachlafjes von Pachtgeld und 
Vorbehalt der Auflöfung des Vachtvertrags duch den Kicchengemeinderat im Falle der Nichtein- 
haltung von Pachtbedingungen ſeitens des Pächter oder des Konkurſes oder Todes desſelben. 

8 14, Der Rirchenpfleger und der Teilvechner, der Vorfigende des Kirchengemeinderats, der 
demfelben angehörende Ortöporfteher (St,G, Art. 9 Ziff. 2) und die bei den betreffenden Gejchäften 
in amtlicher Eigenſchaft mitwirfenden Mitglieder des Kirchengemeinderats dürfen bei Verkäufen, Ver— 
pachtungen und jonjtigen VBertragsabichlüffen der Kirchenpflege in feiner Weiſe, weder offen noch 
verdeckt, weder unmittelbar noch duch Zwiſchenperſonen, als Partei teilnehmen und auch nicht in 
der Folge in folhe Verträge eintreten. 

Dispenjation von diefem Verbot kann den bei dem VBertragsabihluß amtlich Mitwirkenden 
überhaupt nicht, den übrigen in Abi, 1 Genannten aber nur, wenn ein erhebliches ökonomiſches 
Intereſſe der Kirchengemeinde vorliegt, auf den in ihrer Abweſenheit bejchlofjenen Antrag des 
Kirchengemeinderats durch den Diözefanausfhuß gewährt werden, und auch im Falle jolher Dis- 
penfation dürfen fie an einer Bertragsverhandlung weder in Perſon noch durch Mitglieder ihrer 
Familie, fondern nur durch einen dritten Bevollmächtigten teilnehmen. 


Bauweſen. 


Die ordentliche Unterhaltung der Gebäude. 

8 15. Der Kirchengemeinderat, beziehungsweiſe der Verwaltungsausſchuß 
(St.G. Art. 54) hat über alle kirchlichen und Verwaltungsgebäude und deren Zubehörden (4. B. 
Kirchenuhr, Glocken, Orgel 2c.) die Aufficht zu führen und fir ihre Erhaltung in gutem Stande 
Sorge zu tragen, wobei er durch den Kirhenpfleger (St.G. Art, 25 Abſ. 1) unterſtützt wird. 
Er hat daher zu veranlaffen, daß alle kirchlichen Gebäude mindeftens einmal jährlich vor Beginn 
der Bauzeit und möglichit fo zeitig, daß die erforderlichen Mittel in dem Etat der Kirche bereit 
gejtellt werden können, durch Beauftragte aus jeiner Mitte jorgfältig beſichtigt werden. — 
Mesner, Kirhendiener und Glöckner find verpflichtet, von ihnen wahrgenommene Mängel 
ungeſäumt zur Kenntnis des Kirchenpflegers zu bringen, HE, 

$ 16, Die Sorge fir die rechtzeitige ımd gute Ausführung der nötigen gewöhnlichen Aus— 
befjerungen und laufenden Bauarbeiten an den in der Unterhaltung der Kirchenpflege ſte— 
henden Bauten liegt dem Sirchengemeinderat beziehungsweife dem Verwaltungsausſchuß (St. G. 
Art. 54) ob, welche die hiezu erforderliche Summe in den Sahresetat aufzunehmen und über Die 
zweckmäßigſte Verwendung derjelben zu erfennen haben, 

Die Prüfung der diesfallfigen Ueberfchläge, die Ermäßigung und Dekretur der Koſtenver- 
zeichniffe geichieht durch den Kirchengemeinderat beziehungsweile den Verwaltungsausſchuß (nötigen— 
falls mit Zuziehung eines Sachverftändigen, vgl, 8 77) ohne Zuthun der Auffichtsbehörden, vorbe— 
haltlich des Rechts der letzteren, die bei der Prüfung des Etats (Art, 59 des St.G. und Att, 8 
lit, a des 8,6.) 8 69, oder jonft zu ihrer Kenntnis gelangenden Mängel zu rügen und zur Ver— 
befjerung derjelben das Geeignete vorzufehren, 3 

17, Der Kirchengemeinderat beziehungsweife Verwaltungsausfhuß hat auch dafür Sorge 
zu tragen, daß, ſoweit Stelleninhabern, Mietern oder Dritten die Unterhaltung von Gebäuden ob- 
liegt, die betreffenden Arbeiten rechtzeitig und jolid ausgeführt werden. N 

Ueber die den Bewohnern, beziehungsweife Benüßern von Gebäuden und Grundftücden der 
Kirchenpflege obliegenden Leiftungen zur Snftandhaltung derjelben finden bis auf weiteres noch die 
Beitimmungen der Verfügungen vom 2, Oktober 1817 (Neg.Bl, ©, 481) und vom 28, November 
1820 (Reg.Bl. ©. 637) entjprechende Anwendung. 


Neubauten und fonft bedeutende Bauweſen. 


$ 18, Neubauten und ſonſt bedeutende Bauweſen, worunter jolche zu verftehen find, welche 
mit einem Aufwand bon 500 M, oder mehr verbunden find, dürfen nur auf Grund ordentlicher, 
bon einem hiezu ermächtigten Bauverftändigen geprüfter Riffe und Voranſchläge in Angriff ges 
nommen werden, 

Wenn der Kirchengemeinderat einen Neubau oder ein ſonſt bedeutendes Bauweſen beſchloſſen 
hat (St.G. Art. 62 Ziff, 2), jo hat er jedoch, bevor er den Auftrag zur Ausarbeitung der Riffe 
und Voranſchläge (Abſ. 1) giebt, zunächft durch Vermittlung des Didzefanausfchuffes (K.G. Art, 
10 lit, a) zu dem Bauborhaben die Genehmigung des Evangeliſchen Konfiftoriums (K. G. Art, 11 
Abſ. 5) und durch Vermittlung desfelben die der Kreisregierung (St.G. Art. 62 Ziff. 2) einzuholen, 
— In dem Gefuche hat der Sirchengemeinderat die Notwendigkeit oder Nüßlichkeit de Bauweſens 
zu begründen, auf Grund der vorläufigen ſummariſchen Schäßung eines Sachverftändigen den 
mutmaßlichen Aufwand zu bezeichnen und die Mittel anzugeben, aus welchen der Bauaufwand bes 
ftritten werden joll, 

Die genannten Auffichtsbehörden können vor Erteilung der Genehmigung des Bauvorhaben 
eine Entwurfsſkizze, aus welcher Anlage, Größe und Stil des Bauweſens erfenntlich ift, oder einen 
detaillierten Voranſchlag (Alb, 1) einfordern, 

Gegen den die Genehmigung des Bauvorhabens ablehnenden Bejcheid der Kreisregierung 
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findet eine Beſchwerde nad) Art, 89 Abſ. 1—4 des St. G. an das Minifterium des Kirchen: und 
Schulweſens ftatt. 

Hinfichtlich der bevorftehenden, Gegenftände der Kunſt oder des Altertums berührenden Ver- 
änderungen an und in den Kirchen wird auf die Konfiftorialerlaffe vom 13, März 1883 9 und vom 
4, Dezember 1888 (Konfift,-Amtsbl. VII ©, 3269 und IX ©, 3854) ?) Bezug genommen, Wenn 
Bemalung der Kirche, oder die Aufftellung, der Abbruch, die Verfegung eines Altars oder einer 
Kanzel beabfichtigt wird, ift, bevor die Arbeit in Angriff genommen mwird, ſtets auch dem Evange— 
liſchen Konfiftorium von dem Sirchengemeinderat durch Vermittlung des Didzefanausfchuffes Ge— 
legenheit zur Aeußerung rechtzeitig zu geben. ; 

8 19. Auch bei neuen und ſonſt bedeutenden Bauweſen bleibt es dem freien Ermeſſen der 
FKirchengemeinderäte überlaffen, wen fie die Fertigung der für diefen Fall erforderlichen Riſſe 
und Ueberſchläge übertragen wollen, 

, Zur Brüfung ſolcher Nifje und Ueberſchläge (vgl 8 18 Abi, 1) find 
diejenigen Bamverftändigen ermächtigt, welche in dem betreffenden Baufache — Hochbau= beziehungs- 
weile Ingenieurfache die zur Anstellung im Staatsdienfte erforderlihen Staatsprüfungen (vgl, 8. 
BD, dom 22, Auguft 1843, Reg.Bl. ©, 643, 8. VO, vom 4 November 1872, Reg.Bl. ©, 369, 
8. BD. vom 22, Juni 1876, Neg.Bl. ©, 189 und K. V.O. vom 10, Januar 1884, Neg.BLl, © 2) 
mit Erfolg beitanden und das Prädikat „Baumeiſter“ erlangt haben, 

Ber einfahen Bauten, deren Koften nach dem Ueberichlag den Betrag von 6000 M. 
nicht überfteigen, Fann übrigens die Prüfung der Riſſe und Ueberſchläge auch einem im Korporations- 
dienfte angeftellten Bautechnifer übertragen werden, welcher eine Prüfung als Werfmeifter (vgl 
Minift.VBerf, vom 12, Januar 1830, $ 44, Reg. Bl. ©, 52, Inſtruktion zur Vollziehung der revi— 
dierten Gewerbeordnung vom 12, Oftober 1837, 88 63—67, Reg.Bl. ©. 508 und vom 20, März 
1851, 8 66 ff,, Reg.Bl. ©, 77 und Minift.Berf, vom 21. November 1865, betreffend Einführung 
einer freiwilligen Prüfung in den YBaugewerben, Reg.Bl. ©. 486 ff.) mit Erfolg erftanden hat, 

z 21, Dem freien Ermefjen der Kirchengemeinderäte bleibt e8 anheimgegeben, welchen der 
hiezu ermächtigten Bauverftändigen fie zur Prüfung ihrer Niffe und Ueberſchläge erwählen wollen. 

Ausgeſchloſſen find nur diejenigen, welche in demselben Oberamtsbezirke ein Baugewerbe betreiben. 

22, Die Mitteilung der Niffe und Ueberſchläge an den zur Prüfung ermächtigten ($ 20) 
und erwählten ($ 21) Bauverftändigen gefchieht auf Vorlage des KirchengemeinderatS durch den 
Dekan unter Beifügung der nötigen Erläuterungen und fonftigen Bemerkungen jeitens desſelben. 

Die Bemerkungen des Nepidenten werden von diejem ſowohl in den Riß oder Ueberfchlag 
jelbit, als in das Begleitichreiben eingetragen, mit welchem der Revident die Akten an das Defanat- 
amt zurücgiebt. 

8 22. Sollte der Nepident den ihm zur Prüfung mitgeteilten Ri und Ueberſchlag für den 
vorliegenden Zweck ganz unbrauchbar erachten, jo hat er die Gründe dieſes Urteils dem Dekan mit 
dem Antrage mitzuteilen, die Fertigung eines neuen Riſſes und Ueberſchlags zu veranlaffen, 

Findet der Didzefanausfchuß, welchem der Dekan die Aeußerung des Revidenten vorzulegen 
hat, diefen Antrag hinreichend begründet, jo hat er in deffen Gemäßheit den Kirchengemeinderat zu 
bejcheiden und den hiernach umgearbeiteten Riß und Ueberſchlag nochmals demfelben Revidenten zur 
Prüfung mitzuteilen, 

8 24, Will der Stirchengemeinderat in dem Falle des 8 23 oder im irgend einem andern 
Falle nicht bloß die Prüfung (20), fondern die Fertigung (819) des Riſſes und Ueberſchlags 
einen der von Staats wegen ermächtigten Bauverftändigen ($ 20) übertragen, jo bleibt es feinem 
Ermeſſen anheimgeftellt, ob er diejelben einer Nachprüfung durch einen zweiten hiezu ermächtigten 
Techniker unterwerfen till, 

— Das Dekanatamt legt den geprüften Riß und Ueberſchlag dem Evangeliſchen Kon— 
ſiſtorium zur Genehmigung vor, welches nach ſeinem Ermeſſen auch dem Verein für chriſtliche Kunſt 
um ſeinen Beirat angehen wird.?). 

Findet das Evangeliſche Konſiſtorium das Bauvorhaben zu beanftanden, fo leitet es die Be— 
jeitigung der Anftande durch das Dekanatamt ein, 

Findet es bei dem Bauvorhaben nicht mehr zu erinnern, jo übergiebt es Riß und Ueber— 
Ichlag der betreffenden Sreisregierung (St.G. Art, 62 Abf, 1 Ziff, 2 und Ab. 2) behufs der Prü— 
fung nad den in Art. 53 Abſ. 2 des Staatsgeſetzes bezeichneten Geſichtspunkten und der Mit- 
teilung ihres Bejcheids. 

8 Gegen einen die Genehmigung ablehnenden Beſcheid der Kreisregierung ſteht ſowohl 
dem Kirchengemeinderat, als dem Evangeliſchen Konſiſtorium die Beſchwerde an das Miniſterium 
des Kirchen- und Schulweſens zu (St.G. Art, 89 Abſ. 14). 


1) ſ. ©. 56 Note 2. ſtauration oder Verſchönerung einer Kirche mei- 

2) ij. ©. 56 Note 3. tere Schritte thun, fih Rat und Gutachten des 

3) Dur den Konj.Erl. vom 4. Dez. 1888 | Vereins fir chriftliche Kunft zu erbitten, welcher 
war, unter Verweiſung auf den Konſ. Erl. vom | auf Anfuchen und erforderlichenfalls auf Koſten 
30. Mai 1882 (Amtsbl. VIII ©. 3197), den | der Vereinzfafje durch einen Fachmann Augen- 
Parrämtern, Stiftungs- und "Pfarrgemeinde | jchein nehmen und Nat erteilen zu laſſen bereit 
räten empfohlen worden, bevor fie zu Bau, Res | jei. Konſiſt. Amtsbl. IX ©. 3854, 





164] I. Vorſchr. f. d. Vermögensverw. u, d. Rechnungsw. d, ev, Kirchengem. v. 14, San, 1890, 59 


8 27, Sit die ftaatliche Genehmigung (St.G. Art. 62 Ziff. 2 vgl. mit Art, 89) erteilt, fo 
giebt das Evangeliſche Konfiftorium Riß und Ueberſchlag mit feiner Genehmigung (K.G. Art, 11) 
und der Bemerkung, daß auch die ftaatliche Auffichtsbehörde ihre Genehmigung erteilt habe, an 
das Defanatamt zurücd, welches diefelben dem Kirchengemeinderat mit einem die technifchen Vor— 
jcehriften des Revidenten, jomweit fie von den Auffichtsbehörden nicht zu beanftanden gefunden wurden, 
ausdrüclich mwiederholenden Erlafje zurückgehen läßt und demfelben die genaue Befolgung der letz— 
teren einzufchärfen hat, 

28, Unter der gejegmäßigen Verantwortlichkeit für die Beobachtung der nach technischen 
Rückſichten erteilten Vorfhriften des Nevidenten bleibt die Ausführung des Bauweſens, 
namentlich die Wahl der Arbeiter, die Abjchließung und Genehmigung der Accorde (vgl. St.®. 
Art, 61 Ziff. 5, auch die Verfügung der Minifterien des Innern und der Finanzen, betreffend die 
Vergebung von Leiftungen und Lieferungen in den Departement? des Innern und der Finanzen, 
vom 19, April 1888, Reg.Bl. ©. 163 ff.), die Beftellung der Aufſeher und die ganze ökonomiſche 
Leitung der Arbeiten dem Sirchengemeinderat beziehungsweife dem Verwaltungsausfchuß überlaſſen. 

Dem Revidenten der Riſſe und Ueberſchläge ift es zwar jederzeit unbenommen, auch in der 
letzteren (adminiftrativen) Beziehung feine Anfichten und Vorjchläge feinen Bemerkungen ($ 22 
Ab, 2, vgl. 8 27) beizufügen, Es find jedoch ſolche nicht technifche Bemerkungen nicht als bin- 
dende Vorſchrift für den Kirchengemeinderat, fondern nur als Nat eines Sachverftändigen zu be= 
trachten und pflichtgemäß zu benüßen, 

8 29, Demjenigen Bauverftändigen, welcher den Ueberſchlag geprüft oder ohne andermeitige 
Nachprüfung (88 20, 24) jelbft gefertigt hat, darf feine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
an dem Accord geftattet werden, 

30, Was die Uebernahbmeder Arbeit und die Reviſion der Koſten— 
verzeihniffe (Baukonfignation) und Verdienftzettel anbelangt, jo hat der Baurevident ſchon 
bei der Prüfung des Ueberſchlags (8 22) zu bemerken, ob und warum er eine gleihmäßige Re— 
pifion der Softenverzeichniffe und allenfalls eine förmliche Mebernahme durch einen höheren Baus 
verftändigen für notwendig halte. 

Der Didzefanausfhuß hat hierüber unter Vernehmung des Kirchengemeinderats zu erkennen 
und hienach das Weitere zu verfügen. 

$ 31, Außer dem in $ 30 bezeichneten Falle wird die Prüfung und Ermäßigung, jo: 
wie jedenfalls die Defretur der Koſtenverzeichniſſe, dem Kirchengemeinderat beziehungs— 
ven Verwaltungsausihuß (nötigenfalls mit Zuziehung eines oder mehrerer Sachveritändiger) 
überlaffen. 

$ 32, Dem Didzefanausfhuß und zwar zunächit dem Dekan liegt e8 ob, nicht allein vor, 
dent Angriff und im Laufe der Arbeiten fih ver Befolgung der tehnifhen Vorſchriften, 
ſowie der zwedmäßigen Behandlung der Sache überhaupt (jomeit es ohne Koſtenvermehrung ges 
ſchehen kann) zu verfichern, fondern auch bei der Nevifion und Abhör der Nechnungen auf jede 
Abweichung von den obigen Vorfchriften und jedes Uebermaß am Koſtenaufwand ftrenge zu achten 
und nötigenfall3 die Hilfe des Oberamts in Anſpruch zu nehmen, Da 
$ 33, Sollte der Didzefanausfhuß zur Ausübung feines Aufſichtsrechts der Mitwirkung 
eines Sahverftändigen bedürfen, fo hat er fich hiezu jedenfall3 eines von Staats wegen er- 
mächtigten und in der Negel desjenigen Technikers zu bedienen, welchem die Prüfung des Weber: 
ſchlags übertragen war, { 
—— Für die Belohnung der von Staats wegen ermächtigten Bauverſtändigen 
für ihre in den voranftehenden Paragraphen bezeichneten Verrichtungen finden die Beltimmungen 
der Verfügung des Miniftertums des Innern, betr, Abänderungen und Ergänzungen der Vor— 
ſchriften über die Behandlung der Amtskörperſchafts-, Gemeinde- und GStiftungsbauten, vom 
21. Mai 1874 (Reg.Bl. ©, 159 88 2 ff.) entiprechende Anwendung. 1 

Die Belohnung der übrigen Bauverftändigen, welche der Kirchengemeinderat nad der ihm 
zuftehenden Befugnis ($ 19, $ 28 Abſ. 1 und $ 31) zur Fertigung der Ueberſchläge, zur Aufſicht 
über die Arbeiten und zur Prüfung der Verdienſtzettel verwendet, bleibt dem Ermeſſen des Kirchen— 
gemeinderat3 überlafjen, 


Aufftellung gemeinſchaftlicher Sachverſtändiger. 


$ 35. Sollten einzelne oder ſämtliche Kirchengemeinden der Diözeſe ihrem Vorteil ange— 
mefjen finden, einem der hiezu ermächtigten Bauverſtaͤndigen die Beſorgung jümtlicher bei ihnen 
borfommenden regelmäßigen Gejchäfte gegen eine Aoerfalentihädigung zu übertragen, jo ilt die 
diesfallfige Uebereinkunft unter genauer Bezeichnung der gegenfeitigen Leitungen von den Kirchen— 
gemeinderäten der beteiligten Gemeinden feitzuftellen und zu unterzeichnen und ſodann dem Did- 
zeſanausſchuß nach Art, 9 lit. a des kirchlichen Geſetzes zur Genehmigung vorzulegen, Bevor er 
diefe erteilt, hat der Didzefanausschuß von der Uebereinkunft dem Oberamt beziehungsweife den 
betreffenden Oberämtern behufs etwaiger Erinnerungen Mitteilung zu machen, 


PBeriodifhe Bejihtigung der kirchlichen Bauteninder Diözeſe. 


8 86, Wegen periodifcher Befichtigung der kirchlichen Bauten der Didzefe durch Sachver— 
ftändige werden den Defanen weitere Weifungen zugehen, 
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; Die Koften diefer Befichtigungen werden nad) Maßgabe des Art, 12 des Firchlichen Geſetzes 
eftritten, 


Insbeſondere das Orgelbaumwefen und die Inftandhaltung der Orgeln, 


$ 37, Die nächſte Aufficht über Die Orgel liegt den Organiften ſelbſt ob. Die Or— 
ganiften und die Lehrer überhaupt jollten fich deshalb nicht nur aus guten Büchern über die 
Struktur, die Erhaltung und Stimmung der Orgel zu unterrichten fuchen, jondern auch, wenn an 
der Orgel gebaut oder repariert wird, fleißig zugegen fein, um die Handgriffe zu lernen, wie das 
Gehäufe und anderes zu Öffnen und zu fchliegen iſt 2c,, damit fie das Ausſtäuben der Orgeln, 3. 
B, nach einem Bauweſen, mie dem Weißen der Kirche, leiten, auch bei vorfommenden augenblid- 
lihen Verlegenheiten den Fehler erkennen und demſelben abhelfen oder, wo es ſich um eigentliche 
Reparaturen Handelt, den Orgelbauer über die beftehenden Mängel genügend informieren können. 
Auch der Pfarrer hat den Orgeln feine Aufmerkſamkeit zu widmen und fich zu diefem Behufe 
mit der Struftur derjelben befannt zu machen, 

Da jedoch die erforderliche Kenntnis und das praktiſche Gejchiet nicht bei allen Organiften 
und Geiftlichen vorhanden ift, fo jollten tühtige Drgelverftändige, welche von den betref- 
fenden Orten nicht zu entfernt wohnen, aufgestellt werden, um fich in vorfommenden Fällen an 
Ort und Stelle zu begeben, Nat zu erteilen, oder je nach Umftänden nachzuhelfen, damit fleinere 
Fehler al3bald befeitigt, größere aber nicht durch Pfuſcher gefteigert werden, auch fich namens des 
Sirchengemeinderat3 mit dem Orgelbauer behufs der Informierung desjelben zum Zweck der Ab— 
hilfe ins Benehmen zu jegen, Die Aufftellung folder Orgelverftändigen, welche zweckmäßig für 
einen größeren Kreis von Gemeinden erfolgen wird, liegt in der Aufgabe der einzelnen Sirchen- 
gemeinderäte, erfordert jedoch die Zuftimmung des Defans und, wenn eine fortlaufende Belohnung 
damit verbunden werden fol, diejenige des Diözeſanausſchuſſes (K.G. Art, 9 lit. a), Geeigneten 
Falls wird der Dekan zunächit hierüber den Orgelvevidenten vernehmen und dem Evangeliſchen 
Konfiftorium Anzeige eritatten, 

838 Wirflihe Ausbefjerungen und auch die Stimmung der Orgeln dürfen 
nur erprobten Orgelbauern anvertraut werden, 

Der gleichmäßigen Behandlung wegen und zur Erzielung möglichft günstiger Bedingungen 
fol von dem Defan und Diözeſanausſchuß möglichit dahin gewirkt werden, daß fich die ſämtlichen 
Gemeinden einer Diözefe, deren Orgeln aus örtlichen Mitteln unterhalten werden, desjelben 
Orgelbauers bedienen. Zu diefem Zweck follen gemeinfame Verträge mit einem Orgelbauter 
abgejchloffen werden, durch welche derjelbe auch verpflichtet wird, in regelmäßigen Zeitab- 
Ichnitten die Orgeln der Befihtigung zu unterziehen, vorgefundenen Mängeln abzuhelfen 
und die Stimmung berzuftellen. Die fäntlichen Pfarrämter der betreffenden Gemeinden mer: 
den deshalb dem Dekan die nötigen Angaben über die Regifter der Orgeln machen, worauf diejer 
die Vergebung der Orgelunterhaltung öffentlich ausfchreibt und zur Einfendung von nach der Zahl 
und Art der Negifter bemefjenen Submiſſionen auffordert, Weber die eingefommenen Angebote 
vernimmt der Didzefanausfhuß den für die Diözeſe aufgeftellten Drgelbaurevidenten (F 41) und 
bezeichnet jodann denjenigen Orgelbauer, welchen er der Gemeinde am beften empfehlen zu können 
glaubt, worauf es dem einzelnen Kirchengemeinderat überlaffen ift, mit demfelben den Vertrag 
über die Inftandhaltung der Orgel abzufchließen. Der Vertrag unterliegt der Genehmigung des 
Didzefanausschuffes (K.G. Art, 9 lit. a). 

8 39. Sind neue Orgeln zu bauen oder Hauptausbesjerungen älterer Werke 
borzumehmen, jo hat befondere Vorlage an dad Evangeliſche Konfiftorium zu erfolgen. Derjelben 
ift ein Gutachten über den Zuftand der zu entfernenden oder auszubeffernden Orgel, jodann eine 
Dispofition und ein Koftenüberichlag für die neue Orgel oder die Herftellung des alten Werks 
und endlich eine Nachweifung der zu dem fraglichen Zwecke verfügbaren Mittel beizugeben, 

40, Orgelbauer follen mit Entwerfung von Gutahten, Dispofitionen und 
Koftenüberfhlägen nur dann beauftragt werden, wenn der für die betreffende Diözeſe 
aufgeftellte Orgelbaurevident ($ 41) nicht in der Lage ift, diefe Arbeit felbft zu beforgen, 
in welchem Fall der letztere dann einen geeigneten Orgelbauer dem Kirchengemeinderat bezeichnen wird. 
S 41, Die Orgelbaurevidenten werden für die einzelnen Didzefen von dem Evange— 
lichen Konſiſtorium beftellt, Aufgabe derjelben ift es, Dispofitionen und SKoftenüberfchläge zu 
neuen Orgeln und Hauptausbefferungen älterer Werke zu entwerfen ($ 40) und zu begutachten, 
bie vertragsmäßige Ausführung zu überwachen und das fertige Werk zu prüfen, jowie die wegen 
Snftandhaltung der Orgeln in den einzelnen Diözeſen abzufchließenden Verträge ($ 38) zu begut- 
achten und deren gehörigen Vollzug nach Maßgabe der von dem Evangeliſchen Konfiftorium zu 
erlafjenden näheren Vorichriften zu überwachen. 

SE: Für die Bemeſſung der Gebühren der Orgelbaurevidenten find die Beſtimmungen 
der Verfügung des K. Minijtertums des Innern, betreffend die Gebühren der Orgelbaurepidenten 
Be ne September 1877 (Amtsblatt des K. Minifteriums des Innern 1877 ©, 373) ') maß- 
gebend. 


‚1 „Nachdem ſich das Bedürfnis ergeben hat, | jachen der Gemeinden und Stiftungen ermäch- 
die Gebühren der zur Prüfung von Orgelbau- |tigten Sachverftändigen neu zu regulieren, fo 
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Die Bewirtihaftung von Waldungen 


$ 43, Die Bewirtihaftung der Waldungen der Kirchengemeinden und firhlichen Stiftungen 
unterliegt den Beitimmungen des Gefeßes über die Bewirtihaftung und Beauffihtigung der Wal- 
dungen der Gemeinden, Stiftungen und jonftigen öffentlichen Körperichaften vom 16, Auguft 1875 
(Reg.Bl. ©. 511) (St.G. Art. 63) und der Verfügung der Minifterien des Innern und der Fi- 
nanzen zum Vollzug des erwähnten Gejeßes vom 21. Juli 1876) Reg.Bl. ©, 291). 
Die in diefem Gejege und der Verfügung genannte förperfchaftlihe VBerwaltungsbehörde 
(Bertreter der Körperfchaft) ift der Kirchengemeinderat. 
Bor Erlafjung einer gemeinfchaftlichen Verfügung der Forjtämter und der Oberämter (im 
Sinne von $ 3 Ziff. 1 der erwähnten Ausführungsperfügung), nämlich: 
a) über Einwendungen, welche von dem SKirchengemeinderat gegen die jährlichen Betriebs— 
pläne oder einzelne Bejtandteile derjelben nach Art. 5 Ab}. 2 und 3 des Geſetzes und 
8 16 der VBollzugsverfügung erhoben werden, 
b) über die Zuläffigfeit von Vorgriffen innerhalb der laufenden zehnjührigen Nubungspe- 
riode (vgl. Art. 5 Abſ. 5 des Gejeßes und 8 17 der Vollzugsverfügung), 
ec) über die Entlaffung der Forſtſchutzdiener der Kirchengemeinde beziehungsweiſe Stiftung 
wegen Unbrauchbarkeit im Dienjt (vgl. Art, 12 Ab, 2 des Gejeßes und 8 32 der Voll: 
zugsverfügung), 
wird von dem Oberamt dem Diözeſanausſchuß Gelegenheit zur Aeußerung hierüber gegeben werden, 
Yusleihungpon Geld 


8 44, Allgemeine Borjhriften Gelder der Kirchengemeinde und der in ihrer Ver- 
waltung ftehenden Stiftungen follen in der Regel gegen Gewährung des erjten Unterpfand3- 
recht s an in Württemberg gelegenen Liegenjchaften (vgl. $ 46), in feinem Falle aber gegen bloßen 
Schuld» oder Schuld- und Bürgſchein ausgeliehen werden, 

Beim Mangel einer Gelegenheit zu entjprechenden joldhen Anlagen (Abf. 1) ift auch der An— 
fauf württembergifher Staatsobligationen, jowie die Apleihung an mwürttembergifche 
Gemeinden und Amtskörperſchaften und an von jolden garantierte fonftige 
Kaffen und an württembergiihe Stiftungspflegen geftattet, 

Die Erwerbung von Obligationen des Württembergifchen Sreditvereins, der Allgemeinen 
Nentenanftalt und der Württembergifchen Hypothekenbank ift bi3 auf weiteres gleichfalls zuläſſig. 

Alle auf den Inhaber lautende Obligationen müſſen jofort auf den Namen der Kirchen— 
gemeinde beziehungsmweije Stiftung eingetragen werden. Der Sirchenpfleger ift für den Fall der 
Erwerbung jolcher Obligationen von dem Kirchengemeinderat beziehungsweife Berwaltungsausfchuß 
noch bejonders auf feine Haftbarfeit (St. G. Art, 55 und 58 Abf, 1) für jeden Schaden, welcher 
aus einem Ueberſehen der ftattfindenden Kapitalfündigungen, mögen fie infolge von Berlofungen 
oder ohne folche erfolgen, für die Kirchengemeinde beziehungsmweije die betreffende Stiftung ent- 
jtehen fönnte, aufmerffam zu machen. 





werden unter Aufhebung des bisherigen Regu- | und Koftenverzeichnijjen über Orgelbauten 
lativs (Minifterial-Erlafje vom 17. Dez. 1840, im Betrag bis zu 100 M.. . 1M. 40 Pf. 
20. September 1848 und 12. Mai 1869) diefe | von mehr al LOOM.Hi3200M. 2 M. 80 Bf. 
Gebühren folgendermaßen feitgejegt: bei größeren Summen von je 
1. Für die Unterfuhung von Orgeln an Ort 100, WE N 66 
und Stelle wenn die Gebühr nach diejem 
Taggeld bei Verrichtungen im Wohnorte Maßſtab den Betrag von 3M. 
des Revidenten . 6 M. 40 Bi. 50 Bf. nicht erreicht, von den 
Taggeld bei ausmärtigen erfteri 200 M. . . u: 0... ,2.M..80 Ri: 
Berrichtungen . EM. — Pf. 3. Fürdie Fertigung von Koften- 
Neben dem Taggeld dürfen, wenn der Ge- überjchlägen 
Ihäftsort vom Wohnort zwei Kilometer oder | im Betrage bis zu 100 M. . 1M. 40 Bf. 
darüber entfernt ift, Diäten und Reifefoften an- | von mehr ala 100 bis 200 M. 2 M. 80 Pf. 
gerechnet werden. bei größeren Summen je von 
Die Diäten betragen 2 M., und wenn aus— OO rau SR rehe erre SRH, 
wärts übernachtet werden muß, 4 M. für den Tag. | menn die Gebühr nach diejem 
Die Reiſekoſten-Entſchädigung beträgt Mapftab den Betrag von 3M. 
15 Pf. für jeden zurücdgelegten Kilometer, wenn 50 Pf. nicht erreicht, von den 
und jomweit aber Eijenbahnen oder Boftwägen eriten: 200 Ir ana u en 20a 80, BE, 
benüßt werden fönnen, die einfache Eifenbahntare | 4. Für die Abfaffung von Gut- 
zweiter Klaſſe oder Poſttaxe. achten 
In Betreff der Berechnung des Taggelds, der für den erjten Bogen . 2 M. 30 Pf. 
Diäten und Reijefoftenentichädigung find die Be- für jeden weiteren. 1M. 40 Bf. 


ftimmungen der 88 3—6 der Minifterialver= | vorbehältlich der Ermäßigung der Anrechnung 


fügung vom 5. März 1874 (NReg.Bl. ©. 137 und 
Amtsblatt ©. 82) anzumenden. 
2. Für die Prüfung von Koftenüberjchlägen 


bei der Reviſion im Yale zu meitläufiger Ab- 
faſſung des Gutachtens”, 
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Nicht ausgefchloffen find Borfhüffe, welche die Kirchengemeinde aus vorhandenen baren 
Mitteln anderen Kirchengemeinden, welche derjelben augenblicklich bedürfen, für diefen Zweck auf 
fürzere Zeit gegen Verzinfung gewährt. | a 

Alle Ausleihungen jollen gegen den zur Zeit der Ausleihung üblihen Zinsfuß erfolgen, 

Wenn einer Kirchengemeinde bei der Ausicheidung des Kirchenvermögens (Urt, 41 des ©t.G.) 
Kapitalien oder Ausjtände zugemiefen werden, welche nicht den Vorſchriften Der Abi. 1-3 ent- 
fprechen, jo ſollen diejelben thunlicht bald eingezogen und die Beträge in der vorgejchriebenen 
Weije veranlagt werden. H | 

N Für die Anlegung von Abfindungstapitalien für Baulaften an Kirchen-, 
Pfarr- und Mesnergebäuden find die auch für die Stirchengemeinden maßgebenden Erlaſſe des Mi- 
niltertums des Innern vom 20, März 1860 (abgedrucdt bei Friſch, Handbuch der ökonomiſchen 
Verwaltung und des Nechnungswejens der Gemeinden ©, 110 ff, und bei Weinheimer, Die Ver⸗ 
waltung der öffentlichen Stiftungen ©, 166 ff.) und vom 8, Februar 1889 (Amtsblatt des K. Mi- 
niftertums des Innern 1889 ©, 60) auch fernerhin finngemäß anzuwenden, 

Wegen Anlegung jonftiger Fonds der Sirchengemeinden, welche nicht unter die ge— 
nannten Minifterialerlaffe fallen (vgl, 5 6), wird das Evangeliſche Konſiſtorium eine Vereinbarung 
mit einem inländifchen SKreditinftitut anftreben und nah ihrem Abſchluß zur allgemeinen Kennt: 
nis bringen. 


Snöbefondere Ausleihungauflinterpfand, 


$ 46, Für Darleihen auf Unterpfand gilt als Regel, daß die zum Unterpfand gegebenen Liegen- 
ſchaften nach ihrem pfandgerichtlich feitgeftelten Wertanjhlage die Darlehenzfumme doppelt 
und, ſoweit fie in Gebäuden beftehen, dreifach decken follen. 

Ausnahmsweife können Kirchengemeinderäte von dem Dekanatamt, welches hierüber zunächit 
mit dem Diözeſanausſchuß Rückſprache zu nehmen hat, ermächtigt werden, Ausleihungen auch gegen 
en 192 fache, jomweit Gebäude die Sicherheit bilden, mindeſtens 2 fache, erite Verficherung 
zu machen, 
Nachhypotheken dinrfen nur nah vorgängigem Abzuge des 2 fachen Betrags der auf 
dem verpfändeten Gute bereit3 haftenden Kapitalfhuld angenommen werden, 

ALS Unterpfänder dürfen Teile von Gebäuden, weldhe im Miteigentum mehrerer ftehen, 
bloß dann angenommen werden, wenn die Anteile nicht bloß der Quote nach beftimmt, jondern 
auch nach ihrem Außeren Umfang von den Anteilen der Miteigentümer in der Art abgegrenzt find, 
daß fie unabhängig von letzteren benüßt und verfauft werden fönnen, 

Zur Prüfung des Wertanichlags der Pfandobjekte ift im Unterpfandsbuche und im Pfand- 
jchein beizufügen, durch welches Nechtsgejichäft, in welchem Sahrgang und zu welchem Preis oder 
Anſchlag der Berpfünder das Pfandobjeft erworben hat, der Betrag und die Zeit der nächjtporigen 
Schäßung, wo eine jolche zum Zweck einer früheren VBerpfändung ftattgefunden Hat, und bei Wal- 
dungen außer dem Gejamtwert von Holz und Boden eine Schäßung des Werts, welcher dem Grund 
und Boden, abgejehen vom Holzſtande, zufommt, 

8 Bevor ein Darlehen auf Unterpfand zugeſagt wird, iſt vor allem zu prüfen, 

1. ob der künftige Schuldner oder Pfandbeſteller die freie und ſelbſtändige Verfügungsgewalt 
über fein Vermögen habe, oder, 

2, wenn das nicht der Fall ift, ob die gejeglichen Vertreter desjelben oder die Perſonen, 
von deren Mitwirkung die Gültigkeit des Nechtsgefchäfts abhängt, die Aufnahme des Darlehens 
und die Unterpfandsbeftellung genehmigt haben und dazu, wo fie nötig ift, die obrigfeitliche Ge— 
nehmigung erteilt worden ift; 

3. 0b die zu verpfändenden Liegenfchaften nach dem Güterbuch unmiderrufliches Eigentum 
de3 Pfandbeſtellers find und ihrer VBerpfändung fein rechtliches Hindernis entgegenfteht, 

3 48, Außerdem ift einer genauen Prüfung zu unterftellen, ob der Pfandſchein den gejeß- 
lihen Erfordernifien entjpricht, in3bejfondere, ob derjelbe von wenigftens 5 Meitgliedern der Unter: 
pfandsbehörde unterzeichnet ift und ob der Eintrag in dem Unterpfandsbuche nach dem dem Pfand: 
jchein einverleibten Auszug aus dieſem dem Namen des Verpfünders, des Schuldnerd und des 
Gläubiger, das Unterpfand, die verficherte Summe, die Zeit der Unterpfandsbeitellung und die 
Verzinslichkeit enthält und von denjelben Perſonen, wie der Pfandjchein, unterzeichnet ift, 

Erjt nachdem der Pfandichein von dem Sirchengemeinderat beziehungsweije Verwaltungs— 
ausſchuß richtig erfunden worden ift, wird der Kirchenpfleger zur Ausbezahlung des Darlehens er— 
mächtigt. Der letztere hat fich jedoch neben dem Pfandjchein noch eine befondere Empfangsbeſchei— 
nigung für die Ausbezahlung ausftellen zu Yafjen, 

z 49, Wenn der künftige Befteller des Unterpfands verheiratet ift, jo joll die Ehefrau 
deöjelben mit jeiner Ermächtigung vor der Unterpfandsbehörde die Gefamtverbindlichfeit an Haupt: 
fumme, Zinſen und Koften übernehmen, 

In diefem Falle, wie überhaupt in allen Fällen der Intercejjion von Frauen müffen 
die gejeglichen Beſtimmungen über die Gültigkeit von Interceffionen von Frauensperfonen (val. 
Art, 5 ff. des Gef, vom 21, Mai 1828, Reg.Bl. ©. 363) beobachtet werden. 

8 50, Im Falle der Ermwerbung einer verficherten Forderung durch Ceſſion muß die 
Eröffnung der Ceſſion an den Schuldner und der Eintrag der Ceſſion in dem Unterpfandsbuch 


En 
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vollzogen und darüber ein beglaubigter Auszug aus demſelben zur Schuldverſchreibung beigebracht 
werden, ehe die Ausbezahlung des Kapitals an den Abtretenden erfolgen darf. 

8 51. Wenn bei einer unterpfändlich verſicherten Forderung der im Unterpfandsbuch ein— 
getragene Zin sfuß ſpäter erhöht wird, jo iſt das Unterpfandsrecht auch auf den erhöhten 
Zinsfuß duch Eintragung im Unterpfandsbuch ausdehnen zu lafjen. N 

s 52, Gerichtliche Verweiſungen bei Zwangspollitredungen innerhalb und außer: 
halb des Konkurſes (Art. 22 Abſ. 2 Ziff, 5, Art. 32 des Gejeges, betreffend die Zwangsvollſtreckung 
in unbewegliche8 Vermögen, vom 18, Auguſt 1879, Reg.Bl. ©. 191), jowie bei gerichtlichen Tei- 
tungen, nach welchen die Eigentümer der verpfändeten Liegenfchaft gemechjelt und folgeweiſe an 
Stelle der urjprünglihen Schuldner andere Perſonen die Schuld zu übernehmen haben, find von 
dem Kirchengemeinderat ſtets genau zu prüfen, 

Eine gleich jorgfältige Prüfung ift notwendig bei jolchen Eigentumsübergängen in- 
folge von freiwilligen Veräußerungen, Vermögensübergaben, außergerichtlichen Tei- 
lungen u, dergl, 

Der Kirchengemeinderat joll die Zuftimmung zur Veräußerung eines der Kirchengemeinde 
oder einer Stiftung verpfändeten Guts mit Löjung des Pfandverbands nur unter der Bedingung 
erteilen, daß entweder die Forderung, für welche dasjelbe verpfändet ift, vollitändig bezahlt oder 
ein anderes Unterpfand von gleichem Werte eingejeßt wird. Falls nicht die bedungene Barzahlung 
des Kaufſchillings vor oder bei dem gerichtlichen Erkenntnis über den Verkauf erfolgt, ift fofort 
bei der Unterpfandsbehörde auf die geeignete Vormerkung im Unterpfandsbuche anzutragen, damit 
auf dem verfauften Gut vor Bezahlung des Kaufichillings kein Pfandrecht beitellt werden kann. 

8 54 Wo infolge von Veräußerungen oder Vermögensübergaben ſämtliche verpfändete 
Liegenjchaften an einen und deuſelben Erwerber übergehen, fann der Uebergang der 
Pfandſchuld auf den neuen Eigentümer zugeftanden werden, wenn diefer durch Erklärung vor der 
Unterpfandsbehörde in die Verpflichtung des früheren Schuldners eintritt und auch perjönlich die 
nötige Sicherheit bietet, Der Eigentums- und Schuldübergang ift in diefem Falle im Unterpfands- 
buch einzutragen und die Beurfundung darüber auch dem Pfandjchein beizujegen, 

Sn alen ſonſtigen Füllen der freiwilligen Veräußerung oder der Verteilung von Unter: 
ee tt eine neue Regelung des Schuldverhältnifjes oder die Heimzahlung des Darlehens zu 
verlangen. 

8 55. Sind die Pfandgegenjtände noch anderwärts verpfändet und follen fie mit den neuen 
Anlehen von der bejtehenden Verpfändung frei gemacht werden, fo ift auch eine Urkunde über die 
Löſchung der Vorjchulden im Unterpfandsbuche zu dem Pfandichein zu bringen, 


III. Aufbewahrung der Wertpapiere. 


8 56, Die Wertpapiere der Kirchenpflege Pfandicheine, Schuldurfunden und ihre Beilagen, 
Obligationen mit Zinzleiften [Talon3] 2c.) und jonftige wichtige Urkunden (Stiftungs- und Kauf: 
briefe, Sicherheitsleiftungen, Vergleiche, Verträge 2c. find der Negel nach in einem doppelt, mit 
verichiedenen Schlöffern verſchließbaren Depofitenjchranf der Kirchengemeinde aufzubewahren, 

Wo fein geeigneteres Lokal dazu vorhanden ift, worüber der Dekan entjcheidet, joll der De— 
poſitenſchrank im Pfarrhaus aufgeftellt werden, 

Ein Schlüffel zu demſelben wird dem Pfarrer, der andere einem Kirchengemeinderat anvertraut, 

Ausnahmsweiſe, insbejondere auf den Wunsch des Pfarrer, kann mit Zuftimmung des- 
Defanz von dem Kirchengemeinderat auch mit der Führung des erften Schlüfjeld ein zweiter Kirchen 
gemeinderat betraut werben, 

Das Evangeliihe Konſiſtorium fann unter befonderen Verhältniffen, insbefondere wenn ein 
Depofitenfchranf nicht vorhanden iſt oder das Pfarrhaus nicht die genügende Sicherheit bietet be— 
ziehungsweije die Werte jehr bedeutend find, die Hinterlegung bei einer anderen Firchlichen Behörde 
anordnen, Auch die Hinterlegung auf dem Nathaufe ift nicht ausgeſchloſſen. Ebenſo kann einer 
Privatperfon von dem Sirchengemeinderat gegen hinreichende Sicherheit mit Genehmigung des 
Evangeliſchen Konfiitoriums die Aufbewahrung der Wertpapiere übertragen werden, 

Wenn bei Obligationen Coupons und Talons vorhanden find, jo find diefelben nach den 
von dem Sirchengemeinderat zu treffenden näheren Beitimmungen von den Obligationen zu trennen 
und in gejonderte fichere Verwahrung zu nehmen, 

$ 57, Ueber jede Hinterlegung von Werturfunden in dem Depofitenjchranf, ſowie über jede 
Hinterlegung nad; $ 56 Abſ. 5 ift dem Nechner ein Hinterlegungsſchein als Beleg zur 
Rechnung zuzuitellen, 1 

Sn demfelben find die Urkunden nach ihrem Gegenftande und den Zubehörden genau zu 
bezeichnen und der Name und Wohnort des Schuldners, der Kapitalbetrag, Zinsfuß und Tag des 
Zinsbeginns und =verfalls anzugeben, bei eingejchriebenen Obligationen auch die Zeit des erfolgten 
Eintrags auf die Kirchengemeinde beziehungsweiſe Stiftung. N 

; 58, Der Hinterlegungsihein (8 an ift von denjenigen Mitgliedern des Kirchengemeinde- 
rats zu unterzeichnen, welche einen Schlüfjel zum Depofitenjchranf in Verwahrung haben, 

Im Fall des 8 56 Abf, 5 ftellt die mit der Urfundenbewahrung betraute Behörde beziehungs- 
weile Perſon den Hinterlegungsihein aus und übergiebt ihn dem Kirchengemeinderat zur Ausfolgung 
an den Kirchenpfleger, 
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Die mit der Verwahrung der Kirchenbehörden betrauten Behörden beziehungsweife Berfonen 
(8 56 Abſ. 3, 4, 5 und 6) find verbunden, über diefelben ein Verzeichnis nach fortlaufenden Nummern 
zu führen und diejes in Beziehung auf die fich ergebenden Veränderungen ———— richtig zu 
ſtellen, auch die Uebereinſtimmung der vorhandenen Kapitalbriefe mit den in der Rechnung aufge— 
führten Kapitalien jedes Jahr zu beurkunden. 

Ueber die Stürze der Wertpapiere ſiehe 88 98—101, 149 Abſ. 3, 161. 


IV. Der Etat. 
Aufftellung des Etats, 


8 59, Gegen den Schluß der Nechmungsperiode (vgl. $ 60) legt der Kirchenpfleger dem 
Vorfigenden des Kirchengemeinderats den Zuftand jeiner Kafje, den baren Geldvorrat, den Sturz- 
zettel und ein Verzeichnis feiner Ausitände und Zahlungsrüditände vor. 

Unter Zugrundelegung des VBermögenzftandes und der vorhergehenden Rechnungen und unter 
Berücfichtigung der in Art, 55 Abf, 1 des St.G. enthaltenen Vorjchriften fertigt der Vorfigende 
oder ein von diejem beauftragtes Mitglied des Kirchengemeinderats mit Hilfe des Kirchenpflegers 
einen möglichſt genauen Voranſchlag der vorausfichtlichen Einnahmen und Ausgaben der Kirchen- 
gemeindepflege und der in ihr verwalteten Stiftungen, den Entwurf des Etats. 

Wo ein Verwaltungsausfhuß beitellt iſt, bejchließt diefer auf Grund einer von dem Vor- 
figenden oder einem von diefem beauftragten Mitglied des Kirchengemeinderats mit Hilfe des 
Kirchenpflegers gefertigten Vorarbeit den Entwurf des Etats (St.G. Art, 59), 

Für abgefonderte Baufonds unterbleibt in der Regel die Aufitellung eines förmlichen Etats, 

8 60. Der Gtat wird je für eine Nechnungsperiode ($ 87) aufgeftellt. 

Die regelmäßige Zeit zur Fertigung des Etats ift der Anfang des Monats Februar vor 
Beginn der neuen Rechnungsperiode. | 

$ 61. Die Etat find nach dem diejen Vorſchriften beigejchlofjenen Schema zu fertigen, 

Sie enthalten die in der Nechnungsperiode ($ 87) nach Wahrjcheinlichkeit zu erwartenden 
laufenden Einnahmen und Ausgaben. Einnahmen und Rückſtände von früheren Nechnungs- 
perioden bleiben in der Regel außer Betracht; vgl. 8 66, | 

62, Bei Feititellung des Etats ift vor allem auf die möglichit umfafjende und _allfeitige, 
zugleich aber auch nachhaltige Erfüllung der der Kirchengemeinde beziehungsweife den Stiftungen 
obliegenden Aufgaben Bedacht zu nehmen (vgl. SS 2 fi). 

Deshalb find nicht nur die Ausgabeſätze bezüglich des Berwaltungsaufwands auf das durdh- 
aus Notwendige zu beſchränken, jondern es iſt, namentlich, wo die Laſten und Zwecke der Kirchen: 
gemeinde wachjenden, beziehungsweife in der Zukunft einmaligen bedeutenderen Aufwand erwarten 
lafjen (wie 3. B., wenn größere Bauten in der Zukunft auszuführen find), wenn immer thunlic, 
auch vorzuforgen, daß Mittel zur Vermehrung des Grundjtodzvermögens, inZbejondere zur An— 
legung und Vermehrung von Baufonds verfügbar bleiben, 

Bejonders ift darauf zu halten, daß die Tilgung vorhandener Schulden eingeleitet und jeder 
Abmangel des Grundſtocks nach) und nach wieder gedeckt werde. 

Auch dafür, daß bei unvorhergefehenen Fällen, Verluſten und außerordentlihen Ausgaben 
die Dedungsmittel nicht fehlen, it thunlichht Fürſorge zu treffen. E 

8 63. SKapitalzinje, Mietzinfe und Pachtzinſe werden in dem wirklichen, beziehungsweise 
in dem neuejten Betrage in den Etat eingeftellt. —— 

Für Einnahme- und Ausgabeſätze, deren Beträge nicht im voraus befannt find, werden die 
Anſätze im vorangegangenen Etat und die durchjchnittlichen Ergebniffe der legten Nechnungen zum 
Anhalt genommen, 

Jede Abweichung von dem Anſatze bei der betreffenden Aubrif im legten Etat ift kurz zu 
begründen, wenn fie nicht ganz unbedeutend ift. 

Bei unftändigen Ctatsfägen joll die Einnahme nicht zu hoch und der Aufwand nicht zu 
nieder bemeſſen werden. 

Ss 64. Wenn in dem Gtat wegen der Knappheit des angewendeten Formulars eine Poſition 
nicht vollftändig eingefeßt und begründet werden kann, jo gefchieht dies in einer Beilage des Etats, 
Sm 5 ſelbſt wird in dieſem Falle unter Verweiſung auf dieſe Beilage nur die Summe 
eingeſetzt. 

Insbeſondere iſt es, wenn eine Verwaltung mehrere einzelne Zweige enthält, unter Um— 
ſtänden zweckmäßig, durch die mit der Verwaltung derſelben Betrauten hiefür beſondere Etats 
(Spezialetats) anfertigen zu laſſen, deren Ergebniſſe unter Verweiſung auf die Spezialetats 
ſummariſch in den Hauptetat übertragen werden. 

Ueber größeren außerordentlichen, oder nur nach längeren Zeiträumen wieder— 
fehrenden Aufwand für Anfchaffungen, größere Baureparaturen, Kulturen 2c, find, entiprechend 
dem Abſ. 2, bejondere Koftenvoranjchläge dem Etat als Beilagen anzujchließen, 

Die Koften für Neubau, Umbau ınd Erweiterung und ſonſt bedeutende Bauweſen 
($ 18 Abſ. 1) an firchlichen Gebäuden find in den ordentlichen Etat überhaupt nicht aufzunehmen, 
jondern es find darüber abgejonderte Verhandlungen zu führen, 


170] I. Vorſchr. f. d. Vermögensverw. ır, d. Rechnungsw. d. ev, Kirchengem. v. 14. San, 1890, 65 


8 65. Bei jeder neuen oder erhöhten periodifch wiederkehrenden Ausgabe, wie bei Neuein— 
führung und Erhöhung von Befoldungen ift das Datum des Beſchluſſes des Kirchengemeinderats 
und des Didzefanausfchuffes (RG, Art, 9 lit. a), wodurch dieſelbe bejchloffen, beziehungsweise 
genehmigt worden ift, fofern folcher Schon gefaßt tft, im Etat anzugeben, 

66, Der Gejamtbetrag der Ausgabenanjäge des Etats ſoll der Kegel nach die Geſamt— 
fumme der zu erwartenden laufenden Ginnahmen aus der laufenden Rechnungsperiode nicht 
überjteigen. 

Wenn jedoh größere Aufwendungen notwendig oder Dringend zu wünſchen und aus der 
legten Rechnungsperiode verfügbare Erübrigungen (vgl. $ 137) vorausfichtlih vorhanden find, können 
auch dieſe mit in VBerücfichtigung gezogen und kann ihnen entjprechend die Gejamtausgabe des 
Boranichlags höher bemefjen werden, Dabei iſt indefjen jorgfältig zu erwägen, ob nicht die Ver— 
wendung de3 Ueberſchuſſes für die in 8 62 bezeichneten bejonderen Zwecke vorzuziehen, beziehungs- 
weiſe geboten ift (vgl. auch 88 2, 7, 137). 

Reichen die ordentlichen Einkünfte und die voraussichtlich verfügbaren laufenden Ueberſchüſſe 
famt den vorhandenen verfügbaren Grübrigungen früherer Zeit zu den notwendigen, insbejondere 
zu außerordentlichen, nur nach längerer Zeit wiederfehrenden Ausgaben nicht Hin, jo muß fogleich 
die Aufbringung des Mangelnden durch Umlagen, durch außerordentliche Vorempfänge auf die Ein- 
fünfte folgender Sahre, durch Verwendung von Grundftodsmitteln oder Aufnahme von Schulden 
in Erwägung gezogen und das Erforderliche für die Beihlußfaffung des Kirchengemeinderats vor— 
bereitet werden, 

Die Beiziehung der außerordentlichen Dedungsmittel Abſ. 2 und 3 ift abgefondert (in einem 
Anhang des Etats) zu behandeln, 

8 67, Dem Etat iſt aus der le&tgeftellten Rechnung (vgl, 88 135—137) 

1, die Berechnung des Gejamtgeldvermögens, 

2, die Grundſtocksberechnung, 

3, die Berechnung des verfügbaren Verwaltungsvermögens 
und außerdem eine Berechnung der von der Leg ten Nechnungsperiode verfügbar gebliebenen Mittel 
welche mittel3 eines borläufigen Abjchluffes der Rechnung derfelben zu erheben find, beizufügen, 

$ 68, Der von dem Vorfigenden, beziehungsweiſe von einem Mitglied des Kirchengemeinde- 
rats mit Beihilfe des Kirchenpflegers, beziehungsweile dem Verwaltungsausfhuß gefertigte Etats— 
entwurf ($ 59) wird von dem Stirchengemeinderat beraten und feftgeftellt (St.G. Art, 59). 
Der Beihluß des Kirchengemeinderats umfaßt auch die Beihaffung der Mittel zur Dedung des 
Abmangels, ($ 66), insbejondere auch Die Erhebung einer etwa notwendigen Umlage nach) Betrag 
und Maßſtab (St.®, Art, 65—67), vgl. 8 78 ff. 


Genehmigung des Etat, 


8 69, Der Kirchengemeinderat legt Den von ihm bejchloffenen Etat nebit deſſen Beilagen 
(Spezialetat3, Berechnungen 2c, $ 64) durch Vermittlung des Defans dem Diözeſanaus— 
ſſch uß nah Art, 8 Ziff. 1 des 8.6, zur Brüfung und Genehmigung bor, 

Findet der Didzefanausfhuß den Etat zu beanftanden, jo giebt er denfelben durch den 
Dekan dem Sirchengemeinderat zur Bejeitigung der Anftände zurück. Der Didzefanausihuß kann 
denjelben auch, nachdem er über die von ihm nötig erachteten Abänderungen den Sirchengenteinde= 
rat gehört Hat, jelbit abändern, 

Findet er nichts mehr gegen den Etat zu erinnern, beziehungsmweife find die Anftände be= 
feitigt, jo übergiebt er denjelben durch Vermittlung des Defans an das ODberamt behufs et- 
waiger Erinnerung nach den in Art. 53 Abſ. 2 des St,G, angeführten Richtungen (St.G. Art, 59) 
und, wenn eine nicht der Höheren Genehmigung vorbehaltene Umlage bejchloffen worden ift, behufs 
der Genehmigung derjelben (St.G, Art. 69 Abi, 2). 

Hat auch das Oberamt den Etat mit der Beurkundung, daß es gegen denselben nichts zu 
erinnern gefunden, beziehungsweife daß e3 die Umlage genehmigt habe (Durch Vermittlung des 
Dekans) dem Didzefanausihuß zurücgegeben, jo fpricht diefer nun feine Genehmigung aus und 
ai a Ei RE jeinem Genehmigungsdekret verjehen, an den Kirchengemeinderat zurücgelangen 
vol. jedo A 

Lebterer, beziehungsweife wo ein Verwaltungsausihuß befteht, diefer, legt den genehmigten 
Stat während einer vorher durch Aushang an dem Gebäude, in welchem die Beratungen des 
Sirchengemeinderats ftattfinden, und in Orten, in welchen ein hiezu geeignetes Lokalblatt all 
wöchentlich erjcheint, auch in dieſem befannt zu machenden Frift von Einer Woche zur Einfichtnahme 
der Rirchengemeindegenofjen auf (St.G. Art, 59 Abi, 3 

Nach Umfluß der Frift beauftragt der Kirchengemeinderat, beziehungsweife der Verwaltungs- 
ausſchuß, den Sirchenpfleger mit der VBollziehung des Etats, 

870, Wenn dagegen (vgl. $ 69 Abſ. 3) das Oberamt gegen den Etat eine Erinnerung 
zu machen findet, beziehungsmeije die Genehmigung der Umlage ablehnt, der Diözeſanausſchuß aber, 
dem das Oberamt dies durch Vermittlung des Dekans zur Kenntnis bringt, der Anficht des Ober: 
amts nicht beitritt und hienach gemäß Art, 59 Abſ. 2 und Art. 69 Abi, 3 u. 5 des ©t.G, die 
Vorlage an die Sreisregierung zu erfolgen hat, jo tft zumächit Die Entſcheidung der leßteren 
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abzuwarten, und nachdem diefe durch das Oberamt dem Didzefanausihuß zugefommen ift, nad) 
$ 69 Abj, 4-6 meiter zu verfahren, 

$ 71. Enthält der Gtat Beſchlüſſe, welche nach Art. 11 Ab. 2 des 8.6, und nad) 
Art, 62, beziehungsweije Art. 69 des St,©, der Genehmigung des Evangelijhen Kon— 
fiftoriums ımd der Kreisregierung bedürfen, jo legt der Didzefanausihuß ihn, nachdem 
er den Etat nebft der Aeußerung des Oberamts bezüglich der von Diefem zu prüfenden Punkte 
von demfelben zurüicerhalten hat, mit Beilagen nebjt feiner gutächtlichen Aeußerung über die bes 
züglichen Beichlüffe (K.G. Art. 10 lit. a) durch Vermittlung des Dekans dem Evangeliſchen Kon— 
fiftortum vor, welches ſodann, wenn es nicht ſelbſt die bezüglichen Beſchlüſſe zu_beanftanden findet, 
den Gtat nebft den Beichlüffen des Kirchengemeinderats mit feiner eigenen Aeußerung hierüber der 
Kreisregierung behufs der Enticheidung nad) Art, 62 Abſ. 2 des St.G. mitteilt, 

Hat die Kreisregierung ihre erfolgte Genehmigung zu den bezüglichen Bejchlüfjen dem Evan— 
gelifchen Konftftorium mitgeteilt, jo fpricht nun auch diejes die Genehmigung aus und jest den 
Didzefanausfchuß und aud) das Oberamt von den erteilten Genehmigungen in Kenntnis, worauf 
der Diözefanausichuß nach $ 69 Abi, 4 weiter verfährt, 

Verweigert die Kreisregierung die Genehmigung, jo macht das Evangeliſche Konfiftorium 
hievon dem Defanatamt die entiprechende Eröffnung, welches jodann davon den Didzefanausichuß, 
das Oberamt und den Kirchengemeinderat in Kenntnis jeßt (vgl, Art, 89 des St. G.). 

8 72, Der Etat kann jedoch auch, bevor die Genehmigung des Evangeliſchen Konfiftoriums 
und der Kreisregierung über einzelne zu deren Zuftändigfeit gehörigen Punkte ($ 71) eingeholt ift, 
bezüglich der übrigen Poſten abgejchloffen und vollzogen werden, wenn der Didzefanausfhuß dies 
für angemefjen erachtet und auch) das Oberamt hiegegen feine Erinnerung macht, 


Bollziehbung des Etat: 


$ 73, Innerhalb der durch den genehmigten Etat bejtimmten Grenzen verfügt der Kirchen- 
gemeinderat, beziehungsweife, wo ein folcher befteht, der Verwaltungsausfchuß über die Einfünfte 
der Kirchenpflege. 

Der Etat enthält nur bezüglih der ftändigen Poften und auch bezüglich diefer nur 
unter dem Vorbehalte, daß bis zur Zeit der Verwendung feine Veränderung der Umftände eintritt, 
eine wirkliche Zahlungsbeitimmung Unftändige Einnahmen und Ausgaben, die bloß nad 
Wahrjcheinlichkeit im Etat berechnet find, werden nach ihren wirklichen Anfällen im Laufe der 
Etatsperiode von dem Kirchengemeinderat, beziehungsweife Verwaltungsausſchuß befonders defretiert, 

Der Kirchengemeinderat, beziehungsweife der Verwaltungsausſchuß ift befugt, alle Beträge 
einer Rubrik von einer ganzen Nechnungsperiode zufammenzuziehen und bei derjelben Aubrif 
die Minderverwendung von einem Sahr zu Mehrausgaben in den andern Sahren derjelben Nech- 
nungsperiode zu verwenden, Er darf nicht Ueberichüffe der einen Rubrik auf die andere übertragen, 

Zeigen fich während der Nechnungsperiode die beiwilligten Mittel bei der betreffenden Rubrik 
nicht als zureichend und laſſen fich die ungededten Ausgaben nicht verjchieben, oder ergiebt fich die 
Notwendigkeit, unvorhergejehene Ausgaben zu beftreiten, jo ijt zu dem Mehraufwand und der Be— 
Ihaffung der Mittel zu Dedung derjelben die Genehmigung in gleicher Weife, wie zu dem Vor— 
anichlag ſelbſt, zu erwirfen, 

$ 74, Die Einnahmes und Ausgabeanweifungen für den Rechner werden von dem Kirchen: 
gemeinderat, beziehungsweife wo ein Berwaltungsausihuß befteht, von diefem jchriftlich erteilt 
(St.G. Art. 60 Ziff. D. 

Bei tändigen Einnahmen und Ausgaben genügt die einmalige diefelben zufammen- 
fafjende Anweiſung unter Bezeichnung der Verfallzeit für die Erhebung oder Zahlung mit dem in 
8 73 Abſ. 2 erwähnten Vorbehalt für die ganze Etat3periode, 

8 75, Sede Anweifung muß von dem Borfigenden des SKirchengemeinderats, beziehungs— 
weiſe Verwaltungsausschuffes und einem weltlichen Mitglied desfelben (St.G. Art, 9 Ziff. 2 u. 
unterzeichnet fein, Diefelbe enthält Datum und Ort der Ausftellung, die zu erhebende Einnahme, 
beziehungsweife die zu leitende Ausgabe ihrem Gegenftand und beftimmten Betrag nach, letzteren 
bezüglich der Mark mit Worten ausgedrüct, und der Regel nach auch die Rechnungsrubrif, unter 
welcher der angegebene Betrag einnähmlich, beziehungsweife ausgäblich verrechnet werden joll, 

In der Anweiſung ift auch das Datum des ihr zu Grunde liegenden Beichluffes des Kirchen- 
gemeinderats, beziehungsweife Verwaltungsausichuffes, jowie, wenn die Genehmigung von Auf: 
fichtöbehörden notwendig war, auch diefe, je unter Angabe des Datums derjelben, anzugeben, 

Die Urkunden, auf welche jich die Anweiſung bezieht, find mit diefer dem Nechner 
als Belege zur Rechnung zu übergeben. Bon denſelben find, joweit nötig, Abichriften, Auszüge 
oder Vormerkungen zu den Akten zu bringen, 

77, Koftenberechnungen, deren Beurteilung bejondere Sachkenntnis vorausfegt, müfjen 
vor der Anweiſung der Prüfung und Beurkundung Sachverſtändiger unterftellt werden, Wo es 
zweckmäßig ericheint, kann auch ein Mitglied des Kirchengemeinderats oder ein Kirchenbeamter oder 
ebedienjteter mit der Prüfung von Koftenberechnungen beauftragt werden. 

Den Koftenrechnungen ſoll womöglich die Beurkundung über die Nichtigkeit der Lieferung 
oder Heritellung beigefügt werden, 
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Sm Falle einer Umlage 


$ 78, Ergiebt der Etat nebit dem etwaigen befondern Bauetat (8 64 letzter Abſ.) die 
Notwendigfeit einer Umlage auf die Kirchengemeindegenoffen (Art. 65 des St.G.) und hat die von 
dem Kirchengemeinderat (nach Art, 65—67 daſelbſt) bejchloffene Umlage die Genehmigung der Kirch- 
fihen und der ftaatlichen Auffichtsbehörde (Art, 11 des K,G, und Art, 69 des St.G.) — vgl. 
über deren Einholung $ 69—71 — erlangt, fo fertigt der Kirchengemeinderat, beziehungsmetfe 
Berwaltungsausihuß, nach Maßgabe des Art. 70 des St.G. die Umlageberechnung, welche auch 
die Angabe der Verhältniffe der einzelnen Umlagepflichtigen, welche ihrem Umlagebetreff zu Grunde 
gelegt find, zu enthalten hat, und legt diejelbe, nach der in Gemäßheit des Art, 70 Abi, 1 des 
St.G. durch Aushängen an dem Beratungslofal des Kirchengemeinderats und, wenn in dem be— 
treffenden Orte allwöchentlih ein geeignetes Lofalblatt erjcheint, in diefem erfolgten Befannt- 
machung, in dem Beratungslofal des Kirchengemeinderats oder in einem fonjt geeigneten, die ganze 
Zeit hindurch während der im Orte üblichen Gejchäftsftunden zugänglichen Lofal mindeftens eine 
Woche lang zur Einfichtnahme der Umlagepflichtigen auf, 

Die Einfichtnahme des einzelnen Umlagepflichtigen beichränft fih auf die Geſamtſumme der 
Umlagen, den Umlagebetrag des betreffenden Einzelnen und die der Umlageberechnung zu Grunde 
gelegten Vermögensverhältnifje desſelben. 

79, Einſprachen gegen den Anja oder die Höhe der Umlage, welche nicht bei den Ver— 
waltungsgerichten geltend gemacht werden (St.G, Art, 70 Abſ. 1 Sab 1), find bei dem Kirchen— 
gemeinderat jchriftlich einzureichen, 

Erfolgt binnen der Auflegungsfriit feine Einſprache bei-dem Sirchengemeinderat, fo fertigt 
er, beziehungsmweife der Verwaltungsausichuß, das Einzugsregifter ($ 81) und legt erfterer das— 
ſelbe nach Art, 70 Abi, 2 durch Vermittlung des Dekans dem Oberamt vor, 

Erachtet der Kirchengemeinderat die erhobene Einſprache für begründet, jo berichtigt er die 
Umlageberehnung und verführt, wenn die Berichtigung feine Erhöhung der Umlagebetreffe anderer 
Umflagepflihtiger zur Folge hat, wie im Falle von Abſ. 2. Erhöhen ſich dagegen infolge der Be- 
rihtigung die Umlagebetreffe anderer Umlagepflichtiger, jo ift die berichtigte Umlageberechnung ge= 
mäß den Vorfchriften in 8 78 nach bejonderer Eröffnung an die Betreffenden oder nach Wieder: 
holung der Bekanntmachung nochmals aufzulegen und es läuft für diejelben von der Eröffnung, 
beziehungsweife Bekanntmachung an die Einſprachefriſt von neuem, 

Hat der Kirchengemeinderat die Einſprache abgewiefen, jo jteht dem Abgewieſenen binnen 
der in Art, 70 Abſ. 1 Sab 2 bezeichneten Ausfchlußfrift eine Bejchwerde an das Oberamt zu, 
welche bei dem Sirchengemeinderat fchriftlich einzureichen ift, 

Kommt binnen der Ausſchlußfriſt eine jolche Beſchwerde (Abſ. 4) nicht ein, fo wird, mie im 
Falle von Abſ. 2 weiter verfahren, 

Iſt eine Beſchwerde rechtzeitig eingefommen, jo legt, der Sirchengemeinderat diefelbe dem 
Oberamt vor und erwartet zunächft deſſen Enticheidung hierüber, fertigt jodann in Gemäßheit der— 
felben, nachdem er im Falle einer Menderung der Umtlageberechnung den Beteiligten davon 
Kenntnis gegeben hat und fein Anftand mehr beiteht, das Einzugsregijter und legt e8 dem Ober: 
amt bor, 

Im Falle einer gegen die oberamtliche Entſcheidung über eine Bejchwerde erhobenen An— 
rufung des Verwaltungsgerichtshofs (Art. 70 Abſ. 1 Sat 2) ift das Oberamt von dem Didzejan- 
ausſchuß um eine Entjcheidung darüber anzugehen, ob der Einzug der Umlage nur bezüglich des 
Anrufenden oder auch bezüglich der übrigen Umlagepflichtigen zu ſiſtieren jei, bi3 die Entjcheidung 
des Verwaltungsgerichtähofes erfolgt ift. ; 

8 80, Durch die Erhebung der Klage bei dem Verwaltungsgericht, welche an feine Friſt 
gebunden ift (Art. 70 Abſ. 1 Sat 1 des St.G.) ſeitens Umlagepflichtiger wird in der Negel das 
Umlageverfahren im ganzen nicht gehemmt, Das Einzugsregijter wird gleichwohl geichlofjen, nach 
Art, 70 Abſ. 3 die Genehmigung der Umlage von dem Dberamt darauf betätigt und der Einzug 
der Umlage vollzogen. Nur hat der Kirchengemeinderat demjenigen gegenüber, welcher Stlage bei 
- dem Berwaltungsgericht erhoben hat, wenn er fich über die Erhebung derjelben bei dem Sirchen- 
gemeinderat ausweilt, den Vollzug einzuitellen. 

, Das Umlageeinzugsregifter enthält im Eingang: den Gejamtuntlages 
betrag, die Bezeichnung des Umlagefußes (Art, 67 des St.G.) unter Angabe des Datums der Um: 
lagebefhlüfje (Art. 65—67), das Datum der Genehmigung der ftaatlichen und Firchlichen Auf: 
ſichtsbehörden (Art. 69 des St,G, und Art. 11 des KG.), die Beurkundung des Kirchengemeinde- 
rats beziehungsweife Verwaltungsausfchuffes über die Bekanntmachung von Ort und Dauer der 
Auflegung der Berechnung der einzelnen Umlagen und der damit verbundenen Ausſchlußandrohung, 
die Kalendertage, an welchen die Auflegung ftattfand, (St.G. Art, 70) und die Zeit der Fälligkeit 
der Umlage. 

“ Sodann find in demfelden die einzelnen Umlagepflihtigen in alphabetifcher 
. Reihenfolge je unter Beifegung ihres Umlagebetreff3 aufzuführen. Am Schluffe find die Einzel 
umlagebetreffe zu ſummieren. - A Au 
Nachdem da3 Oberamt auf dem Cinzugsregifter urkundlich beftätigt hat, daß Die 
Umlage genehmigt jei (St.G. Art. 70 Abſ. 3), übergiebt der SKirchengemeinderat dasſelbe dem 
. Kirchenpfleger mit dem Auftrage, diefelbe nun zum Einzug zu bringen, 
. J 5 * 


68 Württemberg. [1173 


$ 83, Der Kirchenpfleger fertigt die Umlagezettel und ftellt fie den einzelnen Umlagepflich— 
tigen zu, trägt die erfolgte Bezahlung in das Einzugsregiſter unter Angabe des Datums und des 
bezahlten Betrags ein, beicheinigt den Empfang auf dem Umlagezettel und überträgt die Beträge 
in da3 Tagbuch (vgl. $ 108), —J J 

8 84, Wenn ſich die kirchliche und die bürgerliche Verwaltungsbehörde in einer Gemeinde 
(Kirhhengemeinderat und Gemeinderat) darüber einigen, daß die Firchlichen Umlagen zugleich mit 
den Steuern für die bürgerliche Gemeinde von dem Gemeindepfleger erhoben werden jollen (St.G, 


Art, 71), jo übergiebt der Kirchenpfleger dem Gemeindepfleger unter Bezugnahme auf diefe Ver- 


einbarung eine von dem Borftand des Stirchengemeinderats und einem Mitglied desjelben beglau— 
bigte Abfchrift des Umlageeinzugsregiſters mit dem Erjuchen, die Umlagen mit den Gemeindeftenern 
zum Einzug zu bringen, die erfolgten Zahlungen unter Angabe de3 Betrags und Datums in der 


erwähnten Abjchrift des Einzugsregifters einzutragen, die Befcheinigungen für die Zahlungen aus: 


zuftellen und die Beträge nach Vollendung des Einzugsgefchäfts unter Anſchluß der Abjchrift des 
Einzugsregifters, oder wenn das Ginzugsgefchäft durch längere Zeit fi Hinzieht, in angemefjenen 
Zwiſchenraäumen nebit je einer Zujfammenftellung der eingegangenen Beträge unter Angabe jedes 
einzelnen Umlagepflichtigen und des Datums der Zahlung und bei der legten Zahlung auch die 


Einzugsregifterabichrift mit den jämtlichen Zahlıngseinträgen dem SKirchenpfleger gegen Bejchei- - 


nigung zu übergeben, Die von dem Gemeindepfleger zurücgegebene Einzugsregifterabichrift und 
die Zahlungszufammenftellungen des Gemeindepfleger8 werden von dem Kirchenpfleger und dem 
Gemeindepfleger gemeinfam abgejchloffen und unterzeichnet und ſodann von erjterem mit dem Ein- 
zugsregiſter jelbjt aufbewahrt, Die eingezogenen Beträge werden von dem Sicchenpfleger mit der 
Ablieferung an ihn in fein Tagbuch übertragen (8 108), 


V. Das Betriebsfapital, 


8 85, Das Betrieb3fapital wird, dem Bedarfe entiprehend, von dem Sirchengemeinderat | 


feftgefeßt und unterliegt der Genehmigung des Didzefanausjchuffes welcher zunächſt hierüber fich 
nad) Art, 59 Abſ. 1 Sab 1 (vgl, mit Abſ. 2) des St.G. mit dem Oberamt ins Benehmen zu 
feßen hat, 
Zweiter Abſchnitt. — Die Kafjen- und Nechnungsführung. 
J. Allgemeine Beftimmungen, 


Nehnungsjahr und Rechnungsperiode. 


$ 86, Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und endigt mit dem 31, März fol- | 


genden Jahrs. 
857, Die Nechnungsperiode umfaßt bei Kirchenpflegen, welche eine laufende jährliche 
etatsmäßige Einnahme von 2000 M, und darüber haben, Ein NRechnungsjahr, 
bei Kirchenpflegen mit 1000, aber weniger al3 2000 M. jährlicher Einnahme zwei, 
bei Kirchenpflegen mit einer Einnahme von weniger al3 1000 M. drei Nechnungsjahre, 


Gegenftand der Rednungsführung. 


5 88, Gegenftand der Nehnungsführung find die Einnahmen und Ausgaben der Kirchen- 
pflege an Geld und Naturalien. 

Die Einnahmen und Ausgaben an Geld werden nad Mark und Pfennigen ausgedrückt. 
Bruchteile von Pfennigen werden zu einem vollen Pfennig berechnet, wenn fie einen halben Pfennig 
oder mehr betragen, Bruchteile eines Pfennig unter diefem Betrage werden nicht gerechnet, 

Bei Einnahmen und Ausgaben, welche in Terminen vollzogen werden, findet die Aus— 
gleihung der Bruchteile auf den legten Termin ftatt, 

; — und Ausgaben in Naturalien ſind nach der Reichs-Maß- und Gewichtsordnung 
zu bezeichnen, 


Berehnungvbon Teilbeträgenund Aufrehnungpon Zahlungen, 


8 89 Dei Berechnung von Teilbeträgen aus jährlichen Cinnahmen und Ausgaben wird 
das Jahr zu 365 Tagen angenommen. Ausnahmsweile kann auch das Jahr zu 360 Tagen und 
der Monat zu 30 Tagen zu Grunde gelegt werden, 


90. Wenn ein Schuldner mehrere Poften ſchuldet und bei der Zahlung nicht erklärt, ' 


8 
welche Schuld durch dieſelbe getilgt werden ſoll, jo iſt die Zahlung zunächſt auf die verfallenen 
unverficherten Forderungen und unter dieſen auf die älteren aufzurechnen, 
ehe — gleichen Verhältniſſen find unverzinsliche Forderungen vor den verzinslichen zu be— 
ichtigen, 


bewilligen, 


Solange Zinfen rücftändig find, darf der Nechner die Zahlung auf die Hauptſchuld nicht 


D 


oder fonftigen Verhinderung des Rechners, unbeichadet der Haftbarkeit dieſes für die Geſchä 


174) I, Vorſchr. f. d. Vermögensveriv, u. d. Rechnungsw. d, edv, Kirchengem. v. 14, San, 1890, 69 


II. Die Kaffenführung. 


Sührungeinerbefonderen Kaſſe. 


8 91, Der Rechner hat für die Gelder der ihm von der Kirchengemeinde übertragenen 
Verwaltung eine befondere Kaffe zu führen, Er darf diefelben unter feinen Umftänden, auch nicht 
vorübergehend, für eigene Zwecke verwenden und ohne bejontdere fchriftliche Ermächtigung des 
Kicchengemeinderats, beziehungsweife des Verwaltungsausfchuffes, der Kaffe auch feine Borichüffe 
leiſten. Wo zu leßterem die Ermächtigung erteilt wird, ift die bezügliche Verfügung des Kirchen— 
Be beziehungsweife VBerwaltungsausschuffes, als Einnahmeanmweifung und der geleijtete 

orihuß als Einnahme zu buchen. 

8 2, Menn die von der Kirchengemeinde dem Rechner übertragene Verwaltung mehrere 
Fonds umfaßt, jo können die Gelder derjelben in einer gemeinfamen Kaffe verwahrt werden, jo- 
fern nicht der Didzefanausihuß ein anderes anordnet, 


Vollzug der Einnahmen und Ausgaben 


8 98. Der Rechner (Kirchenpfleger, beziehungsweiſe Teilrechner) fol feine Einnahmen und 
Ausgaben vollziehen, ohne dazu durch eine vorjchriftsmäßige fchriftlihe Anmweifung des Kirchen- 
gemeinderats, beziehungsweife des VBerwaltungsausfchuffes, (SS 74 und 75) ermächtigt zu fein, 

Er hat diefelbe nötigenfalls felbft zu erwirfen und, wenn die Anweifung den Vorſchriften 
des 8 75 nicht entipricht, die Verbefjerung zu veranlafjen, 

Ale Einnahmen und Ausgaben foll der Nechner felbft vollziehen (vgl, jedoch $ 84 u, 8 97), 


Betreibung und Sibherung der ANusftände und KRüdftände, 


8 94. Nach Zuftellung der Anweiſungen, beziehungsweije nach Eintritt der Verfallzeit der 
Forderungen hat der Nechner alsbald für die Betreibung und etwa nötige Sicherftellung der letz— 
teren Sorge zu tragen, 

- Sn gleicher Weife hat er auch vorhandene Rückſtände zu betreiben, gleichviel, ob fie unter 
feiner Dienjtführung oder der eines früheren Rechners entjtanden find, Er Hat hierüber dem 
Kirchengemeinderat, beziehungsweiſe Verwaltungsausfchuß, in den von diefem feitzufeßenden Friften 
regelmäßige Nachweilungen vorzulegen, 

Sit eine Forderung 3 Meonate nach dem Verfalltag noch im Ausftand, fo hat der Rechner 
hievon dem Kirchengemeinderat Anzeige zu machen und deffen Weifung einzuholen, 

Wenn Ausftände vor der Nechnungsitellung nicht bereinigt find, fo hat er ftets eine jchrift- 
liche Anerkennung des Schuldners zu den Rechnungsakten zu bringen, auch zu der Nechnung ein 
Verzeichnis der ſämtlichen Ausſtände anzufertigen und zu unterzeichnen, 


Nachweiſung des Bollzug3 der Einnahmen und Ausgaben, 


$ 95, Ueber jede vollzogene Ausgabe hat der Nechner einen urkundlichen Nachweis zu 
der Rechnung zu bringen (vgl. auch 8 96). 

Ueber jede Zahlung hat der Nechner fich eine Empfangsbeſcheinigung ausftellen zu laſſen, 
in welcher der Name des Zahlenden und des Zahlungsempfängers, der bezahlte Betrag. (Diejer 
wenigitens bezüglich der Mark in Worten ausgedrüct), Gegenftand, ſowie Ort und Zeit der Zah: 
lung angeführt fein ſollen. Bei Zielerzahlungen fol aus der Empfangsbeicheinigung auch zu er— 
jehen jein, für welche Zeit die Zahlung geleiitet worden ift, 

Die Empfangsbeicheinigungen jollen vom Empfänger felbft unterfchrieben fein, 

An Dritte darf, wenn die Berechtigung des Dritten zur Vertretung des Bezugsberechtigten 
nicht als notoriſch zu betrachten ift, nur dann Zahlung geleiftet werden, wenn von demfelben eine 


—— Empfangsvollmacht des Berechtigten vorgelegt wird, 


Auch bei den Einnahmen follen, joweit Urkunden, aus welchen fich der Betrag 
der Zahlungsleiftung ergiebt (Gegenscheine, Poſtcoupons, Begleitadrefjen 2c.), vorhanden find, diefe 
al3 Belege zu der Rechnung gebracht werden, 

Bei Kapitalhbeimzahlungen an die Kirchenpflege ift eine jchriftliche Bejcheinigung 
des Schuldners über den Tag der gejchehenen Kündigung, jowie den Betrag der mit dem Kapital 
bezahlten Zinfe der Nechnung beizulegen. 


Stellvertretungbezüglidder Kajjenführung. 


S 97, Zur Uebertragung der Kaffenführung an Stellvertreter im Fall der —— 

ts⸗ 

führung des Stellvertreters, iſt die ſchriftliche Genehmigung des Kirchengemeinderats, beziehungs— 
weiſe Verwaltungsausſchuſſes, erforderlich. 

Mit der Uebertragung der Kaſſenführung tft immer auch die Führung des Tagbuchs ver— 


‚ bunden, 
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Die Rafjenftürze Negelmäßige Stürze, 


8 98. Unmittelbar nach Ablauf der Nechnungsperiode iſt, durch den Kirchengemeinderat 
oder zwei von demjelben beauftragte Mitglieder diejes Kollegium in Verbindung mit einer Nach— 
rechnung des Tagbuchs ein Sturz der Kaffe, der Urkunden und Wertpapiere unter Vergleihung 
mit dem Verzeichnis 8 58 Abſ. 3 vorzunehmen, \ ! 

Mit demſelben ift der Sturz der vorhandenen Naturalvorräte, ſowie der Fahrnisgegenſtände 
zu verbinden (val, 88 128, 151), J 

Zu dem Geſchäfte find der Kirchenpfleger und die mit der Verwahrung der Fahrnisgegen— 
ftände oder Naturalvorräte betrauten jonftigen Beamten oder Bedienfteten ſtets in Perſon bei- 
uziehen, 

— Außerdem kann von dem Kirchengemeinderat die Zuziehung Sachverſtändiger angeordnet werden, 

8 99, Ueber die Ergebniſſe des Kaſſen- und Naturalienſturzes iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
welches von den Vifitierenden und allen VBeigezogenen zu unterzeichnen und jodann der Rechnung 
anzuschließen if. Das Ergebnis des Fahrnisfturzes wird im Fahrnisperzeichnis jelbit 
(8 131) beurkundet. 4 

Auf Grund des Sturzes der Wertpapiere nach $ 98 Abſ. 1 und 8 149 Abi, 3 it, wenn 
fi fein Anftand ergeben hat, zur Nehnung (Anhang: „Darftellung des Kapitalien- und 
Schuldenftandes” I) zu beurfunden, daß über alle nach diefer ausftehenden Forderungen die Schuld- 
urfunden (auch die Talons und Coupons), entiprechend dem Verzeichnis $ 58 Abi. 3 vorhanden 
und in vorichriftsmäßiger Verwahrung jeien, 


Außerordentlide Stürze 


8 100, Der Kirchengemeinderat ift jederzeit befugt, auch außerordentliche Kaſſen- und Na: 
turalien= und Fahrnisftürze vorzunehmen, beziehungsweiſe vornehmen zu laſſen. 

Ein außerordentlicher Kafjenfturz joll wenigftens einmal im Jahre vorgenommen werden, 

Auch die Firchlichen Auffichtsbehörden find jederzeit befugt, Kaſſen- und Naturalien= und 
Fahrnisftürze vornehmen zu laffen. Zu denfelben ift ftets der Vorfigende des Kirchengemeinde= 
rats, beziehungsweiſe dejjen Stellvertreter, wenn ein ſolcher zur Stelle ift, beizuziehen, 

Snöbefondere find außerordentliche Kaſſen- und Naturalien- und Fahrnisftürze von den 
Auffichtsbehörden von Amts wegen vorzunehmen oder zu veranlaffen, wenn Unordnungen in der 
Gejhäftsführung des Kirchenpflegers beziehungsmweife Teilrechnerd zu ihrer Kenntnis kommen und 
derjelbe einer Untreue verdächtigt wird, 

8 101. Außerordentliche Kaffenvifitationen müffen unpermutet erfolgen. 

Nimmt fie nicht der Vorfigende des Kirchengemeinderats oder der Dekan oder Oberamt- 
a vor, jo hat fich der Bifitierende dem Nechner gegenüber über den erteilten Auftrag zu legi— 
imieren, 

Dem Rechner werden die Kaſſenſchlüſſel, beziehungsweije die Kaſſen ſelbſt, ſowie ſämtliche 
Kechnungsbücher abgefordert, Sodann iſt er zu befragen, ob er ſonſt feine in die Kaffe gehörigen 
Gelder befite und ob fich in der Kaffe feine anderen als dahin gehörige Gelder befinden, ob alle 
Einnahmen und Ausgaben gehörig eingetragen, ob feine noch unbezahlten Quittungen vorhanden 
jeien, ob und welche andere öffentlichen Kaſſen er noch verwalte, Die hierauf erfolgten Aeuße— 
rungen des Rechners werden zu Protokoll genommen und von ihm unterzeichnet, 

Hierauf wird zum Kaſſenſturz geichritten, Die Gelder werden in. Anweſenheit des Rechners 
gezählt, die von ihm jelbft verfiegelten Nollen geöffnet, Der Erfund wird unter genauer Angabe 
der Geldiorten ins Protokoll eingetragen und diefer Eintrag vom Rechner unterichrieben, 

Sodann find die Nechnungsbücher und Akten zu durchgehen, wobei zu erheben ift, ob alle 
wahriheinlich angefallenen Einnahmen eingetragen und für alle eingetragenen Ausgaben die Be— 
—— ſind; auch die Kapitalurkunden ſind mit den Einträgen in der Rechnung zu ver— 
gleichen. 

Hierauf wird die Berechnung der Einnahmen und Ausgaben bis zum Tage des Kaſſen— 
ſturzes mittels Berechnung des Tagbuchs und einer Nachrechnung vorgenommen und ſodann unter— 
ſucht, wie das Tagbuch, beziehungsweiſe die Nachrechnung, mit dem Kaſſenvorrat übereinſtimmt. 

Die Unterſuchung wird auch auf die Nebenkaſſe des Rechners, mit Ausnahme von Privat-— 
vermögensperwaltungen, ausgedehnt. 

Ergeben fih Anftände, jo können auch die Gläubiger, beziehungsmweife die Schuldner, vor— 
gerufen und zur Abgabe von Erklärungen, beziehungsweile Vorlegung von Urkunden, über die von 
ihnen, beziehungsweije an fie, bezahlten Beträge aufgefordert werden, 


III. Die Buchführung. 
Verjhiedene Artender Budhführung. 
s 102, Behufs der Nechnungsablage find alle vorkommenden Einnahmen und Ausgaben 
in doppelter Weife aufzuzeichnen: 


1. nach der Zeitrehnung im Tagbud (8$ 108 ff.), 
2, nach der Rubrifenordnung inder Rechnung, dem Hauptbuche (8$ 113 ff.), 





| 
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1. Das Tagbuch. 
Die Führung des Tagbuchs. 


$ 108, Das Tagbuch (8 102 Ziff. I) ift vom ‚Rechner eigenhändig zu führen (vgl. je— 

doch 8 97), 

iſt, mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehen, dem Rechner von dem Kirchenge— 
meinderat, beziehungsweiſe dem Verwaltungsausſchuß, vor Beginn der Rechnungsperiode zu 
übergeben. 

Die Ueberſchrift des Tagbuchs bezeichnet den Namen des Fonds, des Rechners und die 
Rechnungsperiode. —— 

8.104, Das Tagbuch iſt tabellariſch einzurichten, Jede Seite iſt in folgende 5 Rubriken 
abgeteilt: 

1. Seite der Rechnung, auf welcher fich der betreffende Poſten des Tagbuchs verrechnet findet, 

2, Monat und Tag der Zahlung, 

3, Gegenitand der Zahlung und Name und Wohnort des Gebers, beziehungsmweije Em— 
pfängers, 

4, Ginnahmebetrag, 

5, Ausgabebetrag. 

$ 105, Das Tagbuch bildet den Nachweis der ſämtlichen vollzogenen Ginnahmen und 
en und des jeweils vorhandenen Kaffenbeftands und die Grundlage der Einträge im die 

echnung. 

Es darf deshalb kein Geld in die Kaſſe gebracht, oder aus der Kaſſe entnommen werden, 
deſſen Betrag nicht zuv or im Tagbuch in Einnahme (Spalte 4 beziehungsweiſe Ausgabe 
(Spalte 5) eingetragen ift, 

Außer diefen baren Einnahmen und Ausgaben ift aber auch die Tilgung von Forderungen 
duch Gegenforderungen, duch Begründung neuer Forderungen an Stelle 
der bisherigen, durh VBerluft (Mbgang) und Nachlaß, und zwar gleihzeitig in Ein: 
nahme und Ausgabe, im Tagbuc einzutragen, 

Wenn eine Forderung mit einer Gegenforderung beglichen wird, fo wird der Be— 
trag der erjteren in der Einnahme, wie eine Zahlung an die Kirchenpflege, und gleichzeitig die 
Gegenforderung in der Ausgabe, wie eine Zahlung der Sirchenpflege, eingefeßt (vgl. S 124), 
Wenn die Zahlung teilweife bar und teilweife duch Abrehnung auf eine Gegenforderung 
geleiftet wurrde, jo iſt je der bar bezahlte und der durch Abrechnung geleiftete Betrag in Spalte 4 
beziehungsweife 5 beſonders einzujeken. 

Ebenjo wird, wenn ein Forderungsverhältnis ohne Aenderung in der Perſon des 
Gläubiger oder Schuldners abgeändert, 3. B, ein unverzinslicher Ausftand in ein verzinsliches 
Kapital umgewandelt wird, im Tagbuch der Ausftand als durch Zahlung getilgt und die Grün— 
dung des andern Forderungsverhältnifies wie eine Neuanlage behandelt und demgemäß der ent— 
Iprechende Eintrag in Einnahme und Ausgabe gemacht (vgl, S 125 Ziff. 5). 

Entiprechend find verlorene, nachgelaſſene, in Abgang defretierte Forderungen 
in dad Tagbuch in Spalte 4 und 5 gleichzeitig jo einzutragen, als wäre der Betrag eingegangen 
und wieder verausgabt worden, 

Sedoch ift in den Fällen von Abi, 4—6 in Spalte 3 (bei Einnahme und Ausgabe) zu be= 
merfen, daß die Forderung durch Abrechnung, duch Begründung einer andern Forderung, durch 
Verluft, durch Nachlaß getilgt worden fei (vgl. $ 125 Ziff. 1). 

Sn das Tagbuch find auch Einnahmen und Ausgaben, welche fremde Gelder ($ 118 
Ab. 4) betreffen, einzutragen, 

....$ 106, Die Einträge find lückenlos und ftreng nach der Zeitfolge des Empfangs beziehungs- 
weije der Zahlung zu machen, bei Empfängen noch vor Ausftellung der Empfangsbeicheinigung, 
bei Zahlungen vor Aushändigung des Geldes (vgl. 8 105 Abi, 2. Sie follen jo kurz gefakt 
werden, als es ohne Nachteil für die Deutlichkeit geſchehen kann, 

Jede Seite ift, jobald fie ausgefüllt ift, je bei der Ginnahme und bei der ‚Ausgabe, abzu— 
—25 und je die Summe auf die nächſte Seite oben in die betreffende Spalte 4 und 5 zu 
übertragen. 

$ 107, Boraudbezahlungen auf eine erft in der folgenden Nechnungsperiode ver— 
fallende Forderung werden in dad Tagbuch eingetragen, jedoch mit Abjchluß des Tagbuchs in das 
Tagbuch der Rechnungsperiode, in welcher fie verfallen, übertragen. 

Zahlungen, welche Schon in der abgelaufenen Rehnungsperiode verfallen 
find, aber noch vor erfolgtem Rechnungsabſchluß vollzogen wurden, find nicht in das neue Tags 
buch, ſondern in das Tagbuch der abgelaufenen Nechnungsperiode einzutragen (vgl, $ 133 Abi, 2). 
.. 108, Die eingegangenen Umlagebeträge und Opfergelder find je an dem Tage des Ein- 
gangs derjelben bei dem Nechner in Einer Summe unter Bezugnahme auf das Ginzugsregifter 
(S$ 81—84) beziehungsweife die Urkunde über die Zählung des Opfers ins Tagbuc einzutragen, 

09, Die Zahlen der im Tagbuch eingetragenen Einnahmen und Ausgaben (Ziff. 4 
und 5 des 8 104) dürfen nicht geändert oder geftrichen werden, 

Wenn eine Berichtigung notivendig ift, fo wird der Fehler, wenn die Seite, auf welcher 
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derjelbe ich findet, noch nicht abgefchloffen ift, auf derjelben nach dem lebterfolgten Eintrag unter 
dem Datum der Berichtigung in Spalte 3 bemerkt, und jodann das Zuviels beziehungsweije Zus 
mwenigeingetragene unten Spalte 4 beziehungsweife 5 von der Summe der Seite wieder in Abzug 
gebracht, beziehungsmweife dazu gerechnet, Wenn aber Ddiefe Seite jchon abgeſchloſſen war, jo wird 
der Fehler unten auf derjelben, unter der Summierung, kurz bemerkt und ſodann auf der legten, 
och nicht jummierten, Seite die VBerbefferung in der bezeichneten Weife vorgenommen, 

Berichtigungen in der Bezeichnung der Zahlenden, der Zahlungsenpfänger oder des Gegen- 
ftands der Zahlung oder des Datums oder des Belegs ($ 104 Ziff. 1, 2, 3) find jo vorzunehmen, 
daß das Durchſtrichene deutlich lesbar bleibt, Auch ift in Spalte 3 die Urſache des irrigen Ein— 
trag und das Datum der Berichtigung anzugeben. 

Der Nechner hat das Tagbuch am Ende jeden Monats (vgl, $ 133 Abſ. 1) abzufchließen, 
zu prüfen, ob die Empfänge richtig unter der Nubrit „Ginnahmebetrag”, die Zahlungen unter der 
Nubrit „Ausgabebetrag” eingetragen worden find, fodann die Kaffe zu ſtürzen, das Crgebnis des 
Abſchluſſes mit dem SKaffenvorrat zu vergleichen und den wirklichen Erfund, ohne jede vorherige 
Veränderung des Kaffenjtands durch Geldeinlage oder Herausnahme, im Tagbuch in Spalte 3 
anzugeben und eigenhändig zu beurfunden und jodann unverweilt dad Ergebnis des Abjchluffes 
und des Kaffenfturzes dem Sirchengemeinderat, beziehungsweife Verwaltungsausſchuß, mitzuteilen. 

. Sn jedem Halbjahre einmal (vgl. jedoch $ 98) hat der Sirchengenteinderat 
durch eines feiner Mitglieder eine Nahrehnung des Tagbuchs vornehmen und die Kaffe 
ftürzen zu laffen, Den Erfund hat dasſelbe im Tagbuch zu beurfunden und dem Kirchengemeinde- 
vat anzuzeigen, 

$ 112, Erweiſt fi bei dem monatlichen ($ 110) oder bei dem halbjährlichen ($ 111) 
Kaſſenſturz der Barborrat und der Abichluß des Tagbuchs nicht als übereinstimmend, jo ift im 
Falle des $ 110 vom Rechner, im Falle des $ 111 von dem den Kaffenfturz vornehmenden Kirchen- 
gemeinderatsmitglied eine Beurkundung hierüber in das Tagbuch aufzunehmen, 

Klärt ſich in der Folge der Kafjenabmangel nicht auf, jo Hat der Rechner vor dem Nech- 
nungsabſchluß den in der Safe mangelnden Betrag zuzulegen, 

Ergiebt der Sturz der Kaffe dagegen einen Kaffenüberihuß (Guthaben des Rechner), | 
darf denjelben der Rechner nicht aus der Kaffe wegnehmen; vielmehr ift von dem Vorhandenfein 
des Kafjenüberjchuffes dem Kirchengemeinderat alsbald Anzeige zu erftatten, welcher darüber be= 
ſchließt, ob derjelbe al3 Einnahme in das Tagbuch einzutragen oder vorläufig in bejonderer Ver: 
wahrung zu behalten ſei. 

‚.. Der Ueberfhuß wird jo lange als zur Kaffe gehörig betrachtet, bis der Rechner beziehungs— 
mweije ein Dritter den Nachweis geführt hat, daß der Betrag dem Rechner beziehungsweile dem 
Dritten gebühre, — Ueber die Rückerſtattung desjelben hat der Kirchengemeinderat Beihluß zu fafjen. 

Durch die vorjtehenden Vorſchriften bleiben ftrafrechtliche und disziplinäre Beftimmungen im 
Falle einer Ordnungswidrigkeit in der Kafjen- und Nechnungsführung unberührt, 


2. Die Rechnung. 
(Hauptrechnung, Hauptbuch vgl, $ 102, Ziff. 2.) 
Zweckder Rechnung. 


$ 113, Der Zweck der Rechnung tft, die Ergebniſſe der Verwaltung im Laufe der Rech— 
nungsperiode in ihren einzelnen Zweigen vollitändig und genau urkundlich darzuftellen, eine ge— 
naue Meberficht über den Vermögensſtand zu gewähren und die gejeß- und vorjchriftsmäßige Ver: 
waltung darzuthun, 


Zeitder Anlegung und äußere Formder Rechnung. 


$ 114, Die Rechnung ift jo zeitig anzulegen, daß die Ueberträge in diefelhe aus dem Tag: 
buch jogleich mit Beginn der Rechnungsperiode ihren Anfang nehmen fönnen. 
Zur Rechnung ift gutes Papier zu verwenden, 
h Na it, bevor Einträge gemacht werden, einzubinden und mit fortlaufenden Seitenzahlen 
zu verjehen. 
Müffen in der Folge wegen Naunmangels Blätter eingefügt werden, fo erhält die un- 
mittelbar vorangehende Seite zu ihrer Seitenzahl den Buchſtaben a, und die eingefügten erhalten 
diejelbe Seitenzahl mit Beifegung der Buchſtaben b, e ac, 


Veberfhriftund Borbemerfungen, 


s 115, Die Ueberſchrift (auf der erften Seite der Rechnung) bezeichnet: die Didzefe 
und das Oberamt, welchen die Kirchengemeinde angehört, die VE bei Sie 
gemeinden aud) die Muttergemeinde, den Gemeindebezirk beziehungsweije die Gemeindebezirke, inner- 
halb welcher das Kirchipiel gelegen ift, die Nechnungsperiode, den Namen des Nechnerd und die 
Beilagen der Rechnung: Tagbuch, Etat, Walduugungsplan, Liegenichaftsbeichreibung, Fahrnis- 
verzeichnis, Verzeichnis der Stiftungen, Zeilrechnungen, NRevifionsprotofoll, Rezeßbuch zc, 

ie Borbemerfungen enthalten im Gingang in gedrängter Darftellung und unter 





te en ie 


178] I. Vorſchr. f. d. Vermögensperw, u. d, Rechnungsw. d. ev. Kirchengemv. 14, San, 1890, 73 


furzer Hinweifung auf etwa vorhandene Stiftungsurfunden, beziehungsweife das Grgebnis der 
Ausſcheidung des Kirchenvermögens, das Nötige über Entftehung und Zwed des Fonds, 
Sie bezeichnen ferner den Borjigenden unddie Mitglieder des Kirhengemeinde- 
rat und des Berwaltungsausjihuffes nah Namen und Stand und, mern fie nicht 
am Site des Kirchengemeinderats ihren Wohnfib beziehungsweife Aufenthalt haben, ihren Wohn- 
fig beziehungsweife Aufenthalt und den Zeitpunkt ihres Eintritts in den Sirchengemeinderat bes 
ziehungsweile Verwaltungsausſchuß, Namen, Stand, Tag der Wahl und Verpflichtung des 
Kirhenpflegers, jowie die Zeit, auf welche er gewählt ift, die Kautionsbeftellung 
deöjelben unter Angabe der Befchlüffe beziehungsweife Genehmigungen, auf welche fich die Kautions— 
beitellung beziehungsweife, wenn dem Sirchenpfleger die Kautionsleiſtung nachgelaffen worden tft, 
die Nachlaffung der Kautionsleiftung gründet, Ferner ift hier anzugeben, ob der SKirchenpfleger 
noch eine weitere Verwaltung führt, und endlich die Höhe der ihm ausgefegten Belohnung 
unter Anführung der hierauf bezüglihen Beichlüffe, Sind Teilrehner beitellt, jo find die 
entjprechenden Notizen im gleicher Weije bezüglich ihrer in den Vorbemerkungen zu geben, Sodann 
ift unter Anführung der bezüglichen Beichlüffe Die Höhe des Betriebskapitals zu bezeichnen. 
Endlich ift in den Vorbemerkungen anzugeben, wo die Wertpapiere der Kirchenpflege in Ber- 


wahrung find, 


Die Rehnungsabteilungen und Rubrifen 


$ 116, Die Rechnung zerfällt in 2 Teile: 
die Einnahme, 
die Ausgabe, | 

Auf diefelben folgt ſodann der Rechnungsabſchuß (88 133, 134), die DVerechnung des Ges 
jamtgeldvermögens ($ 135), die Geldgrundftodsberechnung ($ 136) und die Berechnung des ver— 
fügbaren Verwaltungsvermögens ($ 137), 

— * BR der Rechnung bildet die Darftellung des Kapitalien- und Schuldenftandes 
er Kirchenpflege, 
En $ 117, Seder der beiden Teile ($ 116 Abſ. 1) zerfällt (vgl, jedoch 8 119) in die 3 Ab— 
eilungen: 

I. Die laufende Verwaltung (8 118 Abſ. 1 und 2), 

II. den Grundftoc ($ 118 Ab}. 3), 

III. Fremde Gelder ($ 118 Abi, 4). 

Die erſte Abteilung teilt fih wieder in zwei Unterabteilungen: 

A. von der leßten Rechnungsperiode, 
B. von der gegenwärtigen Nechnungsperiode, 

8 118, Die erfte Abteilung, „Die laufende Bermwaltung”, begreift, je in 
der Einnahme und in der Ausgabe, alle Einnahmen und Ausgaben in fich, welche ihrem Gegen- 
Stande nach der laufenden Verwaltung, im Gegenjage zum Grundftod, angehören, 

Die erfte Unterabteilung A iſt für alle Einnahmen beziehungsmweife Ausgabepoften 
bejtimmt, welche in der letzt en Nechnungsperiode bei der laufenden Verwaltung im Rückſtand 
(Reft) geblieben und deshalb in Die gegenwärtige Rechnung zu übertragen find; die zweite B 
alle Einnahmes beziehungsmweife Ausgabepoften, weldhe in der gegenwärtigen Rechnungs— 
Aalen — ſind, mögen ſie ihren Urſprung in dieſer oder einer früheren Rechnungspe— 
riode haben, 

Die zweite Abteilung, „Der Grundſtock“, hat ſowohl die aus der letzten Rech— 
nung übertragenen, als die in der gegenwärtigen Rechnungsperiode angefallenen zur Grundſtocks— 
verwaltung gehörigen Einnahme und Ausgabepoften zu umfaſſen. 

Die dritte Abteilung, „Fremde Gelder”, enthält je die Einnahme und Aus— 
gabe an fremden Geldern, d. h. ſolchen, welche nicht dem Vermögen der Kirchenpflege zu gut 
fommen, welche dieje vielmehr nur behufs der Ablieferung an eine andere Verwaltung in vermit— 
telnder Weiſe übernimmt, wie die Erträgniffe von für das ganze Land oder einen Sprengel an— 
geordneten Kirchenfolfeften in der Gemeinde, welche nun an die Sammelfaffe abzuführen find, 
oder Pachtſchillinge aus Gütern einer andern Kirchengemeinde auf diesfeitiger Markung, welche 
der Kirchenpfleger auf Erfuchen der berechtigten Kirchenpflege für diefe zum Einzug bringt, um ſie 
an diefe zu übermitteln, (vgl, $ 134 Abſ. 4). 

Die einzelnen unter dieſe Teile, Abteilungen und Unterabteilungen fallenden Einnahme- und 
— werden in der Reihenfolge der unter Beilage III angefügten Rubrikenordnung ein— 
getragen, 


Einfachere Form der Rechnung. 


Bei Kirchenpflegen, deren Vermögen neben den einen Ertrag nicht abwerfenden Liegenſchafts— 
und Fahrnisgegenftänden (Kirche, Pfarrhaus, Bejoldungsgrundftücde, Kircheninventar u, dergl.) nur 
aus Kapitalien oder aus Kapitalien und nur einzelnen verpachteten Güterftüden, 
beziehungsmweife unbedeutenden vermieteten Näumlichkeiten befteht, können in der Rechnung die 
beiden Abteilungen Ziff, I und II des $ 117 vereinigt werden, jo daß in den beiden Rechnungs: 
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teilen $ 116 (Ginnahme und Ausgabe) die der laufenden Verwaltung angehörigen Poſten der 
gegenwärtigen Nechnungsperiode $ 117 B umd die zum Grundſtock gehörigen Boften 8 117 Ziff, II 
neben einander verrechnet werden und der Grundftod erft in der Grundſtocksberechnung ($ 136) 
ae wird, wonach in der Rechnung je die Einnahme und Ausgabe in folgende Abteilungen 
zerfällt: 
A, von der Testen Nechnungsperiode, 
B. von der gegenwärtigen Nechnungsperiode, 
C. Fremde Gelder, & 
Hieran fchließt fich dann nach dem Abſchluß, der Berechnung des Gejamtgeldvermögens, 
der Geldgrumdftocsberehnung und der Berechnung des verfügbaren Verwaltungspermögens, als 
Anhang der Nehmung die Darftellung des Kapitaliene und Schuldenftandes der Kirchen: 
pflege ($ 116 Abſ. 3). j 
$ 120. Die Teile ($ 176), die Abteilungen und Unterabteilungen ($$ 117 
und 118), beziehungsweife im Falle des $ 119 die Teile und Abteilungen, müfjen in jeder 
Rechnung vorgetragen werden, die Rubriken und Unterrubrifen nur da, wo dahin gehörende 
Einnahmen und Ausgaben wirklich vorfommen und zwar unter den Ziffern und Buchftaben (lit.), 
welche denfelben in der Nubrifenordnung gegeben find, auch wenn einzelne Nubrifen der Rubriken— 
ordnung wegfallen, 
In jeder Rubrik ift der Etatsſatz voranzuftellen, 
Unter den einzelnen Rubriken und Unterrubrifen find jodann die Einträge nach den der 
Nubrifenordnung je beigefügten Anweifungen und den nachſtehenden Beitimmungen zu machen, 


Die Rechnungseinträge. 


Die nach ihrem Betrage Schon beitimmten, allgemein angewiefenen Ginnahmen und 
Ausgaben (vgl. 8 74 Abſ. 2) find fogleich beim Beginn der Nechnungsperiode in das „Soll“ der 
Rechnung (8 122) einzutragen. 

Die übrigen Einnahme: und Ausgabepoften werden alsbald nach der Erteilung der 
Anweiſung (8 74 Abſ. 1 und 75) in das „Sol“ der Rechnung gejekt, 

Der Eintrag in das „Hat“ (8 122) erfolgt bezüglich aller Einnahmen und Ausgaben, nach— 
den die Zahlung geleiftet und im Tagbuch eingetragen ift, entweder alsbald, oder in Perioden 
von längftens einem Monat. 

. 1. Sn der mittleren (Haupt-)Spalte (4) iſt der Gegenjtand der Forderung unter 
Angabe des Schuldners (in der Einnahme), beziehungsweife des Forderungsberechtigten (in der 
Ausgabe) nah Namen und Wohnort zu bezeichnen, jowie der Tag der erfolgten Zahlung anzu= 
geben, Diefem Gintrag entfpricht der angewiefene Forderungsbetrag im „Soll* (Spalte 3) 
(wa der Zahlungspflichtige bezahlen ſoll), alio bei der Einnahme das angemwiejene 
Guthaben der Kirchenpflege, bei der Ausgabe die zur Zahlung angemwiefene Forderungan 
die Kirchenpflegey. Der Nechner darf den zur Einnahme oder Ausgabe angemwiejenen Betrag im 
„Soll nit erhöhen, überhaupt nicht abändern, auch feinen nicht angewiejenen Betrag in 
das „Soll” einjegen. 

2, Neben diefem Eintrag wird in Spalte 6 („Hat“) der Betrag der erfolgten Zahlung 
eingefchrieben (was der Zahlungspflichtige, in der Einnahme der Schuldner der Kirchen- 
pflege, in der Ausgabe diefe felbft, bezahlt hat) y. Der Betrag der Zahlung muß genau mit 
dem Eintrag im QTagbuch übereinftimmen; jede im Tagbuh als Einnahme oder Ausgabe einge- 
tragene Zahlung muß ſich mit vemjelben Betrage auch im „Hat“ der Nechnung finden und 
feine Zahlung darf fih im „Hat“ der Rechnung finden, welche nicht auch im gleichen Betrage das 
Tagbuch enthält. Zum Belege diefer Mebereinjtimmung ift in Spalte 5 (Tagbudh) die Seite 
des Tagbuchs anzugeben, auf welcher fich die Zahlung eingetragen findet, 

Wird für Zahlungen, welche fich auf denfelben Gegenftand beziehen, ein fortlaufendes Ver— 
zeihnis (Nebenrechnung), ſei es gefondert oder ald Anhang zum Tagbuch (8 127 Abſ. 2) geführt, 
3. B. bei Opfern, Umlagen, Abendmahlswein, dasfelbe Baumejen betreffenden Zahlungen, jo wird 
fih in der Nechnung auf den Webertrag der Gefamtfumme unter Bezugnahme auf den fpeziellen 
Eintrag in der Nebenrechnung, in welcher der betreffende Uebertrag ins Tagbuch angeführt fein 
muß, beſchränkt. Insbeſondere werden auch die Ergebniffe der gejondert geführten Naturalien= 
rehnung ($ 128) in die (Haupt-)Rehnung nur ſummariſch übertragen, 

3 Was ar dem angewwiefenen Forderungsbetrag „Soll“ in der Nechnungsperiode nicht be= 
zahlt worden, alfo im Nückitand (Neft) geblieben ift (der Betrag, um welchen da3 „Hat“ hinter 
dem „Soll“ zurücbleibt), wird in Spalte 7 („Reit“) eingetragen. Zahlung und Neft (Spalte 6 
und 7) zufammengerechnet, müffen bei dem einzelnen Posten und demgemäß bei der einzelnen 
Rubrik genau den angewieſenen Forderungsbetrag (im („Soll“) decken. Der, nicht bezalte Betrag 
(Reſt) iſt ſpäter bei Anlegung der Rechnung der folgenden Rechnungsperiode in dieſe in das 


1) „Soll“ (Spalte 3) bedeutet hienach in der an den Forderungsberechtigten N. N., „Hat“ 
Einnahme: An die Kirchenpflege ſoll be- | (Spalte 6) in der Einnahme: An die Kirchen: 
zahlen: der Schuldner derjelben N, N., in der | pflege Hat bezahlt: 2c., in der Ausgabe: Die 
Ausgabe: Die Kirchenpflege ſoll bezahlen: ! Kirchenpflege hat bezahlt: an zc, 
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„Soll“ bei der „laufenden Verwaltung” in A „Bon der lebten Nechnungdperiode”, wenn e3 ein 
Einnahmereft ift, bei der „Einnahme“, wenn e3 ein Ausgabereft ift, bei der „Ausgabe“ zu über— 
tragen. Beträge, welche beim Grunditod im Net geblieben find, werden gleichfalls in das Ein- 
nahme= beziehungsmweife Ausgabe-Soll der nächften Rechnung, bei der entjprechenden Rubrik, unter 
dem Beiſatz „Von der legten Rechnung” übertragen. 

4, Sn Spaltel(,VBorgang“) ift die Seitenzahl der legten Rechnung einzufegen, auf 
. welcher fich ein auf den Poſten in Spalte 3, 4 und 6 bezüglicher Eintrag findet, und in Spalte 8 
die Seite der laufenden Rechnung, auf welcher ein jolcher enthalten ift, 

Da jede Forderung und Zahlung mit Belegen (Anweiſungen, Duittungen 26,) verfehen 
fein joll, jo find diefe Belege der Nechnung, mit fortlaufenden Nummern bezeichnet (vgl, S 134 
legter Abſatz), beizulegen und ift die Nummer diefer den einzelnen Eintrag betreffenden Rech— 
nungsbeilagen in Spalte 2 einzufegen, Reicht der in Spalte 2 vorgejehene Raum zur voll 
ftändigen Anführung der Nechnungsbeilagenummern nicht aus, jo werden diefelben in der Haupt: 
jpalte 4 verzeichnet. Dies gejchieht auch bezüglich der Verweifungen auf die im Anhang des Tag— 
buch geführten Nebenrehnungen (8 127 Abi, 2) und die nicht numerierten Nechnungsbeilagen 
($ 129 letzter Abſ.). 

$ 123, Der Rechner ift nur befugt, jo viel zu bezahlen, als zur Zahlung angemwiejen 
(88 74, 75) und deshalb im „Soll“ der Rechnung vorgetragen ift ($ 122 Ziff. 1). Hat er den— 
noch infolge eines Verjehens zu viel bezahlt, fo ift der zupielbezahlte Betrag alsbald 
und jedenfall® vor dem NRechnungsabihluß wieder einzuziehen und, unter entiprechender Grläute- 
rung (in Spalte 4), in dem „Hat“ (Spalte 6) wieder in Abzug zu bringen, jo daß „Soll“ und 
„Hat“ wieder übereinjtimmen, 

8 124, Wenn eine Forderung durch eine Gegenforderung mieder getilgt wird, jo 
find, wie im Tagbuch (8 105 Ab. 4 und 7) Forderung und Gegenforderung, je mit dem Vermerk 
„durch Abrechnung“ wie eine Barzahlung zu buchen, Wenn 3. B. ein Mesner einen Pachtzins 
von 10 M, aus einem Güteritüc an die Kirchenpflege ſchuldig ift, aber auch eine Beſoldungsfor— 
derung an diejelbe von 20 M. hat, jo werden die 10 M. unter den Einnahmen aus „verpachteten 
Grundſtücken“ verrechnet, zugleich aber in der Ausgabe bei „Für Geiftliche und Kirchendiener“ 
neben dem durch Barzahlung zu tilgenden Mehr der Bejoldungsforderung des Mesners (den wei— 
teren 10 M.) in „Soll* und „Hat“ ausgäblich verrechnet, Jedoch iſt ftets auf den entiprechenden 
Eintrag in der Ausgabe beziehungsweile in der Einnahme gegenfeitig (in Spalte 4) zu verweilen, 

8 125, Die fogenannte durchlaufende Berrehnung it zu vermeiden, 

1. Berluft, Nahlaß, JSnabgangdefretur einer Forderung wird auch hier, wie im 
Tagbuch (vgl. 8 105 Abi, 6 und 7), als Eingang und MWiederverausgabung des Forderungsbe- 
trags, mit entjprechender Bemerkung in Spalte 4, in „Einnahme“ und „Ausgabe“ verrechnet, 
Demgemäß werden verlorene, nachgelafjene, in Abgang defretierte Forderungen der SKirchenpflege, 
welche aus der früheren Rechnung, als im Nüdjtand geblieben, unter A in das Einnahme: 
Soll der neuen Rechnung übertragen worden find, nach dem eingetretenen Verluft, dem Nachlak, 
der Snabgangdekretur dajelbjt in dem „Hat“ wie wirkliche Zahlungen (jedoch mit der erwähnten 
Bemerfung in Spalte 4) eingetragen und zugleich auch, als Ausgabe, in der Rubrik VIII (Ab— 
gang und Nachlak) in „Soll“ und „Hat“ gejtellt. 

Umgefehrt wären vorkommenden Falls Schuldigfeiten der Kirchenpflege aus letzter Rech— 
nungsperiode, in der Ausgaberubrif: A „Bon der leßten Nechnungsperiode” 2, „Zahlungsrück— 
ftände” in dem „Soll” und nach erfolgtem Nachlaß oder Abgang wie eine Zahlung im „Hat“, 
zugleich aber auch die Beträge in der Einnahmerubrit B „Bon der gegenwärtigen Rechnungs— 
periode” VII „Sonftige Einnahmen” in „Soll“ und „Hat“ zu verrechnen, Würde jedoch eine 
Forderung an die Kirchhenpflege derjelben durch einen Liberalitätsaft des Gläu— 
bigers nachgelaffen, jo würde ihr Betrag als eine Zuwendung an die Kirchenpflege unter der 
Einnahmerubrif „Schenkungen und VBermächtniffe” („Bon der gegenwärtigen Nechnungsperiode” 
IV oder, wenn die Zuwendung an den Grundftoc erfolgt, VI dafelbft) eingetragen und bei der 
betreffenden Ausgaberubrif der Kirchenpflege, unter der entiprechenden Erläuterung und Verweifung 
auf jenen Eintrag IV beziehungsmweife VI in Spalte 4, wie durch Zahlung getilgt behandelt und 
in Abgang verrechnet. 

2, Wenn der Betrag einer Forderung, auf welche eine Zahlung gemacht wird, 
beim Abſchluß der Rechnung noch niht endgiltig feftgeftellt ift (wie im Falle von 
Abſchlagszahlungen auf noch nicht endgiltig feitgeitellte Arbeitsverdienftforderungen), jo wird nur 
der in der Nechnungsperiode wirklich (auf Abfchlag) zur Zahlung angewieſene Betrag in die Aus— 
gabe ins „Soll” und nach erfolgter Zahlung desfelben ins „Hat“ eingetragen und die fich nad) 
erfolgter Endabrehnung ergebende Mehrforderung in das „Soll“ der neuen Rechnung eingeſetzt. 
Würde e3 vorkommen, daß die Endabrechnung eine Zuvielanweifung und Zahlung in der vorigen 
Rechnung ergäbe, jo würde der Betrag diejer als ein neuangefallener Cinnahmepoften der neuen 
Nechnungsperiode unter „Sonftige Einnahmen“ (VII) in das „Soll“ der neuen Rechnung aufge: 
nommen, — Bei Bauausführungen, welche fich durch mehrere Rechnungen hHinziehen, tt 
jedoch in der erften Nechnung, in welcher eine Zahlung hiefür vorkommt, innerhalb der Linie, 
d. h. nur in der mittleren (Haupt-) Spalte, die Voranfchlagsfumme und in der leßten Ned: 
nung innerhalb der Linie der Gefamtaufwand, unter Verweiſung auf die Seitenzahlen der einzelnen 
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Rechnungen, in welchen fich Zahlungen dafür finden, in der Kürze anzugeben, fo daß die lebte 
Rechnung einen Ueberblid über den ganzen betreffenden Bauaufwand gewährt, 

3, Ueber die Berrehnung der Naturalvorräte fiehe 8 128 und die Anweiſungen 
zur Nubrifenordnung, Erſter Teil (Einnahme) A 3, 

Selbſt erzeugte Naturalien, welche nicht verfauft, jondern unmittelbar für die Zwecke der 
Kirchengemeinde (3. B. als Bejoldungsteile eines Kirchendieners, zur Heizung der Kirche oder Sa— 
friftei oder des Beratungslokals) abgegeben werden, werden zu dem Wertanfchlag, zu welchem fie 
abgegeben wurden, unter der Rubrik „Ertrag aus dem Vermögen” in Ginnahme und unter der 
Bu a Rubrik (3. B. „Für Sicchendiener” beziehungsweife für die „Heizung“ 2c,) in Aus— 
gabe geitellt, 

+ 4, Gebäude und Güter, welche feinen Ertrag abwerfen (wie die Kirche, ſo— 
fern nicht einzelne Räumlichkeiten vermietet find) oder deren Benützung ausfchließlih Kirchen- 
dienern, beziehungsweife Angeftellten der Kirchengemeinde als Bejoldungsteil überlaffen ift (wie 
Pfarr, Mesnereivohnungen, Befoldungsgüter) und ſolche Nutzungsrechte bleiben aus der Einnahme 
der Kirchenpflege weg. l 3 

5. Wenn ein Forderungsverhältnis der Kirchengemeinde ohne Venderung 
inder Berfon des Gläubiger oder Schuldners dDerfelben abgeändert wird 
(3. B. umverzinzliche Ausftände in eine SKapitalforderung verwandelt, Kapitalzinjfe Fapitalifiert 
werden), jo wird die bisherige Forderung in der Einnahme, jedoch mit entiprechender Erläuterung 
innerhalb der Linie und unter Verweiſung auf die entiprechende Ausgaberubrit als durch Bar: 
zahlung getilgt eingetragen, die umgeänderte Forderung aber, und zwar wenn mehrere Auzftände 
(3. B, Kapitalzinfe, Bachtichilfinge, Umlage) in Eine neue Forderung umgewandelt worden find, 
in Einer Summe in die Ausgabe geftellt (vgl. $ 106 Abi. 5). 

6, Ueber die fogenannten Verweispoften fiehe die Erläuterung zur Nubrifenordnung, Ans 
hang „Darftellung des Kapitalien- und Schuldenſtands“. 

8 126, Die Rechnung (88 116 ff.) iſt ſauber und deutlich zu führen, Es darf in der- 
jelben nichts radiert oder in einer Weife korrigiert werden, daß der urjprüngliche Eintrag nicht 
vollfommen deutlich erfihtlich wäre, Auch iſt im Falle einer Korreftur die Abänderung in der 
Hauptipalte zu erläutern, 

Die Abteilungen, Hauptrubriken, Unterrubrifen und einzelne Poſten find in einer die Ueber— 
ficht fürdernden Weije auseinanderzujeßen. 

GEntjpricht die Rechnung den Anforderungen in Abſ. Lund 2 nicht, hat der Nechnungsfteller 
von derjelben eine feitengleiche Neinjchrift zu fertigen beziehungsweiſe fertigen zu laſſen und die— 
jelbe unter Beurkundung der Uebereinftimmung derjelben mit der Rechnung zu unterzeichnen, 


Kebenrehnungen, 


$ 127, Für zahlreichere Einnahmen und Ausgaben gleicher Kategorie können bejondere 
Nebenrechnungen geführt werden (abgejehen vom IUmlageeinzugsregifter $ 81 3. B. Opfereinzugs— 
regifter, Baufoftenrechnungen, Naturalienrechnung 8 128, 

Wenn folche Nebenrehnungen nicht ſehr umfangreich find, jo können fie in einem An— 
bang des Tägbuchs, in welchem zutreffendenfall® zu dieſem Zwecke von Anfang an ein 
Aa Kaum, hinter dem zur Führung des Tagbuchs jelbft beftimmten, abzugrenzen ift, ge: 
ührt werden. 

Die Hauptergebniffe der Nebenrechnungen find, unter Verweiſung auf dieje, in die (Haupt=) 
Rechnung zu übertragen, 


Snsbesfondere die Naturalienredhnung. 


$ 128, Die Naturalienrechnung ($ 127 Abf, 1) wird nicht nad „Soll*, „Hat“ und „Reit“, 
jondern nur nad vollzogener „Einnahme“ und „Ausgabe” geführt. 

Ueber die Verrechnung der Preiſe von unmittelbar für die Zwecke der Stirchengemeinde ab— 
gegebenen beziehungsweife verwendeten Naturalien fiehe $ 125 Ziff. 3 und die Anweifung zur Aus 
brikenordnung, Erſter Teil, „Einnahme“ BI1.d, 

Am Schluß der Rechnungsperiode noch unverkauft vorhandene Naturalien werden nad den 
Bon Mittelpreifen in Geld angejchlagen und in die Häupt-(Geld-)Rechnung in „Reſt“ ein= 
getragen. 

Ueber die Naturalienftürze vgl, SS 98—101, 149 Abi, 3, 8 161, 


Die Rechnungsbeilagen. 


$ 129, Der Rechner hat alle Urkunden über die in der Rechnung vollzogenen Einnahmen 
und Ausgaben jorgfältig zu ſammeln, fie zu prüfen und, nachdem fie, ſoweit erforderlich, berichtigt 
oder ergänzt find, der Rechnung als Beilagen anzuschließen. 

Auf den Nechnungsbeilagen find in der oberen Ede rechts die Seiten der Rechnung anzu= 
geben, auf welchen die betreffenden Einträge vorkommen. 
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Sie werden bi zum Schluffe der Rechnungsperiode nad der Zeitfolge oder nad Rech— 
nungsrubriten geordnet und aufbewahrt. Ä 

Nach dem Nechnungsabichluß werden dann die Beilagen nach der Folge der Rechnungs— 
einträge geordnet und in der linken obern Ede mit fortlaufenden Nummern verjehen, welche dann 
den bezüglichen Einträgen in der Rechnung (Spalte 2 „Rechnungsbeilagen) beizujegen find, 

Beilagen, welche auf verjchiedene Nechnungseinträge Bezug haben, find jtet3 dem vorderftei 
Eintrag —— und bei dem folgenden unter derſelben Nummer anzuführen (vgl, 8 134 
fester Abſatz). 

Die in $ 115 Abſ. 1 fpeziell bezeichneten Beilagen der Rechnung erhalten feine Nummern, 


Snöbejondere die Liegenfhaftsbeihreibung. 


8 130, Ueber den gejamten Liegenjchaftsbefiß der Kirchenpflege (einjchließlich der Nutzungs— 
rechte an Liegenjchaften) ift eine Befchreibung, die Liegenfhaftsbeihreibung, als Bei- 
lage der Rechnung ($ 115 Abſ. 1) anzulegen und fortzuführen, 

Sn derfelben iſt jedes Gebäude, Güterſtück und Necht an Liegenfchaft, mag dasjelbe un— 
mittelbar für die Zwecke der Kirchengemeinde verwendet werden (firchliche Gebäude, Bejoldungs- 
güter 2c.) oder einen Ertrag an die Sirchenpflege abwerfen, unter Angabe der Zeit und Art der 
Erwerbung und der darauf haftenden Laften genau zu bezeichnen, Vorkommende Veränderungen 
bezüglich des Liegenfchaftsbefiges find fofort in der Beichreibung einzutragen. Den Cinträgen ift 
ftet3 ein vollftändiger Auszug aus dem Güterbuch beizufügen. 


Die Fahrnisverzeichniſſe. 


8 131, Ueber die Fahrnisgegenftände der Kirchengemeinde ift vom Kirchenpfleger ein be= 
fonderes Verzeichnis, Das Fahrnisverzeichnis, zu führen, 

Dasjelbe enthält in Abteilung I die zur Berwaltung gehörenden Fahrnisgegenftände, in 
Abteilung II die Kirchengeräte, 

Bei Aufftelung des Verzeichniſſes werden die chen vorhandenen Fahrnisgegenftände je unter 
den beiden Abteilungen mit fortlaufenden Nummern, unter Beiſetzung der Zeit und der Roften 
der Anſchaffung, beziehungsmweije, wenn die Erwerbung ohne Koften für die Kirchengemeinde er- 
folgt ift, oder Die Koſten nicht mehr zu ermitteln find, je des gejchäßten Werts derjelben,, in das 
Fahrnisverzeichnis aufgenommen, 

Der Eintrag Der jpäter aus Mitteln der Kirchenpflege oder durh Schenkungen 2c, eriwor- 
benen Fahrnisgegenftände geſchieht gleichfalls unter fortlaufenden Nummern mit Beifegung der 
Zeit und Art der Erwerbung ſowie des Ankaufspreiſes, beziehungsweife Werts, In Spalte 5 ift 
von dem Verwahrer des Gegenjtands die Uebernahme zu bejcheinigen, Kommt ein Gegenftand in 
Abgang, jo ift dies in Spalte 6 zu bemerken, 

En den zur Nechnung kommenden Koftenrechnungen ift Seite und Nummer des Gintrags 
anzugeben, 

Gegenftände von geringen Wert, ſowie Stücke, welche zum unmittelbaren Verbrauch be= 
ſtimmt find, oder welche fich raſch abnügen und dann wertlos find, bleiben aus dem Verzeichnis weg. 

Das Verzeichnis kann auch mit der Liegenfchaftsbejchreibung in demſelben Buche, jedoch in 
einem befonderen Abjchnitt geführt, vereinigt werden. 

Wo nur wenige Fahrnisgegenftände vorhanden find, kann der Sirchengemeinderat den 
Sirchenpfleger ermächtigen, diefelben ftatt in einem fortlaufenden Verzeichnis jeweils am Schluß 
der Rechnung oder des Tagbuchs (in einem Anhang) aufzuführen, 

Ueber Fahrnisgegenitände, welche anderen Beamten oder Bedienfteten in Verwahrung ge= 
geben find, führen der Negel nach diefe das Verzeichnis, und es wird jodann in dem Hauptver— 
zeichnis vom SKirchenpfleger nur hierauf Bezug genommen. 

Sn dem Fahrnisperzeichnis ift je mit Umfluß der Nechnungsperiode von demjenigen, welcher 
es führt, zu beurfunden, ob der wirkliche Beſtand mit den Einträgen übereinjtimmt, 

Ueber die Fahrnisftürze ſ. SS 98 ff, und 8 161. 


Das Berzeihnisder Stiftungen 


8 132, Die ſämtlichen in der Kirchenpflege verwalteten Stiftungen werden in einem Ver— 
zeichnis, Beilage der Rechnung ($ 115 Abf, 1), befchrieben, 

Das Verzeichnis kann mit der Liegenjchaftsbeichreibung ($ 130), jedoch als befonderer Ab— 
jchnitt, in demjelben Buche vereinigt werden, 

Dasjelbe enthält eine genaue Bejchreibung der einzelnen Stiftungen (Jahr und Tag der 
Stiftung, Namen und Wohnort des Stifters, urfprünglichen und jebigen Betrag des Stiftungs— 
fapital®, Zweck und nähere Beitimmungen der Stiftung, legtere wörtlich aus der Stiftungsurkfunde 
und, two folche nicht mehr vorhanden und deren Wortlaut ſonſt nicht ficher zu ermitteln ift, nach 
den Einträgen in den älteren Stiftungsrechnungen und fonftigen Stiftungsakten), Noch im Original 
oder Abjchrift vorhandene Stiftungsurfunden find in das Verzeichnis bei der einzelnen Stiftung 
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in Abſchrift aufzunehmen oder in Original oder beglaubigter Abſchrift, numeriert, als Beilagen, 
dem Verzeichnis anzuſchließen. 

Das Verzeichnis ift in folgenden Abjchnitten anzulegen: 

I, Stiftungen zur Verwendung des geitifteten Betrags jelbit; 

II. Stiftungen zur periodifhen Verwendung der Erträgnifie, RR) 

Sn diefen Abfchnitten find jodann getrennt (in Unterabteilungen), unter fi) je mit fort- 
laufenden Nummern, aufzuführen: 

1. Stiftungen für gottesdienftliche Zwecke, 

2, Armenftiftungen, 

3. Stiftungen für jonftige Zwecke. 

As Anhang find zu verzeichnen: 

Stiftungen, welche fich in anderen Verwaltungen (Stiftungspflege, Ortsarmenverwaltung 2c, 
oder Privatverwaltung) befinden, aus welchen Zwecke der Kirchengemeinde zu erfüllen find (4. B. 
gemischte Stiftungen St.G. Art. 31). 

Die neuanfallenden Stiftungen werden unter dem betreffenden Abjchnitt und 
der betreffenden Unterabteilung mit ihrem Anfall angereiht, Das Wertzeichnts ift deshalb fo an— 
zulegen, daß bei jedem Abfchnitt der für die Fortführung desjelben erforderliche Raum für die 
Dauer zur Verfügung fteht. 


IV, Der Redhnungsabfhluß und die Rechnungsftellung, 
Abſchlußder Rechnungsbücher und ODrdnungderdBeilagen 


8 133. Mit dem letzten Tage der Rechnungsperiode hat der Rechner das Tagbuch, ent— 
Ulla da den Beitimmungen über den Monatsabſchluß (8 110), abzujchliegen und eigenhändig zu 
eurkunden. 

Zahlungen, welche ſchon in der abgelaufenen Rechnungsperiode verfallen find, aber noch 
vor erfolgtem Rechnungsabſchluß vollzogen wurden (8 107 Abſ. 2), werden der Zeitfolge der Zah: 
lung nad) hinter diefem Abſchluß in das Tagbuch eingetragen, 

$ 134, Unmittelbar auf den Abſchluß des Tagbuchs (8 133) folgt die Stellung und 
der Abſchluß der Rechnung. 

Das Geſchäft beginnt mit der Berichtigung der Rechnungsvorträge (8 120), wenn und ſo— 
weit wegen im Laufe der Nechnungsperiode eingetretener Aenderungen eine Berichtigung notwendig 
ift, und der Vervollitändigung der Leberträge aus dem Tagbuch (Nechnungseinträge 8 121). 

Sodann werden zunächſt von jeder Seite und jodann von jeder Unterrubrif und Rubrik 
der Rechnung und des Anhangs derjelben (Darftellung des SKapitaliene und Schuldenftands) in 
„Soll“, „Hat“ und „Reſt“ die Summen gezogen, die Summen des Anhangs in die betreffen- 
den Nubrifen und Unterrubrifen der Rechnung (Rüdftändige Kapitalzinfe, Kapitalzinfe, 
An die Kirchenpflege heimbezahlte Kapitalien, Bon der Kirchenpflege aufgenommene Kapitalien, 
Zinfe aus Kapitaljchulden, Für Kapitalanlage, Zur Heimbezahlung von Kapitalfchulden) über— 
tragen und ſodann durch Zufammenzählung die Gejamtbeträge der Einnahmen und Ausgaben in 
den einzelnen Unterabteilungen, Abteilungen und Teilen der Rechnung ($ 116—120) ermittelt. 

Die Gefamtfumme der Cinnahmen von „fremden Geldern“ ($ 118 Abf, 4) und die Ger 
famtjumme der Ausgaben (Ablieferung) von ſolchen ſoll fih vollitändig ausgleichen, weshalb die 
Ablieferung der „fremden Gelder“ vor dem Abjichluß der Rechnung zu erfolgen hat, 

Der Rechnungsabſchluß ſelbſt befteht in der nochmaligen Wiederholung und jchließlichen Zu— 
fammenrechnung der Gejamtbeträge der einzelnen Teile in „Soll, „Hat“ und „Reit“ und in der 
Ermittlung des rehnungsmäßigen „Reſtes“ (Mehreinnahme oder Mehrausgabe) durch Abzug der 
Beträge im „Hat“ der Ausgabe von den Beträgen im „Hat“ der Einnahme, beziehungsweife, 
wenn die Summe im „Hat“ der Ausgabe größer tft, der Beträge im „Hat“ der Einnahme von 
den Beträgen im „Hat“ der Ausgabe, 

Den Schluß bildet die Ordnung der Nechnungsbeilagen nach Vorſchrift des 8 129 und die 
Einjegung der Nummern derjelben in Spalte 2 der Rechnung und der Abſchluß des Fahrnis- 
verzeichnifjes mit ausdrüclicher Bejtätigung der Hebereinjtimmung des Verzeichniffes mit dem Fahr: 
nisbeitand ($ 131 vorlegter Abſatz). 


Berehnung des Gejamtgeldvermögen® 


8 135. Nach dem Abſchluß der Rechnung der Einnahmen und Ausgaben folgt die Be— 
rechnung des Vermögens der Klirchenpflege in Geld und Naturalien, 

1, Zunächſt werden die jämtlichen Geldforderungen der Sirchenpflege und der Wert der 
Naturaloorräte und Naturalrücitände, wie er in der Rechnung in die Spalte „Reſt“ aufgenommen 
wurde !), und der Kaſſenvorrat aufgeführt (Aktiva). 

2, Hieran ſchließt fi) der Zufammentrag des Guthabens der Grundftocdsverwaltung (Grund: 


1) Vgl. $ 128 Abſatz 3. 
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ſtocks-Soll), der ſämtlichen Forderungen an die Kirchenpflege, SKapitalfchulden und Ausgabereſte 
derjelben und des Guthabens des Rechners (Baifiva). 

Die fremden Gelder ($ 118 Abſ. 3) kommen hier nicht in Betracht, 

3, Die Summe 2 (Baffiva) wird fodann von der Summe 1 (Aktiva) in Abzug gebracht, 
wodurch ſich der reine Betrag des Geldvermögens (einjchließlich des Wert der Naturalien) ergiebt, 

Der Beitand des Vermögens an Liegenschaften, Nutzungsrechten und Mobilien, wie anderer: 
feit3 die Grundlaften find aus der Liegenjchaftsbefchreibung ($ 130) und dem Fahrnisverzeichnis 
(8 131) erfichtlich und werden in die Vermögensberechnung nicht aufgenommen. 

Das fich aus der Vermögensberechnung ergebende reine Vermögen wird fodann mit dem 
Betrage des reinen Vermögens in letzter Rechnung verglichen, wodurch fich die Zus und Abnahme 
des Vermögens der Kirchenpflege ergiebt, 


Geldgrundftodsberehnung. 


An die Vermögensberechnung jchließt fich die Geldgrundftodsberechnung an. 

Hier ift zunächit das Geldgrundftod3-Soll, d. h. die Öejamtforderung der Grund— 
ſtocksverwaltung an die Kicchenpflege, nach der legten Rechnung in Einer Summe anzugeben. 
Hiezu ift jodann unter Aufführung der bezüglichen Nubrifen der Grundftodseinnahme zu zu— 
— & a was im Laufe der Nechnungdperiode dem Grundſtocks-Soll zugewachſen 
iſt (og 20) 

AUbgezogen vom Grumdftod3-Soll werden Schuldigfeiten, welche durch die Ablöfung 
von dinglihen und ſonſt bleibenden Laften, durch Ermwerbung ertragsfähiger liegender Güter und 
nußbarer Nechte an folchen im Laufe der Nechnungsperiode entitanden find, der Aufwand für Ge- 
bäude und Kulturverbefjerungen nur, wenn und foweit dadurch der Neinertrag des Grundeigen- 
tums nachhaltig erhöht worden ift, der Bauaufwand für kirchliche Gebäude in der Negel nicht, 
auch nicht Verluſte am Kapitalvermögen. — Der Rechner kann jedoch ſolche Abzüge nur auf 
Grund Hiezu erteilter Ermächtigung des Kirchengemeinderat3 machen. 

Das Zuſchreiben zum Geldgrundftod und das Abjchreiben von demfelben erfolgt in der 
Nechnungsperiode, in welcher die Forderung, beziehungsweile Schuld, welche zu= beziehumgsmweije 
abgeschrieben werden joll, entjtanden und feitgeftellt worden iſt; ob eine Zahlung hieran geleiftet 
wurde, fommt nicht in Betracht. 

Diefem Grundſtocks-Soll, wie e3 ſich beim Abſchluß der Rechnung ftellt, wird jodann das 
Grundftod3-Hat, das beim Abſchluß der Rechnung thatlählih vorhandene Geldgrundſtocks— 
vermögen, gegenübergeftellt und jodann die Gefamtjumme des „Hat“ von der des „Soll“, be- 
ziehungsweiſe die des „Soll“ von der des „Hat“ in Abzug gebracht, wodurch fich ergiebt, ob ein 
Grundſtocksüberſchuß oder ein Grundftoksabmangel vorhanden ijt. 


Berehnung des verfügbaren Berwaltungsvermögen®, 


137, Endlich ift zu berechnen, wieviel an verfügbarem Verwaltungspermögen vorhanden 
ift ($ 66), Dabei ift zu beachten, daß nicht immer die Summe der beim Abſchluß der Rechnung 
vorhandenen Einnahmerefte für die Ausgaben der laufenden Verwaltung in der folgenden Nech- 
nung3periode verfügbar ift, daß vielmehr vor allem die Zahlungsrüditände (Ausgaberefte) aus 
letzter Rechnung zu bereinigen, die etwaigen verzinslichen Schulden der Sirchenpflege vollitändig 
zu tilgen find, der etwaige Grundftodsabmangel zu ergänzen iſt. Des weitern ift die Voraus— 
jegung, daß das Betriebsfapital in dem ordnungsmäßig feitgeitellten Betrag (88 85, 115) voll- 
ftändig vorhanden ift und nicht das Bedürfnis vorliegt, die Ueberjchüffe zu Anlegung von bejon- 
deren Fonds (3. B. Baufonds) oder fonft, was thunlichit geſchehen joll (vgl. 8 2), zur Vermeh— 
rung des Grundſtocksvermögens überhaupt mit demfelben bleibend zu vereinigen, 

Die Berechnung des verfügbaren Verwaltungsvermögens erfolgt in nachjtehender Weife: 

Borangeftelt wird die Summe des Aftivvermögen?d, wie es die Vermögens 
berechnung ($ 135 Ziff. 1 [Mftiva]) ergeben hat, 

Hievon wird in Abzug gebradt: 

da3 Grundſtocks-Hat nebſt den Beträgen, welche planmäßig zum Grundftocd noch 

angelegt werden jollten, 

der Betrag der unbezahlten Kapitalſchulden der Kicchenpflege, welcher nach dem 

Schulentilgungsplan abzutragen geweſen wäre, 

die YWusgaberüdftände und 

dag Betrieb3sfapital, 

Was fodann von der Summe des Aktivvermögens übrig bleibt, it verfügbares Ber: 
waltung3= (Reft-) Vermögen, 

Ueberfteigen dagegen die abzuziehenden Beträge das Aftivvermögen, jo liegt eine Vermö— 
gensunzulänglichkeit vor, für deren DBefeitigung alsbald Sorge zu tragen ift, ſei es duch Ein- 
itellung des Abmangels in den nächften Etat oder Erwirfung einer Siſtierung des Grundſtocks— 
zumwachjes oder Schuldentilgungsplans, ſei es durch Auswirkung der Genehmigung zur Aufnahme 
von Baffivfapitalien oder zu einem borübergehenden oder bleibenden Grundftodsangriff, 
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Beurfundung der Redhnrnung. 


$ 138. Am Schluß der Nehnung wird, unter ausdrüdlicher Beſtätigung der Ueberein- 
ftimmung des Nechnungsabichluffes mit dem Abſchluß des Tagbuchs und unter Beifegung des Tags 
des Abjchluffes, die Nechnung jelbft und der Anhang derjelben (Darftellung des Kapitalien- und 
Schuldenitandes) je von dem Rechner unterzeichnet, 


V, Die Recdhnungsvorlage und NRechnungsprüfung. 


$ 139, Innerhalb drei Monaten nad) Ablauf der Nechnungsperiode ijt die geftellte und 
vom Nechner ($ 138) beurfundete Nechnung von demjelben mit den jämtlichen Rechnungsbeilagen, 
dem Tagbudh, Etat, Waldnugungsplan, der Liegenichaftsbeichreibung, dem Fahrnisverzeichnis, dem 
Verzeichnis der Stiftungen, etwaigen Teilrechnungen, dem Nevifionsprototoll und Rezeßbuch 2c, 
dem Kirchengemeinderat zu übergeben '). 

Der Kirhengemeinderat unterzieht (Art, 56 Abi. 1 des St.G.) die Rechnung 
nebſt den Beilagen derjelben (Abſ. 1) binnen der Friſt von vier Wochen feiner Prüfung und be— 
urfundet deren Erfund in einem Anhang zur Rechnung ſelbſt oder in einem bejonderen Protokoll 
(Erfundprotofoll), auf welches in diefem Fall in einem Anhang zur Rechnung Hinzumeijen ift, und 
fendet fofort die Rechnung nebſt jümtlihen Beilagen (Abſ. 1), dem Erfundprotofoll, dem Sturz— 
protofoll (88 98, 99) und der leßtabgehörten Rechnung an den Dekan (Koni,Erl, v. 16, April 1889 
8 5) behufs der Veranlaffung der Nevifion der Rechnung (K.G. Art, 8 lit. b) ein, 

S 140, Der Diözeſanausſchuß beauftragt mit der Reviſion der Rechnung einen 
zur Prüfung von Gemeinderechnungen ermächtigten Rechnungsverftändigen unter urfundlicher Leber: 
gabe der Nechnung und fämtlicher Beilagen ($ 139, Abſ. 2) an denjelben. 

si Der Revident unterzieht die Rechnung und die Beilagen derfelben ($ 140) einer 
eingehenden Prüfung; er unterfucht, ob die Verwaltung in allen Teilen mit Treue, Einfiht und 
Pünktlichkeit geführt worden ift, ob fich feine Mißbräuche eingefchlichen haben, ob die Kirchenpflege 
einerſeits den ihr jelbft, beziehungsweije den einzelnen mit ihr verbundenen Stiftungen obliegenden 
Leiftungen vollitändig und rechtzeitig nachgefommen, andererjeits, ob nicht über ihre Zweckbeſtim— 
mung hinausgegangen ift, ob die Verwaltung, wie fie aus den Nechnungsakten erfichtlich ift, ſowohl 
den allgemeinen Borjchriften als den Defreten und Weifungen der Auffichtsbehörden entjpricht, 

Zu diefem Behufe kann er jich erforderlichenfalls die Einfichtnahme meiterer Akten des 
Kirchengemeinderats3 und der Auffichtsbehörden erbitten, 

3 142, Der Nevident prüft insbejondere: 

— ob die Rechnungsbücher von dem zuſtändigen Beamten geführt und abgeſchloſſen wor— 
en ſind; 

2, ob überall, wo es vorgeſchrieben iſt, die Beſchlüſſe des Kirchengemeinderats, beziehungs— 
weiſe der betreffenden Aufſichtsbehörden, erfolgt ſind; 

3. ob das Geſchäft der Rechnungsführung und -Stellung rechtzeitig vorgenommen wurde; 

4. ob die Bücher im allgemeinen und die Einträge in dieſelben im einzelnen der vorge— 
ſchriebenen Form entſprechen und letztere insbeſondere in die richtigen Rubriken eingetragen ſind; 

5. ob alle zum Einnahme-,Soll“ und „Hat“ gehörigen Poſten in der Rechnung richtig ent— 
halten und ob nicht einzelne Poſten doppelt verrechnet find; 

6. ob alle in der Rechnung enthaltenen Einnahme- und Ausgabepoften mit Belegen (An: 
weifungen, Quittungen, Anerfennungen) verjehen find und diefe Belege nicht an formellen oder 
materiellen Mängeln leiden; 

7, ob die Einträge in Rechnung, Tagbuch, in den Neben: und Teilrechnungen unter fi) 
übereinftimmen; 

8. ob die periodischen Kafjenftürze rechtzeitig und ob fie, wie auch die Nahrehnungen und 
Naturalienftürze, in vorgejchriebener Weife vorgenommen find ; 

9, ob auch die Liegenfchaftsbefchreibung ($ 130) und das Fahrnisverzeichnis ($ 131) richtig 
angelegt und nachgeführt worden tft; 

10, ob die Verhandlungen des Kirchengemeinderats und Verwaltungsausfhuffes bezüglich 
der Vermögensverwaltung in vorichriftsmäßiger Weife vorgenommen und protofolfiert worden find; 

11. ob die früheren Nezefje erledigt find, 

‚s143. Sn falfulatorifher Richtung hat der Nevident alle Zahlen, Zahlenzuſam— 
menträge und Bahlenabzüge in der Nechnung unter genauer Bergleihung mit den Beilagen der: 
jelben zu prüfen, inSbefondere zu unterfuchen, ob die in dem Tagbuch, den Neben- und Teilrech- 
nungen und in der früheren Rechnung enthaltenen Zahlen richtig in die Nechnung übertragen 
worden find und ob die Summen jeder Seite, jeder Unter- und Hauptrubrif, ſowie der Inter: 
abteilungen, Abteilungen und Teile der Rechnung in „Soll“, „Hat“ und „Reft“ richtig find, 

8 144, Des weiteren prüft der Nepident: 
1. ob die Wahl, Verpflichtung und Amtsübergabe an den Rechner in vorfchriftsmäßiger 
Weiſe erfolgt ift; 


1) Bgl. $ 115 Abſ. 1 und $ 129 legt. Abſ. 
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2, ob die Vorfchriften über die Kaution des Nechner3 und über die Feitfegung der Beloh— 
nung desjelben eingehalten wurden ; 

3. ob auch die fonftigen Aemter vorjchriftsmäßig bejegt find und die damit verbundene Be— 
lohnung in vorschriftsmäßiger Weiſe feftgeftellt worden ift; 

Bf H ob die Einnahmen nicht hätten gefteigert, Ausgaben nicht hätten vermindert werden können 
und ſollen; 
5. ob die Anrechnungen den Negulativen entfprechen ; 

6. ob die Einnahmen richtig vollzogen wurden; 

7, ob der Geld» und Naturalienvorrat vollftändig vorhanden ift; 

8, ob Ausgaberefte nicht noch hätten bereinigt werden fünnen; 

9, ob die Etatsſätze nicht überschritten worden find ; 

10, ob die Nugungspläne eingehalten worden find; 

11, ob das Betrieböfapital nicht überſchritten worden iſt; 

12, ob die Aftivfapitalien vorichriftsmäßig verficert find, die Abfindungsfapitalien vor— 
ſchriftsmäßig verwaltet werden; 

13, ob der Grundftod in den vorgejchriebenen Beftandteilen vorhanden ift; 

14, ob die Schuldentilgungs- und Grundftodsergänzungspläne eingehalten worden find, ob 
die erforderlichen Zu= beziehungsweife Abfchreibungen des Zuwachſes, beziehungsweife Abgangs 
beim Grundſtock ftattgefunden haben, und 

15. im Falle eines Vermögensabmangels, ob für deſſen Dedung Vorſorge getroffen ift, 

$ 145, Die Bemerkungen, welche der Revident in der bezeichneten Richtung (SS 141—144) 
zu machen gefunden hat, trägt er in ein befonderes auf eine Neihe von Jahren berechnetes, ge= 
bundenes Protokoll (das Nepifionsprotofoll) ein, 

Die Revifionsbemerfungen werden auf halbgebrochenem Papier je auf die rechte 
Hälfte der Seite gefchrieben, jo daß die linke, nicht bejchriebene, Hälfte der Seiten für die Beant- 
wortung der Nevijionsbemerfungen ($ 146 Abi, 2) benügt werden kann. 

Sie werden bei jeder Rechnung in Paragraphen abgeteilt, und zwiſchen denjelben ift fo viel 
Raum zu laffen, daß es auf der linken, leer gelafjenen Seite für die hier zu machenden Bemer- 
fungen (bi, 2 und 8 146 Abſ. 2) nicht an Raum gebricht. 

Dei jedem Paragraphen wird die betreffende Seite der Rechnung, beziehungsmweife wenn die 
Ausſtellung fich auf eine Beilage bezieht, die Nummer und Seite der Beilage angegeben, 

Die Nevifionsbemerfungen werden bei jeder Rechnung unter Angabe des Datums von dem 
Revidenten unterzeichnet. 

on dem Revidenten werden jodann ſämtliche Poſten, ſowie die darin enthaltenen Ver: 
weiſungen auf die Nechnungsbeilagen, den Vorgang und die laufende Nechnung mit roter Tinte 
angeftrichen, und wo Reviſionsbemerkungen zu machen waren, der betreffende Paragraph des Ne: 
viſionsprotokolls beigejekt, 

8 146, Nach Beendigung der Nebifion wird die Nechnung nebft den ſämtlichen Beilagen 
und dem Revifionsprotofoll ($ 145) von dem Nevidenten dem Defan vorgelegt, welcher diefelben 
unter Anberaumung einer angemefjenen Friſt dem Sirchengemeinderat und Nechner zur gemein- 
Ichaftlichen Beantwortung, beziehungsweife zur Erledigung der Ausftellungen zugehen laßt. 

Die Beantwortung der Nepvifionsbemerfungen erfolgt im Reviſionspro— 
tokoll jelbit neben der betreffenden Bemerkung auf der leergelaffenen linken Seite ($ 145). 

Wenn die Nichtigkeit der Ausftellung zugegeben wird, jo ift in der Beantwortung gleich: 
zeitig die Erledigung derſelben nachzumeifen, und wenn diefe nicht fofort möglich ift, die Erledigung 
Ben und, wo e3 fih nur um eine andere Behandlung in Zukunft handelt, die Befolgung 
zuzufichern, 

Wird die Nichtigkeit der Austellung beftritten oder die Unmöglichkeit der Befolgung der 
Auflage behauptet, jo ift dies eingehend zu begründen, 

Die Beantwortung der Nevifionsbemerfungen wird ſowohl von dem Nechner ald von dem 
Kirchengemeinderat unterzeichnet, 


VI. Die Rechnungsabhör und Juftiftfation der Rechnung. 


8 147, Das beantwortete Nevifionzprotofoll wird unter Wiederanfhluß der ſämtlichen 
Rechnungsakten ($ 146), jowie mit den Erledigungsnachweifen von dem Kirchengemeinderat dem 
Dekan vorgelegt, 

Der Dekan teilt daS beantwortete Nevifionsprotofoll zunächft dem Nebidenten zur Aeuße— 
rung auf die Beantwortung mit. 

Nach Einlauf diefer Neuerung unterzieht der Dekan felbit die Nechnung auf Grund der 
Reviſionserinnerungen, der Beantwortung derjelben und der hierüber vom Revidenten eingeholten 
Aeußerung feiner Prüfung, wobei er fi) der Beihilfe eines Mitglieds des Diözeſanausſchuſſes be= 
dienen kann, und ſetzt neben die nun erledigten Nevifionserinnerungen die Randbemerkung „ers 
ledigt“, beziehungsweife „Rezeß“. 

$ 148. Die Rechnungsabhör findet, wenn möglich, am Amtsſitz des Dekans ſtatt, 
und auch hier iſt im Intereſſe der Koſtenerſparnis möglichſt darauf Bedacht zu nehmen, daß, die 
Anſtände auf ſchriftlichem Wege erledigt und die Juſtifikationshandlung ohne Zuziehung einer 
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— des nicht am Orte befindlichen Kirchengemeinderats oder Rechners vorgenommen wer— 
en kann. 

Sind auf Grund der Beantwortung der Reviſionserinnerungen (8 146) dieſe ſämtlich als 
erledigt zu betrachten, oder iſt es durch weitere Aufklärung und Beſchlüſſe des Kirchengemeinderats 
gelungen, ihre Erledigung herbeizuführen, ſo wird von dem Diözeſanausſchuß der entſprechende 
protokollariſche Eintrag in das Rezeßbuch (F 151) gemacht und, nachdem auch ſeitens des Ober— 
amts feine Anſtände mehr beſtehen (vgl. $ 152), am Schluſſe der Rechnung dieſe für abgehört 
und juſtifiziert erklärt, 

8 149, Waren NRevifionsbemerfungen, welche lediglich die Verrechnung jelbft betreffen und 
deren Erledigung eine Mitwirkung des Sirchengemeinderats nicht erfordert, auf dem jchriftlichen 
Wege nicht zu bereinigen, jo wird zu der Rechnungsabhör der Nechner beigezogen. 

Nur wenn die Erledigung der Nevifionsbemerfungen am Defanatsjig der Kirchengemeinde 
größeren Aufwand verurfachen würde als die Lofalabhör, oder aus fonftigen Gründen dieſe 
behufs der vollftändigen Erledigung der Anftände nicht umgangen werden fann, wird eine Abhör— 
verhandlung, und zwar in der Pegel durch den Dekan allein mit dem Sirchengemeinderat und 
Nechner, in der Kirchengemeinde außerhalb des Defanatfiges vorgenommen, Diefelbe ift aber wo— 
möglich mit der defanatamtlichen Kirchenvifitation (vgl. Konſ.Erl. v. 16, April 1889 8 7) oder 
anderweitigen in der Kirchengemeinde ohnedies vorzunehmenden Gejchäften des Dekans zu ver- 
binden und in der Zeit möglichit zu beichränfen, 

Mit der Lofalabhör ift jtetS eine Nachrehnung auf den Zeitpunkt der Abhör und ein 
Kaſſen- und Naturalienfturz, welcher von dem Defan vorzunehmen ift, zu verbinden, wobei auch 
der Dekan die Schuldurfunden durchzufehen und fie nach ihrer Form und ihrem Inhalt und ihrer 
Uebereinftimmung mit den Rechnungseinträgen genau zu prüfen, und dieſe Uebereinftimmung am 
Schluſſe des Anhangs der Rechnung „Darftellung des SKapitalien- und Schuldenftandes“ (1.) zu 
beurfunden hat (8 99 Abf. 2). 

$ 150. Nach den Abhörverhandlungen ($ 149) werden die Rezeſſe von dem Diözeſan— 
ausſchuß, und zwar auch im Fall der Lofalabhör, am Amtsſitze des Defanz in das Rezeßbuch 
aufgenommen und am Schlufle der Rechnung ſelbſt unter Verweifung auf den Eintrag im Rezeß— 
buch die Rechnung für abgehört und, nachden auch ſeitens des Oberamts feine Anftände mehr be= 
ftehen (vgl. 8 152), für juftifiziert erklärt, 

5 151. Das Nezepbuc ($ 150) wird für längere Zeit angelegt. In dasſelbe werden 
die erteilten Rezeſſe nach der Zeitfolge je in Form eines Protokolls eingetragen, 

Das Nezeßprotofoll bezeichnet 

1, im Eingang die Rechnung, die Rechnungsperiode, den Nechner und Ort und Datum des 
Rezeßbeſcheids. 

2. Sodann ſind in dasſelbe aufzunehmen 

der rechnungsmäßige Kaſſenbeſtand (Kaſſenvorrat, beziehungsweiſe Kaſſenabmangel), 
die Erſatzpoſten zur Kaſſe und 
die Erſatzpoſten der Kaſſe 
nach dem Ergebnis der Abhör. 
3. Hieran ſchließen ſich zunächſt die Rezeſſe und zwar zunächſt 

a) die beſonderen (Spezial-)NRezeſſe, welche ſofort oder doch bei der nächſten Rechnungs— 
ftellung durch einmalige Vollziehung zu erledigen find (Diefelben werden auch an 
der betreffenden Stelle der Rechnung jelbft unter Verweifung auf die Seite und 
Nummer im Rezeßbuch vorgemerft,), 

b) die allgemeinen (Normal-) Rezeffe, welche eine beſſere Einrichtung der Verwaltung 
und des Kaſſen- und Rechnungsweſens überhaupt bezweden (Ueber Ießtere ift im 
Rezeßbuch ein überfichtliches Regiſter anzulegen und fortzuführen,), 

Das Nezeßprotofoll wird von dem Diözeſanausſchuß unterzeichnet. 


Prüfung der Rechnung durd das Oberamt. 


Ss 152, Nach erfolgter Nechnungsabhör, jedoch vor der ZJuftifitation der Rechnung (vgl, 
$ 148 Abſ. 2 und 8 150), übergiebt der Defan die Rechnung nebſt Nevifionsprotofoll, den über 
die Reviſionsbemerkungen vorhandenen Verhandlungen, dem Rezeßbuch und den Beilagen der 
Rechnung dem Oberamt, welches diejelbe gemäß Art, 56 des St.G. einer Prüfung nach den in 
Art. 53 Abſ. 2 desjelben Gejeges bezeichneten Richtungen unterzieht, nämlich, ob die ftaatlichen 
und bürgerlichen Intereffen im allgemeinen gewahrt, der Grundſtock erhalten und die Stiftungen 
ftiftungsgemäß verwendet wurden, 

Insbeſondere unterfucht das Oberamt auch, ob nicht Beichlüffe, welche der ftaatlichen Ge— 
nehmigung bedürfen, ohne jolche ausgeführt wurden, ob durd) den Sturz der Schuldurkunden das 
Vorhandenfein der letzteren nachgewiejen worden ift. 

Nicht Aufgabe des Oberamt3 ift es, joweit dies nicht im Hinblick auf Art. 53 Abſ. 2 er- 
forderlich ift, zu prüfen, ob die Verwaltung im übrigen etatsmäßig geführt wurde, und auch nicht 
die kalkulatoriſche Prüfung, 

Findet das Oberamt bei der ihm zufommenden Prüfung Anftände, welche nicht durch Ver- 
ftändigung mit dem Diözeſanausſchuß ihre Erledigung finden, jo legt es die Akten der Kreis— 
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regierung bor, welche über diefelbe nach Nücjprache mit dem Evangelifchen Konfiftorium entjcheidet 
(Art, 56 Abi. 2 des St.G.). 

„ Exit nach Erledigung der von dem Oberamt, beziehungsweife der Kreisregierung erhobenen 
Anftände jpricht der Didzefanausschuß, welchem von dem Oberamt die Entjcheidung der Kreis— 
regierung mitzuteilen tft, die Juftififation der Nechnung ($ 148 Abi. 2, 8 150) aus, 


Eröffnung der JuftififationderNedhnung und der Kezefie 


8 153, Nach erfolgter Juftififation der Nechnung wird diefe mit famtlichen Beilagen und 
dem Rezeßbuch von dem Dekan dem Kirchengemeinderat zugeftellt, 

Die Eröffnung des Rezeßprotokolls wird unter demjelben von dem Sirchengemeinderat und 
dem Nechner bejcheinigt. 

Die Erledigung der Nezefje, beziehungsmweife die Beobachtung derfelben ift von dem Nechner 
bei der nächiten Rechnungsſtellung am Rande des Nezeßprotofoll unter Hinweifung auf die be- 
treffenden Stellen der neuen Rechnung nachzumeifen, 

s 154, Die von dem Didzefanausfhuß und dem Oberamt erledigte und juftifizierte Nech- 
nung wird jodann von dem Stirchengemeinderat während einer vorher anzufündigenden Frift von 
einer Woche in einem geeigneten Lokal zur Einfihtnahme der SKirchengemeindegenofjen aufge - 
legt (Art. 56 Abi, 3 des St. G.). 

8 155, Gtwaige Befhmwerden des Klirchengemeinderats oder Nechners gegen den Re— 
zeßbejcheid find binnen vier Wochen von der Eröffnung desjelben an fie an bei dem Diözeſanaus— 
ſchuß zu erheben und zu rechtfertigen. Weber diejelben entjcheidet, wenn fie gegen einen Bejcheid 
des Diözeſanausſchuſſes gerichtet find, auf Vorlage des Defans das Evangeliſche Konfiftorium 
und in höherer Inſtanz das Minifterium des Kirchen und Schulweſens, wenn fie gegen einen 
Beicheid des Oberamts gerichtet find, die Kreisregierung auf Vorlage des Oberamts, weshalb dem 
legteren, die bei dem Didzefanausjchuß erhobene Beſchwerde durch das Defanatamt mitzuteilen ift, 
und weiterhin nah Maßgabe des Art, 89 des St.G. das Minifterium des Kirchen- und Schulweſens. 

8 156, Die Rechnungsabhör und AJuftififation fol von Einlauf der Rechnung bei dem 
Dekan an ($ 139 Ab, 2) binnen Jahresfrift erledigt fein. 

157, Nach der Juftififation der Rechnung darf in diefelbe fein Eintrag mehr gemacht 
werden, Notwendige Berichtigungen können nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörden in einem 
— Rechnung erfolgen. In der Rechnung ſelbſt iſt nur auf die Seite dieſes Anhangs 
inzuweiſen. 

158. Bei der Uebergabe der Rechnungen und Rechnungsbeilagen an den Rechner, den 
Kirchengemeinderat, den Dekan, beziehungsweiſe Diözeſanausſchuß, den Revidenten und das Ober— 
amt haben ſich dieſe Behörden, beziehungsweiſe Perſonen, ſtets von der Vollſtändigkeit der über— 
gebenen Akten zu überzeugen. 


Beriodifhe Berihterftattungüberdiefehnungsergebniffje und 
den Bermdögensftand der Kirhenpflege, 


8 159, Nach Erledigung der Rechnungen durch das Oberamt und den Diözeſanausſchuß 
erftattet leßterer an das Evangeliſche Konfiftorium den in Art, 10 des K. G. vorgeſchriebenen Be— 
richt über die Rechnungsergebniffe der Sirchenpflege der Diözeje je unter Beifügung des Grund 
ſtocksnachweiſes. 


VII. Die Dienſtübergabe beim Wechſel der Rechner. 


Wenn ein Wechſel in der Perſon des Rechners im Laufe der Rechnungsperiode eintritt, ſo hat 
der neue Rechner die Rechnungsbücher bis zum Ende der Rechnungsperiode fortzuführen. Die 
Stellung einer Stückrechnung findet nicht ſtatt. 

$ 161. Zunächſt werden von dem Vorſtand des Kirchengemeinderats oder einem bon dieſem 
beauftragten Mitglied desfelben je unter Zuziehung eines weiteren Mitglieds des Kirchengemeinde- 
rats, al3 Urkundsperfon, das Tagbuch und etwaige befondere, beziehungsweife als Anhang des 
Tagbuchs angelegte Einzugsregifter abgejchloffen, 

Sodann wird eine genaue, fich auch auf etwaige Nebenverwaltungen erjtredende Nachrech— 
nung mittel® Ergänzung und Berichtigung des Tagbuchs und der Rechnung, ſoweit dies nötig ift, 
unter jorgfältiger Vergleihung der Einträge mit den Einnahme und Ausgabebelegen vorgenommen 
und werden die Einnahme und Ausgabebeträge jeder Seite der Rechnung in die aufzunehmende 
Nahrehnungsurkfunde Übertragen und zufanmengerechnet und hiedurch Der rechnungs- 
mäßige Kaſſenvorrat oder Abmangel ermittelt. 

Hierauf werden die Schuldurkfunden mit den VBucheinträgen verglichen, Das Ergebnis der 
Vergleichung ift zu beurfunden, 
Sodann werden Kaffe und Naturalienvorräte gejtürzt und das Ergebnis des Sturzes mit 

dem Ergebnis der Nachrehnung verglichen und urkundlich feitgeitellt, /h } 

Desgleichen werden die Fahrnisgegenftände mit dem Fahrnisperzeichnis verglichen und die 
Uebereinftimmung fonftatiert, 

6* 
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Stimmt der Erfund an Geld, Naturalien, Fahrnisgegenftänden und Belegen mit den Buch— 
einträgen nicht, jo wird die in der Nachrechnungs- und Sturzurfunde ſpeziell feſtgeſtellt. 

Endlich it eine Abrechnung mit den Gläubigern und Schuldnern der Kaſſe vorzunehmen 
und der Ausſtand ſpeziell zu liquidieren, in i — 

Zu dieſen Erhebungen und Feſtſtellungen iſt der bisherige Rechner, beziehungsweiſe ein von 
ihm aufzuſtellender Bevollmächtigter oder ſonſtiger Vertreter, beziehungsweiſe der Rechtsnachfolger 
des Rechners beizuziehen, und es ſind von denſelben die Erhebungen und Feſtſtellungen gleichfalls 
unterſchriftlich anzuerkennen. — 

162. Auf Grund der Nachrechnungs- und Sturzurkunde ($ 161) wird von dem Vor— 
ftande des Kirchengemeinderats, oder einem von diefem beauftragten Mitglied jenes Kollegiums, 
unter Beiziehung eines weitern Mitglieds desjelben, als Urkundsperjon, dem neuen Rechner das 
Geld vorgezählt und werden demjelben ‚die Naturalienvorräte, die Yahınizgegenjtände, Die Nech- 
nungsbücher und Nechnungsbelege richtig und vollftändig, gegen Beicheinigung, urkundlich übergeben, 

Liquide Ausftände hat der Rechner zum Ginzug zu Übernehmen, bejtrittene Ausjtände hat 
der abgegangene Nechner beziehungsweife fein Nechtsnachfolger zum Einzug zu bringen und die 
Beträge nach Eingang dem neuen Rechner zu übergeben, 

Die Haftbarkeit des abgegangenen Rechners beziehungsweife feines Nechtsnachfolgers dauert 
der Uebergabe ungeachtet fort, bis bei oder nach der Suitififation der Rechnung feine Entlaftung 
ausgeſprochen ilt. 

8 163, Zu dem Uebergabegeſchäft kann auch mit Genehmigung des Didzefanausschuffes ein 
Nechnungsverftändiger beigezogen werden. 

Die Nahrehnungs-, Sturz: und die Amtsübergabeurfunde (SS 161 und 162) ift der Rech— 
nung beizulegen. 


II. 


Geſetz 


betr. die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperſchaften 
v. 21. Mai 1891. 


Don der Derwaltung der Stiftungen. 


Art, 43, Die Verwaltung der in jeder Gemeinde vorhandenen Stiftungen, welche für wohl- 
thätige oder jonftige gemeinnüßige Zwecke der Gemeinde oder ihrer Angehörigen beſtimmt und nicht 
ausſchließlich Firhlicher Natur find, mit Einfchluß der für jene Zwecke mitbeftimmten Familien- 
jtiftungen fteht, wofern die Stifter feine andermweitigen Beitimmungen über die Verwaltung getroffen 
haben oder die Ausführung der von den Stiftern hierüber getroffenen Bejtimmungen nicht oder 
nicht mehr möglich it, dem Gemeinderath (in Theilgemeinden dem zur Verwaltung der Angelegen- 
heiten der Theilgemeinde berufenen Organ) unter den nachfolgenden näheren Bejtimmungen zu, 

Urt, 44, Bei der Verwaltung der ausihlieglich dem Zweck der öffentlichen Armenunter- 
ſtützung gewidmeten Stiftungen tritt an die Stelle de Gemeinderath3 die Ortsarmenbehörde be= 
ziehungsweife die etwa bejtellte Armendeputation (vergl, Art, 9 und 10 des Gejeßes vom 17, April 
1873 zur Ausführung des Neichögejfeges vom 6, Juni 1870 über den Unterftügungswohnfis, Reg.— 
Blatt S, 109 und Art, 12 und 16 Abſ. 4 des Geſetzes vom 2, Juli 1889, betreffend einige Ab— 
änderungen de3 eben genannten Ausführungsgejeßes, Neg.Blatt. S. 217). 

Art, 45. Bei der Verwaltung der theils für firchliche, theils für andere Zwede bejtimmten 
Stiftungen der mehreren Konfeſſionen gemeinfam gewidmeten Sirchenftiftungen und der Meßnerei— 
güter im Falle der Verbindung der Meßnerei mit einem Schuldienft treten die Ortsgeiftlichen des— 
jenigen Bekenntniſſes, deſſen Angelegenheiten durch die Verwaltung jener Vermögenstheile berührt 
werden, zu dem Gemeinderath als ftimmberechtigte Mitglieder hinzu, 

° Die Leitung der Gejchäfte fteht in diefem Falle dem Oxtsvorfteher und dem erften Orts— 
geiftlichen oder deren Stellvertretern gemeinjchaftlich zu; dem Geijtlichen gebührt die erſte ordent- 
liche, dem Ortsvorſteher im Falle der Stimmengleichheit die entjcheidende Stimme, 

Wenn Geiftliche verjchiedener Bekenntniſſe an den Verhandlungen über Stiftungsangelegen- 
heiten theilnehmen, jo fommt der hievor bezeichnete Antheil am Vorſitz dem Geiftlichen des in der 
Gemeinde überwiegenden Befenntniffes zu. Unter Geiftlichen desfelben Bekenntniſſes entjcheidet die 
dienftliche Stellung beziehungsweije das Dienftalter, 

Die übrigen Ortögeiftlichen ftinmmen vor den weiteren Mitgliedern des Kollegium ab. 


Art, 46, Auf Grund eines Bejchluffes der bürgerlichen Kollegien kann zum Zweck der Voll- ° 


ziehung des Stiftungsetats, der Defretur der einzelnen im Etat vorgefehenen Einnahmen und Aus- 
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gaben, der jpeziellen Verwendung der Stiftungserträgnifje für die ftiftungsmäßig beftimmten Zwecke 
und der Beforgung der laufenden Gejchäfte iiberhaupt, ſoweit jolche nicht ausdrücdlich dem Gemeinde- 
rath zugewiejen find (vergl, Art. 47 Ab}. 2 und 4, Art, 48 Abſ. 2, Art. 49 Ziff. 2, Art, 50 Abſ. 2, 
Art. 51 und Art, 52 Abſ. 2 und 3), ein Ausschuß beftellt werden, welcher aus dem Ortsvorſteher 
und zwei bis fünf weiteren, vom Gemeinderath je auf die Dauer von zwei Jahren aus feiner 
Mitte zu wählenden Mitgliedern befteht. 

Sn den Fällen des Art. 45 treten die Ortögeiftlichen des bei der Verwaltung der Stiftung 
betheiligten Befenntniffes zu dem Ausſchuß als ftimmberechtigte Mitglieder hinzu. Beträgt die Zahl 
der Ortögeiftlichen eines Befenntnifjes mehr als drei, jo beſchränkt fich dieſe Betheiligung auf die 
nach dem Dienftrang beziehungsweile dem Dienftalter erſten drei Ortsgeiitlichen des betreffenden 
Bekenntniſſes. Die Beitimmungen in Art, 45 bj, 2 bis 4 finden hiebei entfprechende Anwendung, 

Sm übrigen regelt ſich die Gefchäftsführung des Ausfchuffes nach den für die Verhandlungen 
des Gemeinderath3 beitehenden Vorſchriften. 

Art, 47, Die Verwaltung der Gemeinde-Stiftungen, foweit folche dem Gemeinderath zufteht 
(Art, 43 bis 45), ift von derjenigen des Gemeindevermögend getrennt zu halten, 

Dem Ermefien des Gemeinderath3 bleibt es überlaffen, ob für Diefelben bejondere Rechner 
zu beitellen, oder ihre Verwaltung dem Gemeindepfleger zu übertragen ſei. In lesterem Falle kann 
die über die Verwaltung diefer Stiftungen abzulegende Nechnung mit der Gemeindepflegrechnung 
verbunden werden, e3 iſt aber in leßterer das Vermögen der Stiftungen getrennt von den übrigen 
Beitandtheilen des Gemeindevermögens aufzuführen und find ebenfo deren Einnahmen und Aus— 
gaben je abgefondert von denjenigen der Gemeinde zu verrechnen. 

Ueber die Berwaltung der in Art, 45 bezeichneten Vermödgenstheile ſowie der Familienftiftungen 
ist jtets eine befondere Rechnung zu führen. 

Auf die befonders beftellten Stiftungsrechner finden die für die Gemeindepfleger und deren 
Beitellung beitehenden Vorfchriften mit der Maßgabe entiprechende Anwendung, daß ihre Belohnung 
von den betreffenden Stiftungsfaffen zu tragen tft, 

Art, 48, Sind in einer Gemeinde mehrere Stiftungen vorhanden, fo ift in der Negel über 
jede derjelben eine bejondere Verwaltung zu führen, 

Die Vereinigung mehrerer Stiftungen zu einer gemeinfchaftlihen Verwaltung kann vom Ge— 
meinderath mit Zuftimmung des Bürgerausschuffes und mit Genehmigung des Oberamts beichloffen 
werden, wenn diefe Maßregel im Intereſſe der Stiftungen gelegen ift, die Erfüllung der Stiftungs— 
—*— a nicht gefährdet wird und die Stifter jelbit feine entgegenftehende Anordnung ge: 
roffen haben, 

Auf Familienftiftungen finden die Vorſchriften in Abf. 2 feine Anwendung. Auch dürfen 
die in Art. 45 bezeichneten Stiftungen mit Stiftungen anderer Art nicht vereinigt werden. 

Art, 49, Das Grundſtocksvermögen der Stiftungen ift ungefchmälert zu erhalten. Eine 
Verwendung von Beitandtheilen des Grundſtocksvermögens für andere Zwecke als zur Erhaltung 
oder Vermehrung des Grundftods ift nur zuläffig: 

1) wenn die Erfüllung des Stiftungszweds den Grundftocdsangriff erfordert und der Stifter 

Nah ei Schmälerung des Grundftocdsvermögens für dieſen Fall angeordnet oder zu— 
gelafien hat; 

2) zur Beftreitung außerordentlicher Ausgaben der Stiftung auf Grund eines vom Gemeinde- 
rath mit Zuftimmung des Bürgerausſchuſſes gefaßten Beſchluſſes, wenn die Wiederer- 
gänzung des Grundftods binnen eines bejtimmten Zeitraums, ſei es aus Einnahmeüber- 
jchüffen der laufenden Verwaltung, fei es durch Zuſchüſſe der Gemeinde oder dritter Per— 
jonen gefichert iſt. Ein derartiger Beſchluß des Gemeinderath3 unterliegt der Genehmigung 
der Kreisregierung. 

Die nah vollitändiger Erfüllung der Stiftungszwede und nach Beltreitung aller jonftiger 
Ausgaben der Stiftung vorhandenen Ueberſchüſſe find dem Grundſtocksvermögen zuzuſchlagen, jofern 
nicht vom Gemeinderath mit Zuftimmung des Bürgerausjchuffes befchloffen wird, diefelben zur Be— 
ftreitung beftimmter Ausgaben der Stiftung vorzubehalten, 

Art. 50, Die Erträgniffe des Stiftungspermögens dürfen zu feinen andern Ausgaben als 
zur Beftreitung der durch deifen Verwaltung entftehenden Koften und zur Erfüllung der vom Stifter 
beftimmten Zwecke der Stiftung verivendet werden. Neichen diefelben zur Beftreitung der beſtim— 
mungsgemäßen Leiftungen der Stiftung nicht zu, fo find die leßteren, ſoweit nicht die Vorſchrift 
des Art. 49 Ziff, 1 Platz greift, entfprechend einzujchränfen. 

Der Stiftungshaushalt wird auf Grund eines für jedes Nechnungsjahr vom Ortsvoriteher, 
in den Fällen des Art. 45 von diefem und dem erjten Ortögeiftlichen (Urt, 45 Abſ. 2 und 3), in 
Gemeinſchaft mit dem Stiftungsrechner zu entwerfenden, der Beſchlußfaſſung des Gemeinderaths 
und Bürgerausschuffes unterliegenden Etats der vorausfichtlichen Ginnahmen und Ausgaben der 
Stiftung geführt, welcher dem Oberamt zur Genehmigung vorzulegen iſt. Auf Meberjchreitungen 
des Etats, welche nicht bloß auf einer rechtlichen Verbindlichkeit beruhen, finden diefe Beftimmungen 
entfprechende Anwendung. 

Art. 51, Die Beichlüffe des Gemeinderaths in Stiftungsperwaltungs = Angelegenheiten be- 
dürfen außer den in Art. 46 Abſ. 1, Art. 48 Abſ. 2, Art. 49 Ab, 1 Ziff. 2 und Abi. 2, Art. 50 
Abſ. 2 und Art, 52 Abſ. 2 bezeichneten Fällen der Zuftimmung des Bürgerausfchuffes: 
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1) bei jolchen Verleihungen oder fonftigen Verträgen, durch welche über Stiftungseinfünfte 
nicht im Wege des Aufftreich® verfügt wird; , —J 

2) bei der Verwilligung außerordentlicher Belohnungen, Verehrungen oder ſonſtiger Begünfti- 
gungen fir Mitglieder des Gemeinderaths und beim Abſchluß von Verträgen mit jolchen 
ohne vorgängigen Auf- oder Abftreich ; 

3) bei Nachläffen unbeftrittener und einbringlicher Forderungen der Stiftung; : 

4) bei allen Beichlüffen, durch welche der Stiftungsetat bleibend verändert, der Vermögens— 
fonds der Stiftung und deſſen Ertrag für die Zukunft vermehrt oder vermindert wird 
(vergl. $ 53 des Verwaltungsedikts). 

Die Vorfchrift des Art. 11 findet Hier entprechende Anwendung. * 

Art, 52. Weber ſämmtliche Einnahmen und Ausgaben der Stiftung iſt regelmäßig nach dem 

Ablauf eines jeden Rechnungsjahrs Nechnung abzulegen. — 

Bei denjenigen Stiftungen, deren etatsmäßige Einnahmen den Betrag von 500 Mark jährlich 
nicht überſteigen, kann von den Gemeindefollegien mit Genehmigung des Oberamts bejchlofjen werden, 
daß die Rechnung alle zwei oder drei Jahre zu ftellen jet. 

Die geftellte Rechnung wird vom Gemeinderath und Bürgerausfchuß durrchgefehen und vom 
Oberamt geprüft und abgehört, j 

Art, 53. Soweit in Vorftehendem (Art, 44 bis 52) feine abweichenden Bejtimmungen ges 
troffen find, finden die Vorfchriften über die Verwaltung des Gemeindevermögend auf die Ver: 
waltung der Stiftungen entiprechende Anwendung. 

Art. 54, Die Auffiht über die Verwaltung der Gemeindeftiftungen wird unter der Ober: 
aufficht der Kreisregierung und des Minifteriums de3 Innern durch das Oberamt, in den Fällen 
des Art, 45 in Gemeinſchaft mit dem betreffenden Dekan (gemeinschaftliches Oberamt) geführt, 
welchen zur Ausübung derjelben die gleichen Befugniſſe wie hinfichtlih der Beauffichtigung der 
Gemeindeverwaltung zufommen (vergl, 88 64 und 90 ff. des Verwaltungsedikts). 

Ueber die Meinungsverfchiedenheiten, welche zwifchen dem Oberamtsvorftand und dem Defan 
über die Handhabung des Auffichtsrecht3 in den Fällen des Art. 45 entftehen, entjcheidet die Kreis— 
regierung, 

Art, 55. Außer in den bejonders beftimmten Fällen (vergl. Art, 48Abſ. 2, Art, 49 Ziff. 2, 
Art. 50 Abſ. 2, Art. 52 Ab. 2) iſt die Genehmigung der Auffichtsbehörde zur Giltigfeit der Be— 
Ichlüffe des Gemeinderaths in Angelegenheiten der Stiftungsverwaltung und zur VBollziehbarfeit der- 
jelben nothwendig: 

1) wenn einer der Bezirfsbeamten bei der Sache perfönlich betheiligt ift; 

2) wenn einem Mitgliede des Gemeinderaths (Art, 43 bis 45) aus Stiftungsmitteln eine 
neue oder erhöhte Bejoldung, ein Wartgeld oder ein Nuhegehalt vermwilligt wird, fofern 
der Betrag derjelben und die Vorausfegungen ihrer Verwilligung nicht durch Ortsftatut 
bejtimmt find; 

3) wenn einem Mitglied des Gemeinderaths (Art, 43 bis 45) oder des Bürgerausſchuſſes 
eine einmalige Belohnung oder Verehrung aus Stiftungsmitteln gewährt wird ; 

4) bei der Veräußerung von Meßnereigütern oder fonftigen wejentlichen Menderungen im 
Beſtand derfelben; 

5) bei der Veräußerung von jonftigem unbeweglichem Vermögen oder dieſem gleichzuachtenden 
Nechten der Stiftung, wenn der Werth des Veräußerten in Gemeinden eriter Klaſſe 
2000 Mark, in Gemeinden zweiter Klafje 1000 Mark und in Gemeinden dritter Klaſſe 
500 Mark überfteigt; 

6) bei Kapitalaufnahmen, durch welche der Schuldenbeftand der Stiftung vermehrt wird, 
wofern e3 fich nicht um die bloß vorübergehende Eingehung einer Schuld zur Beftreitung 
jolcher etat3mäßiger Ausgaben handelt, für welche die Dedungsmittel im Gtiftungsetat 
vorgejehen find, aber erit im weiteren Verlaufe des Nechnungsjahrs eingehen; bei der 
Feltitellung der Schuldentilgungspläne und bei jeder Ausgabe von Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber; 

7) bei der Uebernahme neuer Verbindlichfeiten auf die Stiftung; 

Zuſtändig zur Grtheilung der Genehmigung ift in den Fällen der Ziff. 1, 2, 4 bis 7 die 
Kreisregierung, in den Fällen der Ziff. 3 das Oberamt (vergl, Art, 54), 

Sn den Fällen der Ziff, 4 it vor der Genehmigung die Oberfirchenbehörde der betheiligten 
Kirche (daS Evangelifche Conſiſtorium beziehungsweiſe das bifhöfliche Ordinariat) zu einer Aeußerung 
vom Firchlichen Standpunft aus zu veranlafjen. Bei entftehender Meinungsverſchiedenheit entjcheidet 
das Minifterium des Innern. 


Das Großherzogthum Baden. 


Im Anſchluſſe an das Geſetz v. 26./7. 1888 die Befteuerung für örtliche 
firhliche Bedürfnifje betr. !) find erlafjen worden: Die 2. v. 6./9. 1890 das 
Verfahren bei Erhebung firhlider Steuern in ev. Kirden- 
gemeinden, die Berrehnung der aus firhlihen Steuern her: 
rührenden Gelder, die Rechnungslegung und Rechnungsab— 
hör betr. (L.) unddieBefanntmahung des Ev.Oberkirchenrathes 
v.28. April 1891, den&Einzug, DieBetreibung und Verjährung 
der Kirhenjteuern für örtliche kirchliche Bedürfniſſe betr. (M). 

Auf das Kirchenvermögen beziehen ſich weiter die V. des Ev. Ober 
kirchenrathes v. 13. Dftober 1890 und 11. November 1891 die 
Berwaltung und das Rechnungsweſen des örtlichen ev. Kirchen— 
fonds betr. (III.), durch welche die früheren die gleiche Materie behandelnden Ver— 
ordnungen vom 21. Sept. 1875 und 28. Mai 1886 ?) abgeändert worden find. 

Aus den Beichlüffen der Generaliynode von 1891 find hervorgegangen: Die 
Kirhengefeße, die Berfafjung der vereinigt. ev.=-proteft. 
Kirche d. Großh. Baden betr. (IV.) DieAbänderung derWahlen 
betr. (V),die Aenderung des kirchl. Geſetzes vom 22./7. 1863 °) bez. 
18./6. 1867 über nie bejonderen Einrihtungen für die ev. Did: 
zejen Mannheim und Heidelberg betr. (VL) DieBeamten der 
ev.proteft. Landesfirhein Baden betr. (VII), alle von 14./7. 1891. 
Endlid find am 17.7.1891 die Beitimmungen publiziert worden über die Regelung 
der Betheiligung des StaatesSan dem Aufwand für die Ber 
waltung desevang. Kirhenvermögenzg, getroffen im gegenjeitigen Ein- 
verjtändniß der Gr. Regierung und des Ev. Oberfirchenrathes (VIIL). 


LE 
Herordnung. 


Das Verfahren bei Erhebung firdliher Steuern in evangelijhen Kirchenge— 
meinden, die Verrehnung der aus kirchlichen Steuern herrührenden Gelder, 
die Nehnungslegung und Rechnungsabhör betreffend, vom 6, September 1890, 


Zum Vollzug des Geſetzes vom 26, Juli 1888, die Beſteuerung für Örtliche Firchliche Bes 
dürfniffe betreffend, wird mit Zuftimmung der Großherzoglichen Minifterien des Innern und der 
Finanzen gemäß Artikel, 37 Ziffer 6 und 7 Hinfichtlich der Einrichtung der Boranjchläge und Steuer: 


1) Abgedruckt: Verfaffungsgejege IT. Erg.Bd.| fehlten, jo find fie in der Form der jegigen Gel— 
©. 69. tung unter Nr. III. abgedrudt worden. 
2) Da dieje bisher in unjerer Sammlung | 3) Ju der Sammlung ©. 498 f., 
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regiſter, des Verfahrens bei deren Aufjtellung und Feſtſtellung, der Verrechnung der aus firchlichen 
Steuern herrührenden Gelder, der Rechnungslegung und der Rechnungsabhör für den evangelijchen 
Keligionsteil im Einverftändnis mit dem Evangeliſchen Oberfirchenrat verordnet, 


I. Voranſchlagsanweiſung. 
Allgemeine Beftimmungen, 


$1. Der Voranjchlag, auf Grund deſſen eine Beſchlußfaſſung der Kirchengemeindeverfammlung 
über Erhebung einer Steuer für örtliche Kirchliche Bedürfniſſe herbeigeführt werden joll (Artikel 2, 
Artikel 23 des Kirchenftenergefeges) — Kirchenſteuer-Voranſchlag — ift vom Kirchengemeinderat 
regelmäßig für ein Kalenderjahr aufzustellen. ; 

Auf einen von dem evangelifchen Oberficchenrat qutgeheißenen Antrag des Kirchengemeinde— 
rat3 kann vom Bezirksamt geftattet werden, daß der Voranſchlag für eine längere, jedoch höchſtens 
drei Kalenderjahre umfafjende Periode aufgeftellt werde, 

Der Aufitellung des Voranſchlags jelbit Hat vorauszugehen die 


Seftftellung des dem Umlageausfchlag zu Grunde zu legenden Stenerfapitals. 


8 2 Im Monat November des der Voranfchlagsperiode vorhergehenden Jahres erhebt 
der Kicchengemeinderat für jede ganz oder teilweife zum SKirchfpiel gehörige Gemarkung (für den 
Pfarrort und den Filtalort getrennt) von dem Gemeinderat (Ortsverwaltungsrat) der Gemarkung 

1. die Abſchrift des Staatsfteuerfatafters für das folgende Sahr, oder (wo folche von dem 

leßteren nicht gehalten wird) das von dem Steuerfommiffär angelegte, vorerit nur die 
Namen der umlagepflichtigen Berfonen und die umlagepflichtigen Steuerfapitalien ent= 
haltende Umlageregifter über die Grund», Häuſer-, Gefäll- und Gewerbfteuerfapitalien 
und Ginfommenfteneranichläge für das fommende Jahr und 

2. das Umlageregifter über die Kapitalrentenfteuerfapitalien für das ablaufende Jahr. 

Die Erhebung gemäß Ziffer 2 hat nur da, wo erftmals oder erſtmals wieder Kirchenjteuer 
erhoben werden foll, zu gefchehen. 

Wo Gemeindeumlagen nicht erhoben werden oder wo ausnahmsweiſe vom Gemeinderat da 
in Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 Bezeichnete nicht rechtzeitig erhalten werden kann, ift von dem Steuer: 
kommiſſär eine Abjchrift des Staatsjteuerfatafters für das folgende Jahr, jomwie eine folche des 
—— der Kapitalrentenſteuer für das ablaufende Jahr von der betreffenden Gemarkung 
zu erheben. 

8 3 Der Sirchengemeinderat bezeichnet unter entiprechender Beachtung der Beſtimmungen 
in Artikel 16—20 des Gejeßes über Beginn und Erlöfchen der Steuerpflicht in den erhobenen 
Kataftern beziehungsweife Umlageregiftern die der evangeliichen Konfeſſion und zugleich dem fteuer: 
erhebenden Sirchjpiel angehörigen Einwohner des Pfarrorts und der Filialorte, ſowie die bekenntnis— 
angehörigen Sirchipiels-Ausmärfer (Artikel 13 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes) mit „E*, 

Dabei ift bezüglich der firchenfteuerpflichtigen Perſonen, welche mit anderen ein Gewerbe in 
Gefellichaft betreiben und mit dem ihrer Beteiligung an der Gefellihaft entiprehenden Teile des 
Stenerfapital® diefer letzteren heranzuziehen find (Artikel 15 Abſatz 1 des Geſetzes), bei den 
Namen u der a Konfeffion angehörigen Teilhaber das Gejellihaftsverhältnis mit „E 

in Firma N, N, u i —— —J 
zu bezeichnen, wobei die unten beizufügende Zahl die Zahl der Ge— 
ſellſchaftsteilhaber angiebt. 

Steuerpflichtige, welche in gemiſchter Ehe leben (Artikel 15 Abſatz 2 des Geſetzes), ſind mit 
„E!/“ zu bezeichnen. 

Ferner find dem evangelifchen Bekenntnis ausfhließlih zum Genuß zuftehende nicht 
firhliche, fowie die evangeliſch-kirchlichen Stiftungen (Artikel 13 Abjag 1 Ziffer 2 des 
Geſetzes) ebenfalls mit „E“ zu bezeichnen, wobei aber für ſolche Stiftungen, deren Ertrag ohnehin 
zur Beftreitung der Koften für die Kirchen und Pfarrhausbaulichkeiten der Kirchengemeinde bejtimmt 
tft, unter Beifügung diefer Begründung obige Bezeichnung zu unterbleiben hat. 

' 3; 4& Die Behörden der politifchen Gemeinden und die Bolizeibehörden find verpflichtet, den 
Kirchengemeinderäten bei Feftitellung der Befenntnisangehörigkeitnach Thunlichkeit an die Hand zu gehen. 
s5., Nach Bezeichnung der fteuerpflichtigen Evangeliſchen Liegt dem Kirchengemeinderat ob: 

1, die Anlegung des Regiſters beziehungsweife der Regiſter über die Kirchensteuer von den 

Grunde, Häufer-, Gefäll- und Gewerbiteuerfapitalien und Einfommenfteneranfchlägen, und 
zwar für den Pfarrort und jeden Filialort getrennt, mit folgenden Abteilungen: 
I. Be —— zugeteilte Ortseinwohner (nach Artikel 12 des Geſetzes Kirchenſteuer— 
pflichtige) 
1, mit ihren Steuerkapitalien und Steueranſchlägen auf der Gemarkung des Wohnorts, 
2, mit ihren Steuerfapitalien auf den Gemarfungen der außerdem noch zum Kirch— 
jpiel gehörenden Orte, 
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I. Nur zu den Koften fir Kirchliche Bauten Beitragspflichtige und zwar 

a. befenntnisangehörige Kirchſpielsausmärker (Artikel 13 Abſatz 1 Ziffer 1 de8 Gefetes), 

b. evangelifche Stiftungen (Artikel 13 Abſatz 1 Ziffer 2 des Gefekes), 

c. juriſtiſche Perſonen 2c, (Artikel 13 Abſatz 1 Ziffer 3 des Geſetzes). 

Die Anlegung diefes Negifter beziehungsweife diefer Negifter hat nach dem diefer 

Verordnung als Beilage I. angefchloffenen Mufter zu gefchehen, indem darin vo rerſt 

nur in Spalte 2 Namen und Stand der Steuerpflihtigen und in 

den Spalten 3, 5 und 7 dieumlagepfliätigen Steuerfapitalien 
‚und Steuweranjchläge einzutragen find. 

2, Die Zufammenftellung der Nentenfteuerfapitalien der Evangelifchen aus den bezüglichen 
Gemeindenmlageregijtern des ablaufenden Jahres, und zwar bezüglich jeder einzelnen 
zum Kirchjpiel gehörenden Gemarfung mit den unter Ziffer 1 angegebenen Abteilungen, 
jedoch unter Weglafjung der Unterabteilungen I. 2. und II. a., welche bei diefen Steuer: 
fapitalien nicht vorkommen, 

Falls im vorangegangenen Jahr Kirchenfteuer erhoben wurde, kann zur Fertigung 
diefer Zufammenftellung das (beziehungsweife die) Kirchenftenerregijter über die Reuten— 
jtenerfapitalien des ablaufenden Jahres zum Zwecke der Ermittelung des Steuerfußes 
benüßt werden (vergleiche $ 2 Ziffer 2 diefer Verordnung). 

Es empfiehlt fich, daß bei Fertigung der Verzeichniffe nah Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 die 
Kirchengemeinderäte die Mitwirkung der Steuerfommifjäre in Anfpruch nehmen, welche jedem der— 
artigen Antrag des Kirchengemeinderat3 zu entiprechen haben. 

Bei den Einträgen, welche gewerbliche Unternehmungen betreffen, die von Mehreren in Ge— 
jellichaft betrieben werden, find Namen und Wohnort der einzelnen Teilhaber mit Bezeichnung des 
Berhältniffes anzuführen, in welchem jeder derfelben an der. Gejellfchaft beteiligt ift, Ueber das 
Maß der Beteiligung der einzelnen Gefellfchafter hat der Steuerfommiffär, ſoweit er nicht bereits 
aus dem Kataftergefchäfte davon Kenntnis hat, die erforderlichen Erhebungen zu machen. Grhält 
er feine zuperläffige Auskunft, wird gleichheitliche Beteiligung der einzelnen Geſellſchafter (nach 
— unterſtellt und danach der Anteil am gemeinſchaftlichen Steuerkapital berechnet und 
eingetragen. 

8 6, In die Kirchenſteuerregiſter ($ 5 Ziffer 1) und die Zuſammenſtellung der Renten— 
jteuerfapitalien (5 Ziffer 2) find alle beizuziehenden Steuerfapitalien, auch die Kapitalrentenfteuer- 
fapitalien im vollen, zur ftaatlichen Beſteuerung veranlagten Betrag und die Einkommenſteueran— 
ſchläge im einfachen Betrag einzutragen. 

Eine Ausnahme von diefer Negel (Abſatz 1) machen nur die in Artikel 15 Abſatz 1 und 
2 des Gejeßes bezeichneten Steuerfapitalien, welche nur zum entiprechenden Teil (8 5 letzter Abſatz, 
verglichen mit S 3 Abſatz 2 ff.) beziehungsweife nur zur Hälfte aufzunehmen find, 

8 7. Die gemäß 8 5 Ziffer 1 angelegten Kirchenfteuerregifter und die nach 8 5 Ziffer 2 
gefertigte Zufammenftellung find zu Anfang des Monat3 Dezember dem Steuerfommiffär behufs 
Ermittlung und Beurkundung der dem Ausfchlag der Kirchenfteuer zu Grunde zu legenden Steuer: 
fapitalien und Steueranfchläge, ſowohl bezüglich jeder einzelnen zum Kirchipiel gehörenden Gemarkung, 
als des Kirchſpiels im ganzen zuzuftellen. 

Dabei find dem Steuerfommiffär folgende genaue Angaben zu machen: 

I. iber den Umfang des Kirchipiels; die Gemarfungen, welche ganz oder teilweije zu dem— 
felben gehören; Zahl der Einwohner jeder dieſer Gemarkungen, fowohl im ganzen als 
der Bekenntnis- und der Kirchipielsangehörigen. 

Können die Ergebniffe der jüngſten Volkszählung nicht aus amtlichen, dem Kirchen— 
gemeinderat zugänglichen VBeröffentlichungen gefchöpft werden, wären dieſelben bei dem 
Bezirksamt zu erheben und die hierauf bezüglichen Schriftftüde dem Voranſchlag ($ 10 
diejer Verordnung) anzuschließen ; 

‘II. ob den Einwohnern eines zum Kirchfpiel gehörigen Filialortes Erleichterung nach Ar— 
titel 21 des Geſetzes gewährt wurde; N 

II. = En — Beizug der Kapitalrentenſteuerkapitalien verzichtet wird (Artikel 14 des Ge— 
etzes), ſowie 

IV. ob die in Artikel 13 des Geſetzes bezeichneten Steuerkapitalien und Steueranſchläge auch 
im Falle einer den Betrag von 5 Pfennig auf 100 Mark Gemeindefteuerfapital für ein 
Kalenderjahr nicht überfteigenden Belaftung beigezogen werden jollen, f 

8 8, Die Darftelimg der dem Kirchenfteneranjchlag zu Grunde zu Legenden Steuerfapitalien 
und Steueranfchläge wird nach Anleitung des Mufters Beilage IH. durch Summierung und Zus 
jammenftellung der einzelnen Abteilungen der Sirchenfteuerregiiter und beziehungsweiſe Rentenſteuer— 
fapitalienzufammenftellung ($ 5 Ziffer 1 und 2 diefer Verordnung) erhalten, Dabei find die Abs 
teilungafummen der Steuerfapitalien und Steueranjchläge, wie folgt, auszumwerfen: 

1. die Summe .der Grund», Häufer:, Gefäll- und Gewerbſteuerkapitalien der nach Artikel 12 

des Gejeges Kirchenfteuerpflichtigen im vollen DBetrage, 

2, a Summe der Einkommenſteueranſchläge derjelben Steuerpflitigen im dreifachen 

etrage, 

3, die Summe der Kapitalventenftenerfapitalien derjelben zu drei Zehntel, Ziffer 1-3 
in Spalte 2 der Daritellung ; 
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4, die Steuerfapitalienfummen der nach Artikel 13 des Geſetzes Kirchenſteuerpflichtigen find, 
fomweit die betreffenden Steuerfapitalien nach Artikel 13 Abſatz 2 und 3 nur in ermäßigten 
Betrage beizuziehen find, zwar auf der zu den „Entzifferungen und Grläuterungen” be: 
ſtimmten Blattfeite (Spalte 5—9) der Darftellung je mit ihrem vollen Betrage vorzu— 
tragen, aber gleichzeitig nur in den nach Artikel 13 Abſatz 2 und 3 des Geſetzes zu be= 
rechnenden ermäßigten Beträgen in Spalte 3 der Darftellung auszumwerfen, 

5 Wo den Filialiften nad) Artikel 21 des Gejeßes durch Vereinbarung eine Erleichterung 
gewährt ift, find die Summen der Steuerfapitalien und Einkommenſteueranſchläge inner- 
halb der Gemarkung des betreffenden Filtalort3 zunächſt mit ihren vollen Beträgen in die 
Spalte 2 und beziehungsweise 3 der Darftellung einzutragen, es find aber alddann am 
Schluſſe bei dem betreffenden Filialort von den beiden Hauptjummen in Spalte 2 und 
3 die zur Kirchenſteuer beizuziehenden Anteile zu berechnen uud nur die leßteren in die 
Aufammenftellung der Steuerfapitalienfummen der einzelnen Gemarkungen aufzunehmen. 

Die Endfumme in Spalte 2 der Daritellung bildet die Steuerfapitalienfunme, auf welche 

der nach Artikel 12 des Gefeßes zu decdende Aufwand umzulegen ift. 

Die Endjumme in Spalte 4 ift für die Ummegung des Bauaufwandes maßgebend, 

Diefe Darftellung der dem Kirchenſteuerausſchlag zu Grunde zu Legenden Steuerfapitalien 

und Steueranſchläge ift von dem Steuerfommiffär nach ihrer Vollendung am Schluffe zu unterzeichnen. 

Die Darstellung ift alsbald nach Fertigung dem Kirchengemeinderat zuzufteken und es find 

dabei die nad) S 7 dem Steuerfommiffär zugeftellten SKirchenfteuerregiiter und Zufammenftellung 
der Nentenftenerfapitalien — 8 5 Ziffer 1 und 2 — mitzurüdzugeben. 

Bon letzteren Schriftitücden find Abjchriften, jedoh ohne Angabe der Einzelfteuer- 
fapitalien und Steueranichläge nur unter Aufnahme der Summe derjelben, zu fertigen, um folche 
feiner Zeit mit dem Entwurf des Kirchenſteueranſchlags zur Ginficht der Beteiligten aufzulegen, 


Aufftellung des Kirchenftenervoranfchlags. 


8 10. Die Aufftellung des Kirchenſteuervoranſchlags (8 1) iſt fpäteftens im Dezember 
0 Bee vorangehenden Jahres vorzubereiten und im folgenden Monat Januar 
abzuſchließen. 
Der Kirchenſteuervoranſchlag iſt nach Anleitung der Muſter-Beilage IV. anzulegen, 
Derjelbe zerfällt in die zwei Abſchnitte: 
1, Angabe und Nachweiſung der für die örtlichen Tirchlichen Bedürfniffe nach den einzelnen 
Abteilungen (Artikel 2 des Geſetzes) erforderlichen Summen, jowie der zur teilweifen 
Deckung auf Grund privatrechtlicher Verpflichtungen oder aus eigenem Vermögen der 
Kirchengemeinde oder aus Stiftungen verwendbaren Mittel ; 
2, Darfjtelung und Nachweifung der im Wege der firhlichen Beſteuerung aufzubringenden 
Summe und Berechnung des Betrags, welcher nach Maßgabe der Artikel 12—15 und 
21 des Gefeßes auf je 100 M. Gemeindefteuerkfapital erhoben werden foll: 
a. von evangeliichen Kirchipielseinwohnern, 
b. von außerhalb des Kirchſpiels wohnenden Evangelifchen, ſowie von juriftiichen Per— 
fonen, Gefellfchaften und Vereinen. 
11, As „Vorbemerfungen“ find dem erften Abſchnitt des Kirchenſteuervoranſchlags 
die einzelnen Angaben voranzuftellen, welche gemäß $ 7 diefer Verordnung Abſatz 2 unter I.—IV. 
dem Steuerfommiffar zum Zwecke der Fertigung der Darftellung der Steuerfapitalien und Steuer: 
anfchläge für den Kirchenftenerausschlag gemacht wurden, 
Unter V. ift fodann noch Auskunft beizufügen über etwaige ſonſtige Verhältniffe, welche auf 
die Aufftellung des Voranſchlags von Einfluß find, 


Erſter Abſchnitt des Kirchenſteuervoranſchlags. 


8 12. Der Kirchenſteuervoranſchlag hat außer den etwaigen Einnahmen und den Ausgaben 
der Kirchengemeinde als ſolcher die Einnahmen und Ausgaben der in der Gemeinde beſtehenden kirch— 
lichen Ortsfonds — und zwar bezüglich derjenigen Fonds, für welche regelmäßig Voranſchläge auf— 
zuſtellen ſind, auf Grund dieſer Voranſchläge mit den auf die betreffende Steuerperiode entfallenden 
Betreffniſſen — mit in Betracht zu ziehen, wenn und ſoweit die betreffenden Fonds für Bedürfniſſe 
der in Artikel 2 des Geſetzes bezeichneten Art aufzukommen haben und ihre laufenden Einnahmen 
zur Beſtreitung ihrer laufenden Ausgaben nicht hinreichen. 

13, Der Kirchenſteuervoranſchlag erſtreckt ſich auf diejenigen Einnahmen und Ausgaben 
der Voranſchlagsperiode ($ 1), welche nach 8 112 der Vorſchriften für die Verwaltung und das 
Rechnungsweſen des örtlichen evangeliſchen Kirchenvermögens vom 21, September 1875 unter den 
Nechnungsabteilungen I. „Einnahmen und Ausgaben von früheren Jahren” und II. „Laufende Ein- 
nahmen und Ausgaben“ zu buchen find. 

Zu den laufenden Ginnahmen (Abteilung II.) gehört auch der etwa aus Grundftocsmitteln 
eines Fonds bewilligte Beitrag, welcher im betreffenden Steuerjahr (Steuerperiode) zu den im 
Kirchenſteuervoranſchlag —— Ausgaben mit zu verwenden iſt. 

Ebenſo gehören zu den laufenden Ausgaben (Abteilung II.) die Beträge, welche in der Vor— 
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anſchlagsperiode aus den im Kirchenfteuerboranfchlag vorgefehenen Einnahmen zur Verzinfung und 
Tilgung von Schulden und zur Grundſtocksergänzung eines Fonds zu entnehmen find, 

14, Bei Neubauten, Grweiterungsbauten und Bauveränderungen bedarf es nach Ar- 
titel 33 Abſatz 2 des Gefeßes einer v or der Voranfchlagsaufftellung herbeizuführenden befonderen, 
der bezirfsamtlichen Genehmigung unterliegenden Beſchlußfaſſung der Kirchengemeindeverfammlung, 
wobei inSbejondere wegen Aufbringung des ungedect bleibenden Aufwandes und über ettvaige 
Verteilung desjelben über mehrere VBoranfchlagsperioden Beftimmung zu treffen ift, 

Der hiernach auf die einzelne Voranfchlagsperiode entfallende Betrag ift in den Kirchen: 
ſteuervoranſchlag unter die Ausgaben aufzunehmen ($ 16 Ziffer 1. 1. Abſatz 1 diefer Verordnung), 

15. Was die Einnahmen unter Nechnungsabteilung I. — SKaffenvorrat und Rückſtände 
— anbelangt, jo ift an dem auf 1. Januar der Voranfchlagsperiode vorhandenen Kaſſenvorrat 
eines Fonds, auf welchen fich nach 8 12 diefer Verordnung der Kirchenſteuervoranſchlag erſtreckt, 
ein etwa unter demſelben enthaltener, von Kapitalheimzahlung oder fonftigen Grundftodzeinnahmen 
herrührender Betrag, ferner ein als Betriebsfond erforderlicher Betrag von mindeſtens zwei Prozent 
der laufenden Ausgabe des betreffenden Fonds abzuziehen und nur der etwa verbleibende Neitbetrag 
in den Kirchenſteuervoranſchlag einzuftellen. 

Bon den aus der Vorperiode herrührenden Einnahmerücitänden der Nechnungsabteilungen 
I. und 11. eines Fonds darf nur derjenige Betrag in den Voranjchlag aufgenommen ‚werden, um 
welchen fi die Einnahmerückſtände im Laufe der Voranfchlagsperiode gegen die Worperiode vor— 
ausfichtlich im ganzen mindern werden, 

Etwaige Ausgabsreite (J.) aus den Nechnungsabteilungen I und 1I. der Vorperiode find an 
den Einnahmerücdftänden und nötigenfalls am Kaſſenvorrat in Abzug zu bringen, 

Kaſſenvorrat und Einnahmerückſtände der Kirchenſteuerkaſſe find, jo lange dieſe nicht zur 
„Kirchengemeindekaſſe erweitert ift (SS 33 und 35 diefer Verordnung), mit ihren ganzen Beträgen 
nur unter Abzug etiwaiger Ausgabsreite aufzunehmen. 

8 16, Insbeſondere hat der Kirchenſteuervoranſchlag gemäß Artikel 23 des Geſetzes 


I. die für die örtlichen Firchlihen Bedürfniffe nach den Abteilungen des Artifel 2 des Geſetzes 
erforderlihen Summen 


nachzumeijen, und zwar 

1, die für Unterhaltung und Neubau der Pfarrkirchen und Pfarrhäufer notwendigen Aus— 

gaben unter entjprechender Berücfichtigung des 8 14 diefer Verordnung. 

Hier find im Voranjchlag zum Eingang alle Sirchen und Pfarrhäufer der Kirchen- 
gemeinde unter Beifügung der zu den Gebäuden beziehungsweiſe einzelnen Gebäudeteilen 
Baupflichtigen aufzuzählen, und es find jodann die für die einzelnen Bauarbeiten in der 
Boranjchlagsperiode ſeitens der Kirchengemeinde als folcher und feitens der Firchlichen 
Ortsfonds aufzumendenden Beträge auszuwerfen. Die Ortsfonds fommen Dabei mit 
den nach ihrer Nubrifenordnung unter $ 17 „Bauaufwand“ und $ 18 „Aufwand für 
den Kircheninbau“ zu verausgabenden Beträgen in Betracht, 

Am Schluffe find die zur Verzinfung und Tilgung von Baufchulden und zur Gr: 
gänzung von Baufapitalien eines Baufonds beftimmten Beträge aufzunehmen 

2. In die zweite Abteilung — Ausgaben für Anfchaffung und Unterhaltung der für den 

Pfarrgottesdienft, für Kirchliche Feierlichkeiten der Gemeinde und für die Ausübung der 
anderweiten feelforgerlihen Verrichtungen nötigen Gerätjchaften und fonftigen Erforder— 
niffe — find aus den Voranſchlägen der kirchlichen Ortsfonds die Voranſchlagsſummen 
der Ausgaberubrifen: 

8 13 „für Slirchenvifitationen, Synoden und Pfarrwahlen”, 

$ 16 „für Abendmahlsbedürfniffe”, 

8 19 „für fichliche Fahrniſſe und Geräte“ 

$ 20 „für jonftige kirchliche Bedürfniffe im engeren Sinn“ 
zu übertragen, Mk 

3, In der dritten Abteilung endlich — Belohnung der fogenannten niederen kirchlichen Be: 

dienfteten — erjcheinen die im Voranſchlag der Firchlichen Ortsfonds unter 

$ 15 „für Organiften, Sicchendiener und ſonſtige Kirchenbedienftete” 
aufgeführten Beträge, 

Hiezu fommen 

4, Beiträge für Ausftattung neuer geiftlihen Stellen (Schlußſatz des Attifel 2 des Geſetzes). 

5. Die Laften und Verwaltungskoften der Sirchenfteuerfaffe ($ 33 diefer Verordnung). 

Es find übrigens im einzelnen Falle nur diejenigen Abteilungen (beziehungsweife diejenige 
Abteilung) in den Voranfchlag aufzunehmen, deren Ausgaben nicht durch andere Mittel vollftändig 
gedect find, für welche alfo die Erhebung einer Kirchenfteuer nötig fällt, 

8 17, Der Kirchenfteuerporanfchlag hat ferner: 


II, die zur teilweifen Deckung auf Grund privatrechtlicher Derpflichtungen oder aus eigenem 
Dermögen der Kirchengemeinde oder aus Stiftungen verwendbaren Mittel 


nachzuweiſen. 
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Der Raffenvorrat, fowie die Einnahme- und Ausgaberefte von früheren Jahren (Abteilung I.) 

find nad Maßgabe des 8 15 zu berücfichtigen. 

AS Iaufende Einnahmen (Abteilung IL.) find in den Kirchenftenervoranfchlag einzutragen: 

1, von den Baufonds mit feitgefegten Unterhaltungs- und Neubaufapitalten : { 

a. als zu den Unterhaltungsarbeiten der vom Fond zu unterhaltenden Gebäude verfügbar: 
der Aprozentige Zins aus dem bei der Ablöſung angenommenen oder jpäter jubiti- 
tuierten Unterhaltungsfapital, abzüglich des Betrags der Laften und Verwaltungskoſten 
des Fonds, in Gemäßheit der Beitimmungen der Verordnung Großherzoglichen Mi— 
nijteriums des Innern vom 16. Januar 1856 Nr, 720 — die Anlage, Verwaltung 
und Verrechnung der evangelifchen Zehntbaulaftenablöfungsfapitaltien betreffend —; 

b. für Neubauten, Ermweiterungsbauten und Bauveränderungen — ein mit Rückſicht auf 
8 14 dieſer Verordnung befonders zu beitimmender Betrag. 

2, Von den übrigen kirchlichen Ortsfonds find deren voranſchlagsmäßige Neinerträgniffe, 
unter Abzug der durch Kirchenſteuer nicht aufbringbaren Ausgabefummen unter $14 und 
88 21—26 der Rubrikenordnung für die Rechnungen der örtlichen Kirchenfonds, aufzunehmen. 

Falls ein Ortsfond ſowohl Baukoſten ald auch andere Ausgaben für Firchliche 

Bedürfniffe nach Artikel 2 Ziffer 2 und 3 des Geſetzes zu beftreiten hat, und zwar ohne 

daß Baufapitalien für die betreffenden Gebäude fejtgeftellt find, ift anzugeben, wie die 

in den Sirchenfteuervoranfchlag aufgenommene reftlihe Ginnahme des Fonds auf die 

Ausgaben für Bauzwecke und für die anderen Zwecke — ob dem Verhältnis der Aus— 

gabefummen für beide Zwecke entfprechend oder nach einem andern, im einzelnen Falle 

näher zu begründenden Teilungsmaßftab, zugleich mit Rückſicht auf etwaige Stiftungs— 
vorſchriften — verteilt werden joll, 

Im einzelnen Falle find übrigens nur diejenigen Fonds aufzuführen, deren Zwecks— 
ausgaben nah dem Schlußfag des 8 16 diefer Verordnung in die Ausgabe des Kirchen- 
ſteuervoranſchlags aufgenommen find, 

3. MS weitere Einnahmen find in dem Sirchenfteuervoranichlag nach den maßgebenden Be— 
ftimmungen bewilligte und genehmigte qutthatsweife Leiftungen aus den Ueberſchüſſen 
eines an fich nach $ 12 der Verordnung bei dem Kirchenſteuervoranſchlag nicht beteiligten 
Ortsfonds oder aus Grundftodsmitteln eines Ortsfonds oder aus allgemeinen Kirchen- 
mitteln mit den zur Verwendung im Voranichlagsjahr beziehungsweile in der Voran— 
Ichlagsperiode beftimmten Beträgen einzuftellen. 

4, Hiezu fommen endlich noch fonftige Einnahmen: Ertrag vom Vermögen der Kirchenge- 
meinde als folcher, Zeiftungen auf Grund privatrechtlicher Verpflichtungen, gutthatsweife 
le der politifchen Gemeinden, Schenkungen von Brivaten, Sammlungen und 

ergleichen, 


Zweiter Abſchnitt des Kirchenſteuervoranſchlags. 


8 18, Es find getrennt feftzuitellen die durch Kirchenſteuer aufzubringenden Beträge: 

a. für Kult und fonftige örtliche kirchliche Bedürfniffe, welche nicht bauliche Bedürfniſſe 

find (vergleiche $ 16 diefer Verordnung, Ziffer 2, 3, 4) und 

b. für kirchliche Bauten (dafelbft Ziffer 1). 

Dabei find die für die eine und die andere Art diefer Koften nach II. der erjten Voran- 
IhlagSabteilung verfügbaren Einnahmefummen von den unter I. derjelben Voranfchlagsabteilung 
nachgewiejenen Ausgabefummen abzurechnen, Auf die darnach verbleibenden Neftbeträge find, dem 
Verhältnis derfelben unter einander entſprechend, die gemeinfamen Laſten und Verwaltungskoſten 
der Kirchenfteuerfaffe ($ 16 Ziffer L. 5) nach Abzug etwaiger gemeinfamer Einnahmen auszuschlagen. 
‚Unter Hinzu: beziehungsweife Abrechnung der bezüglichen Betreffniſſe ergiebt ſich ſodaun 
einerjeitS die durch Sirchenfteuer zu deckende Summe für Kult: und fonjtige Firchliche Bedürfniffe 
und anderjeit3 der umzulegende Bauaufwand, 

Die nach 8 18 ermittelten Beträge, wovon der erftere nach Artikel 12 des Geſetzes 
und der zweite unter Hinzuziehung der in Artifel 13 des Geſetzes bezeichneten weiteren Steuerka— 
pitalien und Steueranſchläge durch Kirchensteuer aufzubringen ift, find mit je 100 zu vervielfachen 
und es tft darauf der vervielfältigte erfte Betrag durch die Endſumme in Spalte 2 der Dar: 
ftellung der dem Ausschlag der Kirchenftener zu Grunde zu legenden Steuerfapitalien und Steuer- 
anſchläge (8 8 dieſer Verordnung: Beilage IL), fowie der 100 fahe zweite Betrag durch die 
Endjumme in Spalte 4 dafelbft zu teilen, worauf fich je in einem Dezimalbrud in Mark der Haupt- 
fteuerfuß für je 100 M. Grund-, Häuſer-, Gefäll- und Gewerbftenerfapital bezüglich des nad Ar- 
tifel 12 und beziehungsweife des nach Artikel 13 des Geſetzes aufzubringenden ungededten Auf: 
wands ergiebt, 

Dabei ift zu beachten, daß der erjtere Steuerfuß nach Artikel 12 des Gejeßes den Betrag 
von 5 Bf. auf 100 M. Gemeindeftenerfapital für ein Kalenderjahr — ohne Genehmigung der 
oberiten Staatsbehörde — nicht überfteigen darf, und daß für den zweiten Steuerfuß feine Höchft- 
grenze borgejchrieben ift, daß aber, fobald die Umlage 5 Pf. von 100 M, überfteigt, die in Artikel 13 
des Geſetzes bezeichneten weiteren Steuerfapitalien und Steueranjchläge beigezogen werden müſſen. 

Die beiden Hauptſteuerfuße zufammengezählt, ergeben den Gefamttenerfuß, nach welchen 
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die Kirchipielseinmohner — joweit nicht den Einwohnern eines Filialorts eine Erleichterung gewährt 
iſt — zur Aufbringung des ungedecdten Gejamtaufwands beizutragen haben, 

Der Gejamtfteuerfuß ift auf ganze Pfennige aufzurunden, Ebenſo findet bezüglich der 
beiden Einzel-Hauptiteuerfuße für fich eine Aufrundung auf ganze Pfennige ftatt, jedoch bei jenem 
Ib den nach Artikel 12 des Gefeges aufzubringenden Betrag nur in dem Falle, wenn bloß nad 
dem eben angeführten Artikel des Gefeges Kirchenfteuer und nicht zugleich Kirchen bauſteuer nad 

Artikel 13 des Gefeßes erhoben wird. 

Für die nur in ermäßigten Betrage beizuziehenden Steuerfapitalien ift, da die Umlagebeträge 

jtet3 von den in den Sirchenfteuerregiftern eingetragenen vollen Steuerfapitalien zu berechnen find, 
je ein befonderer Steuerfuß feitzuftellen durch Vervielfältigung des Hauptſteuerfußes mit den in 
der Darftellung der Steuerfapitalien angegebenen entjprechenden Berhältniszahlen. Der fich er— 
gebende bejondere Steuerfuß ift jeweils auf Zehntelspfennige in der Weife auf- beziehungsmweife ab- 
zurumden, daß 5 Humdertitel Pfennige und darüber für 1 Zehntelpfennig gerechnet und unter 
5 Humdertitel Pfennige außer Betracht gelafjen werden, 
; Der Steuerfuß für die Einkommenſteueranſchläge ift dDurchgehends genau im dreifachen Be— 
trage, ſowie jener für die Kapitalventenitenerfapitalien ftetS zu drei Zehntel vom Betrag des hier- 
nad fejtgeitellten Steuerfußes für die übrigen Steuerfapitalien der betreffenden Klaſſe von Steuer- 
pflichtigen an den einzelnen Orten feitzuitellen, 

Sämtliche berechneten Steuerfuße find in den Voranſchlag am Schluffe des zweiten Abfchnittes 
desjelben einzujeßen, 


Abſchluß und Genehmigung des Kirchenfteuervoranfchlags. 


$ 20, Den gemäß 88 1-19 diefer Verordnung aufgeftellten Voranfchlag nebft Beilagen — 
unter leßteren jedenfalls 

a. namentliche Berzeichniffe aller Inhaber von Steuerfapitalien und fteuerbaren Einkommen, 

welche der Sirchengemeinderat als firchenftenerpflichtig erachtet, beziehungsweife die in 

8 9 diejer Verordnung erwähnten Abichriften der Kirchenftenerregiiter und der Zufammen- 

jtellung der Kapitalventenfteuerfapitalien mit Weglafjung der Einfommenfteneranichläge 

und der Nentenfteuerfapitalien, 

b. die vom Steuerfommiffär gemäß 8 8 diefer Verordnung gefertigte Darftellung der dem 

Ausschlag der Kirchenfteuer zu Grunde zu legenden Steuerfapitalien und Steueranſchläge — 
legt der Kirchengemeinderat zur Einficht aller Beteiligten vierzehn Tage lang an einem pafjenden 
Orte öffentlih auf, Ort und Dauer der Auflage find in ortsüblicher Weiſe (Verfündigung von 
der Kanzel, Anfchlag an geeigneten öffentlichen Orten, Einrücken ins Lofalblatt, Ausfchellen in 
der Gemeinde und dergleichen) öffentlich befannt zu machen mit dem Bemerfen, daß Einwendungen 
gegen den Boranjchlag, welche fchriftlich oder mündlich bei dem Vorſitzenden des Kirchengemeindes 
rat3 anzubringen wären, nur bis zu dem für die Beichlußfaffung der Kirchengemeinde bejtimmten 
Tage zuläſſig find, 

Die gejchehene Auflegung und Bekanntmachung ift vom Kirchengemeinderat am Schluß des 
Voranſchlags zu beurfunden. 

Auch ift nach Artikel 24 des Gejeßes jedem Beteiligten auf deſſen Verlangen gegen die 
geordnete Gebühr (von 10 Pfennig für die Seite), den politischen Gemeinden aber und den zu 
Leiltungen für örtliche Kirchliche Bedürfniſſe privatrechtlih Berpflichteten von Amtswegen und ge— 
bührenfrei gegen zu dem Voranſchlag zu nehmende Bejcheinigung Abſchrift vom Voranjchlag zu erteilen. 

Hierauf wird an einem dazu anberaumten Tage und auf gefchehene Einladung der einzelnen 
Mitglieder (Artikel 7 Ziffer 1 des Geſetzes) von der Kirchengemeindeverfammlung — welcher alle 
von Beteiligten jcehriftlich oder mündlich erhobenen Einwendungen zur Kenntnis zu bringen find — 
der Voranichlag beraten und feſtgeſtellt, jowie über die Erhebung von Kirchenftener und die Höhe 
der Steuerfuße Beihluß gefaßt. AL, 

Eine bejondere Beihlußfaffung der Kirchengemeindeverfammlung tft nach Artikel 27 des Ge— 
jeßes erforderlich für jede Uebernahme eines Aufwands oder einer Verpflichtung auf die Kirchen- 
gemeinde, welche eine Belaftung der letzteren auf die Dauer einer Mehrzahl von Voranſchlags— 
perioden zur Folge hat, 3. B. bei Aufnahme einer neuen ftändigen Belohnung oder einer erhöhten 
bisherigen jolchen Belohnung in den Voranſchlag. 

21. Von dem durch die SKirchengemeindeverfammlung genehmigten Voranſchlag nebit 
Darftellung, jowie von dem bei den Verhandlungen über denjelben aufgenommenen Protokoll ijt 
alsbald eine durch den Kirchengemeinderat beglaubigte Abſchrift an den Evangelifchen Oberkirchen— 
rat einzujenden. 

Nach erfolgter Ermächtigung ſeitens des Evangelifchen Oberfirchenrats hat der Kirchenges 
meinderat den Voranfchlag nebit Anlagen, das Protokoll inbegriffen, dem nad) 8 4 der landes— 
HE Verordnung vom 12, Oftober 1888 (Staatliches Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 589, 
icchliches Gejeßes- und Verordnungsblatt Seite 139) zuftändigen Bezirksamt mit dem Antrag 
auf Erteilung der Staatögenehmigung zu dem die Steuer feitiegenden Bejchluffe Der Kirchenge— 
meindeverfammlung mitzuteilen unter Anjchluß einer zu den bezirksamtlichen Akten zu nehmenden 
Abjchrift des Voranſchlags. u 
/ Das Bezirksamt hat den Voranſchlag einer eingehenden Prüfung zu unterziehen, die ſich 
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namentlich darauf erſtrecken foll, ob derjelbe den gejeßlichen und verordnungsgemäßen Borjchriften 
entfpricht und ob darin die erforderlichen Mittel vorgejehen find zur Erfüllung von Verpflichtungen, 
welche die Kirchengemeinde auf Grund eines ftaatlich genehmigten Beſchluſſes gegen Dritte über- 
nommen hat oder welche ihr zufolge einer gerichtlichen oder verwaltungsgerichtlihen Entſcheidung 
obliegen, y \ Ä 

8 2, Die Erteilung der Staatsgenehmigung gejchteht durch das Bezirksamt, wenn fich bei 
der von demfelben vorgenommenen Prüfung (8 21 diefer Verordnung) fein Anftand ergeben hat 
und wenn feine von Beteiligten rechtzeitig erhobenen, bei der Beſchlußfaſſung der Kirchengemeinde 
unberücdfichtigt gebliebenen Einjprachen vorliegen. Ag ? 

Andernfalls hat der Bezirksrat in feiner nächjten regelmäßigen Sigung über Erteilung oder 
Verweigerung der Staatsgenehmigung zu bejchließen. i ‚ 

Von der Entjchliegung des Bezirksamts (Abſatz 1) beziehungsweiſe des Bezirksrats (Ab— 
jat 2) ift dem SKirchengemeinderat unter Rückgabe der Urſchrift des Voranſchlags nebit Beilagen 
Eröffnung zu machen, Derfelbe hat jeweils darüber befonderen Bericht an den Evangeliſchen Ober- 
kirchenrat zu erſtatten. 

Außerdem iſt die Entſchließung des Bezirksrats durch das Bezirksamt denjenigen, welche 
Einſprachen erhoben haben, gegen Beſcheinigung zu eröffnen, ſowie im Falle des Artikel 26 Abſatz I 
des Gejeges zur Kenntnis des Evangeliſchen Oberfirchenrats zu bringen. 

Gegen einen die Staatsgenehmigung verfagenden oder diejelbe nur mit Befchränfung er= 
teilenden Beſchluß des Bezirksrats kann ſowohl der Kirchengemeinderat al3 der Evangelifche Ober- 
firhenrat den Rekurs an das Miniftertum der Juſtiz, des Kultus und des Unterrichts ($ 6 der 
landesherrlichen Verordnung vom 12. Oktober 1888) ergreifen; gegen die Erteilung der Genehmigung 
fteht ein Rekursrecht der Behörde jeder politifchen Gemeinde zu, welche ganz oder teilweife mit 
ihrer Gemarkung zum Sirchipiel gehört, ſowie den einzelnen Steuerpflichtigen inſoweit, als die 
Beſchwerde dahin geht, daß die umzulegende Summe nicht nach Maßgabe der Beitimmungen des 
Geſetzes auf die Steuerpflichtigen verteilt jet, 

Der Rekurs muß binnen 14 Tagen, von der Zuftellung der Entſcheidung beziehungsmweife 
von der protofollariichen Eröffnung der Verfügung an gerechnet, angezeigt und durch Angabe der 
einzelnen Bejchwerdepunfte ausgeführt werden (8 30 der landesherrlichen Verordnung vom 31, Auguft 
1884 — das Verfahren in Verwaltungsfachen betreffend — Geſetzes- und Verordnungsblatt von 
1884 Seite 385), 

Die obigen Beitimmungen in Bezug auf Erteilung der Staatögenehmigung und Rekurs 
gegen diejelben finden, wie Hinfichtlich des die Steuer feſtſetzenden Bejchluffes der Kirchengemeinde- 
verfammlung (des Voranſchlags), jo auch rückfichtlich beionderer Beichlußfaffungen der Kirchen- 
TE der in 8 20 leßter Abſatz diefer Verordnung bezeichneten Art ftatt (Artikel 27 
des Geſetzes). 

823 Wird durch die Beichlußfaffung der Kirchengemeinde (8 20 Abſatz 3 diefer Verordnung) 
oder durch eine nur mit Bejchränfungen erteilte Staatsgenehmigung ($ 22 Abſatz 3 dieſer Ver— 
ordnung, eine Aenderung des Voranſchlags, insbeſondere des zweiten Abjchnittes (SS 18 und 19 
I nl erforderlich, jo iſt jolche derart vorzunehmen, daß der urjprüngliche Inhalt noch 
eöbar bleibt, 


Dollzug des Kirchenfteuervoranfchlags. 


$ 24, Sobald der Boranichlag endgültig genehmigt und damit vollzug3reif geworden ift, 

hat der Sirchengemeinderat dem Steuerfommiffär mitzuteilen: 

a. einen beglaubigten Auszug aus dem genehmigten Kirchenftetervoranjchlag, enthaltend die 
in SS 19, 20 diefer Verordnung bezeichneten Angaben über die durch Kirchenſteuer nad) 
Artikel 12 des Gejeßes zu dedende Summe für Kult: und jonjtige Bedürfniffe und den 
aa) en 13 umzulegenden Bauaufwand, fowie über die vom Bezirksamt genehmigten 

enerfuße; 

b. die nach 8 9 diejer Verordnung vom Steuerfommiffär dem Kirchengemeinderat zurück— 
gegebenen SKirchenfteuerregifter ; 

c. etwaige Aenderungen in diefen Negiftern , fofern ſolche bei der Aufftellung und Feſt— 
jtellung des Voranſchlags (insbeſondere in Folge etwaiger Einwendungen gegen die mit 
dem Voranfchlagsentwurf aufgelegten Namensverzeichniffe beziehungsmeife Steuerregifter 
der Kirchenftenerpflichtigen — SS 9 und 20 diefer Verordnung —) fich ergeben haben, 

S 25. Der Steuerfommifjär berechnet hierauf die Kirchenftenerfchuldigkeiten von den in den 

Stirchenjteuerregijtern eingetragenen Grund», Häuſer-, Gefäll- und Gewerbfteuerfapitalien, ſowie von 
den Einkommenſteueranſchlägen und trägt diefe Schuldigkeiten bei den einzelnen Sirchenftener- 
pflihtigen in den dazu vorgefehenen Spalten der Kirchenftenerregifter ein, worauf letztere als Ein- 
zugsregiſter dienen, 

Bei der Berechnung der Steuerjchuldigkeiten werden Beträge unter einem halben Pfennig 
nicht berückfichtigt, folche von einem halben Pfennig und größere Bruchteile eines Pfennigs mit 
einem ganzen Pfennig angejeßt, 

Erſtreckt fi die Voranfchlagsperiode auf mehrere Sahre, jo ift für das zweite und beziehungs- 
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weije dritte Jahr jeweils ein Einzugsregifter — durch den Kirchengemeinderat nach Anleitung des 
vom Steuerfommifjär gefertigten — aufzuftellen, 

Das Einzugsregifter über die Kirchenfteuer von den Kapitalrentenfteuerfapitalien wird 
nach) Anleitung des Mufters Beilage V. jofort nad Aufftellung des betreffenden Gemeindeumlage- 
regiiterd auf Grund desſelben — oder wo feine Gemeindeumlage von den Sapitalventenjteuer- 
fapitalien erhoben wird, auf Grund des betreffenden Staatsjteuerregifters — im Monat Oktober 
durch den Steuerfommifjär aufgeſtellt. 

Zu dieſem Behufe Hat der Kirchengemeinderat das Verzeichnis der Inhaber von Sapital- 
rentenfteuerfapitalien (8 9 diejer Verordnung) nach bewirktem Eintrag etwaiger Uenderungen (8 24 
diefer Verordnung) jpäteftens auf Anfang des Monats Oktober dem Steuerfommiffär mitzuteilen, 

Der Steuerkommiſſär wird diejenigen in dem Verzeichnis des Kirchengemeinderat3 Enthal- 
tenen, welche in dem Regiſter der Kapitalventenftenerfapitalien des betreffenden Ortes (Gemarkung) 
für das Voranſchlagsjahr als Inhaber ſolcher Kapitalien nicht mehr aufgeführt find, ftreichen, da= 
gegen die etwa neu zugegangenen Firchenfteuerpflichtigen Snhaber von Kapitalrentenſteuerkapitalien 
nachtragen. Soweit die Kirchenftenerpflicht der neu Zugegangenen durch die Zugehörigkeit zur 
evangelijchsproteftantifchen Kirche bedingt wird, it hierüber vom Steuerfommifjär beim Kirchen— 
gemeinderat Ausfunft zu erheben, 

Im Uebrigen finden die Vorjchriften des 8 25 diefer Verordnung finngemäße Anwendung. 

Das beziehungsmweije die Einzugsregijter (für Pfarrort und Filtalort) werden jeweils jofort 
nach Feititellung der Steuerjchuldigfeiten gemäß Artikel 28 des Gejeges dem Bezirksamt vorgelegt 
und durch diejes für vollzugsreif erklärt, 

Die Kirhenfteuer aus den Grunde, Häufer-, Gefäll- und Gemwerbftenerfapitalien und den 
Einfommenfteneranjchlägen ift alsdann zur einen Hälfte jofort fällig und innerhalb 21 Tagen, von dem 
Tage der Zujtellung des Forderungszettels an gerechnet, zu entrichten; die andere Hälfte wird auf 
1. August des Boranjchlagsjahres fällig, 

Abweichungen von dieſer Vorſchrift fönnen durch Beichluß der Kirchengemeindeverfammlung 
mit Genehmigung des Evangeliſchen Oberfirchenrat3 eingeführt werden, 

Die Kirchenjteuer aus den Ptentenfteuerfapitalien ift innerhalb 21 Tagen nad) Zuftellung 
des Forderungszettel® im vollen Betrag zu bezahlen, 

Für Einzug, Betreibung und Verjährung der Kirchenfteuer gelten die für die Gemeindeaus- 
ſtände maßgebenden Beltimmungen (vergleiche $ 31 Abſatz 4 der Verordnung vom 11. September 
1883 beziehungsmweije 25, September 1886 — die Aufftellung, die Genehmigung und den Vollzug 
der Voranjchläge in den der Städteordnung nicht unterftehenden Gemeinden betreffend — Geſetzes— 
und Verordnungsblatt von 1883 Seite 187 und von 1886 Seite 385,) 

Es kommen hierbei inSbejondere die Verordnungen des Großherzoglihen Minifteriums de3 
Innern vom 27, Oktober 1884 — das Verfahren der Behörden der inneren Verwaltung bei der 
Zwangsvollſtreckung öffentlich rechtlicher Geldforderungen betreffend — (Gejeßes und Verordnungs— 
blatt Ver, XL. Seite 431) und vom 3, November 1884 — die Betreibung und Sicherung der 
Gemeindeausftände betreffend — (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XLIIL, Seite 455) in Betracht. 

Andere al3 die in diefen Verordnungen erwähnte Anftände gegen die Forderung überhaupt 
oder gegen deren Höhe hemmen den Einzug und die VBetreibung der Kirchenfteuer nicht; es bleibt 
dem PBflichtigen aber unbenommen, innerhalb der Verjährungsfrift (Artikel 28 Abja 3 des Ge— 
jeßes) gegen die Kirchengemeinde feinen Anfpruch auf Rüderftattung des zur Ungebühr Bezahlten 
geltend zu machen, 

$ 28, Der Kirchengemeinderat übergiebt das für vollzugsreif erklärte Kirchenſteuerregiſter, 
jeweils jofort mit Einnahmeanweiſung verjehen, dem Kirchenſteuerrechner. 

Letzterer ftellt jedem SKirchenfteuerpflichtigen auf Koften der Kirchenfteuerfaffe einen nach dem 
anliegenden Muſter VI. gefertigten Forderungszettel zu, welcher das pflichtige Steuerfapital — 
gejondert nach den verjchiedenen Arten —, die von je 100 M. desjelben zu entrichtende Steuer, 
die Steuerſchuld, deren Verfallzeit und die Zahlungsfriften angeben muß, auch die Bemerkung zu 
enthalten hat, daß dem Steuerpflichtigen die Einfiht des ihn betreffenden Inhalts des Einzugs— 
regiſters gejtattet ſei. ale. 

Alle Forderungszettel find dem Steuerpflichtigen unentgeldlich entweder perjönlich Durch den 
Nechner oder in einem verjchloffenen Umſchlag zuzuitellen, : 

829. Durch befondere Vereinbarung kann namentlich in größeren Gemeinden die Ausſtellung 
der Forderungszettel und die Erhebung der Kirchenftener ſamt der Betreibung der Steuerjchuldig- 
feiten dem Gemeinde- beziehungsmeife Stadtrechner mit Genehmigung der vorgejeßten Behörde des— 
jelben, oder einem anderen Rechnungsverjtändigen, gegen eine entjprechende Vergütung aus der 
Kirchenſteuerkaſſe ($ 33 diefer Verordnung) übertragen werden, 

Auf die Beſtätigung des betreffenden Mannes als Kircheniteuererheber durch die Großher— 
zogliche Verwaltungsbehörde, auf feine Verpflichtung und die von demjelben zu leitende Sicherheit, 
jowie auf die Dienjtaufjicht über denfelben finden die Beftimmungen der 88 21—31 der Vorſchriften 
über die Verwaltung und das Rechnungsweſen des örtlichen evangelifchen Kirchenvermögens vom 
21, September 1875 wie beim SKirchenfteuerrechner Anwendung, 

Derjelbe hat mindeftens monatlich das erhobene Geld an den Sirchenjteuerrechner gegen 
fortlaufende Bejcheinigungen in einem Ablieferungsheft abzuliefern, und er ift bis zur Ablieferung 
für das erhobene Geld verantwortlich, 
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$ 30. Nachträge und Abgänge (Nücvergütungen) an Kirchenſteuer find feitzuftellen, wenn 
der Anſatz eines Nachtrag oder Abgangs an Staatsftener beziehungsweile an Gemeindeumlage 
ftattzufinden hat (8 3 der Minifterialverordnung vom 11. September 1883 beziehungsweife vom 
25. September 1886 — die Aufftellung u. ſ. w. der Gemeindevoranſchläge betreffend —) und wen 
außerdem ein Kirchenftenerbetrag von mindeftens 50 Bf. in Frage fteht, oder wenn ein Kirchen: 
fteuterpflichtiger die Nückvergütung einer Zahlung unter 50 Pf. fordert (bei Rücdvergütungen vor 
Ablauf der Berjährungszeit). bar, Aa 

Außerdem find für die Kirchenſteuer auch Abgänge und Nachträge infolge von Fehlern, 
welche bei Feſtſtellung der Konfeſſionsangehörigkeit ($ 3 dieſer Verordnung) vorgekommen find, 
ſowie — auf Verlangen des Kirchengemeinderat3 oder eines Steuerfapitalinhabers — in den Fällen 
zu Konftatieren, wenn bei einem Wechſel in der Perfon des Inhabers eines Steuerfapital der 
ueue Inhaber nicht der nämlichen SKonfeffion angehört oder (3. B. gemäß Artikel 15 des Gejeßes) 
nicht in demfelben Maße Firchenfteuterpflichtig ift, wie der frühere. In diejem Falle ift der Abgang 
oder Nachtrag von Kirchensteuer mit Wirkung vom erjten Tage des folgenden Monats nah Ein— 
tritt der den Abgang oder Nachtrag begründenden Thatſache feſtzuſtellen. 

Die Aufjtelung der Abgangs- und Nachtragsverzeichniffe gefchieht durch den Steuerfommifjär 
nach der aus den Beilagen VII. und VIII. erfichtlichen Form. 

Dieſe Verzeichniffe find, ſoweit nicht für den einzelnen Fall eine befondere Aufftellung not= 
wendig wird, 3.8. bei Nachträgen aus Straferfemitniffen oder im Falle von Abſatz 2, auf Grund 
der Abgangs- und Nachtragsperzeichniffe über die Gemeindeumlagen jeweils vor Abgabe der leßteren 
Berzeichnifje an den Gemeinderat (8 30 der Gemeindevoranſchlagsanweiſung) nach vorheriger Er- 
mittlung der Konfeffionsangehörigfeit gemäß 8 3 diefer Verordnung zu fertigen und dem Sirchen- 
gemeinderat zu überjenden. 

Der Kirchengemeinderat übergiebt die aufgeitellten Nachtrag: und Abgangsverzeichniffe, 
nachdem er folche geprüft und richtia befunden, mit Einnahms- beziehungsweife Ausgabsanmweifung 
verjehen, dem Kirchenſteuerrechner zum Vollzug. 

8 31, Die gemäß $ 15 des Einfommenftenergejeßes und der SS 24 und 25 der Vollzugs- 
verordnung zu diefem Geſetze zur Staats- und Gemeindeitener veranlagten Berjonen find auch zur 
Kirchenfteuer beizuziehen, jofern ein Kirchenftenerbetrag von mindeites 50 Pf, in Frage fteht, 
Dabei find jedoch die nach Artikel 15 des Einfommenftenergejeges zu veranlagenden Perſonen mit 
Einkommenſteueranſchlägen unter 500 M, (= 1500 M, Einkommen) ausnahmslos von der Kirchen— 
ftener frei zu laſſen und zu diefer erit dann beizuziehen, wein fie bei dem auf ihren Zugang fol- 
genden Ab- und Zufchreiben in das Katafter aufgenommen worden find, und zwar vom Beginn 
des Sahres an, für welches dies Katafter aufgeitellt wurde, 

Die Konjtatierung der Kirchensteuer von den Pflichtigen nach Artifel 15 des Einkommen 
fteuergefeßes und nach 88 24 und 25 der zugehörigen Vollzugsverordnung erfolgt in der Weife, 
daß der Steuerfommiffär monatlich Namensperzeichniffe der neu zugegangenen Pflichtigen dem 
Kirchengemeinderat mitteilt, diefer alsdann die Konfeſſionsgenoſſen bezeichnet und hierauf vom 
Steuerfommiffär die erforderlichen Einzugsregiſter aufgeftellt und dem Sirchengemeinderat über: 
mittelt werden, welcher Diejelben nach Richtigbefund dem Kirchenfteuerrechner mit Einnahmsanweiſung 
zum Vollzug zuftellt, 


Befonderes Derfahren bei zufammengefeßten Kirchengemeinden, 


8 32, Sit ein Aufwand für gemeinschaftliche Eirchliche Bedürfniffe von mehreren Orten 
(Pfarrort und Filialorten) zu tragen, jo kann der Aufwand in bejondere Anteile für die einzelnen 
Orte zerlegt oder gemeinschaftlich aufgebracht werden, 

Wird die vorherige Verteilung auf die einzelnen Orte von der Gefamtvertretung des Kirch- 
— ſo hat alsdann jeder Ort die Aufbringung ſeines Anteils in beſondere Behandlung 
zu nehmen. 

Bezüglich eines gemeinſchaftlich aufzubringenden Aufwands iſt nach den Beſtimmungen dieſer 
Verordnung 8 2 ff. zu verfahren, 


II. Rechnungsanweiſung. 


85333. Ueber die aus firchlichen Steuern herrührenden Gelder und die Verwendung derfelben 
ift eine Rechnung (Rechnung der Kirchentenerfaffe) nach anliegender Beilage IX. zu führen, welche 
für Die gleiche Zeitperiode zu ftellen ift, für die der Kirchenfteuervoranichlag aufgeitellt wurde, 

Ss 34 Auf das ganze Rechnungsweſen der Kirchenſteuerkaſſe — insbejondere die Ernennung, 
Verpflihtung und Gicherheitsleiftung des Rechners, die Führung und Stellung der Rechnung, 
Führung des Kaſſebuchs, des Anweisbuchs, ſowie die Rechnungsabhör — finden die Vorjchriften 
für die Verwaltung und das Rechnungsweſen des örtlichen evangelifchen Kirchenvermögens dom 
21. September 1875 gleihmäßige Anwendung, ſoweit nicht durch das Kirchenſteuergeſetz und die 
gegenwärtige Verordnung hiervon abweichende Beſtimmungen getroffen find, 

5. Die Rechnung der Kirchenſteuerkaſſe erhält die für die Rechnungen der Kirchlichen 
Ortsfonds vorgejchriebenen Hauptabteilungen : 
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L Bon früheren Jahren, 

II, Laufende Einnahmen beziehungsweije laufende Ausgaben, 
III. Uneigentlihe Einnahmen beziehungsweije Ausgaben, 
1V. Grunditodseinnahmen beziehungsweije Grunditodsausgaben. 

Die Abteilung IV. ift übrigens nur in dem Falle aufzunehmen, wenn eine Sirchengemeinde 
als jolche rentierendes Vermögen erworben oder eine Kapitaljchuld aufgenommen und der Kirchen- 
Gemeinderat mit Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung beichlofien hat, daß darüber von 
der Kirchenſteuerkaſſe als nunmehriger Kirchengemeindefaffe Nechnung geführt werde, 

Die Unterabteilungen der Rechnung find aus der Beilage IX. erfichtlich. 

$ 36. In dem Rechnungsvorbericht der Kirchenfteuerfaffe find — außer den nach $ 115 der 
Verwaltungsporichriften vom 21. September 1875 für das drtliche evangelifche Kirchenvermögen 
zu machenden Angaben — die auf die Erhebung der Kirchensteuer bezüglichen Beſchlüſſe und Ge— 
nehmigungen anzuführen und die durch Steuer aufzubringenden Summen, ſowie die genehmigten 
Steuerfuße für die verſchiedenen Steuergattungen und Steuerfapitalien beizufegen. 

Gehören zu dem Kirchjpiel mehrere Orte (Pfarrort und Filialorte), jo ift über die erfolgten 
Beichlüffe wegen Aufbringung eines Aufwands für gemeinfchaftliche Firchliche Bedürfniffe — ob 
der Aufwand in befondere Anteile für die einzelnen Orte zerlegt wurde oder gemeinschaftlich auf- 
zubringen ift — das Erforderliche zu bemerken (vergleiche 8 32), 

s 37, Sn der Einnahme (Abteilung II.) find auf Grumd der ergehenden Firchengemeinde- 
rätlichen Anmweifungen die nach den Kirchenjtener-Hauptregiftern und den Nachtragsverzeichniffen 
zu erhebenden Steuerfummen in's „Soll” einzutragen. Unter den hiernac im Soll vorgemerften 
Summen fommen jodann die nach den bezüglichen Ginzugsregiftern eingegangenen Beträge mo— 
natlich in einer Summe oder, wenn durch einen beſonders aufgeftellten Sirchenfteuererheber in 
einem Monat mehrere Ablieferungen ftattgefunden haben, die jeweils abgelieferten Beträge unter 
Hinweifung auf den entiprechenden Eintrag im Kafjebuch in das „Hat“ der Einnahme, 

Ebenſo find unter den betreffenden SolleBormerfungen die Abgänge ſummariſch aus den 
Spalten 11 bis 14 des Abgangsverzeichnifjes nach Abſchluß des Leßteren mit Hinweifung auf die 
bezügliche Uebertragung in's Kafjebuch in das Hat der Einnahme zu jeßen, wogegen die Gejamt- 
fumme der Spalte 10 des Abgangsverzeichnijjes im Kaſſebuch und in der Kirchenftenerrehnung 
unter II. A. 1 „Steuerabgänge und Nüdvergütungen” in Ausgabe geftellt wird. 

Die beim Abihluß der Rechnung noch ausftehenden Steuerbeträge find in einer Summe 
in N zu ſetzen, aber innerhalb Linie einzeln mit Beifügung der Namen der Schuldner zu 
verzeichnen. 

Sn der nächſten Rechnung find dieſe rückſtändigen Steuerbeträge unter Rechnungs-Abteilung I. 
82 in einer Summe im Soll vorzutragen. Die Vereinnahmung derfelben kann auf Grund 
eines zu fertigenden Rückſtandsverzeichniſſes ſummariſch (monatlich) erfolgen; die abermals im Reſt 
verbliebenen Beträge müfjen wenigſtens innerhalb Linie unter Angabe der Namen der Schuldner 
einzeln aufgeführt werden. 

38. Sn der Ausgabe werden unter II. A. „Laften und Verwaltungsfoften” außer den 
ſchon in $ 37 erwähnten Steuerabgängen und Nückvergütungen, insbefondere die Koften der Felt: 
jtellung und Erhebung der Kirchenfteuer, die Belohnung des Nechners (und Erhebers), Abhörge- 
bühren und Aufjichtsfoften vorgetragen, 

Unter IL, B, „Für die Ziwede der Steuer” kommen nur diejenigen Arten von Ausgaben 
einzeln zum Bortrag, für welche nicht ſchon in der Rechnung eines Firchlichen Ortsfonds nad 
deſſen Zwecksbeſtimmungen oder durch eine mit Genehmigung des Evangeliſchen Oberfirchenrat3 
für einen einzelnen Zweck gebildete Kaffe, 3. B. Baukaſſe für einen Neubau, in deren Nechnung 
eine in's einzelne gehende Buchung ftattfindet, 

Sm übrigen gejhieht die Verwendung der Kirchenſteuergelder und ihre Verausgabung unter 
II. B, der Kirchenſteuerrechnung nur ſummariſch in der Form von Beiträgen, welche von der Kirchen— 
fteuerfaffe an die bei Beitreitung Der betreffenden Zwecksausgaben mitbeteiligten Ortsfonds be= 
ziehungsweiſe an die für einen bejonderen Fall gebildete Kaſſe geleiftet werden, 

Die Ablieferungen von der Kirchenſteuerkaſſe an die Fonds und beziehungsweife Kaffe haben 
nach Verhältnis der feinesfall® zu überfchreitenden Voranſchlagsſätze für die betreffenden kirchlichen 
Bedürfniffe unter bejonderer Berückfihtigung des jeweiligen Bedarfs der beteiligten Fonds und 
Kaſſen zu geſchehen. 

Bei einem nach Fertigſtellung der Einzugsregiſter ſich etwa ergebenden Minderertrag der 
Steuer gegenüber dem Vorauſchlag find die voranſchlagsmäßigen Anſprüche der Fonds an die 
Kirchenſteuerkaſſe, d. h. die Beiträge aus den letteren, verhältnismäßig zu kürzen. Die Abliefe— 
rungen find ftetsS in dem Maße anzumeiien und zu vollziehen, daß in der Kirchenſteuerkaſſe, na— 
mentlih auch beim Jahresabſchluß, Fein großer Kaſſenvorrat verbleibt. Die bewirkten Ablteferungen 
hat fic) der Sirchenfteuerrechner von dem empfangenden Verrechner in einem der Nechnung der 
Kirchenſteuerkaſſe anzufchließenden Ablieferungsheft fortlaufend bejcheinigen zu laſſen; derjelbe hat 
dagegen zu den Nechnungen der betreffenden Fonds beziehungsweije Kafje Gegenjcheine auszuftellen 
und am Ende der Nechnungsperiode für jeden Fond getrennt ein Verzeichnis der geleiteten Bei— 


- träge zu fertigen, Die Nichtigkeit diefes Verzeichniſſes, ſowie jene des Ablieferungsheftes ift, falls 


die beiden beteiligten Kaffen nur einen Rechner haben, von dem Kirchengemeinderat zu bejtätigen. 
Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. IIT. Erg.“Bd. Baden, ji 
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In die Rechnung des Ortsfonds beziehungsweife einer Baukaſſe find die aus der Kirchen- 
fteuerfafje empfangenen Beträge unter II, 9. A, (fiehe $ 40) beziehungsweiſe unter dem entiprechenden 
—— der vom Oberkirchenrat beſonders genehmigten Rubrikenordnung der Baukaſſe zu 
vereinnahmen. 

In die Rechnung der Kirchenſteuerkaſſe ſind unter jeder Rubrik und bei jedem Fond (Kaſſe), 
welcher Beiträge erhält, die Voranſchlagſätze aus dem Kirchenſteuervoranſchlag innerhalb Linie ein— 
zutragen und es find damit beim Abſchluß der Rechnung die Rechnungsergebniffe (Rechnungs-Soll), 
welche, jomweit nötig, aus den Nechnungen der Ortsfonds (Kaffen) zu entnehmen find, zu vergleichen 
und dadurch die Meberjchreitungen oder Erſparniſſe feſtzuſtellen. ; 

Bei Verteilung eines größeren Aufwands über mehrere Voranfchlagsperioden (8 14 dieſer 
Verordnung) ift innerhalb Linie der Rechnungen, in welchen die Buchung desjelben ftattfindet, je- 
weils die Summe der vom Beginn des Unternehmens bis zum Schluß der neuften Rechnung ge= 
machten Verwendungen (mit den in's Rechnungs-Soll aufgenommenen Beträgen) und der danach 
noch nicht verwendete Neftbetrag nachzuweiſen. 

8 39, Der Kirchenftenervoranichlag ift der Rechnung der Kirchenſteuerkaſſe anzufchließen. 

Die Einzugsregifter über die Kirchenſteuern find, jobald der Nechner fie zum Einzug der 
Steuern nicht mehr nötig hat, von dem Sirchengemeinderat in der Depofitenfifte aufzubewahren. 

Der Rechnung ift ein vom Slirchengemeinderat beurfundeter ſummariſcher Auszug anzu— 
jchließen, welcher zu enthalten hat: den Gejamtbetrag der Firchenfteuerpflichtigen Kapitalien, d. 5. 
die Gejamtbeträge der einzelnen Steuerfapitalarten, den Betrag der Kirchenfteuer hieraus, den im 
Laufe des Nechnungsjahres hieran eingegangenen Betrag und endlich die im Nücjtand verblie- 
benen einzelnen Beträge unter Bezeichnung der Namen der Schuldner , jedoch ohne Angabe 
ihres Steuerkapitals. 

Bei Einjendung der Rechnung an die Abhörbehörde zur Abhör find die Einzugsregifter mit 
vorzulegen; nach ihrer Rückkunft werden die leßteren wieder in die Depofitenkifte aufgenommen, 

Die Verzeichniffe über Nachträge und Abgänge an SKirchenftenern find ſtets der Rechnung 
anzuschließen. 

40, Bon der Führung einer bejonderen Kirchenſteuerrechnung (8 33 dieſer Verordnung) 
kann durch Beſchluß des Kirchengemeinderat3 unter Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung 
und mit Genehmigung des Evangeliſchen Oberfirchenrats Umgang genommen werden, wenn in der 
Gemeinde nur ein kirchlicher Ortsfond (Kirchenkaffe) vorhanden ift, welcher zugleich für die kirch— 
lichen Bedürfniffe, zu deren vollftändiger Dedung die Kircchenftener erhoben wird, mit aufzulommen 
hat, oder wenn auch beim Vorhandenfein mehrerer Fonds nur für einen einzelnen Zweck Sirchen- 
jteuer zu erheben ift und über Einnahmen und Ausgaben für diefen Zweck ſchon eine bejondere 
Rechnung, 3. B. Baukaſſe-Rechnung, geführt wird. 

Die Verrechnung des Steuerertrags und der mit der Steuererhebung verbundenen Laften 
(Steuerabgänge) und VBerwaltungsfoften hat in dieſem Falle in der Rechnung des Ortsfonds oder 
der Baukaſſe nach der Nubrifenordnung für die Ortsfonds unter II, 9 in Einnahme und bezie- 
hungsweife unter II. 6 und Il. 12 in Ausgabe zu gejchehen, wobei folgende Weberjchriften und 
Unterrubrifen einzuführen find: 

Einnahme 89. Bon Kirdenfteuer, Sammlungen und andern Beiträgen 

A. Ertrag der Kirchenftener. 
B. Don Sammlungen und andern Beiträgen. 
a, Kirchenopfer 2c, (wie jonft). 
Ausgabe 86. Abgang und Nadlaf, 
A, Steuerabgänge. 
B, Sonftiger Abgang und Nachlaß. 
$ 12, Koften der Feititellung und Erhebung der Kirchenſteuer, 
jomwie fonftige Laften und Vermwaltungsfoften, 
A, Koften der Kirchenftener, 
B. Sonftige Saften und Derwaltungsfoften, 

Unter der Abteilung „Ausgabe für Fondszwecke IT. B.“ ift in der betreffenden Ortsfonds- 

rechnung zum Gingang innerhalb Linie das Neinerträgnis der Kirchenſteuer durch Abrechnung der 
Ausgaben unter II: 6, A. und $ 13, A, von der Einnahme unter $ 9. A, feitzuftellen und anzu- 
geben, für welche Firchliche Bedürfniffe nach den Rubriken der gleichen Rechnung des Ortsfonds 
diefes Steuererträgnis mit zur Verwendung gelangt. 
[Die Unterrubrifen der Einnahme $ 9, A. und B, find auch für den Fall zu eröffnen, daß 
eine bejondere SKirchenftenerrechnung geführt wird, aber Beiträge aus der Kirchenfteuerfaffe an den 
betreffenden Ortsfond geleiftet werden, welche alsdann in der Rechnung des legteren unter 8 9, A. 
zu vereinnahmen find (8 38 diefer Verordnung) ]. 

s 4. Nach Abihluß der Rechnung der Kirchenfteuerfaffe oder, wo feine eigene Kirchen: 
fteuerrechnung geführt wurde, der Nechnung der betreffenden Fonds (Kaffe), worin das Steuerer- 
trägnis vereinnahmt wurde, Hat der Sirchengemeinderat zur Vorlage an die Bezirksverwaltungs- 
behörde, in deven Bezirk das Kirchipiel gelegen ift, in Gemäßheit des Artikel 29 des Geſetzes einen 
Rechnungsauszug fertigen zu laſſen, welcher die unter den einzelnen Hauptabteilungen, Rubriken 
und Unterrubrifen im Soll, Hat und Reſt ftehenden Beträge und die innerhalb Linie der Rech— 
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nung bemerkten Voranjchlagsjäge und wirklichen Rechnungsergebniſſe bezüglich der Gefamtausgaben 
für die einzelnen firchlichen Bedürfniffe (8 38 diefer Verordnung) nachweift, 

Ein Mufter Hierzu ift unter Beilage X, angejchloffen, ') 

Die Vorlage diejes Auszug an das Bezirksamt hat innerhalb drei Monaten nach Ablauf 
der Rechnungsperiode zu gejchehen. 

Wenn ein Teil des Kirchipiels fich in den benachbarten Amtsbezirk erftredt, jo ift auch dem 
zweiten Bezirksamt auf Verlangen ein ſolcher Rechnungsauszug zuzufertigen, 

Ber Bezirksperwaltungsbehörde kann auch die Kirchenftenerrehnungen jelbjt zur Einficht 
einverlangen, 

8 4. Die Stellung und Vorlage der Rechnung nebit Zubehör, die Rechnungsabhör, die 
Feititellung des Beſcheids durch die Kirchengemeindeverfammlung und der Vollzug des Bejcheids 
richten fidy nach den bezüglichen Beitimmungen in SS 140 ff, der Vorſchriften für die Verwaltung 
und das Rechnungsweſen des örtlichen evangelifchen Kirchenvermögend vom 21. September 1875, 

Die durch Prüfung des Rechnungsweſens der Sirchenfteuer bei dem Evangeliſchen Ober- 
firchenvat erwwachjenden Stoften werden durch Serterngebühren nach den hierüber beftehenden Be— 
ftimmungen ($ 45 der Berwaltungsporjchriften) gedeckt. 

Karlsruhe, den 6. September 1890, 

Großherzoglides Minijtertum Iſtiz des Kultus und Unterrichts. 
okk. 


vat, Böhm, 


II. 
Bekanntmachung des SV. Oberkirdienrafs 


v. 28. April 1891, den Einzug, die Betreibung und Verjährung der Kirchen- 
ſteuer für örtliche Kirdlide Bedürfniſſe betr. 


Die Kirchengemeinderäte derjenigen Orte, in welchen Kirchensteuer nach Maßgabe des ftaat- 
lihen Gefeßes vom 26, Juli 1888 — die Befteuerung für örtliche firchliche Bedürfniſſe betreffend 
— und der Verordnung Großherzoglihen Minifteriums der Suftiz, des Kultus und Unterrichts 
vom 6. September 1890 — das Verfahren bei Erhebung Firchlicher Steuern in evangelifchen Kirchen- 
gemeinden, die Verrechnung der aus Firchlichen Steuern herrührenden Gelder, die Rechnungslegung 
und Rechnungsabhör betreffend (Firchliches Geſetzes- und Verordnungsblatt von 1888 Seite 106 ff. 
und von 1890 Seite 103 ff.) erhoben wird, werden angewiejen, rechtzeitig, d. h. ſoweit möglich 
bereit3 im Anſchluß an die eritmalige endgiltige Bejchlußfaffung über den Kirchenjteuervoranichlag 
unter —— Beachtung der Beſtimmungen in 88 28, 29 und 34 der oben genannten Verordnung 
für die Bejtellung eines Kirchenſteuerrechners und beziehungsweije eines etwa bejonders er— 
forderlihen Kirhenjteuererhebers Sorge zu tragen, 

m zwecmäßigjten wird, wenn immer thunlich, das Amt eines Kirchenfteuerrechners dem 
Rechner eines Firchlichen Ortsfonds zu übertragen fein, welcher von Gr, Bezirksamt als Kirchen— 
fteuerrechner beftätigen und verpflichten zu lafjen ift, Bezüglich der Sicherheitsleiftung des Kirchen 
ſteuerrechners bezw, Kirchenſteuererhebers gelten insbefondere die einjchlägigen Beſtimmungen der 
Verwaltungsporjchriften vom 21: Septemb, 1875, verglichen mit der im firchlichen Gejeßes- und 
Verordnungsblatt von 1890 Seite 194/196 enthaltenen Bekanntmachung vom 4 November 1890 
— das den firhliden Fonds an dem Vermögen ihrer Rechner zuftehende gejegliche Unterpfands— 
recht betreffend. — Die Feltfegung des Gehalts des SKirchenfteuerrechners (Kirchenfteuererheder), 
welche ebenfalls zwecmäßigerweile im Zujfammenhang mit der Voranjchlagsberatung ftattfinden 
follte, bedarf der beionderen Genehmigung des Gr, Bezirfsamts und der diesfeitigen Behörde 
(vergl. 8 20 Schlußſatz der Voranfchlagsanmweifung und 8 11 a Ziffer 3 der Verwaltungsvor— 
ſchriften — firdl, Gef. u, V.O. Blatt von 1890 Seite 178 —), 

Für Einzug, Betreibung und Verjährung der Kirchenfteuer gelten nach Artikel 28 Abſatz 2 
und 3 des Geſetzes vom 26, Suli 1888 und 8 27 Abjag 5—7 der Voranſchlagsanweiſung dazu 
die für die Gemeindeausftände maßgebenden Beftimmungen (vergl. $ 31 Abſ. £ der Verordnung 
vom 11, September 1883 bezw. 25, September 1886 — die Aufitellung, die Genehmigung und den 
Bollzug der Voranichläge in den der Städteordnung nicht unterjtehenden Gemeinden betreffend — 
Staatl, Gel. u, V.O.-Blatt von 1883 Seite 187 und von 1886 Seite 385, 

Es fommen hierbei inZbefondere die Verordnungen des G. Minifteriums des Innern von 
27. Dftober 1884 — das Verfahren der Behörden der inneren Verwaltung bei der Zwangsvoll— 
ftrefung öffentlich rechtlicher Geldforderungen betreffend — (Staatl, Geſ.“ u. V.O-Bl. Nr. XL, 
S. 431) und vom 3, November 1854 — die Beitreibung und Sicherung der Gemeindeausjtände 
betr. (Staatl, Gej,- u. V.O.Bl. Nr. XLIII ©, 455) in Betradt, 


1) Bon dem Abdrude diejes, wie der übrigen Formulare ijt abgejehen worden. 


Tür: 
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Andere als die in diefen Verordnungen erwähnte Anftände gegen die Forderung überhaupt 
oder gegen deren Höhe hemmen den Einzug und die Vetreibung der Kirchenfteuer nicht; e8 bleibt 
dem Pflichtigen aber unbenommen, innerhalb der Verjährungsfrift Art. 28 Abſ. 3 des Gejekes) 
gegen die Kirchengemeinde feinen Anfpruch auf Nückerftattung des zur Ungebühr Bezahlten geltend 
zu machen, Der Sirchengemeinderat hat den Kirchenftenerrechner (Erheber) in der Betreibung der 
—— ſtändig zu überwachen und ſich von Zeit zu Zeit Nachweiſungen über die Rückſtände 
geben zu laſſen. 

Dei Vornahme von Kaffenftürzen find die Steuerregifter und Nachtragsverzeichnifje abzu— 
ſchließen und probemweife einige Ginträge mit den zu erhebenden Quittungen der Kirchenfteuers 
pflichtigen zu vergleichen. 

Wir nehmen davon Umgang, die oben bezeichneten maßgebenden Beftimmungen für die Ge: 
meindeausftände, welche auch für die Kirchenfteuer in Anwendung zu kommen haben, dem Wort: 
laut nach hier vollftändig wiederzugeben, wir beichränfen uns vielmehr darauf, unter thunlichit 
wörtlicher Anführung der maßgebenden Stellen der in Betracht kommenden Geſetze und Verord— 
nungen das bei der Sirchenfteuererhebung einzuhaltende Verfahren im Einverftändnis mit den Gr. 
Minifterien des Innern und der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts zur Darnahadhtung in Fol: 
gendem befannt zu geben: 


A, Einzug der Kirchenſteuer. 


Der Kirchengemeinderat übergiebt das für vollzugsreif erklärte Kirchenftenerregifter (8 27 
Abi, I und 8 28 Abſ. 1 der Voranſchlagsanweiſung) bezw, die von ihm geprüften und richtig be= 
fundenen Nachtragsverzeichniffe (F 30 Schlußfaß dieſer Anweisung), ſowie die nach $ 31 bejonders 
aufgeitellten Einzugsregifter über die Kirchenfteuer von den Pflichtigen nach Art. 15 des Einfommen- 
jteuergejeßes und der SS 24 und 25 der Bollzugsverordnung zu dieſem Geſetz, jeweils ſofort mit 
Einnahmsanweiſung verjehen, dem Kirchenjteuerrechner (Sirchenfteuererheber) zum Bollzug. 

Zebterer ftellt jedem Kirchenfteuerpflichtigen auf Koſten der Kirchenfteuerkaffe einen Forderungs- 
zettel zu, welcher das pflichtige Steuerfapital — gejondert nach den verichiedenen Arten, — die 
von je 100 M. derjelben zu entrichtende Steuer, die Steuerfchuld, deren VBerfallzeit und die Zah- 
lungstermine angeben muß, auch die Bemerkung zu enthalten hat, daß dem Steuerpflichtigen die 
Einficht des ihn betreffenden Inhalts des Einzugsregifterd geftattet fei ($ 28 Abi, 2 der Voran— 
ſchlagsanweiſung). 

Alle Forderungszettel ſind dem Steuerpflichtigen unentgeldlich entweder perſönlich durch den 
Rechner, oder in einem verſchloſſenen Umſchlag zuzuſtellen (8 28 Abſ. 3 der Voranſchlagsanweiſung). 

Außer der Zuftellung von Forderungszetteln kann nach dem Ermefjen des Kirchengemeinde- 
rat3 eine allgemeine Zahlungsaufforderung durh Einrückung in öffentliche Blätter, öffent- 
lichen Anschlag, Ausſchellen oder in jonft ortsüblicher Weife erfolgen (8 3 Abf, 1 der Verordnung 
vom 3. November 1884), 

Die Kirchenftener aus den Grunde, Häufer-, Gefäll- und Gemwerbfteuer- 
fapitalien und den Einkommenſteueranſchlägen ift, jomweit nicht durch Beichluß der 
Kirchengemeindeverfammlung mit Genehmigung de3 Oberfirchenrat3 eine hiervon abweichende Be— 
ftimmung getroffen tft, zur einen Hälfte ſofort fülig und innerhalb 21 Tagen von 
ven Tage der Zuſtellung des Forderungszetteld an gerechnet, zu entrichten; Die andere Hälfte 
ift auf 1, Auguft des betreffenden Boranfchlagsjahres fällig ($ 27. Abf, 2 und 3 der Voran— 
ſchlagsanweiſung). 

Die Kirchenſteuer aus den Rentenftenerfapitalien, wie auch alle Kirchenſteuer— 
nachträge und die Kirchenſteuerſchuldigkeiten nach $ 31 der Voranſchlagsanweiſung find in ihrem 
ganzen Betrag jofort fällig und innerhalb 21 Tagen nah Zuftellung des Forderungszettels 
im vollen Betrag zu bezahlen ($ 27 Abſ. 4 der Voranſchlagsanweiſung und 8 4 der Verord- 
nung vom 3, November 1884), 

Sede Zahl ift vom Rechner (Erheber) jofort und zwar vor Ausfolgung der Quittung in 
das Einzugsregiiter Nachtragsverzeichnis) einzutragen, 

Das Einzugsregiiter (Nachtragsverzeichnis) ift monatlich abzufchließen und in einer Summe 
in's Kaſſebuch zu übertragen. Wenn auf Grund des 8 29 der Voranfchlagsanmweifung ein bejon- 
derer Kirchenſteuererheber bejtellt ijt, jo hat diefer das erhobene Geld mindejtens monatlid 
einmal an den Sirchenjtenerrechner gegen fortlaufende Beicheinigungen in einem Ablieferungs- 
heft abzuliefern (829 Abf, 3 der Boranjchlagsanweilung und 8 37 Abſ. 1 der Nechnungsanmweifung.) 


B, Betreibung der Kirdenfteuer, 
a, Mahnung. 


Kirchenſteuerſchuldner, welche innerhalb der im Forderungszettel feſtgeſetzten Frift ihre Schul- 
digfeit nicht oder nicht ganz berichtigt haben, hat der Kirchenſteuerrechner (Sirchenfteuererheber) 
nohmal8 zur Zahlung auffordern—mahnen — zu lafjen ($ 5 ımd 7 der Ver: 
ordnung vom 3, November 1884.) 

Zu diefem Zwecke hat der Kirchenftenervechner (Kirchenftenererheber) nach Wohnorten der 
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Schuldner getrennte Mahnliften nach dem unter A anliegenden Mufter ') und zwar geiondert für 
die Schuldbeträge bis einjchließlich 50 M, und für jene von mehr als 50 M. aufzuftellen. 

Die Mahnliften über die innerhalb der forderungsberedtigten Kirchenge— 
meinde wohnenden Schuldner hat der Kirchenftenerrechner (Kirchenfteuererheber) dem betreffenden 
Mahner unmittelbar zuzuftellen, jene über die an anderen Orten des Großherzogtums mohnenden 
Schuldner den Bürgermeifteramt des Wohnorts derjelben zur Zuftellung an den Mahner zu über: 
mitteln (8 7 Abſ. 2 und 3 der Verordnung vom 3. November 1884), 

Die Mahnung hat durch den Gemeindediener oder durch den für die betreffende politifche 
Gemeinde von dem Gemeinderat (Stadtrat) bejonders aufgeftellten, von Großh. Bezirksamt ver— 
pflichteten Mahner zu erfolgen, 

Der Mahner hat alsbald nach dem Empfang der Mahnlifte fih zu dem Schuldner in die 
Wohnung zu verfügen und ihm, in feiner Abweſenheit einem erwachfenen Familienglied, zu er— 
öffnen, daß, wenn nicht die Zahlung der verfallenen Schuld binnen 8 Tagen erfolge, das Voll— 
ftrefungsverfahren werde eingeleitet werden, Wird weder der Schuldner noch ein erwwachjenes 
ae ungeachtet wiederholten Verſuchs angetroffen, jo gilt die Mahnung gleihwohl als 
erfolgt, 

Der Mahner hat die gejchehene Mahnung, ſowie etwaige Einwendungen des Schuldners 
auf der Mahnlifte zu beurfunden und die leßtere binnen längftens 8 Tagen nach deren Empfang 
dem Kirchenftenerrechner (Kivchenfteuererheber), bezüglich der auswärts mohnenden Schuldner dem 
Bürgermeifteramt feines Wohnorts zur Rückſendung an den Kirchenftenerrechner (Kirchenſteuerer— 
heber) zurückzugeben. 

Für die Mahnung hat der Mahner von jedem Schuldner eine Gebühr von 15 Pf, zu be— 
ziehen (S 8 der Verordnung vom 3. November 1884), 

Wenn in einem nicht zur forderungsberechtigten Kirchengemeinde gehörigen Orte des Sn: 
landes nur ein einzelner zu mahnender Schuldner oder der Schulder außerhalb des Großherzog: 
tum3 wohnt und feinen Steuerzahler in der Kirchengemeinde beitellt hat, jo geichieht die Mahnung 
durch den Kirchenfteuerrechner (Kirchenfteuererheber) mittelft eingefchriebenen Brief, Die Koften 
deöjelben hat der Schuldner mit der Hauptichuld zu erjegen, 

War der Brief unbeitellbar, jo gilt die Mahnung gleichwohl als erfolgt (8 9 der Verord— 
nung vom 3, November 1884), 


b. Vollſtreckung. 


Nah Ablauf der in der Mahnung bezeichneten Frift hat der Kirchenftererrechner (Kirchen: 
fteuererheber) ohne Rückſicht auf Einwendungen des Schuldners, fofern fie ſich nicht jofort als be— 
gründet erweisen, gegen diejenigen, welche ihre Schuld nicht oder nicht ganz berichtigt haben, die 
Vollſtreckung zu beantragen und zwar: 

a. bezüglich von Forderungen bis mit 50 M, bei dem Bürgermeifter der zum Kirchſpiel 
gehörigen Gemeinde, innerhalb welcher die Kirchenftenerverrechnung ihren Sig hat — fofern nur 
Bolftrekung in beweglich körperlichen Sachen beantragt wird, 

b, bezüglich von Forderungen über 50 M, oder wenn Vollſtreckung in Forderungen oder 
unbeweglihe Sachen beantragt wird, bei dem für die forderungsberechtigte Kirchengemeinde zuſtän— 
digen Bezirfsamt, 

Zu diefem Behufe ift bei diefen Behörden für jeden Ort eine bejondere Vollſtreckungsliſte 
nach Muſter B, welcher die Beurkundung über die erfolgte Mahnung beigefügt iſt, in doppelter 
Fertigung einzureichen. 

Auch iſt im Falle des $ 9 der Verordnung vom 8. November 1884 dem Vollſtreckungsan— 
trag die Beurkundung über die erfolgte oder unbeftellbar gebliebene Mahnung beizufügen ($ 10 
der Verordnung vom 3, November 1884, $ I Ziffer 3 und $ 2 der Verordnung vom 27, Oktober 1884), 

Das Vollſtreckungsbegehren ift in der Negel zunächft auf Vollftvedung in bewegliche körper⸗ 
liche Sachen (einſchließlich der Früchte auf dem Halm — jedoch nur einen Monat vor dem ge— 
wöhnlichen Zeitpunkt der Reife —) und wenn dieſe erfolglos iſt, auf die Vollſtreckung in Forde— 
rungen zu richten. 

Der Antrag auf Vollſtreckung in Liegenſchaften kann nur mit Ermächtigung des Kirchen— 
gemeinderats geſtellt werden. 

Die Vollſtreckung iſt durch den Kirchenſteuerrechner (Kirchenſteuererheber) unausgeſetzt zu be—— 
treiben und zu überwachen (8 15 der Verordnung vom 3, November 1884). f 

Der Kirchenftenerrechner (Grheber) ift verpflichtet, die zu Gunften der Kirchengemeinde er: 
gehenden richterlichen Urteile, wenn nicht fofort Zahlung erfolgt, in das Pfandbuch derjenigen Ge— 
meinden eintragen zu laffen, iu deren Gemarkung der Schuldner Liegenjchaften befigt (SS 109 ff. 
der — zur Führung der Grund- und Pfandbücher und $ 17 der Verordnung vom 3, No— 
vember 1884), 

Gerät ein Schuldner der Kirchengemeinde in Konkurs oder werden demfelben auf Antrag 
eines andern Gläubiger Liegenfchaften im Vollſtreckungsweg verjteigert, jo hat der Kirchenfteuter= 
rechner (Erheber) hievon dem Kirchengemeinderat alsbald Anzeige zu eritatten, 


1) Von dem Abdrucke diejes, wie der folgenden Formulare ift abgejehen worden, 
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Doch ift es Pflicht des Nechners (Erhebers), auch ohne die weiteren Anordnungen des 
Kirchengemeinderats abzuwarten, die Kirchenſteuerforderungen der Kirchengemeinde rechtzeitig bei 
dem Konkursrichter, bezw. bei dem Vollſtreckungsbeamten geltend zu machen ($ 18 der Verordnung 
vom 3, November 1884). h 

Die weiter hier einfchlagenden Beltimmungen der Verordnung vom 27, Dftober 1884 über 
das Verfahren der Behörden der inneren Verwaltung bei der Zwangsvollſtreckung öffentlich recht: 
licher Geldforderungen werden nachftehend wiedergegeben: 


I. Allgemeine Beftimmungen, 


Der Ausspruch der die Vollſtreckung anordnenden Behörde (Vollitredungsbehörde), daß wegen 
eines bejtimmten Forderungsbetrags gegen eine bejtimmte Perſon die Zwangsvollſtreckung zu ers 
folgen habe, gilt als vollſtreckbare Ausfertigung im Sinne der Zivilprozeßordnung ($ 4 der Ver: 
ordnung). E 3, 

Ueber Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung in verwaltungsgerichtlihen Sachen ent— 
fcheidet unter den in $ 45 Schlußſatz des Geſetzes vom 14, Juni 1884 — die Verwaltungsrechts— 
pflege — — gedachten Vorausſetzungen das Verwaltungsgericht, welches in erſter Inſtanz 
erkannt hat. 

Ueber Anträge, Einwendungen, Erinnerungen, welche die Art und Weiſe der Zwangsvoll⸗ 
ftreefung oder das bei derjelben zu beobachtende Verfahren betreffen, ſowie über Erinnerungen in 
Anfehung der in Anfag gebrachten Koften enticheidet, wenn es ſich um Bollitrekungshandlungen 
gerichtliher Beamten handelt, das Amtsgericht, ſonſt diejenige Behörde, welche die Vollſtreckung 
angeordnet hat (Zivilprozekordnung 8 685). i i 

Einwendungen, welche den Forderungsanipruch ſelbſt betreffen, find bei der zur Entjcheidung 
über diefen zuftändigen Behörde, Anſprüche Dritter auf den Gegenftand oder die Ergebnilje der 
Vollſtreckung bei dem zuftändigen Gerichte (Zivilprozekordnung 88 690, 710, 758 ff., 88 73, 74, 
7 pe ee vom 3, März 1879 — Gel. u. V.O.Blatt ©, 91 —) geltend zu machen ($ 5 der 
Verordnung). 

Die Fortfegung der Vollſtreckung wird durch die erhobenen Einwendungen bis zur Erlaſſung 
der Entſcheidung — vorbehaltlich der den Gerichten zuftehenden Verfügungen — nicht aufgehalten ; 
nur wenn mit dem weiteren Vollzug ein unmiederbringlicher Nachteil für die Beteiligten verbunden 
ift, muß Einhalt bewilligt werden (8 6 der Verordnung), 

Beichwerden, welche das Verfahren betreffen, find gegen Verfügungen des Bürgermeifters 
bei dem Bezirksamt, gegen Verfügungen des Bezirksamts bei dem Landeskommiſſär innerhalb 
14 Tagen nad Eröffnung der bejchwerenden Verfügung geltend zu machen ($ 7 der Verordnung). 

Die Vollftrefungsbehörde beauftragt, fomweit die Ausführung der Vollſtreckung nicht den 
Gerichten zugewieſen ift, den zuftändigen Vollftredungsbeamten unmittelbar mit dem Vollzug, 
auch wenn der Schuldner außerhalb des Bezirks wohnt, in welchem die Vollſtreckungsbehörde ihren 
Siß hat, Die Vollftreefungsbeamten find entweder der Gerichtsvollzieher ($ 674 der Zivil— 
prozeßordnung) oder der Amtsvollzieher (fiehe unten) ($ 8 der Verordnung). 

Zur Beforgung der Vollftrefung in bewegliche körperliche Sachen aus Forderungen, welche 
die Summe von 50 M, nicht überfteigen, Fan auf Antrag des Gemeinderats für eine oder mehrere 
Gemeinden ein Amtspollzieher beftellt werden, Zur Vornahme der dffentlichen Verjteigerung tft 
derjelbe jedoch nur befugt, wenn der Wert der gepfändeten Gegenftände 50 M, nicht überiteigt, 
andernfalls hat die Vollſtreckungsbehörde mit der Verfteigerung den Gerichtsvollzieher zu beauf- 
tragen (8 9 der Verordnung). 

Die Ernennung des Amtspollziehers erfolgt durch das Bezirksamt nah) Anhörung des po— 
litiſchen Gemeinderats, Derſelbe wird auf feinen Dienst eidlich verpflichtet und ſteht unter der Dis— 
ziplinargewalt des Bezirksamts, welches denjelben jederzeit entlaffen fann (8 10 der Verordnung.) 

Zur Nachtzeit, ſowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine Vollftredungs- 
handlung nur mit Erlaubnis des Bezirfsamts, in deſſen Bezirk die Handlung vorgenommen werden 
joll, erfolgen, Die Verfügung, durch welche die Erlaubnis erteilt wird, ift bei der Zwangsvoll— 
ſtreckung vorzuzeigen (8 681 der Zivilprozeßordnung) ($ 11 der Verordnung). 

Gegen eine dem aftiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Milttärperjon darf die 
Se le erit beginnen, nachdem bon derjelben die vorgejegte Militärbehörde Anzeige 
erhalten hat, 

| Der VBollftredungsbehörde ift auf Verlangen der Empfang der Anzeige von der Militärbe- 
hörde zu bejcheinigen (Zivilprozeßordnung $ 673) ($ 12 der Verordnung). 

Eine Zwangsvollſtreckung, welche zur Zeit des Todes des Schuldners gegen denſelben be= 
reits begonnen hat, wird in den Nachlaß desjelben fortgejekt. 

Sit bei einer Vollſtreckungshandlung die Zuziehung des Schuldners nötig, jo hat bei ruhender 
Erbichaft oder wenn der Erbe oder deffen Aufenthalt unbekannt ift, das Amtsgericht auf Antrag 
der Vollitredungsbehörde dem Nachlaß oder dem Erben einen einftweiligen bejonderen Vertreter 
zu beitellen (Zivilprozeßordnung 8 693), 

Die Beſtimmung Hinfichtlich einer ruhenden Erbſchaft findet Anwendung bei einer nach Land» 
rechtſatz S11 ledigen Erbichaft, für welche ein Erbpfleger nach Landrechtſatz 812 noch nicht beitellt 
it ($ 13 der Verordnung), 

Iſt der Schuldner vor Beginn der Zwangsvolfftredung geftorben, jo hat bei ruhender Erb— 
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ſchaft oder wenn der Erbe oder deſſen Aufenthalt unbekannt ift, das Amtsgericht des Wohnfikes 
des Erblaſſers auf Antrag der Vollitreeungsbehörde dem Nachlaß oder dem Erben einen Kurator 
zu beitellen (Zivilprozeßordnung 8 694), ($ 14 der Verordnung.) 

Während der Dauer eines Konkursderfahrens findet Zwangsvollſtreckung zu Gunften einiger 
Konkursgläubiger weder in das zur Konkursmaſſe gehörige, noch in das fonftige Vermögen des 
Gemeinſchuldners jtatt ($ 11 der Konkursordnung). 

Dieſe Vorjchrift findet feine Anwendung, jomweit nach 8 39 ff. der Konkursordnung ein An— 
jpruch auf abgefonderte Befriedigung befteht ($ 15 der Verordnung). 


I. Zwangsvollſtreckung in bewegliche förperlihe Saden, 


Die Pfändung beweglicher körperlicher Sachen geſchieht auf Schriftliche Weifung der Voll: 
ftreddungsbehörde an den Gerichtsvollzieher oder Amtsvollzieher, Diefe Weifung wird, wenn dem 
Antrag auf Pfändung Liften der im Zahlungsrüditand befindlichen Schuldner beigelegt find, diefen 
Liſten beigefegt (8 16 der Verordnung). 

Soll die Zwangsvollſtreckung gegen eine dem aktiven Heere angehörende Perſon des Sol- 
datenftandes in Kaſernen oder anderen militärifchen Dienftgebäuden erfolgen, jo hat die Vollſtreckungs— 
behörde die zuftändige Militärbehörde um die Zwangsvollſtreckung zu erfuchen. 

Die gepfändeten Gegenftände find einem von der Vollitredungsbehörde zu beauftragenden 
Vollſtreckungsbeamten zu übergeben (Zivilprozeßordnung 8 699), ($ 17 der Verordnung). 


a, Durch Amtsoollzieher, 


Hinfichtlich des Vollzugs der Zwangsvollſtreckung find für den Amtsoollzieher die Be— 
ftimmungen der Verordnung vom 27, Dftober 1884 und die befondere Dienftweifung maßgebend 
($ 18 der Verordnung). 

Der Amtspollzieher ift befugt, die Wohnung und die Behältniffe des Schuldners zu durch— 
juchen, foweit der Zweck der Vollſtreckung dies erfordert, 

Er ift befugt, die verjchloffenen Hausthüren, Zimmerthüren Behältniffe, öffnen zu laſſen. 

Er ift, wenn er Widerftand findet, zur Anwendung von Gewalt befugt, und kann zu diefem 
Zwecke die Unterftügung der polizeilichen VBollzugsorgane nachſuchen (8 19 der Verordnung). 


% b. Durch Gerichtspolßieher. 


Auf die einem Gerichtövollßzieher aufgetragenen Pfändungen und Verfteigerungen finden 
neben den 88 1—8, 11—17 der Verordnung vom 27, Dftober 1884 die Verordnungen über Die 
Dienftverhältniffe für Gerichtsvollzieher und die Dienftweifung für Gerichtsvolßieher Anwendung 
8 20 der Verordnung). 


Zmwangspollftrefungen in Forderungen und andere Vermögensrechte. 


Um Zwangsvollſtreckung in Forderungen, joweit folhe nach Zivilprozeßordnung $ 749 der 
Pfändung unterworfen find, und andere VBermögensrechte (Zivilprozeßordnung SS 729—754) hat 
das Bezirksamt das zuftändige Amtsgericht (Zivilprozeßordnung SS 729, 13 fi, 8 3 Abſatz Ia f, 
De Hin vom 20, Februar 1879 Staatl, Gei,- u. V.O. Blatt Seite 195) zu erfuchen ($ 21 der 

erordnung). 


IV. Zwangsvollitrefung in das unbeweglihe Vermögen, 


Um Zwangsvollſtreckung in Liegenjchaften (Zivilprozeßordnung SS 755—757, 88 41—97 des 
badiſchen Einführungsgejeßes zu den Reichsjuftizgefegen, landesherrliche Verordnung vom 25, Juli 
1879, Staatl. Gel. u. V.O. Blatt S. 555) hat das Bezirksamt dasjenige Amtsgericht zu erjuchen, 
in defjen Bezirk das Grundftüc gelegen ift (8 22 der Verordnung). 


V. Gebühren. 


Der Bürgermeifter hat für die Erlaffung des Vollſtreckungsbefehls einfchließlich der 
Beauftragung des Vollſtreckungsbeamten eine Gebühr von 20 Pf. anzujeßen. 

Schreibgebühren dürfen nicht berechnet werden ($ 23 der Verordnung). 

Hinfichtlih der Gebühren des Amtsvollziehers findet die Verordnung vom 10, Juli 
1880, betreffend die Gebühren der Gerichtsvollzieher bei Zwangsvollſtreckungen in gemeindegericht- 
fihen Sachen (Staatl, Gef, u, V.O. Blatt ©, 267, entfprechende Anwendung (8 24 der Verordnung). 

Für die Gebühren der Gerichtspollzieher find maßgebend: — 

a. bezüglich der den Betrag von 50 M, nicht überfteigenden Forderungen der Kirchenge— 
gemeinden die Verordnung vom 10, Juli 1880, betreffend die Gebühren der Gerichtsvoll— 
zieher für Zwangsvollſtreckungen in gemeindegerichtlichen Angelegenheiten (Staatl, Gef.- 
u. V.O.Blatt ©, 267); 

b. in allen anderen Fällen die Reichsgebührenordnung für Gerihhtspollzieher vom 24, Juni 
1878 (Neichögejebblatt Nr. 22 ©. 166) in der Faſſung des Neichsgefeßes vom 29, Juni 
1881 (Reichsgeſetzblatt Nr. 16 ©. 178), 


C, Berjährung der Kirchenſteuer. 
Bezüglih der Verjährung der Kirchenſteuer gelten nach Art, 28 Schlußſatz des Geſetzes 
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vom 26, Juli 1888 die Beſtimmungen des Gefeßes vom 21. Juli 1839 — die Verjährung der 
öffentlichen Abgaben betreffend — (Neg.-Blatt Nr. XXI ©. 175), nämlich: 

I. Die Forderungen der Kirchengemeinden an Sirchenfteuerpflichtige wegen fülliger Kirchen— 
fteuer und ebenſo die Rücforderungen Kirchenfteuerpflichtiger an die Kirchengemeinde wegen unge— 
bührlich bezahlter Kirchenftener verjähren in fünf Jahren (Art, 1 des Geſetzes). 

Die in den bürgerlichen Gefegen enthaltenen allgemeinen Beftimmungen über die Klage— 
verjährung find, ſofern in den nachfolgenden Beitimmungen nichts anderes verfügt wird, auch auf 
die unter T. genannten Verjährungen anwendbar (Art, 2 des Gejekes). 

III. ine Unterbrechung der Verjährung findet auch ftatt: 

a. gegen den Süirchenfteuerpflichtigen durch die mittelft Urkunde erwieſene Aufforderung zur 
Zahlung, welche ihm durch einen mit Erhebung oder Verwaltung der Stirchenfteuer, welche 
verjährt werden fol, beauftragten Beamten zugeht; 

b. gegen die Kirchengemeinde durch die bei dem ſoeben genannten Beamten oder einer ihm 
— Behörde von dem Kirchenſteuerpflichtigen angebrachte Rückforderung (Art. 3 

es Geſetzes). 

IV. Iſt die unter III. erwähnte Aufforderung bezw, Rückforderung drei Jahre lang unbe— 
trieben gelaffen worden, jo wird die Unterbrechung al3 nicht erfolgt angejehen (Art, 4 des Geſetzes). 

Die Verjährung der Rückforderung ungebührlich bezahlter Kirchensteuer läuft ohne Aus— 
nahme wider alle Perſonen (Urt, 5 des Geſetzes). 

Wir geben uns der Hoffnung hin, daß die Kirchengemeinderäte und die jonft mit der Ver- 
waltung der Kirchenſteuer betrauten Berfonen (Sirchenftenerrechner, Erheber) mit den hiernach 
beftehenden Beſtimmungen ſich in Bälde genügend vertraut machen und diejelben bei Einzug, Be— 
treibung und Verjährung der Steuer gehörig beachten. Dabei tft, jo jehr auch im Snterefje der 
Sicherung eines rvechtzeitigen und vollftändigen Eingangs der Kirchenfteuer auf eine pünftliche Be— 
achtung diefer Beftimmungen zu jehen ift, doch dafür Sorge zu tragen, daß die Vollſtreckung ſtets 
jo eingerichtet werde, daß fie unbejchadet ihres Zwecks dem Schuldner möglichit wenig drückend 
wird, Sie kann einzelnen Schuldnern gegenüber, denen es nach übereinftimmender Ueberzeugung 
des Sirchenftenerrechnerd (Erhebers) und des Kirchengemeinderats bei anerkannten Fleiß und gutem 
Willen in Erfüllung ihrer Zahlungsverbindlichkeiten gegen die Kirchengemeinde zur Zeit an allen 
Zahlungsmitteln mangelt, auf einen bis mehrere Monate verjchieben, auch joll überall nach Mög: 
lichkeit darauf gejehen werden, daß die Vollſtreckungskoſten der beizubringenden Schuld gegenüber 
eine mäßige Schranke nicht überjchreiten, 

Bon vorjtehender Bekanntmachung können beiondere Abzüge durch die diesfeitige Erpeditur 
zum Preiſe von 20 Bf, für das Stück portofrei bezogen werden, Die Kirchengemeinderäte von 
Kirchengemeinden, in welchen Kirchenſteuer erhoben wird, haben dafür Sorge zu tragen, daß auch 
— Kirchenſteuerrechner (bezw. Erheber) in den Beſitz eines ſolchen Exemplars der Bekanntmachung 
gelangen. 

Karlsruhe, den 28. April 1891. 

Evangeliſcher Oberkirchenrat. 
von Stöſſer. Weiſer. 


III. 


Derordnung des Sm. Oberkirhenraths 


die Berwaltung und das Behnungswefen des örtlichen evangelifhen Kirden- 
vermögens betr. v. 21. Sept. 1875). 


Nachdem durch die höchftlandesherrfiche Verordnung vom 28, Februar 1862 zum Vollzug 
des Geſetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen und firchlichen Vereine im Staate vom 9, Of 
tober 1860 und im Einklang mit den Beftimmungen der evangelifchen Sirchenverfaffung vom 
5, September 1861 für die Verwaltung des evangeliichen Kirchenvermögens die allgemeinen Grund 
lagen fejtgeftellt worden find und ſolche durch eine Neihe von Ausführungsbeftimmungen einen 
Abſchluß gefunden haben, jehen wir uns zur Erzielung einer leichteren und gleichmäßigeren Ge— 
ihaftsbehandlung veranlagt, nach Berathung mit dem Generaliynodalausihuß, im Einverftändniß 
mit Großherzoglihem Minifterium des Innern und mit höchfter Genehmigung Seiner König: 
lihen Hoheit des Großherzogs nachſtehende 

Vorjhriften für die Verwaltung und das Rechnungsweſen des ört- 
lihen evangelifhen Kirchenvermögens 
befannt zu machen und dabei weiter zu beftimmen: 








1) Die durch die V. 28./5. 1866, 13./10. 901. 11,/11. 91, find durch geſperrten Drud gefennzeichnet. 
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I. Die Vorſchriften beziehen fich auf ſämtliches örtliches, das heißt, einem einzelnen Ort 
oder einem einzelnen Kirchjpiel oder einer Diasporagenoſſenſchaft gewidmetes Kirchenvermögen, 
mit Ausnahme der Pfründen, worüber befondere Vorjchriften beftehen. 

Nach ihnen richtet fich auch, ſoweit thunlich, die Verwaltung und Verrechnung fonftiger zu 
örtlich-kirchlichen Zwecken bejtimmter Gelder. 

II. Mit der Verkündung gegenwärtiger Verordnung treten alle bis dahin erlaffenen, die 
Verwaltung und das Rechnungsweſen des evangeliſch Firchlichen Ortsvermögens betreffenden Ver: 
ordnungen und MWeifungen außer Wirkfamkeit, auf welche in den Vorjchriften nicht ausdrücklich Be— 
zug genommen ift, 


Dorfchriften für die Derwaltung und das Rechnungswefen des örtlichen evangelifchen Kirchen. 
vermögens. 


1. Abſchnitt. 
Bon den Behörden und Beamten der örtlichen Kirchenvermögensperwaltung. 
I. Die verfchiedenen Arten von Derwaltungsbehörden. 
Regelmäßige Verwaltungsbehörden, 


8 1. Das drtlidhe Kirchenvermögen wird der Regel nach durch den Kirchen: 
gemeinderath verwaltet, 

Der Bürgermeifter, oder, wenn diejer nicht evangelifch ift, das dienftältefte evangeliſche Mit- 
lied des Gemeindevoritandes, wohnt den Berathungen und Beichlüffen des Kirchengemeinderaths 
über die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens an. Sn den Kirchengemeinden, welche aus 
mehreren Orten beitehen, gejchieht dies in dem gemeinjchaftlichen Kirchengemeinderath nur durch 
den Bürgermeifter des Hauptortes, wogegen den Berathungen des Ortsfirchengemeinderath3 über 
das Kirchenvermögen des einzelnen Drtes der Bürgermeilter des betheiligten Ortes anmwohnt, 

($ 37, Ziff. 5, der Sirchenverfaffung, $ 5 der Verordnung vom 28, Februar 1862,) 


Bejondere Verwaltungsbehörden, 


8 2, Inſoweit für örtliche Kirchenfonds von Stiftern befondere Behörden oder Perjonen 
zur Verwaltung bejtimmt find, behält e3 Dabei fein Bewenden und bleibt diefen das Necht der 
Berwaltungsführung, 

8 3, Die Verwaltung der Fonds der Diasporagenofjenichaften fteht den Kicchenvorftänden 
der einzelnen Baftorationsbezirfe zu, 

Die Verwaltung paritätifcher Kirchenfonds, welche der Oberaufficht des evang. Ober- 
kirchenraths unterftehen, wird fortan von den hiezu beftimmten Verwaltungsbehörden beforgt, 


Dienftverhältnijjfeder Berwaltungsbehörden 


85 Die Mitglieder der örtlichen Verwaltungsbehörden beforgen ihr Amt ohne Anſpruch 
auf Gehalt oder ftändige Gebühren, 

Für dienftlihe Verrichtungen außerhalb ihres Wohnortes erhalten diefelben und ebenjo auch 
die ftiftungsgemäß zur Verwaltung oder Mitverwaltung von örtlichem Kirchenvermögen berufenen 
Perſonen Tagesgebühren und Reijefoftenvergütungen, wie jolche den Gemeinde: 
beamten zufommen. 

Wenn jolhe auswärtige Dienftgefhäfte in kürzeren Zeiträumen vegelmäßig wiederkehren, 
fann von dem evangelichen Oberkirchenrath ($ 12, Ziff. 8, diefer Vorſchriften) ftatt der bezeich- 
neten Gebühren eine mäßige Bauſchvergütung bewilligt werden, 

Die gemäß 8 2 zur Verwaltung oder Mitverwaltung von Ortskirchenvermögen be— 
rufenen Perſonen, ſowie die Kirchenvorftände der Diasporagenofienjchaften ($ 3) find auf ihren 
Dienft handgelübdlich zu verpflichten, { f 

$ 7, Ueber die Mitglieder der regelmäßigen Verwaltungsbehörden wird die Dienjtpolizei 
nach Maßgabe der dafür bejtehenden Beſtimmungen (Kirchenverfaffung $ 56, Ziff. 6 und 3 110 
an 12, Il durch den Diöcefanausfchuß und beziehungsweife den evangelifchen Oberfirchen- 
rath ausgeübt. 

Die von Stiftern oder gemäß $ 3 diefer-Vorfchriften zur Verwaltung oder Mitverwaltung 
von örtlichem Kirchenvermögen berufenen Perſonen können wegen dienftwidriger Handlungen durch 
den evangeliſchen Oberfirchenrath entlaffen werden, 

8 8, Der evangelifche Oberfirchenrath hat außerdem das Necht, gegen die Verwaltungs- 
behörden oder einzelne Mitglieder derfelben, ſowie gegen die jonftigen zur Verwaltung oder Mit: 
verwaltung von drtlichem Sirchenvermögen berufenen Perſonen wegen Nichtbeachtung der Vor— 
ſchriften für die Gefchäftsführung oder Vernachläſſigung ihrer dienftlichen Obliegenheiten Ordnungs— 
ftrafen bis zu Beträgen von 30 Mark zu erkennen, n 

Auch ift er befugt, Dienfthandhungen, welche von den Verwaltungsbehörden oder einzelnen 


7 
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bei der Verwaltung von Ortskirchenvermögen betheiligten Perfonen ungebührlich verzögert werden, 
auf Koften der Säumigen dur Dritte vornehmen zu laſſen. 


I. Zuftändigfeit der Derwaltungsbehörden. 
Im Allgemeinen. 


8 9. Die örtlichen Verwaltungsbehörden vertreten das ihrer Verwaltung unterſtellte Kirchen— 
vermögen in jeder Beziehung. h } 

Sie verwalten diefes Vermögen unter der oberften Aufficht des evangelijchen Oberkirchen⸗ 
raths ($ 7 der Verordnung vom 28. Februar 1862) und find — vorbehaltlich gegenwärtiger Vor— 
ſchriften — in Hinficht auf diefe Verwaltung und das Rechnungsweſen des drtlichen Kirchenver— 
mögens zur ſelbſtſtändigen Beſchlußfaſſung berechtigt. ee: 

Diefelben verfügen mit Vorbehalt der Beſtimmungen in 88 10 bis 14 und, foweit für Die 
Fonds Voranſchläge aufgeftellt werden, innerhalb der Grenzen des Voranſchlags, 
auch ebenfo felbititändig über die Fondserträgniffe, 


Auffihtüberdie Verwaltungsführung 


810, Der evangelifhe Oberfirdhenrath führt die oberfte Aufficht über die 
Verwaltung der Firchlichen Ortsfonds. 

Sn den hiezu geeigneten Beziehungen wird er diefe Aufficht durch die enangeliihen De - 
kane und die Großherzoglihen Verwaltungsämter führen. ($ 7 der Verordnung vom 
28, Februar 1862,) — 

Außerdem find bei der Aufſicht über die kirchlichen Ortsfonds auch die Kirchenge— 
meindeverfammlung und der Didcefanausshuß betheiligt. ($ 22 Abſ. 4 und 
8 56, Ziff. 8. der Sirchenverfaffung.) 3 2 

Alle an den evangelifchen Oberkirchenrath gerichteten Anträge find zunäch ſt bei den 
Delanaten einzureichen, welche die weitere Vorlage unter Beifügung ihrer Meinungs— 
außerung zu bewirken haben, 

$ 11, Die Zuftimmung der Großherzoglihen Staatsregierung, welche durch Vers 
mittlung des Oberfirchenrath3 eingeholt wird, ift erforderlich: } 

1) wenn ein liegendes Kirchengut veräußert oder in anderer Weife der Grundftod eines 
firhlihen Fonds verändert oder Grträgniffe eines folchen Fonds zu einem der Stif— 
tung nicht entiprechenden Zweck verwendet werden follen ($ 12 der Verordnung vom 
28. Februar 1862). 

2) wenn eine neue kirchliche Stiftung errichtet oder eine neue Zuftiftung zu einen be= 
reits beftehenden Firchlihen Fond gemacht werden will (8 1 des Gtiftungsgejebes 
vom 5. Mai 1870), 

8 11a), Nach dem ftaatlihen Gejeß vom 26, Juli 1888, die Beſteuerung für örtliche 
firchliche Bedürfniffe betr., (firhl Gel. u, V.O.Bl. 1883 ©, 109 ff.) vgl, mit $ 4 Ziff. 1 der 
zum Vollzug der Artikel 39 und 40 diefes Geſetzes ergangenen landesherrlihen Verordnung vom 
12, DOftober 1888 (kirchl. Gel. u, V.O.Bl. 1888 ©, 139 ff.) unterliegen der bei dem zuftändigen 
Bezirksamt unmittelbar einzuholenden Staatsgenehmigung die Beichlüffe der Verwaltungsbehörden: 

1, wegen Erhebung ficchlicher Steuern (Umlagen), Art. 8 des Gejebes ; 

2. wegen Befreiung der Sapitalventenftenerfapitalien vom Beizug zur Firchlichen Be— 
ſteuerung. Art. 14; 

3. wegen Uebernahme eines Aufwands oder einer Verpflichtung auf die Kirchengemeinde, 
welche eine Belaftung der letteren auf die Dauer einer Mehrzahl von Voranſchlags— 
perioden zur Folge hat, 3. B. über Einführung neuer ftändiger Gehalte oder Er— 
höhung bisheriger ſolcher Gehalte, über Ausführung kirchlicher Bauten, deren Auf: 
wand auf mehrere Jahre verteilt werden fol, über Aufnahme von Anlehen der in 
Art, 9 Abi. 2 Ziff. 2 bezeichneten Art, Art, 27; 

4. wegen Vornahme von Neubauten, Erweiterungsbauten und Bauveränderungen. Art. 33, 

Für die Beichlüffe unter Ziff. 3 und 4 ift die Einholung der ftaatlichen Genehmigung je- 
doch nur für den Fall erforderlich, daß zum Vollzug derfelben die Firchliche Beftenerung in Anz 
ſpruch genommen werden will, 

8 122), Der Genehmigung von Seiten des Oberfirchenrath3 bedürfen die Beichlüffe der 
Berwaltungsbehörden : 

1, wegen Verwendung von Grtragsüberihüffen zu anderen als den ftiftungsgemäßen 
Fondszweden ; 

2. wegen Veräußerung, Vertauſchung, Verpfändung oder fonftiger bleibender Belaftung 
von liegenſchaftlichem Vermögen, wegen Bornahme von Waldausjtofungen und 
außerordentlichen Holzhieben und wegen Verwendung von Grundſtocksvermögen zu 
laufenden Bedürfniffen; ferner?) wegen Veräußerung von Gegenftänden, 
welche einen geſchichtlichen wiſſenſchaftlichen oder Kunftwert haben, 


1) Eingefchoben durch 8. 13./10. 90. 2) Faſſung der V. 13./10. 90. 3) Zujag der V. 11./11. 91, 
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3, wegen Grwerbung unbeweglicher Güter und Liegenfchaftlicher Nechte und ebenſo wegen 
Vornahme von Neubauten oder Hauptausbefferungen ; 

4, wegen Ablöfung von Berechtigungen ; 

5. wegen Anlage von Fondsgeldern außerhalb Landes, jowie wegen aller Abweichungen 
2 * De Vorſchriften über die Sicherung von Darlehen auf Tiegenjchaftliches 

nterpfand; 

6. wegen Eingehen von Nechtsftreiten und Vergleichen, wenn der Gegenftand ein ding- 

liches Recht an Liegenfhaften betrifft, oder wenn der zu entrichtende 

Betrag oder die Summe, welche durch den Vergleich zum Opfer gebracht werden 

fol, aus den im VBoranfchlag aufgenommenen Einkünften des Fonds nicht beftritten 

werden kann; 

Wegen Annahme belafteter Schenkungen; 

wegen Feititellung der Art und Größe neuer Bezüge oder der Erhöhung bisheriger 

Bezüge von Beamten und Bedienfteten, ſowie wegen Gewährung von Baufchver- 

gütungen an Stelle der den Mitgliedern der Berwaltungsbehörden für auswärtige 

Dienftgefhäfte zufommenden Tagsgebühren und Neifekoftenvergütungen ; 

9, wegen Aufnahmevon Anlehen, fofern diefelbe niht zur Ab— 
Zahlung aufgefündigter Kapitalien gefhieht oder das An— 
leben zur Beftreitung von voranfhlagsmäßigen Ausgaben 
erforderlich ift und innerhalb derjelben KRehnungsperiode 
aus laufenden Einnahmen wieder getilgt wird, ſowie wegen 
Feltftellungpon Tilgungsplänen für folde Anlehen; 

10, endlich die unter $ 11a bezeihneten Bejhlüfjfe, fofern zu 
ihnen diefe Genehbmigungrnidtijhongemäß Ziff, 1bi5 YJein- 
zubholenift, 4 

$ 13. Der Zuftimmung der Kirhengemeindeverfammlung bedürfen Die 
Beichlüffe des Kirchengemeinderaths: 

1) in allen Fällen, welche eine Genehmigung des evangeliichen Oberkirchenraths, bezw, 
Staatögenehmigung erfordern, f 

2) über die Ernennung und Entlaffung der Kicchenfondsrechner und deren etwaige Bes 
freiung von der Sicherheitäleiftung, 

3) über Feititelung und Vollzug der Voranſchläge, auch wenn die Yaufenden Einnahmen 
zur Beitreitung der Ausgaben hinreichen, 

4) über Krediterweiterung oder Mehraufwand, wenn fih während der Voranſchlags— 
periode die bewilligten Mittel als unzureichend erweiſen und die ungedecten Aus: 
gaben fich nicht verſchieben Laffen oder wenn fich die Nothwendigfeit der Beſtreitung 
unvorhergejehener Ausgaben ergibt, 

5) über mwejentliche Veränderung in der bisherigen Benutzungsart von Liegenjchaften, 

6) über Verpachtungen von Liegenschaften auf länger al3 neun Jahre, 

7) über VBerpachtungen und Vergebung von Accorden aus freier Hand, wenn die ein— 
Kihrige Pachtſumme mehr als 50 Mark oder die Uecordfumme mehr als 100 Mark 

eträgt, 

8) über Nachläſſe von Forderungen, 

9) über die Verbefcheidung der Kirchenfondsrechnungen, J5 

In dringenden Fällen, in welchen Gefahr auf dem Verzuge haftet, oder in geringfügigen 
Sachen kann der Kirchengemeinderath ohne Mitwirkung der Kirchengemeindeverſammlung vorgehen, 
muß aber derſelben bei ihrem nächſten Zuſammentritt die Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der 
Maßregel nachweisen, 

An die Stelle der Kirchengemeindeverſammlung treten bei den Fonds der Diasporagenoſſen— 
ſchaften die jelbititändigen Mitglieder des Paftorationsbezirks, ; 

14, Der Didcejanausshuß bethätigt die ihm zuftehende Aufficht über die Ver— 
waltung des Sirchenvermögens der Gemeinden bei dem Abhörverfahren nah Maßgabe gegen- 
wärtiger Vorjchriften, Auch ift derjelbe befugt, abgehörte Rechnungen zur Ginficht einzuverlangen. 
Bei erheblichen Anftänden hat er dem Oberfirchenrathe Vorlage zu machen, 


* 
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Geſchäftsordnungfürdie örtlichen Verwaltungsbehörden. 


$ 15, Die örtlichen Verwaltungsbehörden behandeln die ihnen obliegenden Geſchäfte in 
den Formen, welche in 88 39-43 der Kirchenverfaffung für die Verhandlungen und Bejchluß- 
fafjungen der Kirchengemeinderäthe vorgejchrieben find. 


Beihmwerdeführung. 


8. 16. Beichwerden wegen Anordnungen der Kirchengemeinderäthe, bezw. Kirchengemeinde: 
verfammlungen erledigen die Diöceſanausſchüſſe. 

Beschwerden gegen die von den Defanaten, bezw. Didcefanausfchüffen exrlaffenen Verfügungen 
gehen an den Oberfirchenrath. 
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Il. Die Beamten und Bedienfteten der örtlichen Kirchenfonds. 
Ernennungund Dienftpverhbältnißder Beamten und Bedienjtetem 


$ 17, Die Beamten für die örtliche Kirchenfondsverwaltung, insbeſondere der Re chner 
und — ſoweit die Anſtellung eines ſolchen nothwendig — der Schriftführer werden von dem 
Kirchengemeinderathe 9 ernannt. 
Ebenſo ernennt der Letztere die für dieſe Verwaltung und zur Dienſtbeſorgung bei den 
Kirchenanſtalten erforderlichen ſonſtigen Bedienſteten, ſoweit er nicht vorzieht die Anſtellung und 
Ernennung einzelner derſelben den Kirchenbeamten zu überlaffen. —9— 
18, Der Kirchengemeinderath beſtimmt auf der Grundlage gegenwärtiger Vorſchriften 
die Dienſtverhältniſſe und Dienſtobliegenheiten der Beamten und Bedienſteten, ertheilt zu dieſem 
Behufe die erforderlichen Dienftweifungen und ſchließt die Dienſtverträge mit den Angeſtellten ab. 
Er beſtimmt, joweit nöthig mit höherer Genehmigung (8 12 Ziff. 8), die den Beamten und Bes 
dienfteten auszumerfenden Gehalte und Bezüge und die ihnen für Gefchäftsperrichtungen außer- 
halb des Wohnfiges, für die Rechnungsſtellung u. A, etwa zu gewährenden Bauſchvergütungen 2c. 
$ 19, Soweit eine Bauſchvergütung nicht feſtgeſetzt und darüber auch im Dienftvertrage nichts 
anderes beſtimmt tft, erhalten die Kirchenbeamten für die Vornahme von Dienftgefhäften außer: 
halb des Wohnorts die gleichen Vergütungen wie die Kirchengemeinderäthe (8 5). 
Kirchenbeamte oder Bedienftete, welche Naturalien zu verwalten haben oder ſonſt bei der 
Naturalwirthichaft des Fonds betheiligt find, dürfen mit gleichartigen Gegenftänden feinen Handel 
treiben und auch weder mittelbar noch unmittelbar an einem bezüglichen Gejchäfte Antheil haben, 


Der.ohrtrtrunter 


$ 20, Können die Schreib- und Kanzleigefchäfte und die Regiftratur von Kirchenfonds 
nicht durch den Vorſitzenden oder Mitglieder des Kirchengemeinderaths bejorgt werden, jo ift ein 
befonderer Schriftführer zu ernennen. Derjelbe führt unter Auffiht und Verantwortlichkeit 
des Kirchengemeinderath3 auch das Sikungsprotofoll, jowie das Anweisbuch. (88 75—77). 


Dertedner ; 


8 21. Zur Führung der Kaffe und der Nechnungsbücer, ſowie zur Unterftüßung des 
Kirchengemeinderath3 bei Bewirthſchaftung und Sicherung des Kirchenvermögens ift vom Kirchen: 
gemeinderathe mit Zuftimmung der Kirhengemeindeverfammlung ($ 13 Ziff, 2) ein Rechner an- 
zuftellen, welcher von der Großherzoglichen Verwaltungsbehörde beftätigt wird, Bei der Wahl 
deöjelben find neben den übrigen nöthigen Eigenfchaften befonder3 auch fein Leumund und feine 
Bermögensverhältniffe, ſowie feine Zuverläffigfeit und Ordnung in Führung der eigenen Wirth- 
haft in Betracht zu ziehen. Der Rechner darf nicht zugleich Vorfigender oder Schriftführer des 
Stirchengemeinderaths fein; desgleichen joll er — wenigitens bei größeren Fonds — der Negel nad) 
demjelben auch nicht als Mitglied angehören. 


VBerantwortlihfeit des Rechners und der jonftigen Vermögenspermwalter, 


$ 22, Der Nechner und die jonftigen mit der Verwaltung und Verrechnung von Kirchen: 
vermögen betrauten Beamten find auf die gewiffenhafte Beobahtung der Vorſchriften ihres Dienftes 
durch das Großherzogliche Bezirksamt eidlich verpflichten zu laſſen, f 

Diefelben tragen für die richtige Erhebung der Einkünfte und Beachtung der vorgejchriebenen 
Ordnung in den Ausgaben, ſowie für die fichere Bewahrung der Fondsgelder und der unter ihrem 
Verſchluſſe ſtehenden Naturalien und Fahrniffe dem Sirchengemeinderath gegenüber allein die 
Verantwortung, 


Gehaltdes Rechners. 


S 28. Der Gehalt des Rechners kann in einem jährlichen feſten Betrag oder in gewiſſen 
PBrocentantheilen der wirklich erhobenen Einkünfte beſtehen. 

Sn der Negel find aus demfelben auch die Schreibmaterialien zu bejtreiten. 

Für Stellung und Abſchrift der Nechnung einichließlih der hiezu erforderlihen Impreſſen 
fann entweder in Form eines Averſums oder einer bejtimmten Gebühr für jeden Bogen der Rech— 
nung eine bejondere Vergütung bewilligt werden, fofern nicht ſchon bei Ausmefjung des feſten Ge- 
haltes auf diefe Obliegenheit des Nechners Nückficht genommen wurde, 

1) Der Kürze halber ift von hier an „Kirchengemeinderath” anftatt „Verwaltungsbehörde 
eines örtlichen Kirchenfonds“ geſetzt. 


— 
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BerpflidtungzurSiderheitöleiftung. 


8 24, Der Rechner hat für etwaige dem Fond aus feiner Gejchäftsführung erwachſende 
Erjagforderungen Sicherheit zu leiſten. 
Diejelbe ſoll der Kegel nach den hälftigen Betrag der jährlichen Roheinnahme des Fonda 


decken, jedoch den Betrag von 2000 Mark nicht überfteigen. 


Auch von jonftigen rechnungspflichtigen Berwaltern von Beftandtheilen des Fondsvermögens 
it eine den Verhältniſſen entiprechende Sicherheit zu verlangen. 
Die Koften der Sicherheitäleiftung trägt der Fond. 


Urtender Siberheitöleiftung. 


8 25. Die Sicherheit kann geleiftet werden: 

1) Bu) —— des Unterpfandsrechts an beſtimmten Liegenſchaften (bedungenes 

nterpfand), 

2) durch Beitellung eines Fauftpfands an unterpfändlich geficherten Forderungen oder 
Werthpapieren, welche auf den Inhaber lauten, 

3) durch den Eintrag des dem Fond an dem geſammten gegenwärtigen und künftigen 
Vermögen feines Rechners und beziehungsweiſe der rechnungspflichtigen Vermögens 
veriwalter zustehenden gejeglichen Unterpfandsrechtes. (L.R.S. 2121 Ziff. 3, 2122 
und 2134), 

Bei Fleineren Fonds kann 

4) — Sicherheitsleiſtung durch Stellung eines zahlungsfähigen Bürgen zugelaſſen 

werden. r 
Sn den beiden erſtgenannten Formen (Ziff. 1 und 2) können auch Dritte für den Pflich— 


- tigen die Sicherheit leiſten. 


SiherheitzleifttungdurhbedungeneslUinterpfand 


26. Bei Sicherheitsleiftung durch bedungenes Unterpfand (Verpfändung beftimmter Liegen— 
ſchaften) ift Hinfichtlich der Unterpfandsbeftellung alles Dasjenige zu beachten, was in $ 46 ff, 
diejer Vorſchriften bezüglich der Unterpfandsbeftellung für Darleihen angeordnet ift. 

Auch hier ift als Negel feitzuhalten, daß die zu Unterpfand gegebenen Liegenschaften nad 
ihrem pfandgerichtlich Feitgejtellten Werthanſchlage die Sicherheitsfumme doppelt, beziehungsweise 
— ſoweit fie in Gebäuden bejtehen — dreifach decken jollen, 


Sidherheit3leiftungdurd Fauftpfand 


$ 27, Die Verträge über FSauftpfandbeitellungen find fchriftlih und zwar in öffentlicher 
(Notariatz-)Urfunde oder in Privaturfunden abzufaffen, welche in das vom Amtsgerichte (Ge— 
richtsnotar) zu führende Offenkundigfeitsbuch einzutragen find, Werden unterpfändlidh ge- 
fiherte Forderungen zu Fauftpfand gegeben (8 25 Ziff. 2), jo iſt die gejchehene Fauft- 
pfandbeftellung den betreffenden Schuldnern durch den Notar eröffnen zu laffen, mit dem Beifügen, 
daß bei Vermeidung nochmaliger Zahlung ohne Borwiffen und Gutheißen der Fondsbehörde an 
der Forderung nicht? abgetragen werden dürfe, Auch ift dafür zu forgen, daß bei dem bezüglichen 
Eintrag im Pfandbuch von der Fauftpfandbeitellung VBormerfung gemacht werde, Die Beur— 
kundungen hierüber find der Urkunde über die Fauftpfandbeitellung anzuſchließen. 

Der Negel nad follen nur jolche Forderungen zu Fauftpfand angenommen werden, welche 
durch das für fie beitellte Unterpfand nach den Grundſätzen über das Ausleihen von Fondsgeldern 
auf Unterpfand Hinlänglich gedect erſcheinen. 

Aufden Inhaber lautende Werthpapiere (Staats: oder jonftige Obliga- 
tionen) jollen als Fauftpfand nur angenommen werden, joweit fie al3 dauernde und leicht umſetz— 
bare Werthe angejehen werden können. Mit denjelben find als Beftandtheile der Obligation 
immer auch die Zinsfcheine (Talon und Coupons) zu übergeben. 


Eintrag des geſetzlichen Unterpfandsrechts. 


$ 28. Den Eintrag des gejeglichen Unterpfandsrechtes (S 25 Ziff. 3) hat der Kirchenge— 
meinderath zu bewirken, wenn feine andere nach) gegenwärtigen Vorſchriften zuläſſige Art der Sicher- 
heitäleiftung dargeboten wird oder an die Pflichtigen verlangt werden will, und wenn auch feine 
Gründe vorliegen, dem Letteren die Stellung einer Sicherheit ($ 30) zu erlaffen. 

Der Eintrag gejchieht nach der VBorjchrift des L.R.S. 2153 und beziehungsmweije der SS 106 
— 108 der Anleitung zur Führung der Grund» und Unterpfandsbücher vom 23, April 1865 — 
Negierungshlatt Nr. XXXIV — und kann entweder auf alle Liegenjchaften des Pflichtigen, ohne 
nähere Bezeichnung derjelben, oder auf nur fo viele diefer Liegenjchaften bewirkt werden, als es - 
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nach den Grundſätzen gegenwärtiger Vorſchriften über die unterpfändliche Sicherung von Dar— 
leihensforderungen zur Dedung der Sicherheitsſumme erforderlich iſt. 


Aufbewahrung der Urkunden. 


8 29, Die auf die Sicherheitäleiftung bezüglichen Urkunden und die Beilagen derjelben find 
im Depofitenfchrante aufzubewahren, nachdem darüber dem Rechner ein Hinterlegungsichein ($ 61) 
ausgeftellt worden ift. 


Erlaſſung der Sicherheitsleiſtung. 


8,80. Ausnahmsweiſe und in Rückſichtnahme auf obwaltende beſondere Verhältniſſe kann 
dem Rechner und den ſonſtigen Vermögensverwaltern die Beſtellung einer Sicherheit vom Kirchen— 
gemeinderath mit Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung erlaſſen werden, 

Die Gründe einer folden Maßnahme find in dem Sigungsprotofoll ausdrücklich anzuführen; 
auch ift eine Ausfertigung des Beſchluſſes dem Nechner zuzuftellen, damit in der Rechnung ($ 115, 
Abt. 3) darauf Bezug genommen wird, 


Dienftaufjihtüber die Berwaltungsbeamten, 


8 31, Der Slirchengemeinderath und namentlich der Vorſitzende hat die Verwaltungsbeamten 
und Bedienfteten in ihren Dienftobliegenheiten thunlichſt zu unterftügen und über fie ununterbrochen 
genaue Aufficht zu führen. Er trägt für Verluſte, welche als Folge einer mangelhaften Aufficht 
über die Dienjtführung der Berwaltungsbeamten und Bedienfteten angejehen werden fünnen, die 
Verantwortung. 

Unordnungen in der Dienftführung der Beamten und Bedienfteten, welche durch entſprechende 
Erinnerungen nicht beſeitigt und deren Folgen auch durch Auflöſung des Dienſtverhältniſſes nicht 
on werden können, find dem Oberfirchenrath behuf3 der geeigneten Einfchreitung zur Kennt— 
niß zu bringen. 

Bon dem Oberfirhenrath kann auch die einstweilige Dienftenthebung und nöthigenfalls die 
Entlaſſung verfügt werden, 


2. Abſchnitt. 
Don der Derwaltungsführung. 


I. Allgemeine Beftimmungen, 


Setrennthaltung des drtliden Kirhenvermögens, Zuläffjigfeit gemein 
famer Berrednung. 


8 32, Das Kirchenvermögen darf nicht mit anderem Vermögen vermengt, fondern muß ftet3 
von jolchem getrennt gehalten werden. 

Der evangelifhe Oberkirchenrath kann geftatten, daß für mehrere unter einem und demfelben 
Rechner —— Kirchenfonds nur eine gemeinſame Rechnung geführt werde. 

Auch in dieſem Falle iſt darauf zu achten, daß das Vermögen der Fonds ſtets ſorg— 
fältig auseinander gehalten und nach dem Rechnumgsabichlufe für jeden derjelben in Rechnung ges 
jondert kan werde, 

An den Zuftändigkeiten hinfichtlih der Verwaltung und Verwaltungsaufſicht 
wird durch derartige zur Vereinfachung der Verwaltung und des Rechnungsweſens getroffene Maß— 
nahmen nichts geändert, 


Erhaltung und Vermehrungdes Vermögens. 


$ 33. Der Kirhengemeinderath hat die Aufgabe, dahin zu wirken, daß das jeiner Ver— 
oaltııng unterftellte Vermögen in allen jeinen Theilen nutbringend bewirthichaftet und im Grunde 
ſtocke nicht gefchmälert werde, Auch ift er verpflichtet, nach Ihunlichkeit und ſoweit es neben der 
alffeitigen Erfüllung der Fondszwecke möglich, für die Vermehrung desfelben Sorge zu tragen, 

Ss 34 Gr bat in erjter Beziehung namentlich darüber zu wachen, daß zur Heimzahlung 
fommende Kapitalien und Kaffenvorräthe, welche zur Beftreitung der laufenden Ausgaben nicht 
nothwendig find, ohne Zögerung zinstragend angelegt und die ausftehenden Forderungen, jobald 
fie verfallen find, angefordert und vom Nechner betrieben werden, 

3. Alle Einnahmen, welche nach ihrer Natur oder Widmung zur — des feſten 
Vermögens der Fonds beſtimmt find, wie insbeſondere die Einnahmen aus Schenkungen 
und Vermächtniſſen, ſofern die Schenk- oder Vermächtnißgeber nicht ausdrücklich ihre als— 
baldige Verwendung vorgeſchrieben haben, und die Ertragsüberſchüſſe, find dem Grund— 
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ſtocksvermögen beizufchlagen, mithin zu Kapital anzulegen oder zu neuen Fiegenfchaftlichen Erwer— 
bungen und beziehungsweije zur Schuldentilgung zu verwenden, 

Dafjelbe gilt von den Einnahmen aus veräußerten Grundftocöbeftandtheilen, wie insbeſondere 

von den Erlöjen aus Liegenjchaften, Waldausftockungen und außerordentlichen Holzhieben und von 
den Ablöfungscapitalien, 
8 36, Grundſtocksvermögen darf nur in außerordentlichen Fällen und nur mit Genehmigung 
der höheren Auffichtsbehörden (S 11 Ziff. 1 und 8 12 Ziff. 2) zur Beftreitung laufender Bedürf— 
nifje verwendet werden; wenn aber eine jolche Verwendung beſchloſſen und genehmigt wird, ift 
immer auch) gleichzeitig für die Wiederergänzung des Grundſtocks Sorge zu tragen. 

Bon Lebterer können die Auffichtsbehörden Nachficht ertheilen, wenn und ſoweit nachgewieſen 
wird, daß das Grundſtocksvermögen in früheren Jahren durch Zufchlag von Ertragsüberſchüſſen 
vermehrt worden ift und die nunmehrige Verwendung für laufende Bedürfniffe den Betrag diefer 
früheren Vermögensvermehrung nicht überfteigt. 

Bezüglich des Verfügungsrechts über die Ertragsüberjchüffe wird auf die Beftimmungen in 
$ 11—13 und $ 37 dieſer Vorſchriften verwieſen. 


Widmungsgemäße Berwendung der Vermögenserträgniſſe. 


8 37, Die Erträgniffe des Fondsvermögens jollen nur zu denjenigen Zweden verwendet 
werden, welchen diejelben gewidmet find, 

Zu jeder andern Art der Verwendung ift befondere Genehmigung erforderlich, weldhe von 
den zuftändigen Behörden (F 11—13) nur ertheilt werden foll, wenn wirklihe Ertragsüber- 
ſchüſſſe vorhanden find, d.h. wenn dargethan wird, daß das Vermögen des Fonds hinreicht, um 
aus feinen Grträgniffen, neben alffeitiger und durchaus nachhaltiger Erfüllung der Fondszwecke, 
auch diefe Verwendung bejtreiten zu können, 


II. Befondere Vorfihriften für die Verwaltungsführung. 
Veräußerung und Beftandgebung des liegenſchaftlichen Fondsvermögens. 


8 38, Zu freiwilligen Veräußerungen liegenjchaftlihen Fondsvermögens joll der Kegel nad) 
nur gejchritten werden, wenn die betreffenden Liegenjchaften oder Gebäude weder für die Selbit- 
benügung (Selbjtbewirthichaftung) geeignet find, noch mit Vortheil in Beſtand gegeben werden 
fönnen und auch auf eine jpätere — ihren jebigen geringeren Ertrag ausgleichende — Werthser- 
höhung nicht gehofft werden kann. Die nit zur Selbitbewirthichaftung oder Selbſtbenützung ge— 
eigneten Liegenfchaften und Gebäude find rechtzeitig — der Regel nach nicht für länger als je 
neun Jahre — in Beſtand zu geben, Die Veräußerungen wie die Verpachtungen gejchehen in 
der Form der Öffentlichen — vom Nechner unter Leitung eines Mitgliedes des Kirchengemeinderaths 
oder Zuziehung einer Urkundsperſon borzunehmenden — Steigerung oder des jchriftlichen Ange— 
bot3 (Submiſſion). Abweichungen von diefer Form bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbe— 
yet: welche in Bezug auf Veräußerungen bon dem Oberfirchenrath, in Bezug auf 

erpahtungen aber von der Kirchengemeindeverſammlnng zu ertheilen iſt ($ 13 Ziff. 6 und 
7) und vor dem Vollzug erwirkt werden fol. 


Veräußerung des beweglichen Fondsvermögens. 


$ 39, Auch für die Veräußerung beweglichen Fondsvermögens gilt die öffentliche 
Steigerung und beziehungsmweife das fchriftliche Angebot als Negel, von welcher nur ausnahmz- 
weife und aus befonderen im Situngsprotocoll anzuführenden Gründen abgegangen werden darf. 
Veräußerungen y von Gegenständen, welche einen gefhichtlihen, wiſſenſchaft— 
lihen oder Kunftwert Haben, bedürfen der Genehmigung des en, Oberfirden- 
rats ($ 12, Ziffer 2). Ser e 

840,2) Für Neubauten und ſonſtige Bauausführungen haben die Kirchengemeinderäthe durch 

die Kirchenbauinſpektionen Pläne und Koftenüberichläge aufitellen zu laſſen, überhaupt ſich hin 
fichtlich des Firchlichen Baumejens nach der Verordnung über das Bauweſen der evangeliichen ört— 
lichen Kirchenfonds vom 27. Oftober 1865 (kirchl. V. O. Bl. Nr, XIIL) und die zugehörige Bekannt— 
madhung vom 8, Februar 1873 (kirchl. V.O. Bl. Nr. III) zu richten, 

Für das Orgelbaumwejen insbejondere ift die Verordnung vom 22, September 1865 (eirchl. 
BOB, Nr. XD.) über das Orgelbaumwefen in den evangelifchen Kirchen maßgebend, 

$ 4.) Wenn eigentliche Neubauten oder Hauptausbefjerungen — L.R.S. 606 — in Frage 
jtehen, jo ift vor den Beginn die Genehmigung der Auffichtsbehörde (F 12 Ziff, 3 und $ 13 Ziff, 1) 
einzuholen, zu diefem Ende die Nothwendigkeit oder Niüslichkeit des Unternehmens darzulegen und 
auch anzugeben, welche Mittel dafür verwendet werden jollen, 

Auch zu Eleineren Bauherjtellungen bedarf es der vorgängigen Genehmigung der Auffichts- 
behörde alsdann, wenn die Mittel zu ihrer Ausführung dem Grundftod entnommen werden müfjen, 

Sofern der Aufwand für Neubauten, Erweiterungsbauten und Bauveränderungen ganz oder 
——— auf dem Wege kirchlicher Beſteuerung und zwar unmittelbar oder mittelbar — d, h. durch 
Bermittlung von Anlehen, die durch Erhebung von firchlichen Steuern zu verzinfen und innerhalb 
beftimmter Zeit zu tilgen find — aufgebracht werden will, jo hat gemäß Art, 33 Abi, 2 und 3 des 


9) Bufaß der ©. 11/11. 91. 2) Zaffung der 2. v. 13/10. 90. 3) Desgl. 
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ftaatlichen Gejeßes vom 26, Juli 1888, die Beſteuerung für örtliche Kirchliche Bedürfniſſe betr,, der 
Kirchengemeinderath zunächſt zu dem durch die erforderlichen Zeichnungen nebjt Koftenberehnung zu 
erläuternden Bauvorhaben die Genehmigung des Dberkirchenraths zu erwirfen. Hierauf hat der 
Kirchengemeinderath unter Vorlage der vorgejchriebenen Materialien eine bejondere Beſchlußfaſſung 
der Kirchengemeindeverfammlung darüber herbeizuführen und zu derjelben die Staatögenehmigung 
beim Bezirksamt einzuholen. Von der erfolgten ftaatlichen Genehmigung des Bauvorhabens iſt 
alsdann dem Oberfirchenrath Anzeige zu erftatten, worauf derjelbe — nöthigenfall3 vorbehaltlich der 
etwa noch weiter erforderlichen polizeilichen Baubewilligung — die Firchenobrigfeitlihe Erlaubniß 
zum Baubeginn erteilen wird, i 

Wenn eigentlihe Neubauten oder Hauptausbefferungen — URS. 606 — in Frage ftehen, 
fo ift por dem Beginn die Genehmigung der Auffichtsbehörde ($ 12 Ziff. 3 und 8 13 Ziff. 1) ein= 
zuholen, zu diefem Ende die Nothwendigkeit oder Nütlichkeit des Unternehmens darzulegen und 
auch anzugeben, welche Mittel dafür verwendet werden jollen. 

Auch zu kleineren Bauherftellungen bedarf es der vorgängigen Genehmigung der Auffichtz- 
behörde alsdann, wenn die Mittel zu ihrer Ausführung dem Grundftod entnommen werden müſſen. 

8 42, Kommt e8 zur Ausführung eine Baues, jo find unter Zuzug der Kirchenbauinfpef- 
tion genau die Bedingungen feitzuftellen, unter welchen die Arbeiten und Lieferungen, ſei es an 
einen Hauptunternehmer oder an einzelne Gemwerbtreibende, vergeben werden jollen, Die Ver- 
gebung der Arbeiten und Lieferungen hat bei Accordſummen von mehr als 100 Mark im Wege 
Öffentlicher Steigerung oder fehriftlichen Angebots zu gefchehen und e3 darf davon nur aus be= 
fonderen Gründen und, foweit es fih um Neubauten oder Hauptausbeſſerungen 
handelt, nur mit — vorher einzuholender — Genehmigung der Sirchengemeindeverjammlung ab— 
gegangen werden. 

Sn der gleichen Weife ift der Negel nach auch bei Vergebung anderer Arbeiten oder 
Lieferungen zu verfahren, oder — wenn es nicht gefchehen kann — der Grumd hievon im Sitzungs— 
protofolle anzugeben. 


Führung von Rechtsſtreiten. 


8 43, Wenn gegen Kirchenfonds Nechtsanfprüche auf gerichtlichen Wege erhoben werden oder 
Ansprüche des Fonds jelbit nur auf diefem Wege zur Geltung gebracht werden können, jo hat der 
Kirchengemeinderath darüber zu bejchließen, ob der Fond fich auf den Rechtsſtreit einlaffen und be— 
ziehungsweife denjelben erheben oder ob der erhobene Rechtsanſpruch anerfannt und beziehungs- 
weiſe auf denfelben Verzicht geleiftet werden joll. 

Soweit dabei liegenſchaftliche Rechte in Frage kommen, bedürfen die Bejchlüffe nach 
beiden Richtungen der Genehmigung der AuflichtSbehörden (SS 12°, 13), welche der Kirchenge— 
meinderath unter eingehender Darlegung der Berhältniffe zu erwirfen hat, 

Wird die Uebernahme des Nechtzftreit3 bejchlofjen, jo führt ihn der Sirchengemeinderath 
Be alle Nechtszüge und läßt das Erforderliche durch einen Anwalt oder eines jeiner Mitglieder 
bejorgen. 

8 44, Mitglieder des Kirchengemeinderath3, welche in Hinficht auf den Gegenftand des 
Nechtöftreites ein dem Fond entgegenftehendes Intereſſe Haben und in leßterem die Gegner des 
—— können bei den Beſchlüſſen wegen Uebernahme oder Unterlaſſung des Streites nicht 
mitwirken. 

Wird in Folge deſſen der Kirchengemeinderath beſchlußunfähig, ſo hat die Kirchengemeinde— 
verſammlung, oder wenn es ſich um liegenſchaftliche Rechte Handelt (8 43 Abſ. 2) der evangeliſche 
Oberkirchenrath die Frage zu entſcheiden und nöthigenfalls zu beſtimmen, went die Vertretung des 
Fonds in dem Nechtöftreite zu übertragen jet. 


Anlegung der Fondsgelder. Allgemeine Borfchrift, 


8 45. Fondsgelder jollen in der Regel gegen Gewährung des erſten Unterpfandsrechtes an 
bejtimmten im Inland gelegenen Liegenfchaften, in feinem Falle aber auf Handfchrift ausgeliehen werden. 

Beim Mangel an Gelegenheit zu entjprechenden derartigen Anlagen ift auch der Ankauf 
badijcher StaatSobligationen oder auf den Inhaber lautender verzinslicher Obligationen inländifcher 
Kreiſe oder Gemeinden gejtattet, 

Auch dürfen, jedoch der Kegel nach nur vorübergehend, Fondsgelder gegen Verzinſung bei 
von Gemeinden garantirten Sparkafjen oder bei der Allgemeinen Verforgungsanftalt in Karlsruhe 
angelegt werden, 

Der Kirchengemeinderath ift ferner befugt, andern Fonds, deren augenblicliche Mittel zu 
einer bejtimmten Geldanlage, einer Grwerbung und dergl. nicht zureichen, für ſolchen Zweck aus 
den vorhandenen Vaarvorräthen des Fonds für fürzere Zeit und gegen dem herrichenden Zins— 
fuß entjprechende Verzinfung Vorſchüſſe zu leiften, 


a. Darleihen auf Unterpfand. 

8 46, Für Darleihen auf Tiegenjchaftliches Unterpfand gilt als Negel, daß die zu Unter- 
pfand gegebenen Liegenſchaften nach ihrem pfandgerichtlich feſtgeſtellten Werthanſchlage die Dar— 
leihensſumme doppelt, beziehungsweiſe, ſoweit fie in Gebäuden beſtehen, dreifach decken ſollen. 

Abweichungen von dieſer Regel bedürfen der Zuſtimmung des Oberkirchenraths (8 12 Ziff. 5). 
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Ausitellung und Prüfung der Verlagfheine, 


$ 47, Bevor ein Darleihen zugefagt wird, ift die Vorlage eines nach Vorſchrift des 8 83 
der Anleitung zur Führung der Grund» und der Pfandbücher vom 23, April 1868 (Negierungs- 
blatt Nr, XXXIV) ausgeftellten Verlagſcheines zu verlangen und fich auf Grund der darin 
enthaltenen pfandgerichtlichen Beurkundungen darüber zu verläffigen: 

1) daß der künftige Schuldner oder Pfandbeiteller die freie oder jelbitändige Ver- 
fügungsgemwalt über fein Vermögen befiße oder 

2) wenn dies nicht der Fall — 8 24—29 der cit, Anleitung — daß die gejeglichen 
Vertreter derjelben oder die Perſonen, von deren Mitwirkung die Giltigfeit des Rechts— 
gejchäfts abhängt, die Aufnahme des Darleihens und die Unterpfandsbeitellung ge— 
nehmigt haben und dazu, wo fie nöthig ($ 24 der cit. Anleitung), auch die amtöge- 
richtlihe Genehmigung ertheilt worden fei; 

3) daß die zu verpfändenden Liegenſchaften grundbuhsmäßiges und unwider— 
ruflides Eigenthum des Pfandbeitellers, verpfändbar und von allen Laften 
und Eigenthumsbeſchränkungen frei oder dieje Lalten und Beichränfungen zu Gunjten 
des zu gewährenden Darleihens durch Verzicht oder Zuftimmung der Berechtigten 
bejeitigt jeien (SS 17—22, 80—81, 91, 95, 97 und 98 der cit. Anleitung), endlich: 

4) daß der Werth der Liegenſchaften nach dem pfandgerichtlichen Anfchlag den Darleiheng- 
Matt; Ken bezw. — bei Gebäuden — dreifach decke ($ 46 gegenmwärtiger Vor— 

riften, 

$ 48, Bei Beurtheilung des pfandgerichtlichen Werthanſchlags ($ 46 gegenmwärtiger Vor: 
ichriften) find auch der Steueranfchlag und bei Gebäuden der Brandverfiherungsanfehlag, ſowie 
ferner die ökonomiſchen Verhältnifje der Gemeinde, in deren Gemarkung die zu verpfändenden 
Liegenſchaften fich befinden, in Betracht zu ziehen. 

Wenn der pfandgerichtliche Anſchlag den Brandverficherungsanfchlag erheblich überfteigt und 
die höhere Schäßung nicht etwa durch den bejonderen Werth der durch das Feuer nicht zerftör- 
baren Gebäudetheile oder des Grund und Bodens als gerechtfertigt ericheint, foll vor der Dar- 
leihenszujage weitere entiprechende Dedung verlangt werden, 

s 49, Im Weiteren hat der Sirchengemeinderath ſich darüber zu verläffigen, ob nicht auf 
den zu Unterpfand dargebotenen Liegenihaften etwa VBorzugsrechte oder gejeßliche Unterpfands- 
rechte haften fünnen, zu deren Wahrung ein Eintrag zum Grund und Unter 
pfandsbuche nicht erforderlich ift oder deren Eintrag mit rüdmwirfender Kraft noch 
nachgeholt werden fünnte, 

Sn diefer Hinficht fommen namentlich in Betracht: 

1) das ohne Einzug wirkfame VBorzugsrecht der Ablöjungscapitalien, Zehnten, 
Gülten, Zinjen uf. m; 

2) das Vorzugsrecht der Miterben und Gemeinjhaftstheilhaber (L.R.S. 
2103 Ziff. 3 und 2109); 

3) das gejeßliche feines Eintrags bedürftige Unterpfandsreht der Ehefrau, der 
Minderjährigennm der Mundloſen an den Gütern des Ehemanns 
und des Vormunds (L.R.S. 2121 und 2135 verglichen mit L.R.S. 390, 489 und 505), 


Darleihenzzufage 


8 50. Die Darleihenszufage ($ 84 der Anleitung zur Führung der Grund- und 
der Pfandbücher foll nur ertheilt werden, wenn alle in den vorhergehenden Baragraphen berührten, 
die Rechtsgiltigkeit des Darleihensvertragg und der Unterpfandsbeitellung beeinfluffenden Wer: 
hältniffe vollftändig aufgeflärt und alle Anftände bezüglich der Nechtsfähigkeit des 
fünftigen Schuldner oder Pfandbeitellers gehoben find, wenn nebſtdem Die Freiheit der zu Unter- 
pfand zu beftellenden Liegenfchaften von allen Laſten und Eigenthumsbeihränfungen dargethan 
und auch feitgeftellt ift, daß in Bezug auf diefelben ohne Eintrag wirkſame Vorzugs- oder Unter: 
pfandsrechte entweder nicht beftehen, oder die beftehenden durch rechtsgiltigen Verzicht der Berech— 
tigten bejeitigt jeien. 

Sie joll ferner für Darleihen auf Liegenfchaftliches Unterpfand außerhalb Landes und 
für Darleihen, bezüglich deren von der Vorjchrift des S 46 abgewichen werden till, der Regel 
nad nicht ertheilt werden, bevor die Zuſtimmung des Oberkirchenraths ($ 12 Ziff. 5), erwirkt ift. 

$ 51. Der Darleihenszufage find außer den Beſtimmungen über die DVerfallzeit der Dar- 
leihensforderung und über den Ort und die Art der Zinfenentrichtung und der künftigen Kapital- 
heimzahlung in der Regel noch folgende Bedingungen beizufügen: | 

1) daß der Schuldner ausdrüclich erkläre, daß für jpätere durch etivaige Betreibung der 
Darleipenzforderung erwachjende Koften im Anjchlag von 50—200 Mark ebenfalls 
ein Unterpfandsreht an den für erftere verpfändeten Liegenjchaften gewährt werde; 
2) daß die Unterfchriften unter der VBeicheinigung über den Empfang des Darleihens 
öffentlich zu befcheinigen ſeien, endlich Mur 
3) wenn der fünftige Schuldner oder der Unterpfandsbefteller verheirathet it, daß Die 
Ehefrau defjelben mit feiner Ermächtigung für Hauptjumme, Zinſen und Koſten die 
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Sammtverbindlihfeit übernehme umd auf das ihr an dem ehe— 

männlichen Vermögen zuftehende gejetliche Pfandrecht zu Gunſten des Fonds verzichte. 

$ 52. Außerdem ift der Darleihenszufage die Bedingung beizufügen, daß der Schuldner 

fich verpflichte, bei Vermeidung nochmaliger Zahlung das Darleihen nur gegen Rücempfang der 

Pfandurkunde oder gegen einen von demepangeliihenOberfirhenrat h auögeitellten 

Tilgungsschein abzutragen und Theilzahlungen nur gegen die fchriftliche, ihm ſelbſt behändigte Er- 
mächtigung des Kirchengemeinderaths zu leiſten. 


Tilgungderälteren Pfandihulden, 


53, Wo auf den zu Unterpfand eingejeßten Liegenschaften ältere Pfandſchulden ruhen, 
welche mittelft des Darleihens getilgt werden jollen, kann das letztere an das Pfandgericht ausge— 
folgt werden, damit von diefem für die Befriedigung der früheren Gläubiger und Beibringung der 
Pfandſtrichsbewilligung Sorge getragen und dem Stirchengemeinderath der Löſchungsſchein ausge: 

ändigt werde, 

4 Ben das Pfandgericht jolche Vermittlung nicht übernehmen oder der Kirchengemeinderath 
ihm diejelbe nicht übertragen will, darf die Auszahlung des Darleihens immer nur gegen gleich: 
zeitige Ausftellung und Uebergabe der (motariellen) Urkunde über die von den früheren Gläubigern 
ertheilte Strihbemwilligung gejchehen. 


Snhaltder Shulde und Bfandurfunden. 


8 54 Die Schuld- und PBfandurfunde und die derjelben anzujchließende Ausfertigung 
des Pfandbuchseintragd (der Pkandbuchsauszug) follen nah Form und Inhalt den Vor— 
ichriften in $ 100 der Geſchäftsordnung für die Gerichtänotare (Negierungsblatt von 1864 Nr, XLII) 
und in 88 32—88, 92—100 und 103 der Anleitung zur Führung der Grund: und Unterpfands— 
bücher entiprehen und mit dem Inhalt des VBerlagiheines und der Dar 
leihenszujagegenauübereinftimmen, 

Namentlich ift darauf zu achten, daß darin die Darleihensfumme, der Zinsfuß und der 
Beginn des Zinjenlaufes richtig angegeben, und daß in der Schuld» und Pfandurkunde wie auch 
im Bfandbuhsauszuge beurfundet ift, daß die Ehefrau mit ehemännlicher Ermächtigung 
rein übernommen und auf ihr gejegliches Unterpfandsrecht verzichtet habe 
($ 51 Biff. 3). 


Erneuerung der Bfandeinträge 


$ 55, Der Sirchengemeinderath hat dafür zu jorgen, daß die über 30 Jahre alten Einträge 
über zu Gunften der Fonds beftehende Vorzugs- und Unterpfandsrechte (L. R.S. 2180 und 2262) vom 
Rechner rechtzeitig nah den Vorſchriften im Abjchnitt I. der Verordnung des Großherzoglichen 
Miniftertums des Großherzoglichen Haufes, der Juſtiz und des Auswärtigen vom 31, Januar 1874 
(Staatl, Gefeges- und Verordnungsblatt Nr. V) erneuert werden, 
an Beurfundungen über die gefchehene Erneuerung find den Schuld und Pfandurkunden 
anzuschließen. 


Wechſel der Darleihbensjhuldner und Unterpfandsbefteller, 


$ 56, Gerichtliche Verweifungen bei Ganten, Liegenjchaftsvollftrefungen oder gerichtlichen 
Theilungen, nach welchen die Eigenthümer zu Unterpfand eingeſetzter Liegenjchaften gewechjelt 
und folgemweife an Stelle der urfprünglichen Schuldner andere Perſonen die Schuld zu übernehmen 
haben, find von dem Kirchengemeinderath jtet3 genau zu prüfen, 

Ueber etwaige Anftände hat fich derjelbe mit dem Vollſtreckungsbeamten oder Gejchäftg- 
fertiger zu benehmen und, wenn nöthig, die gerichtliche Entſcheidung zu erwirken, nicht zu bean— 
lien. Vermweifungen dagegen dem Rechner mit den erforderlichen Vollzugsanweiſungen mit: 
zutheilen, 

$ 128 ff, der Dienftordnung für Vollſtreckungsbeamte vom 21, November 1851 (Regierungs— 

blatt Air. LXVII) — Titel IV Ziff. XII der Gefchäftsordnung für Notare (Negierungs- 

blatt von 1864, ©. 569 ff.). 

$ 57, Gleich jorgfältige Prüfung iſt nothwendig bei derartigen Gigenthumsübergängen in 
Folge von freiwilligen VBeräußerungen, Vermögensübergaben, außergerichtlichen Theilungen u, dgl, 

Wo in Folge jolcher Veräußerungen oder VBermögensübergaben jümmtliche verpfändete Lie- 
genjchaften an einen und denſelben neuen Erwerber übergehen oder nad) den 
Verlafjenichaftsverhandlungen auf Ableben eines Darleihensichuldners die Pfandftüde den Erben 
in ungetheilter Gemeinfhaft verbleiben, kann der Uebergang der Pfandſchuld auf die 
neuen Gigenthümer genehmigt werden, wenn diefe in notarieller Urkunde die Schuld übernehmen 
und in die Verpflichtung des früheren Schuldners eintreten, auch perfönlich die nöthige Sicherheit 
bieten umd die Erben einen gemeinfamen Zinszähler beſtellen. Der Eigenthums- und Schuld- 
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übergang ift dann im Pfandbuche vorzumerken und die Beurkundung darüber der Schuld und 
Pfandurkunde anzuſchließen. 

In allen ſonſtigen Fällen der freiwilligen Veräußerung oder außergerichtlichen Vertheilung 
von Unterpfändern iſt eine neue Regelung des Schuldverhältniſſes oder die Heimzahlung des Dar 
leihens zu verlangen, 


b. Anfauf von Snhaberpapieren, 


$ 58, Die gemäß $ 45 Abi. 2 für Fonds angefauften, auf den Inhaber Yautenden Pa⸗ 
piere ſind auf den Namen des Fonds einſchreiben zu laſſen. 

Bezüglich der Einſchreibung badiſcher Staatsobligationen iſt nach Vorſchrift der Finanz⸗ 
miniſterialberordnung vom 2, Januar 1863 (Centralverordnungsblatt Nr. D) zu verfahren, 


Ill. Aufbewahrung der Werthpapiere, 
Allgemeine Vorfhriften 


8 59, Die Werthpapiere der Fonds (Schuld» und Pfandurkunden und ihre Beilagen, Ob- 
ligationen auf den Inhaber mit Zinstalons und Couponbogen u. f, w.) umd fonftige wichtige 
Urkunden (Stiftungs- und Kaufbriefe, Urtheile, Sicherheitsleiftungen, Vergleiche u, ſ. m.) find der 
Regel nach) in der doppelt verfchließbaren Depofitenkifte der Pfarrei aufzubewahren, 

; Won fein geeigneteres Lokal dazu vorhanden tft, ſoll diefe Kifte im Pfarrhaus aufgeftellt 
werden. 

Ein Schlüſſel zu derſelben wird dem Pfarrer, der andere einem Kirchenälteſten anvertraut, 

Ausnahmsweile kann von dem Sirchengemeinderatb auch mit der Führung des erften 
Schlüffels ein zweiter Kirchenältefter betraut werden, 

60, Steht eine bejondere Depofitenfifte nicht zur Verfügung, jo können die Werthpapiere 
und Urkunden auch einer andern Firhlichen Behörde zur Hinterlegung übergeben werden, 


Hinterlegungsſcheine. 


$ 61, Ueber jede Hinterlegung von Werthurkunden in der Depoſitenkiſte iſt dem 
Rechner ein Hinterlegungsſchein als Beleg zur Rechnung zuzuſtellen. 

In demſelben ſind die Urkunden nach ihrem Gegenſtand und den Zugehörden genau zu be— 
zeichnen und der Name und Wohnort des Schuldners, der Kapitalbetrag, — und Tag des 
Zinsbeginnes und Verfalles anzugeben, Much iſt ihm eine Beurkundung über die vorausgegangene 
Brüfung und den richtigen Erfund der Urkunde beizugeben, 

Bezüglich der Snhaberpapiere ſoll in dem Hinterlegungsfchein bemerkt jein, daß und wann 
der Eintrag auf den Namen des Fonds (8 58) erfolgt ift, 

62, Der Hinterlegungsfchein ift von denjenigen Mitgliedern des Kirchengemeinderathg 
zu unterzeichnen, welche die Schlüffel zur Depofitenfifte in Verwahrung haben, 

Sm Falle des 8 60 ftellt die mit der Urfundenbewahrung betraute fonftige Behörde den 
Hinterlegungsichein aus und übergibt ihn dem Kirchengemeinderath zur Ausfolgung an den Rechner, 

Die Führung eines Verzeichniffes über den Inhalt der Depofitenfifte und die fich folgenden 
Einlagen und Herausgaben hat nach den bezüglichen Vorfchriften über die Verwaltung der Pfarr- 
pfründefapitalien — erfolgen. (Inſtruction vom 10. Mai 1884 und Verordnung vom 11. Februar 
1872, kirchliches Verordnungsblatt Seite 23), 


IV. Don den Doranfchlägen, 
Aufftellung der Boranidhläge 


8 63, Der Kirchengemeinderath ftellt für jeden unter feiner Verwaltung ftehenden Fond 
unter Zuziehung des Rechners einen Voranjchlag auf, Die regelmäßige Zeit zur Fertigung des 
Voranjhlags tft der Anfang des dritten Monats vor Beginn der Voranichlagsperiode, 

Der Voranjchlag wird jeweils für zwei Nechnungsperioden ($ 79) aufgeitellt, 

: Für die infolge der Zehntablöfung gebildeten Baufonds unterbleibt die Aufftellung von 

oranſchlägen. 

64, Die Voranſchläge find nach der dieſen Vorſchriften beigeſchloſſenen Rubrikenordnung 

zu fertigen. 
enthalten nur die in der Voranſchlagsperiode nach einem wahrſcheinlichen Ueberſchlag 

zu erwartenden laufenden Einnahmen und Ausgaben — Rechnungsabtheilung IL. —; dagegen 

bleiben die unter den Rechnungsabtheilungen I, TIL und IV. (vergl, 8 112) fallenden Einnahmen 

und Ausgaben außer Betracht, 
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Muß ausnahmsweife auf Einnahmen diefer Art als Dedungsmittel gegriffen oder, nach— 

träglich für Berichtigung von Ausgaben geforgt werden, jo wird dies in einem Anhang berückſichtigt. 

65, Bei Feſtſtellung der VBoranjchlagiäge ift vor Allem auf die möglichjt umfafjende und 
alffeitige, zugleich aber auch nachhaltige Erfüllung der Fondszwede Bedacht zu nehmen. 

Deshalb find nicht nur die Ausgabeſätze bezüglich des Verwaltungsaufwands auf das durch— 
aus Nothwendige zu beichränfen, jondern es tft, namentlich wo die Laſten und Zwecke des Fonds 
wachjenden Aufwand erwarten laſſen, wenn immer thunlich auch vorzuforgen, dab Mittel zur Er— 
gänzung und Vermehrung des Grundftocsvermögens verfügbar bleiben, 

Sn dem Boranfchlage ift ferner darauf zu achten, daß für unvorhergefehene Fälle, Verluſte 
und außerordentliche Ausgaben die Dedfungsmittel nicht fehlen. 

Wo Schulden vorhanden find, ift darauf zu halten, daß die Tilgung derjelben eingeleitet 
und jede ftattgefundene Verminderung des Grundſtocks wieder gededt werde, bezw. daß die— 
felbennad den aufgestellten Tilgungsplänenabgetragenmwerden‘), 

8 66, Einnahme- und Ausgabefäße, deren Beträge nicht im Voraus befannt find, werden 
in der Regel nach den Durcchfchnittsergebniffen der drei legten Rechnungen beftimmt. 

Bei Kapitalzinfen, Güterbeftandzinfen und bei allen Poſten, bei welchen die früheren Rech— 
nungsergebnifje für die Zukunft nicht maßgebend fein können, werden ſtatt der Durchjchnitte dem 
nenejten Stand entiprechende Beträge angenommen, 

Sede Abweichung von den Durchſchnittsergebniſſen ift als jolche kurz zu bezeichnen" und zu 
begründen. Eine Abweichung, welche nur wegen eines außerordentlichen oder wegen eines nur 
zeitwweife wiederkehrenden Aufwands nothwendig wird, ift im Anhang des Voranſchlags aufzu— 
führen. Ueber größere unftändige Verwendungen für Anichaffungen, Bauheritellungen, Kulturen 2c, 
find beſondere Koſtenüberſchläge beizufügen. 7 

Die Koften der Neubauten von Kirchen und Pfarrhäufern find nicht in den Voranfchlag 
aufzunehmen, jondern es find darüber befondere Verhandlungen zu führen. 

$ 672), Der Gejammtbetrag der Ausgabeſätze des Voranſchlags foll der Regel nad) die 
Gejammtjunme der zu erwartenden laufenden Einnahmen nicht überjchreiten. 

Wo jedoch größere Verwendungen für die Zwecke des Fonds nothwendig oder dringend 
zu wünſchen find und aus der legten Nechnungsperiode ein Ueberſchuß über die laufenden Aus— 


dDBieDerrehnungderausfirhlihen Steuern berrührenden Gelder, 
die Rehnungslegung und Rehnungsabhör betreffend — kirdl, Gef.- 
u. V.O.Bl. 1890 ©, 104 ff. —) zuverfahren. 


Genehmigung der Voranſchläge. 


868. Der gefertigte Voranjchlag wird nach vorgängiger Bekanntmachung vierzehn Tage 
an einem paſſenden Orte zur Ginficht der Betheiligten aufgelegt und nach Ablauf diefes Termin 
von der Kirchengemeindeverfammtlung berathen und feitgeitellt. 

Durch die Genehmigung der Kirchengemeindeverfammlung wird der Voranjchlag vollzugs- 
reif, ſoweit nicht Posten darin enthalten find, welche nach $ 12 auch der Genehmigung des Ober- 
kirchenraths bedürfen, wenn die laufenden Einnahmen zur Beſtreitung der Ausgaben hinreichen. 
Iſt dies nicht der Fall und müſſen außergewöhnliche Mittel beichafft werden, 3. 3. durch Angriff 
des Grundjtods, Stapitalaufnahme und dergl., jo ift dazu die Ermächtigung des Oberfirchenraths 
einzuholen, jofern diefelbe nicht ſchon früher bejonders erwirkt worden ift. 

Der Voranjchlag kann jedoch einftweilen Hinfichtlich der übrigen Poſten abgeichloffen und 
vollzogen werden. 


1) Faffung nah V. v. 13,/10, 90, 2) Faſſung der V. 13,/10, 90, 
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Durch den Kirchengemeinderath beglaubigte Abfchriften des hollzugsreifen Voranſchlags und 

jeines Anhangs, ſowie des bei den Verhandlungen über denjelben aufgenommenen Protokolls find 
bor Beginn der Voranjchlagsperiode dem Oberficchenrath einzujenden und dem Nechner zu be— 
händigen, der jolche feiner Rechnung beizulegen hat, 
Soweit Poſten in dem Voranfchlag vorkommen, welche noch der Genehmigung des Ober: 
firchenraths bedürfen, und jomit zur DVeftreitung der Ausgaben außerordentliche Mittel zu be- 
le e jolfen jpäteitens bei Einjendung der Voranſchlagsabſchrift die erforderlichen Anträge 
geftellt werden, 


Vollzug der Voranjidläge 


$ 69, Innerhalb der durch den genehmigten Voranſchlag beſtimmten Grenzen verfügt der 
Sirchengemeinderath über die Einfünfte des Fonds, 

Derjelbe ift befugt, alle Beträge einer Rubrik von einer ganzen Rechnungsperiode zufammen 
zu ziehen oder bei derjelben Rubrik die Minderverwendung von einem Jahr zu Mehrausgaben 
in den andern Jahren derjelben Nechnungsperiode zur benügen; er darf aber nicht die Ueberſchüſſe 
a einen — auf eine andere übertragen oder zu dieſem Zweck von einer Rechnung in die 
andere ziehen, 

Zeigen ſich während der VBoranjchlagsperiode die bewilligten Mittel als unzureichend und 
laffen fich die ungedecdten Ausgaben nicht verjchieben, oder ergibt fi) die Nothwendigfeit unvor— 
hergejehene Ausgaben zu beftreiten, jo ift zu der SKrediterweiterung oder zu dem Mehraufwand 
in gleicher Weife Genehmigung zu erwirfen, wie zu dem Voranſchlag. 


Verfügungsrecht beim Wegfall der Voranſchläge. 


8 70. Bei den in Folge der Zehntablöjfung gebildeten Baufonds verfügt der Kirchen: 
emeinderath unter dem allgemeinen Vorbehalten ($ I Abf, 3) nah 8 4 der Verordnung Groß- 
erzoglihen Minifteriums des Innern vom 16, Januar 1856 (Gentralverordnungsblatt Seite 37 ff.) 

mit der Maßgabe über die Fondseinfünfte, daß von den Zinfen des Gefammtfonds jährlich ein 
Betrag, welcher dem Aprozentigen Zins aus dem bei der Ablöfung angenommenen oder jpäter fub- 
ftituwirten Unterhaltungscapital gleichfommt, auf die Unterhaltung der Gebäude, zur Beftreitung 
der Brandverficherungsbeiträge, wenn dieſe auch abgelöft wurden, ſowie der Koften der Bauaufficht 
und der Verwaltung des Fonds verwendet werden darf, Er ift auch in diefem Falle berechtigt, 
zur Beftreitung außerordentliher und nur zeitweife vorfommender Ausgaben auf Ertragsüber- 
Ihüffe des Unterhaltungscapitals von früheren Jahren zu greifen, 


V. Don den Anmweifungen. 


8 71, Die Einnahms- und Ausgabsanweifungen für den Rechner werden von dem Kirchen: 
gemeinderath ertheilt, 

Ausgenommen find die Anmweifungen von Gebühren feiner Mitglieder, welche von dem Diö— 
ceſanausſchuß decretirt werden, i 

Bei ftändigen Ginnahmen und Ausgaben genügt die einmalige Anweiſung unter Bezeich- 
nung der Verfallzeit für die Erhebung oder Zahlung. 


Form der Anmweijungen 


8 72, Jede Anweiſung muß von dem Vorſitzenden und einem Kirchenälteſten unterzeichnet 
jein. In derjelben müffen Zeit und Ort der Ausftellung erfichtlich und die zu erhebende Ein- 
nahme oder zu leiſtende Ausgabe ihrem Gegenftand und Betrag nach genau bezeichnet fein, Auch 
ift der Regel nach die Nechnungsabtheilung und die Rechnungsrubrik anzugeben, unter welcher der 
angewiefene Betrag vereinnahmt oder verausgabt werden foll. 
> Der angewieſene Betrag ift wenigftens bezüglich der Mark in Worten anzugeben. Ferner 
iſt der Anweifung die Nummer des ihr zu Grund liegenden Beſchluſſes des Kirchengemeinderaths 
und find meiter, wenn die Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung oder die Genehmigung 
des Oberfirchenraths oder auch die Zuftimmung der Großherzoglichen Staatsregierung erforderlich) 
ift, auch diefe, und zwar jeweils mit Angabe des Datums des Beſchluſſes anzuführen. 

73. Die Urkunden, auf welche die Anweiſung fich bezieht, find mit diefer dem Nechner 
als Beleg zur Rechnung zu übergeben, | 
j Bon denjelben find, ſoweit nöthig, Abjchriften, Auszüge oder VBormerkungen zu den Acten 
zu fertigen. 


Brüfung von Koftenrehnungen, 


$ 74, Koſtenrechnungen, deren Beurtheilung befondere Sachkenntniß vorausfegt, jollen vor 
der Anmeifung der Prüfung und Beurkundung Sachperftändiger unteritellt werden, 


118 Baden, [114 


Wo eine Prüfung durch Sachverftändige nicht nöthig, ift jie jedenfalls durch ein Mitglied 
des Kirchengemeinderaths oder einen Kirchenbeamten oder Bedienſteten vornehmen zu Laien. 
Auch ift der Koftenrechnung, wenn immer möglich, eine Beurkundung über die Nichtigkeit 
der Lieferung oder Heritellung beizufügen. Diejelbe it bei Arbeiten in Wohnungen bon dem 
Wohnungsinhaber, ſonſt aber von den Perfonen aufzuftellen, welche die betreffenden Arbeiten zu 
Yeiten oder zu beaufjichtigen und beziehungsmeife die Lieferungen in Empfang zu nehmen haben, 
Bei Arbeiten in Gebäuden iſt $ 21 der Verordnung über das Bauweſen der evangelifchen 
örtlichen Kirchenfonds vom 17, Dctober 1865 (K. V. Bl. Nr. XI) noch befonders zu beachten, 
Wenn Gegenftände zum Zwecke ihrer alsbaldigen Abgabe an Fondsberechtigte angefauft 
werden, von welchen Empfangsbefcheinigungen nicht wohl erhoben werden können, wie kirchliche 
Bücher für Kinder, Brod für Arme und dergl., jo hat der Kirchengemeinderath oder der mit der 
Bertheilung Beauftragte die gejchehene Abgabe auf der Koftenrechnung zu beurkunden, 


Führung des Anweisbuchs. 


8 75, Der Kirchengemeinderath hat für jeden Fond, auf melchen er Decreturen ertheilt, 
ein Anweisbuch zu führen, in welches alle Einnahmen und Ausgaben nach der Nubrifenord- 
mung vorgemerkt werden, 

Die Anmweisbücher follen zunächit zur Ueberwachung des Nechners Hinfichtlic des Vollzugs 
der Anweiſung unftändiger oder neuer jtändiger Einnahmen und hinfichtlich der angeordneten ganzen 
oder theilweilen Einftellung von Ausgaben dienen, jodann dem Kirchengemeinderath eine ftete 
Weberficht über die Ausgaben gewähren, damit die Voranſchlagsſätze der einzelnen Nubrifen, be= 
Ed die verwendbaren Baufummen durch die Ausgabsanmweilungen nicht überfchritten 
erden, 


$ 76, Die Anmweisbücher find nah Maßgabe des beiliegenden Formular in der Weile 


anzulegen und fortzuführen, daß 
1) in der Einnahme alle während der laufenden Nechnungsperiode ergehenden Anwei— 
jungen nach der Zeitfolge mit Datum, Betreff und Betrag vorgemerkt und 
2) in der Ausgabe zunächft die einzelnen Aubrifen der Rechnung unter Beifügung des 
VBoranjchlagsiaßes oder der zu verwendenden Bauſummen überſchrieben, jodann unter 
jede Rubrik die früher jchon angewiefenen ftändigen Zahlungen und darauf die im 
Laufe der Nechnungsperiode ergehenden Ausgabsanweiſungen oder Zahlung3einftel- 
lungen vorgetragen werden, 
Dem Kirchengemeinderath bleibt es übrigens unbenommen, zur leichteren Ueberſicht auch 
ſämmtliche Einnahmen rubrifenmweije in das Anweisbuch aufzunehmen, 
Die Anweisbücher find mit Ablauf der Nechnungsperiode abzufchliegen, glei den 
Anweiſungen jelbit von dem Vorſitzenden des Kirchengemeinderaths und einem Sirchenälteften zu 
unterzeichnen und in Urjchrift zur Benützung bei der Nechnungsftelung und der Nechnungsabhör 
den betreffenden Nechnungen beizulegen. 
Der mit der Prüfung der Rechnung beauftragte Nechnungsverftändige wird bei jedem Gin: 
trag des Anmweisbuches die Seite der Rechnung, auf welcher derjelbe gebucht erjcheint, bemerken 
und am Schluß feine Beurkundung beifügen, 


3. Abſchnitt. 
Bon der Rechnungsführung. 
I. Allgemeine Beftimmungen, 


KRehnungdjahr und Rechnungsperiode. 


ER Das Rechnungsjahr it der Regel nad das Kalenderjahr‘), 
on dem evangeliihen Oberficchenrath kann für einzelne Fonds dafjelbe auch anders be- 
ftimmt und folgeweife auch der Termin für die Nechnungsporlage (88 139 und 140) und für die 
Aufftelung und Vorlage des Voranjchlags (SS 63 und 68) geändert werden, 
79, Für Fonds, welche eine laufende jährliche Aoheinnahme von 2000 Mark und dar- 

über haben, it jedes Jahr, 

für Fonds mit einer jährlichen Roheinnahme von weniger als 2000 Mark und mindeftens 
1000 Mart allezweiSahre, 

für Fonds von noch Kleineren Roheinnahmen endlich alle drei Jahre 
Rechnung abzulegen, 

Es erſtreckt fich alfo die Rechnungsperiode entweder auf ein, zwei oder drei Jahre und 
werden darnach die Rechnungen und die Fonds felbft in Rehnungen und Fondsl, U. 
und Il. Kaſſe abgetheilt, 


1) Faſſung der V. 13,/10, 90, 
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Gegenftand der Rechnungsführung. 


$ 80. Gegenftand der Nechnungsführung find die Einnahmen und Ausgaben der Fonds 
in Geld und Naturalien, 

Die Einnahmen und Ausgaben in Geld werden in der Neihswährung ausgedrückt, 
£ ; nun und. Ausgaben in Naturalien find nad der Reichs-Maß- und Gewichtsordnnung 
zu bezeichnen, 

Bruchtheile von Pfennigen der Neichswährung werden zu einem Pfennig berechnet, wenn fie 
einen halben Pfennig oder mehr betragen. 

Bruchtheile unter diefem Betrage werden nicht gerechnet, 

Bei Einnahmen und Ausgaben, welche in Terminen vollzogen werden, findet die Aus— 
gleihung der Bruchtheile auf den legten Termin ftatt. 

Bei Grumdzinjen und fonftigen Leiftungen, die fpäter zur Ablöfung gelangen können, find 
in der Rechnung auch fleinere Bruchtheile, jedoch nicht im Soll der Einnahme und Ausgabe, 
jondern innerhalb Linie anzugeben, 


Berehnung von Theilbeträgen und Aufrechnung von Zahlungen 


8 82, Bei der Berechnung von Theilbeträgen aus jährlichen Einnahmen oder Aus— 
gaben wird das Sahr zu 12 Monaten und der Monat zu 30 Tagen, das Jahr alfo zu 360 Tagen 
angenommen. Ausnahmsweiſe, wie insbejondere bei Berechnung von Activ- und Paſſivzinſen, kann 
auch das Kalenderjahr — 365 Tage — zu Grunde gelegt werden, 

83. Wenn ein Schuldner mehrere Poſten jchuldet und bei der Zahlung nicht erklärt, 
welche Schuld durch diefelbe getilgt werden fol, iſt die Zahlung zunächſt auf die verfallenen 
unverficherten Forderungen und unter diefen auf die älteren aufzurechnen, 

Unter fonft gleichen Berhältniffen find unverzinsliche Forderungen vor den verzinslichen zu 
berückſichtigen. 

Pt So lange Zinfen rüdftändig find, darf der Nechner die Zahlung auf die Hauptichuld nicht 
ewilligen, 


Verfhiedene Artender Budführung 


Behufs der Nechnungsablage find alle vorfommenden Ginnahmen und Ausgaben in dop= 
pelter Weiſe aufzuzeichnen: 

a) nad) der Zeitfolge des Vollzugs geordnetim Kaſſebuch (Tagebuch, Journal) und 
b) nach Klaſſen, Gattungen und Arten (Mbtheilungen und Nubrifen) geordnet in der 
Rechnung (HS auptbud). 

In leßterer wird zugleich das Vermögen nachgewiejen. 

8 85, Diejenigen Rechner, welche nicht im Stande find, im Laufe der Nechnungsperivde 
das Hauptbuch zu führen oder am Ende diefer Periode die Rechnung ſelbſt zu ftellen, können letz— 
tere Geſchäft durch einen Nechnungsiteller beforgen laffen, für deſſen Geihäftsführung aber der 
Rechner zu haften hat, 

86. Die Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben an Naturalien hat der Regel 
nad) in einem bejonderen dem Kafjebuch entiprehenden Tagebuch und in einer befondern Rech: 
nung, der Naturalrehnung, zu geichehen. 

Der Oberfirchenrath kann ausnahmsweiſe geftatten, daß auch die Naturaleinnahmen und 
Ausgaben in der Geldrechnung nachgemwiefen werden, in mwelhem Falle auch die Führung eines 
bejonderen Tagebuchs in Wegfall kommt. 

Die Beltimmungen in 88 97—104 über das Kaſſebuch find auch für die Führung des 
Tagebuchs über Erhebung oder Berausgabung der Naturalien maßgebend. 


II, Don der Kafjenführung, 
Führung einer befonderen Kaffe 


$ 87, Der Rechner hat für die Gelder des Fonds eine bejondere Kaffe zu führen, Er 
darf diefelben unter feinen Umständen, auch nicht vorübergehend, für eigene Zwecke verwenden und 
ohne befondere jchriftliche Grmächtigung des Kirchengemeinderaths der Kaffe auch Feine Vorſchüſſe 
leiften. Wo zu legterem die Ermächtigung ertheilt wird, ift die bezügliche Verfügung des Kirchen- 
gemeinderaths als Einnahmeanweifung und der geleiftete Vorſchuß als Einnahme zu behandeln, 

8 88, Wenn dem Rechner die Nechnungsführung für mehrere Fonds übertragen ift, können 
die Gelder derjelben in einer gemeinjfamen Kaffe verwahrt werden, 

Das Gleiche gilt, wenn Die gemeinjame Verrechnung des Vermögens eines Fonds mit dem— 
jenigen anderer Fonds geftattet worden ift ($ 832), 
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Bollzugder&innahbmen und Ausgaben 


$ 89, Der Rechner joll der Regel nach) feine Ginnahme und Ausgabe vollziehen, ohne dazu 
durch eine Anweiſung des Kirchengemeinderaths ermächtigt zu fein, _ | 

Er hat diefelbe nöthigenfalls jelbft zu erwirfen und, wenn fie den Vorſchriften in 88 71 
und 72 nicht entipricht, ihre Verbeſſerung zu veranlaffen. 
Ale Einnahmen und Ausgaben jollen ftet3 durch den Nechner vollzogen werden. 


Betreibung und Siherung der Ausftände und Rückſtände. 


8 90, Nach Zuftellung der Anweiſungen, beziehungsmweile nach Eintritt der Verfallzeit der 
Forderungen, hat der Rechner alsbald für die Betreibung und etwa nöthige Sicherftellung der 
2eßteren Sorge zu tragen. Dabei tft nach den Vorfchriften über die Sicherung und Beitreibung 
der Gemeindeausftände, ſoweit dieſe aus privatrechtlihen Verhältniffen entjpringen, zu verfahren 
(Verordnung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 13, September 1858, Negierungs- 
blatt Nr, XLIII). 

8 91, = gleicher Weiſe hat der Nechner auch vorhandene Rückſtände beizutreiben, gleich- 
viel ob dieſelben unter feiner Dienftführung oder der eines früheren Nechners entitanden find, Er 
hat hierüber dem Kirchengemeinderath in den von dieſem feitzujeßenden Friften regelmäßige Nach— 
weiſungen vorzulegen. 


Nahmweijung des Vollzugs der Einnahmen und Ausgaben, 


+8 92%, Der Rechner hat fich über den Betrag jeder vollzogenen Einnahme und Ausgabe 
urkundlich zur Rechnung auszumeijen, 

$ 931), Ueber jede Zahlung iſt eine Empfangsbejcheinigung zu erheben, in welcher der 
Name des Zahlenden und des Zahlungsempfängers, der bezahlte Betrag (diefer wenigstens be= 
züglich der Mark in Worten ausgedrücdt), endlich der Gegenftand, jowie Zeit und Ort der Zah: 
tung angeführt jein follen, Bei Zielerzahlingen fol aus der Empfangsbeicheinigung auch zu er= 
jehen fein, für welche Zeit die Zahlung geleitet worden if, Bei Zahlungen bis zum 
Betrage von 100 M, einfhlieglihbim Weg de3 Poftanmweifungsperfehrs 
genügtan Stelle der Quittung des Empfängerd der Pofteinlieferungs: 
ſchein aUls Rechnungsbeleg. 

Die Empfangsbeſcheinigungen ſollen vom Empfänger ſelbſt unterſchrieben fein. 

Bei Zahlungen an Empfänger, welche des Schreibens unkundig ſind, iſt das die Unter— 
ſchrift vertretende Handzeichen durch einen glaubhaften Zeugen beſtätigen zu laſſen. Verwandte 
oder Bedienſtete des Rechners ſollen zu ſolchen Beurkundungen nicht beigezogen werden. 

An Dritte wird nur auf den ſchriftlichen Nachweis der Berechtigung zur Empfangnahme 
(Vollmacht) Zahlung geleiſtet, wenn nicht die Berechtigung des Dritten zur Vertretung des Be— 
zugsberechtigten als notoriſch betrachtet werden kann. 


Erhebung von Gegenſcheinen. 


8 95. In Bezug auf Einnahmen, über welche feine Urkunden, wie Verkaufs- und 
Pachtprotokolle u. dgl. vorhanden, ſind von den Zahlungspflichtigen Anerkenntniſſe über den Betrag 
der geleiſteten Zahlung (ſogenannte Gegenſcheine, Recognitionen) zu erheben und dieſelben als Be— 
lege zur Rechnung zu bringen. 

An ihrer Stelle genügt, wo Geldbeträge durch die Poſt eingeſendet wurden, die Beilegung 
der Coupons oder Begleitadreſſen, wenn darauf der Betrag der überſandten Summe zu erſehen iſt. 

Bei Kapitalheimzahlungen iſt eine ſchriftliche Beurkundung des Schuldners über den Tag 
der geſchehenen Kapitalaufkündigung und über den Betrag der mit dem Kapital bezahlten Zinſen 
zu erheben und der Rechnung anzufchließen. N 


Stellvertretung bezüglid der KRaffenführung. 


8%. ur Uebertragung der Kaffeführung an Stellvertreter im Falle der Abwejenheit oder 
jonftigen Verhinderung des Rechners ift Genehnigung des Kirchengemeinderaths erforderlich. 
Mit derfelben ift immer auch die Uebertragung der Kaffebuchführung verbunden. 
II. Don der Buchführung. 
A. Vom Kaſſebuch. 
Formund Gegenftanddes Kafjfebud: 


S 97, Das Kaſſebuch ($ 84 lit. a) ift vom Rechner eigenhändig zu führen. 
Seine Ueberjchrift bezeichnet den Namen des Fonds, ſowie den des Rechners, und nebftdem 


1) Faſſung der V. 13,/10, 90, 








Yet 
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die Rechnungsperiode, für welche das Buch geführt wird. Daſſelbe iſt mit fortlaufenden Seiten— 
zahlen zu verſehen. 

98. In das Kaſſehuch ſind als erſter Einnahmepoſten der aus der vorigen Rechnungs— 
periode verbliebene Kaſſenreſt und ſodann der Zeitfolge nach alle im Laufe der Rechnungsperiode 
vorkommenden Einnahmen und Ausgaben lückenlos einzutragen. 

Auch die durch Abrehnung vollzogenen Einnahmen und Ausgaben find in daſſelbe 
(nicht ſummariſch oder nach den Ergebniffen, fondern einzeln) einzutragen, 

9, Der Eintrag gejchieht bezüglich der Ginnahmen fobald fie zur Kaffe kommen und 
* I om der Empfangsbeicheinigung, bezüglich der Ausgaben vor der Aushändigung 
es Geldes, 

Durch die Poſt vermittelte Zahlungen find gleichzeitig mit Abſendung des Geldes einzu— 
tragen und bis zum Eintreffen der Empfangsbeicheinigung durch den Poſtſchein zu belegen, 

Sogenannte Kafjenbelege, d. h. Empfangsbefcheinigungen für Zahlungen, deren Betrag im 
Kaſſebuch nicht in Ausgabe erjcheint, dürfen nicht vorkommen. 

8 100, Der Eintrag bezeichnet den Namen und Wohnort der Berfon oder den Namen und 
Sitz der Stelle, an welche oder von mwelcher Zahlung geleiitet wird, den Tag der gefchehenen Zah— 
lung, den bezahlten Betrag und bei Zielerzahlungen auch die Zeit, fir welche die Zahlung gilt, 
endlich, wenn feine fortlaufende Nechnung geführt wird (8 85), auch den Gegenftand der Zahlung. 

$ 101. Das Kafjebuch weift auf das Hauptbuch oder die Rechnung Hin, indem jedem Ein- 
trag die Hauptbuchs- oder Nechnungsfeite beigejeßt wird, unter welcher die Buchung ftattfindet. 
Einnahme oder Ausgabepoiten, welche unter verichiedene Nechnungsrubrifen gehören, ſollen ſchon 
beim Eintrag in das Kaffebuch nach diefen Rubriken getrennt werden, 

$ 102, Sin der Regel ift jede einzelne Zahlung gefondert in das Kafjebuch einzutragen. 

Bei gleichartigen Einnahmen und Ausgaben, welche eine größere Anzahl Schuldner oder 
Gläubiger betreffen, fann auch nur die Geſammtſumme der erhobenen oder verausgabten Beträge 
mit Hinweis auf ein beftimmtes Verzeichnig (Einzugs-, Zahlungs: oder Abgangsregiiter) einge— 
tragen werden, 

8 103, Sobald die Einträge im Kaſſebuch eine Seite einnehmen, tft die Sunmte zu ziehen 
umd auf die nächfte Seite zu übertragen, damit jederzeit ohne Schwierigkeit die Einnahme und 
Ausgabe verglichen und der Kaffenvorrath berechnet werden kann, 


Berihtigung der Einträge im Kafjebud, 


8 104, Die Zahlen der im Kaſſebuch eingetragenen Einnahmen oder Ausgaben dürfen 
nicht geändert oder geftrichen werden, 

Wo eine Berichtigung nothwendig wird, hat fie durch ausgleichende neue Einträge (Ru— 
ng Abtheilung II. $ 13 der Einnahmen und Abtheilung IT. $ 28 der Ausgaben) zu 
geichehen, 

Berichtigungen in der Bezeichnung der Zahlenden, der Zahlungsempfänger oder des Gegen— 
ftandes der Zahlung find jo vorzunehmen, daß das Durchftrichene lesbar bleibt, 


Rafjebuhbabihluß und KRaffenfturz 


8 105. Das Kafjebuch ift am Ende jeden Monats, beziehungsmweife bei Fonds dritter 
Klaſſe am Ende jeden PVierteljahres vom Nechner abzujchließen, 

Dabei wird die Summe der Ausgaben von jener der Einnahmen innerhalb Linie abgezogen 
und das Ergebniß zur BVergleichung mit dem Kaffebeitand dargeftellt, 

Sit dem Rechner die Nechnungsführung für mehrere Fonds übertragen, für welche er eine 
gemeinjchaftliche Kaffe aber bejondere Nechnungen führt (F 88 Abi, 1), fo Hat er das Ergebniß 
des Abſchluſſes aller einzelnen Kaffenbücher in einer befonderen Kaſſenſtandsdarſtellung 
zur Vergleihung mit dem Stande der Kaffe zufammenzuftellen, 

106. Gleichzeitig mit dem Kaſſebuchsabſchluſſe hat der Nechner auch die Kaffe zu ſtürzen 
und den wirflihen Erfund, ohne jede vorherige Veränderung des Kaffenftandes durch 
Geldeinlage oder Herausnahme, im Kaffebuch, bezw, der Kaffenftandsdaritellung (S 105 Abi, 2), 
innerhalb Linie anzugeben und eigenhändig zu beurfunden. 

Bei größeren Fonds find auch die vorgefundenen Geldforten zu bezeichnen, —_ 

$ 107, Erweiſen jich nach dem Kaſſenſturz der Geldvorrath und der Abſchluß des Kaſſe— 
buchs oder der Kafjebücher nicht übereinstimmend, jo ift der in der Kaffe fehlende Betrag jogleich 
zuzulegen, der Heberjchuß aber, wenn er nicht mehr als 40 Mark beträgt, (vgl, S 109) hinweg— 
zunehmen und daß das eine oder andere gejchehen, im Kaſſebuch oder in der Kafjenjtandsdarftel- 
lung ($ 105 Abſ. 2) zu bemerken. k 

8 108, Das Ergebniß des Kaſſebuchsabſchluſſes und des Stafjeniturzes hat der Nechner uns 
verweilt dem Kirchengemeinderathe mitzutheilen und damit feine Anträge bezüglich des verfügbaren 
Kaſſenvorrathes zu verbinden, } | 

$ 109, Zeigt fich beim Kaſſenſturz ein Weberfchuß des Kaffenjtandes von mehr als 
40 Markt, jo hat der Sicchengemeinderath denjelben zur Einnahme anzuweiſen, wenn nicht 
binnen 3 Tagen die Urjache entdect wird und durch Berichtigung. des Tagebuchs bejeitigt werden 
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kann, Wird dann fpäter ein zum Nachtheil des Rechners oder eines Dritten unterlaufenes Ver⸗ 
fehen als Urjache des Ueberſchuſſes nachgewiefen, jo kann der Kirchengemeinderath die Erſatzleiſtung 
und beziehungsweiſe die Wiederberausgabung des Betrags im Kaſſebuch verfügen. 

si Auf ein fogenanntes Kaſſebevor, d. i. einen beim Kaſſebuchsabſchluſſe ſich er— 
I: Ueberſchuß der Ausgaben über die Einnahmen hat der Rechner feinen 
Anſpruch. 

Daſſelbe iſt ebenfalls durch Vereinnahmung des Mehrbetrags der Ausgabe ‚auszugleichen, 
vorbehaltlich der Eriagleiftung, wenn und ſoweit der Anfpruch auf eine ſolche ſpäter glaubhaft 
nachgemwiejen wird, 


Stellvertretung bezüglidb der Kaſſebuchsführung. 


$ 111. Sm Falle der Uebertragung der Kaffebuchsführung an Stellvertreter ($ 96) hat 
der Nechner das Kaſſebuch innerhalb Linie abzufchließen und den Abſchluß, unter Beijegung des 
Betrags des übergebenen Kaſſenvorraths, im Kaffebuche jelbft zu beurfunden und auch vom Stell- 
vertreter beftätigen zu lafjen, h 

Das Gleiche hat auch bei der Wiederübernahme der Kaffe und der Kafjebuchsführung durch 
den Rechner zu gejchehen. 


B. Don der Rechnung. 
RNehnungsabtheilungen und Aubrifenordnung. 


$ 112, Die Rechnung verzeichnet die Einnahmen und Ausgaben in vier Abtheilungen: 

Abtheilung IL, enthält die Einnahmen und Ausgaben von früheren Jahren, 

Abtheilung IL, die laufenden Einnahmen und Ausgaben, 

Abtheilung II., die uneigentlichen Einnahmen und Ausgaben, und 

Abtheilung IV., die Einnahmen und Ausgaben de Grundſtocks. \ 

Unter diefen vier Abtheilungen erfolgt die Aufzeichnung nad) Maßgabe der diefen Vor: 
ichriften beigegebenen Rubrifenordnung. 

Andere als die hierin bezeichneten Abtheilungen, Unterabtheilungen, Titel und Rubriken 
dürfen in der Nechnung nicht eröffnet, die Unterrubrifen aber fönnen nad Be— 
Darfermeitertoderdurdh andere erſetzt werden 

113, Die Rechnung wird nah „Soll“, „Hat“ und „Reſt“ geführt, d. h. es werden 

darin die Schuldigfeit, die Zahlung und der Rückſtand bezüglich jeder Ginnahme und Ausgabe 
in gefonderten Spalten dargeftellt, 


Zeitder Rechnungsanlage undäußere Formder Rechnung. 


8 114, Die Rechnung ift jo zeitig anzulegen, daß die leberträge aus dem Kaſſebuch ſo— 
gleich mit Beginn der Nechnungsperiode ihren Anfang nehmen können. Sie ift jofort bei der An— 
lage mit fortlaufenden Seitenzahlen zu verfehen, 

Müſſen in der Folge Blätter eingefchoben werden, fo erhalten diejelben die Ziffern der un— 
mittelbar vorhergehenden Seiten mit einer Beizahl, wie 3. B. 54/2, 543 2c. 

Leer gebliebene Blätter find am Schluß der Nechnungsperiode zu entfernen und dam die 
Seitenzahlen zufammenzuziehen, wie 3. B. 184/189, 


Ueberſchrift und Vorbericht, 


8 115. Die Ueberſchrift auf der eriten Seite der Rechnung bezeichnet den Namen und 
Sitz des Fonds, die Nechnungsperiode, den Namen des Nechners und die Zahl der Nechnungsbei- 
lagen und der Hefte oder Bände, in welche dieſelben vertheilt find, 

Der Borberiht im Eingang der Rechnung enthält in gedrängter Darftellung und unter 
Hinweifung auf etwa vorhandene Stiftungsurfunden und die genaueren Darlegungen in der Rechnung 
jelbft das Nöthige über die Entitehung und den Zweck des Fonds, 

Er bezeichnet ferner den Vorfigenden und die Mitglieder des Kirchengemeinderaths, ſowie, 
unter Angabe desiTags der Ernennung und Verpflichtung, die verjchiedenen an der Fondsver— 
waltung betheiligten Beamten nnd Bedienfteten mit Namen und erwähnt, welche Sicherheit vom 
ne — oder kraft welcher Entſchließung er der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung ent— 

oben wurde. 

Endlich wird im Vorbericht angegeben, in welcher Art für die Aufbewahrung der Werth— 
papiere und Urkunden des Fonds gejorgt, tie weit die Abhör der vorausgegangenen Rechnung 
gediehen oder, wenn fie beim Abjchluß der Rechnung beendigt, unter welchen Beilagenummern der 
Beiheid und die Vollzugsnachmweilungen angejchloffen find, und unter welcher Nummer fich der 
Voranſchlag als Beilage bei der Rechnung befindet, 
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8 116. Die vier Rechnungsabtheilungen find in jeder Rechnung, die Unterabtheilungen, Titel, 
Nubriken und Unterrubriken aber nur da vorzutragen, wo dahin gehörende Einnahmen und Aus— 
gaben wirklich vorkommen. 

Soweit letztere darnach beibehalten werden, find fie genau in der Reihenfolge der Rubrifen- 
Her aufzuführen und mit den in diefer feitgeftellten Zahlen, Buchitaben und Leberjchriften zur 

ezeichnen. 

Bei den einzelnen Rubriken der laufenden Einnahmen und Ausgaben find in Rech— 
nung3porträgen innerhald Linie in Kürze und mit Verweifung auf Die betreffende Seite 
der Vorrehnung auch die VBermögensbeftandtheile, Schuldcapitalien 2c, und beziehungsweije die 
Rechtsverhältniffe darzuftellen, welche als die Quelle und Urfache der in der Rubrik vorkommenden 
Einnahmen und Ausgaben anzufehen find, 


Kehnung3-Ginträge 


$ 117, Die nach ihrem DBetrage jchon bekannten Ginnahmen und Ausgaben find fogleich 
beim Beginn der Nechnungsperiode im das Rechnungs-Soll einzutragen, etwaige Aenderungen aber 
durch Ab- und Zufchreiben zu vollziehen. 

Die übrigen Einnahmen und Ausgaben werden alsbald nach Ertheilung der Anweisung in 
das „Soll“ gejeßt. 

Der Eintrag in das „Hat” der Rechnung erfolgt bezüglich aller Einnahmen und Ausgaben, 
fobald die Zahlung geleiftet und im Kafjebuch eingetragen ift, 

Er gejchieht unter fteter Verweiſuug auf die Einträge im Kaffebuch und muß demnach das 
„Hat” der Rechnung in Einnahme und Ausgabe mit dem Kaffebuche übereinftimmen, 


Inhalt der Rechnungs-Einträge. 


8 118. Bezüglich des Inhalts der Rechnungseinträge gilt das Gleiche, was in 88 100-102 
hinfichtlih der Einträge in das Kaffebuch vorgefchrieben ift, nur mit dem Unterfchiede, daß, tie 
— die Einträge in der Rechnung, ſo die Rechnungseinträge auf das Kaſſebuch zu ver— 
weiſen haben. 

Die Einträge ſollen ferner die Urkunden bezeichnen, auf welche die bezüglichen Einnahmen 
oder Ausgaben gegründet ſind, und bei ſtän digen Einnahmen und Ausgaben auch die Seite, auf 
der dieſelben in der Vorrechnung erſcheinen. 


Vergleichung mit dem Voranſchlag. 


8119, Unter Rechnungsabtheilung II. iſt bei jeder Rubrik der Einnahme und 
Ausgabe auch der Voranſchlagsſatz mit den dazu etwa ertheilten Nachbewilligungen innerhalb 
Zinie beizujegen, 

Nach dem Abjchluffe der Nubrifen am Ende der Nechnungsperiode ift derjelbe dann mit 
dem „Rechnungs-Soll“ zu vergleichen und darnach, ebenfalls innerhalb Linie, feitzuftellen, welche 
Mehr: oder Mindereinnahmen gegenüber dem VBoranfchlage fich ergeben haben, und wieviel an den 
beiwilligten Mitteln erübrigt oder um welchen Betrag diejelben durch die Ausgaben überfchritten wurden. 


Naturalrednung 


$ 120. Die Naturalrehnung (8 86) wird nicht nad „Soll“, „Hat“ und „Reft“, fondern 
nur nach vollzogener Einnahme und Ausgabe geführt, 

Am Schluffe der Nechnungsperiode noch ausftehende Naturalleiftungen werden nach dei 
ortsühlichen Mittelpreifen oder nach den Marktpreifen zur Zeit der Fälligkeit der Lieferung in Geld 
angeihlagen und in der Geldrehnung vorgetragen, 

j Entjprechendes gilt von den Erlöfen und veräußerten Naturalien oder von den Geldbeträgen, 
die an Stelle von Naturalleiftungen bezahlt werden. 


IV. Don den NRechnungsbelegen, 


8 121.% Der Rechner hat alleZUrfunden über die in der Rechnung vollgogenen Einnahmen 
und Ausgaben forgfältig zu jammeln, fie zu prüfen und, nachdem fie foweit erforderlich berichtigt 
oder ergänzt find, der Rechnung als Belege anzuſchließen. 

Solche Urkunden find namentlich: 

Die Einnahms- und Ausgabsanmweijungen des Kirchenge— 
meinderaths mit den ihnen zu Grund liegenden Protofollen, Verträgen, Verweifungen oder 
höheren Grmächtigungen (88 71—73), 

Empfangsbejheinigungenmitden dazugehörigen Vollmachten und Beurfundungen 


(85 29), 
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Die in 8 95 erwähnten Gegenſcheineund die Hinterlegungsſcheine (88 61 und 62). 

8 122, Auf den Rechnungsbelegen find in der obern Ede recht? die Rechnungsfeiten an— 
zugeben, auf welchen die betreffenden Ginträge vorkommen, 

Sie werden bis zum Schluffe der Nechnungsperiode, nach der Zeitfolge oder nach Rechnungs: 
rubrifen geordnet, in einem Umſchlage aufbewahrt. 

Nach dem Nechnungsabfchluffe werden dann die Belege nach der Folge der Rechnungs— 
einträge geordnet und, ebenfalls in der rechten oberen Ecke, mit fortlaufenden Nummern 
verjehen, welche dann auch den bezüglichen Einträgen in der Rechnung beizujegen find. 

Belege, welche auf verjchtedene Nechnungsrubrifen Bezug haben, find ftet3 dem vorderften 
Eintrag zuzuordnen, 


V. Don den Sahrnißverzeichnifien. 
Aeußere Formder Fahrnißverzeichniſſe. 


$ 123. Ueber die Fahrniſſe des Fonds, ſoweit fie nicht zum unmittelbaren Verbrauch be— 
nat find, ift vom Rechner ein befonderes Verzeichniß, daa Inventar, zu führen. Dasjelbe 
enthält: 
Abtheilung J., die zur Verwaltung gehörenden Fahrniffe, 
in Abtheilung IL, Kirchengeräthe. 
Bei jeder diefer Abtheilungen können nach Bedarf mweitere Unterabtheilungen gebildet werden. 


ir 


— 


Inhalt der Einträge. 


8 124. Die bei Aufſtellung des Verzeichniſſes Schon vorhandenen Fahrniſſe werden unter 
den betreffenden Haupt- und Unterabtheilungen mit fortlaufenden Nummern und unter Beijegung 
ihres durch Schäßung zu ermittelnden Werthes eingetragen, 

Der Eintrag der fpäter, ſei es durch Schenkungen oder aus Mitteln des Fonds, erworbenen 
Gegenftände gejchieht unter der Kolonne „Zugang“ mit Beifegung der Koſtenpreiſe oder ihres durch 
Schätzung ermittelten Werthanſchlages. Auf den bezüglihen zur Rechnung kommenden Koſten— 
rehnungen find Seite und Nummer des Eintrags anzugeben, 

Zufendungsfoften, Bortoauslagen und dergleichen bleiben bei Feſtſetzung der Koftenpreife 
außer Berücfichtigung. 

Gegenftände von ganz geringem Werthe oder Stücde, welche fich raſch abnüßen und dann 
ganz werthlos werden, find aus dem Verzeichniſſe ganz wegzulaſſen. 

I . Wenn fich in Folge vorgenommener Veränderungen der Werth von Fahrniggegen- 
jtänden weſentlich erhöht oder vermindert, fo ift der Werthunterſchied als Zugang oder Abgang 
in das Berzeichniß einzutragen und die nöthige Erläuterung beizufügen. 

Unter Umständen kann ftatt deſſen auch der frühere Anjchlag als Abgang und der neue 
Werthbetrag als Zugang behandelt werden. 


Wegfall, beziehungsweife Trennung der Fahrnißpverzeihniffe, 


$ 126, Wo nur wenige Fahrniſſe vorhanden find, kann der Kirchengemeinderath den Rechner 
—— dieſelben ſtatt in einem beſonderen Verzeichniſſe jeweils nur am Schluſſe der Rechnung 
aufzuführen, 
; Ueber die Fahrniſſe, welche anderen Beamten und Bedienfteten in Verwahrung gegeben find, 
führen der Kegel nach diefe das Verzeichnig und es wird dann in dem Hauptverzeichniß nur die 
Stüczahl und der Gefammtwerth diejer befonders verzeichneten Fahrniſſe angegeben. 


VI. Dom Kafjen- und Haturalienfturz, 
Negelmäßiger Sturz am Schluffe der Rehnungsperiode, 


$ 127,.') Unmittelbar nach Ablauf der Nechnungsperiode ift durch den Kirchengemeinderath 
oder eines feiner Mitglieder ein Kajjenfturz und einSturz dervorhandenen Fahr: 
niſſe vorzunehmen, 

Mitdemjelbeniftder Sturz der vorhandenen Naturalvorräte und 
eine Bejihtigung der zum unmittelbaren Gebraude beftimmten Ge— 
genitände behufs ihrer Bergleihung mit den rehnungsmäßigen An- 
Ihaffungen und Lieferungenzuperbinden, 

Beim Naturalienfturze ift der Werthder vorhandenen Vorräthe 
neuerdings nach den laufenden Breifen feitzuftellen, 

$ 128.°) Zu dem Gejchäft find der Rechner und die mit der Verwahrung von Yahrnifjen 
oder Natıvalienvorräthen betrauten fonftigen Beamten oder Bedienfteten ſtets in Perſon beizuziehen. 


— 1) Faſſung der V. 28,/5, 1866, 2) Desgl, 
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Außerdem fann der Zuzug Sachverjtändiger angeordnet werden, 
Sturz der Werthpapiere und Urkunden. 


8 1%8a.1) Ferner hat der Kirdengemeinderath oder eine von ihm aus 
feiner Mitte zu beftellende Kommiſſion, welde nicht ausjhließlih aus den 
im $ 59 Abi. 3 und 4 genannten Mitgliedern bejtehen darf, alsbald nad Em- 
pfang der Rehnung ($ 150 der Verwaltungsvorjhriften) einen Sturz der 
Werthpapiere (Schuld- und Pfandurfunden und ihre Beilagen, Obligatio- 
nen auf den Inhaber mit Zinstalons und Couponsbogen u, ſ. w.) und jonjtigen 
wihtigen Urkunden (Stiftungs- und Kaufbriefe, Urtheile, Sidherheitäleift- 
ungen, Bergleide u. ſ. mw.) vorzunehmen. 

Der Sturz der Werthpapiere hat auf Grund des unter Abtheilung II $ 7 
der Einnahme in die Rehnung aufgenommenen VBerzeihnijjes, jowie der jon- 
ftigen einfhlägigen Rehnungsporträge und unter Berüffihtigung der Aende— 
rungen, welche jeit dem Ablauf der leßtvergangenen Rehnungsperiode in 
dem Beſtand derjelben eingetreten jind, zu geſchehen. 

8 129 2) Ueber die Ergebniffe des Kaffenfturzes, des Naturalieniturzes und des Sturzes 
der Werthpapiere ift je ein befonderes Protofoll aufzunehmen, welches von allen 
zur Verhandlung beigezogenen Perſonen zu unterzeichnen und fodann der Rechnung 
als Beilage anzufchliegen tft. 

Das Protofoll über den Sturz der Werthpapiere darf jih auf den Be- 
ihrieb derſelben inder Rechnung beziehen, muß aber außerdem die Angabe 
enthalten, ob die zu einzelnen Stüden gehörigen Zinsjheine und Talons 
vorhanden und welche Veränderungen in dem Beſtand der Werthpapiere jeit 
dem Ablauf der vorhergegangenen Rehnungsperiode eingetreten ſind. 

Das Ergebniß bezüglich der Fahrniſſe wird in dem Fahrnißverzeichniſſe — $ 123 — ſelbſt 
beurkundet, indem gleichzeitig auch die abgängig gewordenen Fahrniſſe mit Vorbehalt der Geneh- 
migung des Kirchengemeinderaths in Abgang gejchrieben werden. 


AUußerordentlide Kajjenftürze 


$ 130. Der Kirchengemeinderath iſt jederzeit befugt, auch außerordentliche Kaſſen- und 
Naturalienftürze vorzunehmen oder eine Liquidation der in dem Ausſtand nachgeführten Stapitalten 
und Forderungsreite anzuordnen. 

Ein außerordentlider Kafjjenfturz fol von ihm mwenigjtens einmal im 
Sahre vorgenommen werden, 

S 131. Bon den Auffichtsbehörden find jolche Kafjen= und Naturalienftürze und jolche Aus- 
ftandsliquidationen von Amtswegen vorzunehmen oder zu veranlaffen, wenn Unordnungen in der 
— des Rechners zu ihrer Kenntniß kommen oder der Letztere einer Untreue ver— 

ächtig wird. 


VI. Dom Rechnungsabſchluß und der Rechnungsſtellung. 
Abihluß der Nehnungsbüdher und Ordnung der Belege 


$ 132. Mit dem lebten Tage der Rechnungsperiode hat der Rechner nach Anleitung der 
Vorſchriften über die Monatsabjchlüffe ($ 105 ff.) das Kaſſebuch im Ganzen abzujchliegen und zu 
unterzeichnen. ü 

Spätere Zahlungen find, auch wenn fie früher fällig geworden, in das Kafjebuch der fol- 
genden Nechnungsperiode einzutragen, 

33. Unmittelbar auf den Kaſſebuchsabſchluß folgt dann auch der Abſchluß der Nechnung, 
des Hauptbuches, jelbit. de : 

‚ Derjelbe beginnt mit der Berichtigung vr fehnungsporträge ($ 116), wenn und 
ſoweit wegen im Lauf der Nehnungsperiode eingetretener Aenderungen eine jolche nothwendig tft, 
und mit der Vervollſtändigung der Ueberträge aus dem Kafjebuch (dev Rechnungs einträge, S117). 

Sodann werden bon jeder Rechnungsfeite in Soll, Hat und Reſt die Summen gezogen und 
durd Zujammenzählung die Gejammtbeträge der Einnahmen und Ausgaben in den einzelnen Unter— 
rubrifen, Rubriken, Titeln, Unterabtheilungen und Abtheilungen ermittelt, 

Der Rechnungsabſchluß jelbit beiteht in der nochmaligen Wiederholung und jchließ- 
lichen Zufammenrehnung der Gejammtbeträge der einzelnen Abtheilungen in Soll, Hat und 
Reſt und in der Grmittelung des vehnungsmäßigen Kajjenreftes durch Abzug der Beträge 
im „Hat“ der Ausgabe von den Beträgen im „Hat“ der Einnahme. 

‚Die Uebereinftimmung der Grgebnifje des Rechnungsabichluffes mit dem Abſchluß des Kaſſe— 
buchs ift vom Nechner -ausdrüdlich zu beitätigen und ſodann die Rechnung, unter Beiſetzung des 
Tages de3 Rechnungsabſchluſſes, durch denjelben zu unterzeichnen. 

134, Den Schluß bildet die Ordnung der Nechnungsbelege nach Vorjehrift des 8 122 

Abj. 3 und 4 und der Abſchluß des Fahrnißverzeichniſſes durch Anführung und Beurkundung des 
Gejammtbetrages der Werthanjchläge aller beim Fahrnißſturz ($ 127) vorgefundenen Fahrniffe, 


1 Eingefchoben durch V. 28,/5, 1886, 2) Faſſung der V. 28,/5, 1836, 
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DarftellungdesPVermögensbeftandes, 


8 135, Am Schluffe der Rechnung und unter fortlaufenden Seitenzahlen mird eine ſum— 
marifche Darftellung des Vermögens des Fonds nach feinem Stande zu Ende der Rechnungsperiode 
beigefügt, 

a Dieferbe führt unter Hinmweifung auf die betreffenden Rechnungsſeiten dag Activber— 
mögen md die Schulden des Fonds in folgender Ordnung auf: 
A. Das Activpermödgen 
und zwar: 
1. die eigenthümlihen Liegenfhaften, worunter 
a. die Gebäude nach ihrer Stüdzahl und mit ihrem Brandverfiherungsanjchlag, 
b. die landpwirthbfhaftliden Grundftüde, 
ec. die Waldungen, h 
die beiden leßteren nach ihrem Gefammtflächeninhalt und mit ihrem Gejammtiteuer- 
capital nach dem neueſten Stand des Steuerkataſters; 
2, die Grundberehtigungen mit ihrem Gejammtfteneranjchlag ; 
3. die Forderungen und zwar: 
a. die Grundftockscapitalien nach dem Ergebniß der Neftcolonne in Rechnungs— 
abtheilung IV der Einnahme ; 
b. die Ginnahmsrefte nach dem Ergebniß der Neftcolonne in den Rechnungsabthei— 
ungen I, U und III der Einnahme; 
4, die Vorräthe: 
a. an Geld, nad) dem Ergebniß des Nechnungsabfchluffes ($ 133, Ab}, 4), 
b. an Naturalien, nach dem Ergebniß des Sturzprotocoll® und mit dem dort feitge- 
ftellten Werthanſchlag ($ 127, Abf, 3); 
die Fahrnijfe mit ihrem beim Abſchluß des Fahrnigverzeichnifies feftgeftellten Werth- 


betrag (8 134). 
B. Die Schulden des Fonda 


— 


und zwar: 

1. die Grundlaften mit ihrem Steueranſchlag; 

2, Die Paſſiveapitalien nah dem Ergebniß der Reftcolonne in Nechnungsabthei- 
lung IV der Ausgabe; 

3, Die Ausgabsreſte, d. h. die Ergebniffe der Neftcolonne in den Abtheilungen I, II 
und III der Ausgabe, 

$ 136, Sogenannte Zaftengebäude, d. h. Gebäude, welche der Fond Fraft einer 
Baupflicht zu bauen oder zu unterhalten hat, bleiben bei der VBermögensdarftellung außer Betracht, 

Die Steueranfhläge der Liegenjchaften jind in Form von Steuerzettelabjchriften bei der 
betreffenden Steuerperäquatur zu erheben und bei jeder Veränderung durch Ab- und Zufchreiben 
wieder richtig ftellen zu laſſen. 

Für neu erworbene Grundjtücde, deren Steueranjchläge bei Fertigung der Vermögensdar— 
jtellung noch nicht befannt find, fann vorübergehend der Kaufpreis oder der Schäßungsmwerth auf- 
genommen werden. 

8 137, Die Vermögensdarftellung ermittelt durch Abrechnung der Schulden ($ 135 B) vom 
Uctivvermögen (8 135 A) dag Neinvermögen des Fonds, vergleicht dafjelbe mit dem Activ- 
vermögen der unmittelbar vorausgegangenen Nechnungsperiode und entziffert die eingetretene Ver— 
mehrung oder Verminderung, 


Rechnungsſtellung. 


8 138, Von der abgeſchloſſenen Rechnung, dem Hauptbuch, einſchließlich der Vermögens— 
darſtellung, iſt eine ſeitengleiche Reinſchrift zu fertigen und gleichfalls vom Rechner zu unter 
zeichnen, Mit ihrer Heritellung joll bei größeren Fonds ſchon im Laufe der Rechnungsperiode 
begonnen und diejelbe fo gefördert werden, daß Die Nechnungsporlage fiher auf den beftimmten 
Termin (8 140) erfolgen kann. AT, 

$ 139, Wenn der Rechner nicht im Stande ift im Lauf der Nechnungsperiode ein Haupt: 
buch zu führen ($ 85), jo hat er die Rechnung, unter Beobachtung aller Vorfchriften in 88 112 
bis 122 und 88 132 bis 137, auf Grund des Kaſſebuchs, der Nechnungsbelege und der Vorrech— 
nung alsbald nad) Ablauf der Rechnungsperiode in Reinſchrift zu ftellen oder unter feiner 
Verantwortlichkeit durch einen Nechnungsfteller ftellen zu laſſen. 

Von der Rechnung ift alsdann eine jeitengleiche Abſchrift zu fertigen, welche der Rechner 
unter Beurkundung ihrer Mebereinjtimmung mit erfterer ebenfall3 zu unterzeichnen hat, 


VII. Don der Rechnungsvorlage und Rechnungsabhör. 


Vorlage der Rechnung. 


$ 140, Die Neinfchrift der Rechnung ift mit den Nechnungsbeilagen, dem Safjebuch und 
dem Fahrnißverzeihniß innerhalb drei Monaten nah Ablauf der Rechmumgsperiode dem 
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Kirchengemeinderath zu übergeben. Der Lebtere unterzieht ſämmtliche Gegenjtände binnen einer 
meiteren Frift von vier Wochen einer ſummariſchen Prüfung, beurkundet deren Erfund in der 
Rechnung oder in einem befonderen Protocol! und jendet jofort ſämmtliche NRechnungsbeitandtheile 
mit dem Grfundsprotocoll, dem Anweisbuch und der abgehörten Vorrechnung dur das Decanat 
an den Oberfirchenrath zur Veranlaffung der Prüfung ein. Das Decanat hat bei dieſer Gelegen- 
heit auch jeinerfeits oder durch Mitglieder des Didcefanausjchuffes von der Verwaltung und dem 
Rechnungsweien des Ortsfonds Kenntniß zu nehmen und feine etwaigen Bemerkungen beizufügen, 


Rechnungsabhör. 


8 141. Der Oberkirchenrath läßt die Rechnung unter der Aufſicht ſeiner Oberreviſion durch 
Revidenten prüfen, Die Letzteren geben ihre Bemerkungen durch Vermittlung der Expeditur 
des Oberkirchenraths an den Kirchengemeinderath und Rechner zur gemeinjchaftliden Beant- 
mortung, wo nöthig im Benehmen mit dem Nechnungsfteller, und entwerfen auf Einfendung 
der Beantwortung, welche je nach dem Umfang der Beanftandungen innerhalb vier bis ſechs 
Wochen zu gejchehen hat, ven Rechnungsbeſcheid. Diejen Beſcheidsentwurf ſendet der Re— 
pident dem Sirchengemeinderath, welcher zunächſt Beichluß darüber faßt und den Entwurf fodann 
mit allen Rechnungsbeſtandtheilen 14 Tage lang zur Einficht der Kirchengemeindeverfammlung und 
der Betheiligten auflegt. Erftere kann während diejer Zeit durch eines oder mehrere ihrer Mit- 
glieder auch ihrerfeit3 eine Prüfung vornehmen lafjen. 

Nach Ablauf des für die Einficht des Nechnungsbejcheidsentwurfs feftgejegten Termin hat 
die Kirchengemeindeverfammlung über die Feititellung des Beſcheids Beſchluß zu fallen ($ 22 
Ziff. 3 der Kirchenverfaffung), Das hierüber aufzunchmende Protocoll ift unter Erläuterung der 
etivaigen Aenderungen des Entwurfs dem Oberkicchenrath in Abjchrift einzujenden, 

8 142, Der Oberkirchenrath wird je nach Bejichaffenheit des Rechnungsweſens und der 
fonftigen Verhältniffe der Fondsperwaltung auf Antrag des Kirchengemeinderathd oder auch von 
Oberaufſichtswegen eine mündliche Erörterung der Nechnungserinnerungen durch einen Sachver— 
ftändigen am Orte der Verwaltung eintreten laſſen. 

Findet die Oberrepifion VBeranlaffung zu Bemerkungen über die Verwaltung des Kirchen: 
gemeinderath8 oder die Dienftführung des Rechners, jo wird der Oberfirchenrath von Oberauf- 
ſichtswegen das Geeignete verfügen, 

8 143, Gtwaige Bejchwerden gegen den Rechnungsbeicheid, welcher dem Nechner bejonders 
zu verfünden ift, find binnen vier Wochen von erfolgter Verfündigung an bei dem Diöceſanaus— 
Ihuß zu erheben und zu rechtfertigen. Der endgiltige Rechnungsbeſcheid ift mit der Nachweiſung 
des Vollzugs, welche auf der Bejcheidsauzfertigung ſelbſt oder in einer bejonderen Beilage zu der— 
jelben zu geben ift, der nächſten Nechnung als Beilage anzuschließen, 

Die in der Rechnung ſelbſt vollzogenen Uenderungen find auch in das beim Rechner zurück— 
gebliebene Rechnungs-Concept und beziehungsweife in die Abjchrift der Rechnung ($ 139 Abi, 3) 
einzutragen, 

$ 144, Die Rehnungsabhör joll bezüglich aller Fondsrechnungen, von dem für die Ein— 
ſendung an den Oberfirchenrath beftimmten Zeitpunkt an gerechnet, binnen Jahresfrift erledigt werden, 

Der Oberfirchenrath läßt durch die Oberrevifion alljährlich eine Weberficht über die wirth— 
Ichaftlichen Verhältniſſe ſämmtlicher Sirchenfonds einer jeden Didcefe nach dem Ergebniß der legten 
Rechnungsperiode und über die Nechnungserledigungen fertigen und dem Decanat und Didcejan- 
ausſchuß Abſchrift davon zugehen, welch’ Teßterem auch hiemit Gelegenheit gegeben wird, die ihm 
obliegende Auffiht über die Verwaltung des Kirchenvermögens der Kirchengemeinden zu führen, 

$ 145. Die durch Prüfung des Rechnungsweſens der örtlichen Kirchenfonds bei dem Ober- 
firchenzath erwachjenden Koſten werden durch Serterngebühren gedect, deren Ausſchlag auf die 
Er RAN! Ortsfondsrechnungen nach den hierüber bejtehenden bejondern Beftimmungen 
zu erfolgen hat, 


IX. Don der Dienftübergabe beim Wechfel der Rechner. 
Fortführung der Bücher durch den neuen Redner, 


$ 146, Tritt ein Wechfel in der Perſon der Rechner im Laufe der Nechnungsperiode ein, 
jo hat der neue Rechner die Nechnungsbücher bis zum Ende der Rechnungsperiode fortzuführen, 
Die Stellung einer Stüdrehnung findet nicht ſtatt. 


Nothmwendigfeit einer förmlichen Dienjtübergabe, 


8 147, In jede Falle eines Dienftwechjels hat eine fürmliche Dienftübergabe von Seiten 
des früheren an den neuen Rechner in nachjtehender Weiſe ftattzufinden : 
Die — —* wird von dem Vorſitzenden des Kirchengemeinderaths oder einem von 
dieſem ernannten Stellvertreter geleitet. 
Bei der Uebergabe haben die beiden betheiligten Rechner, der übernehmende immer in Perſon, 
mitzuwirken. 
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Der feitherige Nechner hat im Falle feiner eigenen Verhinderung einen Bevollmächtigten 

aufzuftellen, — 
Falle ſeines Todes ſind ſämmtliche Erben zur Mitwirkung zu berufen; denſelben iſt die 
Beſtellung eines gemeinſamen, ſachverſtändigen Vertreters zu empfehlen. 

Iſt aus irgend welchen Gründen der Zuzug des ſeitherigen Rechners oder ſeines Bevoll— 
mächtigten und beziehungsweife der Erben des Rechners oder des von denjelben aufgejtellten Be- 
vollmächtigten zu dem Uebergabsgefhäft nicht möglich, fo ift das Großherzogliche Bezirksamt da- 
vum anzugehen, ftatt der Betheiligten einen Vertreter zu beitellen. 


Verfahren bei Lebergabe, 


$ 148, Die Uebergabe der zum Dienft gehörigen Gegenftände an den neuen Nechner hat 
in ununterbrochener Folge zu geſchehen. Y 

Sind die Gegenftände unter gerichtlichem Siegel, jo haben beide Theile dem Act über die 
Abnahme der Siegel anzumohnen,. | 

Das über denselben aufgenommene Protocol ift dem Protocol! über die Dienftübergabe 
($ 153) beizufchließen. 

$ 149, Das Uebergabsgeſchäft beginnt mit dem Abjchluß des Kaſſebuchs, des Natu- 
ralientagebudh3 und der etwa vorhandenen Hilfsverzeichnijje, womit zugleich eine 
forgfältige Bergleihung der in dieſen Büchern enthaltenen Einträge und der 
vorhandenen Belege zu verbinden ift. 

Das Ergebniß des Abſchluſſes ift in Zahlen und Worten niederzufchreiben und von beiden 
Theilen mit Beifügung de3 Datums unterfchriftlich zu bejtätigen, 

Die Tagebücher und VBerzeichniffe werden mit Schnüren durchzogen, deren Ende von den 
Betheiligten mit ihren Siegeln neben den Unterjchriften befeitigt werden; in diefer Weiſe ficherge- 
jtellt werden fie alsdann nebſt der Rechnung (dem Hauptbuch) dem neuen Nechner übergeben. 

8 150, Daran jchließt fich die Ermittelung und Ausfolgung des Kaſſenbeſt andes, der 
—— Naturalvorräthe und Fahrniſſe, ſowie zugleich die Uebergabe der Rech— 
nungsbelege. 

Für die Ermittelung des Kaſſenbeſtandes, der Vorräthe und der Fahrniffe find die SS 127 
bis 129 diefer VBorjchriften maßgebend. 

Die darüber aufzunehmenden PBrotocolle und Verzeichnifje find ftets von allen bei der Ueber— 
gabe mitwirfenden Perſonen zu unterzeichnen. 

151, Die Uebergabe der Rehnungsbelege gejchieht auf Grund der Einträge im 
Kafjebuch, im Naturalienbuch und in der Rechnung. 

Fehlen Belege oder find einzelne derſelben undollftändig, jo ift dies im Uebergabsprotocolle 
($ 153) bejonder3 zu erwähnen, 

8 152, Die Fahrnijje werden, joweit jie fi in der Verwahrung des Rechners jelbjt be— 
fanden, auf Grund des Fahrnißverzeichnifjfes im Stüc übergeben. 

Soweit fie anderen Beamten oder Bedienfteten anvertraut find und bejondere Verzeichniffe 
darüber geführt werden (8 126, Abſ. 2), geichieht die Lebergabe durch Einhändigung eines Zeug— 
niffes, worin erftere beftätigen, daß die dort aufgeführten Fahrniſſe vorhanden ſeien, oder angeben, 
welche von denjelben fehlen, 

Die fehlenden Gegenftände find, unter Beifegung des im Fahrnigverzeichniß aufgenommenen 
Werthanichlags, bejonder zu verzeichnen. 

Auch diejes Verzeihniß ift von allen Betheiligten zu unterjchreiben, 


Beurfundungder Dienftübergabe, 


ER 5 153, Ueber das ganze Uebergabsgeſchäft wird ein Protocoll aufgenommen; dafjelbe 
eurkundet: 
1. daß die Rechnungsbücher in der vorgeſchriebenen Weiſe (F 149, Abſ. 3) ſichergeſtellt 
worden ſeien, verzeichnet ſodann 
2. auf Grund des Abſchluſſes dieſer Bücher in Zahlen und mit Worten die Summe 
der Einnahmen und Ausgaben und das Soll der Naturalvorräthe 
jeder Gattung, erwähnt 
3. auf Grund der Sturzprotocolle ($ 150) den wirklichen Erfund an Geld und 
Naturalien, und berechnet 
4, den Unterfchied zwiſchen leßterem und dem aus den Nechnungsbüchern erfichtlichen 
Vorrathsſoll, wobei derjelbe, ſoweit thunlich, ſofort erörtert wird, 
Endlich bemerkt das Protocoll | 
5. weldeRXehnungsbelege fehlen oder unvollftändig übergeben wurden ($ 151, 
Ab). 2) und ebenjo 
6. was nah dem hierüber aufgenommenen VBerzeichniffe (8 152, Abj, 3 und 4) an 
Fahrniſſen in Abgang gekommen it. 
$ 154, Das Uebergabsprotocoll wird dreifach ausgefertigt und jede Fertigung bon 
allen Betheiligten unterjchrieben, 
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Von den Fertigungen wird eine dem Kirchengemeinderath zugeftellt, die beiden anderen er— 
halten die betheiligten Rechner, 

Der Ausfertigung für den Kirchengemeinderath find als Beilagen anzufchließen: 

Die SturzprotocoLlle (8150), das Verzeihniß derin\bgang gefommenen 
Fahrnifjfe (8 12, Abſ. 3 und 4, die Vollmachten der von den feitherigen Rechner 
oder feinen Erben für das Uebergabsgeſchäft aufgeftellten Vertreter, endlich), wo Siegel angelegt 
waren, das Brotocoll über die Siegelabnahme, 

8 155. Was der Dienftübernehmer nach dem Uebergabsprotocoll an Geld oder Naturalien 
weniger empfängt als nah dem Abſchluß des Kafjebuchs oder des Naturalientagebuchs vor— 
handen jein fol, wird von ihm in diefen Büchern und der Rechnung in Ausgabe, was er mehr 
empfängt, in Einnahme gejeßt. 

Minder: oder Mehrbeträge des Kaſſenvorraths, welche den Betrag von 40 Mark nicht 
übersteigen, find jedoch auch hier (vergl, 8 107) vorbehaltlich weiterer Erörterungen alsbald durch 
Einlage und Wegnahme auszugleichen, 

8 156, Mit Unterzeichnung des Mebergabsprotocoll3 übernimmt der neue Rechner alle Dienit- 
obliegenheiten des früheren; er ift von diefem Zeitpunkt an für die Ergebniffe der Dienjtführung 
allein verantwortlich, 

(Folgen in VIII Beilagen Formulare), 


IV 


Kirchliches Geſeh 


vom 14. Juli 1891, die Verfaſſung der vereinigten evangeliſch-proteſtantiſchen 
Kirde des Großherzogtums Baden betr. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung der Generalfynode der vereinigten evangelifch-proteftantifchen Kirche 
des Landes haben Wir bejchlofjen und verordnen, wie folgt: 
rtttekil. 
In 8 14 der Rirchenverfaflung ') wird Abjah 3, Biffer 2 3 und 4 abgeändert, 
wie folgt: 

2. Dem die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter aberfannt iſt (Reichs— 
ftrafgejeßbuch $ 35 und 36); derjenige, gegen welchen ein SKonfursverfahren er- 
öffnet ift, während der Dauer des letzteren; 

3. der wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden, oder eines gegen die 


I) Frühere Faſſung: 8 14. Stimmberecdhtigt 
find alle jelbftändigen Männer der Kirchenge- 
meinde, melde das 25. Lebensjahr vollendet 
haben und nicht vom Stimmrecht ausgejchloffen 


Diebftag!l3, Unterjhlagung, 
Fälſchung oder Betrug zuirgend 
einer anderen Strafe geridtlid 
berurtheilt worden iſt, bis zum 
Ablauf des fünften Jahres nad 


find. .. 
Als jelbjtändig ift nicht anzufehen: 
1: 


wer entmündigt oder mundtodt iſt; 


erftandener Strafe; 


. der wegen eined VBerbredeng, 


2. wer ftändige Unterftügung aus öffentlichen das nad Ziff. Z2und 3 einen 
Arnenmitteln erhält; bleibenden oder zeitlichen Ver- 
3. der Dienjtbote, oder mer in ähnlichem Ab- (uft des Stimmrechts zur Folge 


hängigfeitsverhältniffe jteht; 


Ausgeichloffen ift derjenige: 


hat, in den Stand derlUnter 
ſuchung verfegt ift, bis zu er- 


1. dem die Fähigkeit dazu nach den Be- folgtemrichterlihen Erkenntniſſe; 
ftimmungen dieſer Berfaffung abgeiprochen, . der wegen Religionsverachtung oder un— 
oder dem das jtaatSbürgerliche oder ge— ehrbaren Lebenswandels öffentliches Aer— 
meindebürgerliche Stimmrecht durch ein gerniß gegeben hat und deßhalb von den 
anderes Gejeg entzogen iſt; firchlichen Behörden (8 37°) für ausge— 

2. der zu einer peinlihenG&trafe, ichloffen erklärt worden it. 


oder Das Stimmrecht ruht bei Allen, mwelche mit 
3. zu einer Arbeitshausſtrafe von Bezahlung Firchlicher Umlagen über ein Jahr 
wenigſtens ſechs Monaten oder lang im NRüditande find. 
zurDienſtentlaſſung, oder wegen! 
Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. III. Erg.-Bd. Baden. 9 
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eigene Kirche verübten Vergehens nach SS 166, 167 des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu 
einer Freiheitsftrafe gerichtlich verurteilt worden iſt, bis zum Ablauf des fünften 
Sahres nach erjtandener Strafe; 

4, gegen den wegen eines Verbrechens oder Vergehens das Hauptverfahren er- 
öffnet ift, wenn die Verurteilung die Entziehung der bürgerlichen Ehrenrechte zur 
Folge haben kann, bis zur Beendigung des Verfahrens. 

Artifel2. 
8 22) Abſatz 3 der Kirchenverfaffung wird dahin abgeändert: 

Ihr fteht die Enticheidung zu über die Bejchwerden nad) $ 8, $ 10, Abjah 2, 
8 14* und 8 37°; die Bejchwerdefrift, welche für die Beteiligten von der Zu— 
ftellung der jchriftlihen Ausfertigung der Entjcheidung des Kirchengemeinderats 
läuft, beträgt 8 Tage. 

Artikel. 
8 25°), Abſatz 2 der Kirchenverfafiung erhält nachitehende Faſſung: 

In der gewählten Kirchengemeindeverfammlung ift die Anmwejenheit von mehr 
als der Hälfte jämtlicher Mitglieder erforderlich. Iſt die erforderliche Anzahl nicht 
erichienen, jo erfolgt in gleicher Form ($ 24) eine zweite Einladung; wenn auch 
hierauf die erforderliche Zahl nicht erjchienen ift, jo fann eine weitere Einladung 
verfügt werden; die zweite oder weitere Verfammlung iſt bejchlußfähig, wenn aud) 
nur ein Drittel der Eingeladenen erjchienen ift, jedoch muß die Zahl der Erjchie- 
nenen mindeſtens doppelt jo groß jein, als die Zahl der Mitglieder des Kirchen— 
gemeinderats. 

AUrtifel 4. 
Nach 8 25 der Kirchenverfaffung wird eingefchaltet: 
$ 25a. Bei Beihlüffen nad) Maßgabe des ftaatlichen Gejeges vom 26. Juli 1888, 
die Bejtenerung für örtliche kirchliche Bedürfniffe betreffend, iſt — ohne Unter- 
ihied zwilchen gewählter und nicht gewählter Kirchengemeindeverfammlung — er— 


forderlich : 


1. daß die Einladung ($ 24) an ſämtliche Mitglieder einzeln ergeht; 


1) Frühere Faſſung: 8 22. Die Kirchenge- 
meindeverjammlung nimmt die Wahlen der Kirchen- 
älteften vor und mirft bei der Bejegung von 
Pfarritellen nac) Maßgabe des Geſetzes mit. 

Alle dem Kirchengemeinderath zugefommenen, 
oder von diejem ſelbſt ausgehenden, Verfaffung, 
Lehre und Kultus betreffenden Vorlagen und 
Vorichläge find der Kirchengemeindeverfammlung 
zur Kenntnignahme mitzutheilen. 

Shr ftegt die Entfheidung zu 
über die Bejhmwerdennad $8,8$ 10 
Abjah 2,8 14° und 8 37° 

Ohne HZuftimmung der Kirchengemeindever- 
ſammlung können die Bejchlüffe des Kicchenge- 
meinderaths über folgende Gegenftände nicht 
zum Vollzug fommen: 

1. über Veränderung im Beſtand des Kirchen- 
eigenthums der Gemeinde, worunter das 
ice nicht inbegriffen ijt 


€ ’ 

2. übe. Feititellung der Art und Größe neuer 
Bezüge von Kicchendienern und Beamten 
aus Mitteln, welche der Kirchengemeinde 
zur Verfügung ftehen; 

3. über die Feititellung der Voranſchläge und 
der Berbefcheidung der Rechnungen; 








4. über die Beichaffung der zu den firchlichen 
Bedürfnifien erforderlichen Mittel, welche 
im Voranſchlag nicht vorgejehen find und 
die Zuftändigfeit des Kirchengemeinderaths 
überjteigen ; 

5. über Umlagen zu firchlichen Bedürfniffen 
auf die Kirchengemeindeglieder, oder An— 
leihen ; 

6. über die Anftellung und Entlafjung des 
Kirchenrechner2. 

VBeräußerungen und Verwendungen, welche 
den Beftand des DOrtöfirchenvermögens betreffen, 
ſowie Anleihen bedürfen der Genehmigung des 
Oberfirchenraths. In melchen weiteren Yällen 
noch deſſen Zuftimmung einzuholen ift, bleibt 
bejonderer Beſtimmung vorbehalten. 

2) Frühere Faffung: 8 25. Die Bejchlüfje 
werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Gleichheit der Stimmen entjcheidet der Vorſitzende. 

YndergemwähltenKirhengemeinde- 
verfammlungiftdie Anmwejenheit 
bon mehr al3 der Hälfte jämmtlider 
Mitgliedererforderlid. 

Die Verhandlungen find in der Kegel öffentlich. 
Sie werden geheim, wenn die Verfammlung e3 
beichließt. (Geſ. v. 29. Sept. 1871.) 
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2. daß mehr als die Hälfte davon erfchienen find; 
3. daß die abjolute Mehrheit der Erichienenen fich für eine Meinung ent- 


ſchieden hat. 


Iſt die nach Ziff. 2 erforderliche Zahl nicht erfchienen, fo ift das Verfahren nad) 


5:25, Abſatz 2 zuläffig. 


Artifel5. | 
S 28 1) Abſatz 2 der Kirchenverfaffung wird dahin abgeändert: 
Sie beträgt wenigjtens 4 und in der Regel nicht über 16, jedenfalls nicht 
mehr als den vierten Teil der Zahl der in die Kirchenverfammlung gewählten 


Bertreter. 


feit. 


Die Kirchengemeindeverfammlung jet die Zahl der Rirchenälteften 
Sie kann befchliegen, daß aus beftimmten Teilen des Kirchſpiels eine be- 


ftimmte Anzahl von Xeltejten gewählt werde. 
Urtifel 6. 
$ 33%) Biffer 3 der Kirchenverfaffung erhält folgende Fafjung : 

3. wegen anderer erheblicher Entjchuldigungsgründe, worüber der Kirchen— 
gemeinderat vorbehaltlih der — innerhalb einer Friſt von acht Tagen zuläffigen 
— Beſchwerde an den Diözeſanausſchuß entjcheidet. 

Artilel 7 
Der Eingang des $ 34°) wird abgeändert, wie folgt: 

Die Entlaffung eines Kirchenältejten wird nad Anhören des Kirchengemeinde- 
rat3 don dem Didzefanausfhuß vorbehaltlich der — innerhalb einer Friſt von acht 
Tag zuläffigen — Beſchwerde an den Oberficchenrat ausgeſprochen. 

Urtifel 8. 


$ 37%), Ziffer 7 erhält die Faſſung: 


1) Frühere Faſſung: $ 28. Die Zahl der 
Kirchenälteften richtet fich nach der Größe der 
Kirchengemeinde. 

Siebeträgt wenigftenspierund 
mern heben io Die 
Kirchengemeindeverſammlung ſetzt 
Ddeeirchenälleſtenfeſt. 
Sie fann bejhließen, daß au 
beftimmten Theilen des Kirchſpiels 
eine beftimmte Anzahl von Yel 
teftengewählt werde. 

Letzteres findet namentlich in Gemeinden ftatt, 
welche mehrere Pfarriprengel haben. Ortsftatuten 
regeln da3 Berhältniß der Abtheilungen zu dent 
Gejammtlirchengemeinderath. 

Jede Filialgemeinde hat einen bejonderen Kir- 
chengemeinderath, welcher mit demjenigen der 
Muttergemeinde zufammentritt, wo es fich um 
gemeinjchaftliche Angelegenheiten handelt. 

2) Frühere Faflung: $ 33. Die Wahl fann 
abgelehnt werden: 

1. von Denjenigen, welche unmittelbar vor- 
ber oder vor nicht länger als drei Jah.en 
Kirchenältejte gemwejen find ; 

2. bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 

3. wegen anderer erheblichen Ent 
Ihuldigung3gtünde, worüber der 
Kichengemeinderath, vorbe- 
baltlih der Bejhwerdeanden 
Didzejanausjhuß, entſcheidet. 

3) Frühere Faſſung: 8 34. Die Ent 
lafjung eines Kirhenälteften wird nad) 





Anhören des Kirhengemeinderath3 
von dem Diözeſanausſchuß, vorbehalt- 
lih der Beihmwerde an den Ober 
firhenrath, ausgejproden: 

1. megen jedes die Wählbarkeit in den Kirchen- 
gemeinderath aufhebenden rundes ; 

2, wegen erwiejener Dienftunfähigfeit ; 

3. wegen fortdauernder Bernadjläffigung der 
Amtspfliht, wie auch wegen anhaltender 
Vernachläſſigung des öffentlichen Gotte3- 
dienftes und Nichtachtung der Saframente, 
nach vorgängigen vergeblichen Befjerung3- 
verjuchen, mwelche in Verweis und An- 
drohung der Entlafjung bejtehen. 

4) Frühere Faſſung: 8 37. Dem -Kirchen- 
gemeinderath ift die Sorge für das fittliche, re— 
ligiöfe und firchliche Wohl der Gemeinde und 
die Verwaltung der Angelegenheiten derjelben 
auf Grund der Kicchenverfaffung und der kirch— 
lichen Ordnung anvertraut. Es fteht ihm, ſo— 
weit nicht ein Anderes bejtimmt ift, die Leitung 
und Bertretung der Kirchengemeinde zu, insbe— 
jondere: 

1. die Pflege evangelifchen Glauben? und 
Lebens, die Förderung chriftlicher Zucht 
und Gitte; 

2. die gejegmäßige Mitwirkung bei der Auf- 
jicht über die Schulen zur Wahrung des 
firhlichen Einfluffes auf Die religiöje 
Unterweijung und Erziehung der Jugend; 

3. die Aufrechterhaltung der Firchlichen Ord- 
nung, namentlich während des Gottes- 
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Die Anftellung und Entlaffung der unteren Kirchenbedienfteten vorbehaltlich 

der — innerhalb acht Tagen zuläffigen — Beſchwerde an der Diözeſanausſchuß. 
Urtitel 9. 
8 106°), Ziffer 5 erhält nachjtehende Faſſung: 

5. Die Verbejcheidung von Beichwerden gegen die Entjcheidungen der Pfarr- 
ämter in Konfirmationsangelegenheiten, die Erteilung von Nachficht nach der Kon- 
firmationsordnung mit Ausnahme der dem Oberfirchenrat vorbehaltenen Fälle und 
die Verbejcheidung der Anträge in den Fällen des 8 37%. 

8 106, Abſatz 3 erhält folgende Faſſung: 

Für die Didzefe Mannheim-Heidelberg bleiben bejondere Einrichtungen vor- 
behalten. 

Gegeben Schloß Mainau, den 14. Juli 1891. 
Friedrich. 


von Stöſſer. 


10. 
1: 


Auf Seiner a De Allerhöchſten Befehl: 
el. 


dienftes, und die Aufficht über die wirdige | vom Oberfirchenrath bejtätigt wird (8 52), ift der 
Feier der Sonn: und Felttage; geiftliche Borfteher der Didzejangemeinde und 


. die Antragftellung auf Zurückweijung bereits | leitet die Firchlichen Angelegenheiten der Didzeje. 


avfgenommener Konfirmanden von der) 3 liegt ihm insbejondere ob: 
Konfirmation und auf Aufnahme von jolchen, 1. die Ueberwachung der Firchlichen und fitt- 


die zur evangelijchen Kirche übertreten lichen Ordnung in allen Kirchengemeinden 
wollen ; der Diözeſe, die Aufjicht über Lehre, Kultus, 
. die Verwaltung, Verwendung und Wahrung Verfaſſung und Disciplin in denfelben: 
des Kirchenvermögen? der Gemeinde und 2. die Ordination der Pfarrfandidaten, die 
die Mitaufficht über da3 Pfründevermögen Einführung der ordinirten Geiftlichen in 
nach den hierüber beftehenden Gejegen und ihr Amt, die Verpflichtung derfelben und die 
Verordnungen ($ 92) '.) Einweihung neuer Kirchen im Auftrage 
Die bejondere Aufficht über die Ficchlichen des Oberfirchenrath3; 
Gebäude und Geräthe der Gemeinde und 3. die Aufjicht über die Amtzführung, den 
über die vorfommenden Bauten führt der Wandel und die Fortbildung aller in der 
Kirchengemeinderath durch einzelne jeiner Didzeje befindlichen Geiftlichen; die Unter- 
Mitglieder, nöthigenfall3 unter Zuziehung ſuchung gegen Geiftliche und Kirchenältefte 
von Sacdverjtändigen ; und die Ertheilung von Ermahnungen an 
. die Leitung des Kirchenrechnungsweſens diejelben ; 


der Gemeinde nad) Maßgabe bejonderer 4. die Anordnung der interimiftifchen Ge- 


Verordnung; ichäft3bejorgung in vorübergehenden Fällen ; 
. die Anftellung und Entlajjung 5. die VBerbejheidung von Be 
der untern Kirhenbedienjteten, Iihwerdengegendie Entjdei- 
vorbehaltlihh der Beſchwerde an dungen der Bfarrämter in 
den Diözeſanausſchuß; Konfirmationsangelegenheiten, 
. die Berufung und Leitung der Kirchenge- die Ertheilung von Nächſicht in 
meinde und der Kirchengemeindeverjammt- den nad der Konfirmationdord- 
lung; nung dem Oberfirhenrath vor- 
. die Yufftelhung und Fortführung der Wahl- behaltenen Fällen, und die Ber- 
liften, fowie die Entjcheidung über die da— bejheidung Ar Anträ ge in den 
gegen erhobenen Beanftandungen, vorbe- Fällen de3$3 
haltlich der Bejchwerde an die Kirchenge— 6. die Bermittlung bei Verkehrs zwiſchen 
meindeverſammlung; dem Oberkirchenrath und den Pfarrern 
die Vertretung der Gemeinde nach Außen, | und Kirchengemeinderäthen, jowie der Did- 
namentlicy Behörden gegenüber; zejan-Synode und ihrem Ausſchuß. 
die Ausführung der Beichlüffe der Kirchen | Für die Didzejen Mannheim und 
gemeindeverfammlung. Heidelberg bleiben bejondere Beſtim— 


1) Frühere Faſſung: 8 106: Der Dekan, mungen vorbehalten. 


welcher von der Didzejfan-Synode gewählt und 
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V. 
Kirchliches Gefeß, die Abänderung der Wahlordnung betr. v. 14. Juli 1891. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 

Mit Zuftimmung der Generaliynode der vereinigten evangelifch-proteftantifchen Kirche 
des Landes haben Wir bejchloffen und verordnen, wie folgt: 

Einziger Artikel. 
Faſf Die SS 1, 2, 7, 16, 17, 18, 23, 28, 30 der Wahlordnung erhalten nachſtehende 
aſſung: 

S 19). Ueber die ſtimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde wird eine 
Lite aufgejtellt. Vor jeder vorzunehmenden Wahl für die Kirchengemeindeverfammlung 
hat der Kirchengemeinderat die Wahllifte zu prüfen und, foweit erforderlich, zu berichtigen. 
Hat Ausschluß vom Stimmredht auf Grund des 8 14, Abjah 3, Ziffer 5 der Kirchen: 
verfaflung jtattgefunden, fo ift am Rand der Lifte auf das ergangene Erkenntnis des 
Kirchengemeinderat3, beziehungsweife der Kirchengemeindeverfammlung (8 22, Abjab 3 
der Rirchenverfafjung) zu verweilen. 

8 2°. Die Wahllifte ift vor der Wahl an einem geeigneten Orte aufzulegen und 
e3 ijt die Auflegung öffentlich befannt zu machen. 

Bon der Bekanntmachung an bleiben die Liſten drei Tage lang unter Aufficht auf- 
gelegt und es fann während diefer Zeit jedes Mitglied der Kirchengemeinde davon Ein- 
fiht nehmen. 

Innerhalb dieſer dreitägigen Friſt können Einſprachen bei dem Kirchengemeinderat 
vorgebracht werden; letzterer hat über dieſelben eine ſchriftliche Entſcheidung zu geben, 
welche binnen längſtens drei Tagen nach Ablauf der Einſprachefriſt den Beteiligten gegen 
Beicheinigung zu eröffnen ift. Diejen fteht innerhalb acht Tagen die Beſchwerde an die 
Kirchengemeindeverfammlung zu (8 22, Abjab 3, 8 37° der Kirchenverfaffung). 

S 7°) Zweifel, welche bei der Wahlhandlung vorfommen, werden von der Wahl: 
fommiffion ($ 6) nach Stimmenmehrheit entjchieden. 

8 16°). Der Wahlvorftand verkündet das Ergebnis der Wahlhandlung und verliejt 
das Protofoll, welches jodann von ihm, den Uxrkundsperfonen und dem PBrotofollführer 
unterzeichnet wird. Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit e3 einer Beſchlußfaſſung be— 
durft hat, werden mit fortlaufenden Nummern verjehen dem Protofoll beigeheftet, in 
welchen die Gründe furz angegeben find, aus denen die Ungiültigfeitserflärung erfolgt 
oder nicht erfolgt ijt. Die übrigen Stimmzettel find in ein Papier einzujchlagen, zu ver- 
jiegeln und folange aufzubewahren, bis die Frift zur Einfprache gegen die Wahl abge: 
laufen ift oder die erhobenen Einjprachen durch Berzicht oder rechtskräftiges Erfenntnis 
erledigt find. 


1) Frühere Faffung: $ 1. Ueber die ftimme | Kirchengemeinde davon Einficht nehmen. 
berechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde wird | 3) Frühere Fafjung: $ 7. Zweifel, welche 
eine Lifte aufgeftellt. Vor jeder vorzunehmenden | bei der Wahlhandlung vorkommen, werden von 
Wahl für die Kirchengemeindeverfammlung hat der in $ 6 bezeichneten Wahlkommiſſion ent: 
der Kirchengemeinderath die Wahllifte zu prüfen | jchieden. Bei diefer nad) Stimmenmehrheit ab- 
und, ſoweit erforderlich, zu berichtigen. gegebenen Entjcheidung behält es für die Wahl- 

2) Frühere Faffung: 8 2. Die Wahlliſte joll | Handlung fein Bewenden. (Gef. v. 24. Oft. 1881). 
14 Tage vor der Wahl an einem geeigneten Orte] 4) Frühere Faffung: 8 16. Der Wahlvorjtand 
aufgelegt und es ſoll die Auflegung öffentlich be= | verfündet das Ergebniß der Wahlhandlung und 
fannt gemacht werden. verlieft das Protofoll, welches jodann von ihm, 

Bon der Bekanntmachung an bleiben die Liften |den Urfundsperjonen und dem Protofollführer 
drei Tage lang unter Aufjicht aufgelegt und e3 | unterzeichnet wird. Die Stimmzettel werden fofort 
fann während Ddiejer Zeit jedes Mitglied Der | vernichtet. 


— 
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8 179). Der Kirchengemeinderat zeigt den Gewählten ihre Wahl au. Für die 


Ernannten, welche die Wahl ablehnen, treten diejenigen ein, welche nach ihnen die meiften 
Stimmen erhalten haben. 

8 18°). Der Rlirchengemeinderat hat das Ergebnis der Wahl der Kirchengemeinde 
befannt zu geben, mit dem Anfügen, daß etwaige Einſprache gegen die Wahl innerhalb 
acht Tagen zu erheben jei. 

Ueber die erhobenen Einſprachen entjcheidet der Diözeſanausſchuß vorbehaltlich der 
innerhalb acht Tagen zuläffigen Bejchwerde an den Dberfirchenrat. 


8 23°). Die 88 7, 8, 9, 12 dieſes Geſetzes finden auch auf die Wahlen der Kirchen- 
äfteften Anwendung. 
$ 28°). Nach Verkündigung des Ergebnifjes der Wahl wird das Protofoll vor— 


gelefen und von den Mitgliedern der Wahlfommiffion unterjchrieben. 
lung der Stimmzettel gelten die Bejtimmungen des 8 16. 

S 30°). Ueber die erhobenen Einjprachen entjcheidet der Diözeſanausſchuß vorbe— 
haltlih der innerhalb acht Tagen zuläffigen Beſchwerde an den DOberficchenrat. 


Für die Behand- 


v1 
Kirchliches Gefeß, die Aenderung des kirchlichen Geſehes vom 22. Juli 1863, 
beziefungsweife vom 14. Juni 1867?) über die befonderen Einrichtungen für 
die evangelifhen Diözefen Mannheim und Heidelberg befr. v. 14. Juli 1891. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 

Mit Zuftimmung der Generaljynode der vereinigten evangelifch-protestantifchen Kirche 
des Landes haben Wir bejchloffen und verordnien, wie folgt: 

Einziger Artifel, 

Das kirchliche Gefeh vom 22. Zuli 1863, beziehungsmweife vom 14. Juni 1867, die 
bejonderen Einrichtungen für die evangelifchen Diözefen Mannheim und Heidelberg be- 
treffend, erhält folgende Faſſung: 

8 1. Die beiden Kirchengemeinden Mannheim und Heidelberg bilden einen Diö— 
zefanverband. Wenn diefem eine weitere Kirchengemeinde zugeteilt wird, jo bildet die 
feßtere für die Wahlen der Abgeordneten zur Generaliynode mit der nächjtgelegenen 
diefer beiden Kirchengemeinden einen gemeinfamen Wahlbezirk. (Anlage IL. der Kirchen- 
verfafjung.) 

8 2. Dem Dekan fommen alle diejenigen Befugniffe und Obliegenheiten zu, welche 
nach der Kirchenverfaffung im allgemeinen dem Defanate zuftehen, foweit nicht in nach— 
jtehenden Beitimmungen eine Aenderung feſtgeſetzt ift. 

8 3. Die Anordnung der interimiftiichen Gejchäftsbejorgung in vorübergehenden 
Fällen ($ 106, Ziff. 4 der Kirchenverfaffung) wird in jeder der beiden Kirchengemeinden 
Mannheim und Heidelberg der Gejamtheit ihrer Pfarrer übertragen. 


1) Frühere Faffung: 8 17. Der Kirchenge- | gung des Ergebniffes der Wahl wird das Pro- 


meinderath zeigt den Gemwählten ihre Wahl an. 
2) Frühere Faffung: $ 18. Für die Ernannten, 
welche die Wahl ablehnen, treten diejenigen ein, 
en nach ihnen die meiften Stimmen erhalten 
aben. 
3) Frühere Fafjung: 8 23. Die 88 7, 8, 9, 
11 dieſes Gejeßes finden auch auf die Wahlen 





der Kirchenälteften Anwendung. 
4) Frühere Saffung: 8 28. Nach Verkündi— 


tofoll vorgelejen und von den Mitgliedern der 
Wahlkommiſſion unterfchrieben. Die Stimmzettel 
werden vernichtet. 

5) Frühere Faſſung: 8 30. Meber die er- 
hobenen Einjprachen entjcheidet der Diözeſanaus— 
ſchuß, vorbehaltlich der Bejchwerde an den Ober- 
firchenrath. 

6) Verfaffungsgejebe ©. 498 f. 
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Diejelben treten zu diefem Zwecke und in allen Angelegenheiten des Pfarramtes 
(8 92 der Kirchenverfaffung) zu Follegialer Beratung und Beichlußfaffung zufamnen. 

$ 4. Den beiden Kirchengemeinden Mannheim und Heidelberg verbleibt für ihre 
ausschließlich örtlichen Angelegenheiten das Recht des unmittelbaren Berfehr mit der 
Oberfirchenbehörde. 

Bei jolchen örtlichen Angelegenheiten dagegen, deren Erledigung der Diözeſanſynode 
oder ihrem Ausschuffe vorbehalten ift, ſowie bei PBerjonalangelegenheiten der Geiftlichen 
wird der Verkehr mit dem Oberfirchenrat dur) das Dekanat vermittelt. 

8 5. Bei den follegialen Beratungen der Pfarrer in den Kirchengemeinden Mann— 
heim und Heidelberg führt der dienftälteite Pfarrer oder bei deſſen Verhinderung der 
nächftältefte derjelben den Vorſitz. 

Der Borfigende vermittelt den Berfehr zwiſchen dem Oberkirchenrat und den Geift- 
fihen und Kirchengemeinderäten. Jedem Pfarrer iſt geitattet, ein Separatvotum beizu- 
legen, welches jedoch den andern Pfarrern bekannt gegeben werden muß. 


VL. 


Kirchliches Geſetz, die Beamten der evangelifd-profeffantifden Sandeskirde 
in Baden befr. vom 14. Juli 1891. 


Sriedrid, ze. 

Mit Zuftimmung der Generalfynode der vereinigten evangelijch-proteftantijchen Kirche 
des Landes haben Wir beichloffen und verordnen, wie folgt: 

| Artikel. 

Hinſichtlich der rein kirchlichen Beamten finden da3 ftaatliche Beamtengejeb, Die 
Gehaltsordnung und das Etatgeſetz vom 24. Juli 1888 nebjt den dazu ergangenen Boll: 
zugsbejtimmungen mit folgenden Maßgaben finngemäße Anwendung: 

1. der evangelifche Oberfirchenrat übt die in dem jtaatlichen Beamtenrecht der Zu: 
ftändigfeit der Minifterien zugewiejenen Befugniſſe aus. 

Die aus Anlaß der gejetlichen Borichriften über VBerjorgungsgehalt und Witwen— 
fafjenbeitrag zu vollziehenden Einnahmen und Ausgaben find für die Beamten des evan— 
geliichen Oberfirchenrats in der kirchlichen Regiefafje, für die Beamten der evangelischen 
Kirchenbau-Fnipektionen in der Firchlichen Baukaſſe zu vollziehen. 

Die Rechte und Pflichten der geistlichen Mitglieder des Oberkirchenrats gegenüber 
der Geiſtlichen Witwenfaffe werden durch die firchliche Regiekaſſe übernommen. 

3. AS kirchlicher Disciplinarhof wirft der evangelische Dberfirchenrat unter Zu— 
ziehung der Mitglieder des Generalſynodalausſchuſſes. 

4. Der Gehaltstarif für die rein kirchlichen Beamten richtet ſich nach der Anlage 9. 

Artikel2. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit Beginn vom 1. Januar 1890 rückwirkend in Kraft. 





1) Diejelbe lautet : 
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Beftimmungen über Regelung der Beteiligung des Staates an dem Auf- 
wand für die Verwaltung des evangelifhen Kirdenvermögens, getroffen im 
gegenfeitigen Einverfländnis der Großberzogliden Regierung und des 
Evangelifhen Oberkirdenrats v. 17. Juli 1891. 


Zum Vollzug des S 3 der landesherrlichen Verordnung vom 28, Yebruar 1862, die Ver— 
waltung des evangelifchen Kirchenvermögens betreffend '), in Verbindung mit dem Beamtengejeb und 
der Gehaltsordnung vom 24, Juli 1888, ſowie dem Gejeß vom gleichen Tage, betreffend die Ab— 
änderung des Gefeßed über den Slaalsvoranſchlag und die Verwaltung der Staats-Einnahmen 
und «Ausgaben (Etatgejeß) werden im gegenfeitigen Einverſtändnis der Großherzoglichen Negierung 
und des Evangelifchen Oberfirchenrats getroffen: 

title 

Die nach 8 3 der landesherrlihen Verordnung vom 28, Februar 1862, die Verwaltung des 
evangelifchen Sirchenvermögens betreffend, bei dem Epvangelifchen Oberfirchenrat angeitellten Revi— 
foren, Rebidenten und übrigen Sanzleibeamten, ferner die Verwalter der unter defjen unmittelbaren 
Leitung ftehenden Fonds und deren Berwaltungsgehilfen Haben die Rechte und Pflichten der Beamten 
im Sinne des Beamtengejeßes und werden in den geeigneten Fällen in der Eigenfchaft als etat- 
mäßige Beamte ($ 2 des Beamtengejeßes) angeftellt. 

Für die Ansprüche diefer Beamten (Abſatz 1) auf Dienfteinfommen, Nuhegehalte, Unter- 
ſtützungsgehalte, ſowie ihrer Hinterbliebenen auf Sterbe= und Verforgungsgehalt hat die Staats- 





Gehalts- 
für die rein Firchlichen Beamten bei dem evangelifhen Oberfirchenrat 
1} 2, 3 4. 5 6, " 
Entjprechende Abteilun — i 
"Senf  |Befer| An- |Süc-| DU Vetaa 
y Beamte, N Gehalt] fangs= | jter | I 
9 des des jtaatlichen Gehalt Gehalt Anfangszulage 


ſtaatlichen Wohnungs⸗ Re 
Gehaltstarifs  geldtarifs | M I M. M. | Sahre! Mark 











I. Die rein Firchlichen Beamten bei dem evangelifchen Oberfirchenrat. 





TEEBBTONDEUEN eu See ee Ar]; 7 1200| — — — — 
(Stimmfüh— 
rendes Mit⸗ 
gliedd. Staats⸗ 
miniſteriums). 
2. [Borfigender Rat . . . BR II, 1500| == — — — 
3. Kollegialmitgliede . . » BB BR — — | 6800] — — 
4, Sekretär (Geh.Kl. D . D32) II — 2000] 4300| 2 500 
5. Regiſtrator, bezw, Grit F. 4, IV. — 1 2000| 3600| 2 300 
6, |Ranzleiaffiitent . . J VL — 1400| 2100| 2 150 
2. 1tanaleinieniere 66 VL — | 1000| 1450| 3 150 
II. Die Beamten bei den evangelifhen Kirchenbauinfpeftionen, 
1. [Qorftände der —— | 
infpeftionen . . SER, DeL, III, — 2000] 5000 2 500 
2, Techniſche Affiftenten . | H. 6 V. — I 1500] 2500| 2 | 200 


1) Vgl. Verfaffungsgejege ©, 502, 


re 
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fafje nur infoweit aufzukommen, als eine Verpflichtung auf Grund diefer Beftimmungen ausdrücklich) 
übernommen: ift, 

Borbehalten bleibt daneben das aushilfsweile Eintreten der Staatskaffe, infoweit dasjelbe 
nach Erſchöpfung ſowohl der für die Befriedigung der bezüglichen Anfprüche zunächft beſtimmten 
Mittel als des unter Leitung und Aufſicht des Evangelifchen Oberfirchenrats verwalteten Firchlichen 
Bermögens zur Befriedigung der gedachten Ansprüche aus der ftaatlichen Anftellung unvermeidlich ift. 

Auf die im erjten Abſatz diefes Artifels genannten Beamten find in allen, das Beanitenver- 
hältni3 betreffenden Beziehungen die für gleichartige Beamte der Staatöverwaltung geltenden ge— 
jeglichen und VBerordnungsbeitimmungen, unbefchadet jedoch der in der gegenwärtigen Vereinbarung 
getroffenen bejonderen Abreden, finngemäß —— 

rtifel 2. 
Die Beſtimmungen des $3 der Verordnung vom 28. Februar 1862, ſowie jene des Artikels 1 
der gegenwärtigen Beltimmungen finden auch Anwendung auf das Bedienungsperfonal des Evan: 
geliichen Oberkirchenrats, ſoweit dasjelbe für die Firchlihe Vermögensverwaltung erforderlich und 
nicht — wie dies auch bezüglich des Kanzleiperfonals geichehen fol — nach den finngemäß an— 
wendbaren Borjchriften der un Din REN, anzuftellen ift, 

rtitel's, 

Die Verleihung der Eigenjchaft al3 etatmäßiger Beamter (Artikel 1 Abſatz 1 und Artikel 2), 
ferner die Ausfertigung der Anftellungsurfunden und der Urkunden über den Einfommensanjchlag 
(S 20 Beamten=Gejeg) für diejelben erfolgt beim Zutreffen derjenigen Vorausfegungen, in den— 
jenigen Formen und von denjenigen Stellen, welche für gleichartige Beamte der Staatsverwaltung 
durch die Vollzugsverordnung zum Beamtengefeß und zur Gehaltsordnung bezeichnet werden, 

Der Evangeliiche Oberfirchenrat joll in diefer Hinficht die Zuftändigfeit eines Miniſteriums 
haben und — unter Beobachtung der im legten Abſatz von Artikel 1 genannten Beſtimmungen — 
zur Anftellung der nicht etatmäßigen Beamten befugt fein. Die Annahme von Perſonen ohne 
Beamteneigenjchaft fteht lediglich dem Evangelifchen Oberfirchenrat zu, 


Tarif 


und das Beamtenperfonal bei den evangelifchen Kirchenbauinfpeftionen, 
10, er, 12. 


Friſt Betrag 


für die der 
Bemerkungen. 





ordentlichen Zulage 
Jahre Mark 








Beförderungs- und Alterszulagen werden entſprechend dem ſtaatlichen Ge⸗ 
haltstarif gereicht. 











2 600 Der Prälat bezieht neben feinem Gehalt als Kollegialmitglied für die 
Bekleidung der Prälatur einen bei der Bildung feines Ginfommens- 
anfchlags mitzuberücdfichtigenden feiten Zuſchuß zu feinem Gehalt aus 
der Staatskaſſe in der Höhe von 1000 fl. = 1714 M, 


OD o - 
oo 
Qt 
oO 


150 a. Daneben Naturallieferung freier Dienftkleidung. 
b. Dem Kanzleidiener wird ferner der Wertanfchlag des wandelbaren Ein- 
fommens mit höchftens 150 M, auf den Gehalt angerechnet; jedoch 
foll der bare Gehalt dadurd nicht unter 1300 M. finfen, 





3 500 | Nach Erreihung des Höchitgehalts und Zurücklegung einer weiteren Zus 
lagefrijt erhalten die Vorſtände der Kirchenbauinfpektionen eine Dienſt— 
5 R zulage von je 300 M, 
150 
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Dem Bräfidenten und den 3 weltlichen Kollegialmitgliedern des Evangeliſchen Oberkirchen— 
rat3 foll — was ihr Dienfteinfommen, ihre Ruhe- und Unterftügungsgehalte und die Hinterblie 
benenverforgung anbelangt — nicht mehr gewährt werden, als was etatmäßigen Staatzbeamten der 
gleichen Art (Tarifabteilung AT, ftimmführendes Mitglied des Staatsminiſteriums. bezw, Tarif- 
abteilung B 3) unter gleichen Berhältnifjen Eee 

rtifel 4, 

Auf die in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Beamten — deren fünftige Höchſtzahl nach Weg- 
fall der weiteren gegenwärtig durch landesherrliche Entſchließung beziehungsweife Dekret angeftellten 
Beamten der fraglichen Art bis auf weitere Vereinbarung auf die unten für jede Beamtengattung 
angegebene Zahl von Stellen beftimmt wird — finden die Gehaltsordnung vom 24, Juli 1888 und 
die zugehörigen Vollzugsporichriften derart Anwendung, daß in den Gehaltstarif einzureihen iind: 
eim Evangeliſchen Oberfirdenrat jelbit: 
der Reviſionsvorſtand — 1 Stelle in Abteilung E Ziffer 1; 
der Sekretär (Gehaltsklaffe I) — 1 Stelle in Abteilung D Ziffer 2; 
die Reviſoren — 5 Stellen in Abteilung F 1; 
zwei Negiftratoren und der Exrpeditor — fünftig 2 Stellen in Abteilung G 4; 
die Nevifionsaffiftenten — 4 Stellen in Abteilung G 6; 
zwei Stanzleiaffiitenten — fünftig 1 Stelle in Abteilung J 5; 

. zwei Stanzleidiener — fünftig 1 Stelle in Abteilung K 10; 
ei den dem Evangeliſchen Oberfirdenrat unmittelbar unterftellten 
tiftung3= und Kaſſenverwaltungen: 
die Verwalter — 6 Stellen, und zwar 6 Stellen (Gehaltsklaffe D in Abteilung D1 
und 1 Stelle (Gehaltsflaffe ID) in E 3; 
i. die Verwaltungsgehilfen —7 Stellen, davon 6 Stellen in Abteilung H + und 1 Stelle 
— Verwaltungsaffiitent in H 8, 

Dei der Einreihung der Beamten in die porerwähnten verfchiedenen Abteilungen und Klafien 
des Gehaltstarif3 find (vergl, den lebten Abſatz von Artikel 17 des Etatgeſetzes) diejenigen Be— 
ftimmungen zu beachten, welche für gleichartige Amtsitellen der Staatöverwaltung durh den Ge— 
haltstarif und die hierzu ergebenden Vollzugsanordnungen vorgeſchrieben werden. Gleiches gilt für 
die Bemeffung de3 Dienfteinfommens der Beamten und der Leiltungen derjelben an Mietzins für 
Dienftwohnungen und dergleichen. —— 

rtitel.d, 


Die Nuhes und Unterftüßungsgehalte der im Dienſt des Evangeliſchen Oberfirchenrat3 ge= 
mäß Artikel 1, Abſatz 1 und Artikel 2 diefer Beitimmungen angeitellten Beamten werden nach Vor— 
fchrift des Beamtengefeßes und den zugehörigen Vollzugs-Verordnungen bemeſſen. 

Die Beftreitung diefer Bezüge liegt der Negiefaffe des Evangeliſchen Oberfirchenrats ob; 
jedoch bleibt e3 landesherrlicher Entſchließung vorbehalten, bezüglich derjenigen jener Beamten, 
welche einen erheblichen Teil der bei Bemeffung des Ruhe- und Unterftügungsgehaltes anzurech- 
nenden Zeit außerhalb des Dienftes des Evangeliſchen Oberfirchenrats im Staatsdienſt zugebracht 
haben, einen dieſer Zeit entjprechenden verhältnismäßigen Teil auf die Staatskaſſe zu übernehmen, 

Den ihr jo überwiefenen Teilbetrag wird die Staatsfaffe Jahr für Sahr an die Kaffe des 
Oberfirhenrats abliefern, 

Soweit die Penfionen von Beamten des Evangeliihen OberfirchenratS bereits jet auf ‚Die 
Staatsfaffe übernommen find, hat es nee IR — 

te 

Die nach dem 1, Januar 1890 zur Anweiſung gelangenden Verſorgungsgehalte (88 59—69 
des Beamtengejeßes) der Hinterbliebenen der gemäß Artifel 1, Abſatz 1 und Artifel 2 ernannten 
etatmäßigen Beamten des Evangelifchen Oberfirchenrats werden zwar im allgemeinen aus der Staat3= 
kaſſe (Beamtenwitwenkaſſe) beitritten, 

Aus Mitteln des Evangeliſchen Oberkirchenrats find aber dafür an die Beamtenwitwenkaſſe 
zu leilten: 

a. Für jeden Beamten, welcher nach dem 1. Januar 1890 feine erite etatmäßige Anftellung 
im Dienft des Evangeliſchen Oberfirchenrats erhält, und ebenso für jeden etatmäßigen 
in diefem Dienft angeftellten Beamten, welcher nad) dem 1, Sanıar 1890 durch Tod, 
Entlaſſung, Zuruhejegung 20. aus dem aktiven Dienft oder der etatmäßigen Anftellung 
ausfcheidet, je dreißig Prozent des im Zeitpunkt der etatmäßigen Anftellung bezw, des 
Ausſcheidens maßgebenden Einfommensanichlags ; 

b. Jahr für Jahr fünfzig Prozent von dem Gejamtbetrag der DVerforgungsgehalte, 
welche in dem betreffenden Jahr von der Beamtenwitwenkaſſe an Hinterbliebene vor— 
maliger nach dem 1. Januar 1890 aus dem Dienft ausgejchiedener Beamten des Evan— 
gelifchen Oberfirchenrats thatjächlich gezahlt wurden, 

Die Beamten jelbft haben die geordneten Sahresbeiträge ($ 70/79 des B,:Gef,) an die 

Beamtenwitwenkaffe zu entrichten. 

Die aus der Zeit vor dem 1. Januar 1890 heritammenden Bezüge der Witwen und Waifen 
von Mitgliedern, Beamten und Angeftellten des Evangelifchen Oberfirchenrat3 und von Verwaltern 
und Yuchhaltern der unter deſſen unmittelbarer Leitung ftehenden Fonds follen auch fernerhin den- 
jenigen Kaffen zur Laſt bleiben, welche jolche jeither entrichtet haben, 


sRmoasp® 


FR 
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An Stelle der Witwenkaſſen der Zivildiener bezw. Angeftellten tritt künftighin die Beamten: 
witwenkaſſe. 
Artifel 7, 


Soweit Unterftügungen und außerordentliche Belohnungen an etatmäßig angeftellte Beamte 
des Evangelifchen Oberkirchenrats fünftighin überhaupt noch zuläſſig find (vergl. E. ©. Artifel 29), 
werden fie aus dem nach Artifel 28 des Etatgejeßes im Budget des Kultusminifteriums aufzu— 
nehmenden Fond für folche Zwecke gefchöpft, Ebenjo werden Gnadengaben an Hinterbliebene vor— 
maliger nach Artikel 1 oder 2 diejer Vereinbarung angeftellten Beamten des Evangeliſchen Ober: 
firchenrat3 aus den nach Artikel 30 des Etatgeſetzes zu bewilligenden Mitteln gejchöpft, 

Die in einem Sahr thatfächlich geleiteten Beträge diefer Art werden der Staatskaſſe aus 
den Mitteln des Evangeliichen Oberfirchenrats erjekt, 

Unterftügungen, außerordentlihe Belohnungen und Gnadengaben (Abſatz 1) werden nur mit 
Zuftimmung des Kultusminifteriums vermwilligt; ſoweit daneben landesherrliche Genehmigung er= 
forderlich iſt (Gtatgejet Artikel 29, vorleßter ? ja), an diefe vom Kultusminifterium eingeholt werden, 

rti 

Der perjönliche umd fachliche Aufwand für den Evangelijchen Oberkirchenrat als evangelifcher 
Oberftiftungsrat wird in dem nachjtehend bezeichneten Umfang im allgemeinen und bi3 auf weiteres 
zur Hälfte von der Staatzkafje übernommen, 

Als perfönliher Aufwand in diefem Sinne gilt jener für: 

a. die Hälfte der wirklichen dienstlichen Bezüge des Präſidenten, foweit 
diefe Stelle nicht mit einer Perſon des geiftlihen Standes befegt if. Ms Höchſtbetrag 
diejer dienstlichen Bezüge gilt Gehalt und Wohnungsgeld der unter Abteilung A. Ziffer 1 
des Gehaltstarif3 namhaft gemachten Beamten. 

Für den derzeitigen Inhaber der Stelle wird die Hälfte des aus der Regiekaſſe zu 
ichöpfenden Nebengehaltes hier als perjönlicher Aufwand in Anrechnung gebracht; die 
daneben aus der früheren Stellung des Genannten zu zahlende Penſion verbleibt in 
vollem Betrag der Staatsfaffe zur Laſt. 

b. 3 2 8 — mmen bon 3 weltlichen Kollegialmitgliedern (Tarif-Abteilung B. 

iffer 

c. das ee der nach Art, 1 und 2 diefer Beftimmungen bei dem Evans 
gelichen Oberfirchenrat angeftellten Beamten in der durch Art, 4 beitimmten Höchftzahl. 

d. die Ruhe: und Unterftüßungsgehalte der unter b. und c. genannten Perjonen, 
fowie die Hälfte des Ruhe- und Unterftügungsgehaltes der unter a. aufgeführten Per: 
fönlichfeit, abzüglich der nach Artikel 5, Abſatz 2 etwa auf die Staatskaſſe übernommenen 
Teilbeträge, ſoweit die Ruhe- und Unterftütsungsgehalte von der Negiefaffe des Evans 
geliſchen Oberfirchenrats zu tragen find, 
die Sterbegehalte der unter b. und c. genannten Berjonen ganz und denjenigen der 
unter a bezeichneten ale zur Hälfte, 

f. die nad) Artikel 6 a. und b. an die Beamtenwitwenkaſſe zu leiftenden Beiträge zu dei 
Koften der Hinterbliebenenverforgung — ſoweit fie ſich auf Beamte beziehen, die inner— 
halb der in Artikel 4 feitgeitellten fünftigen Höchſtzahl angeftellt find —, fowie der ge: 
jegliche Aufwand der Regiekaſſe de3 Evangelifchen Oberfirchenrat3 fir Die Hinterbliebenen 
der unter b. genannten Perſonen ganz und des unter a. genannten zur Hälfte, 

g. die an Staatskaſſe nad) Abſatz 2 des vr 7 zu leiftenden Erjaßbeträge, ſoweit diefe 
fih auf die innerhalb der in Mrtifel 4 feitgeftellten künftigen Höchftzahl angejtellten 
Beamten beziehen. 

Als jahliher Aufwand im Sinne des eriten Abjates gelten zwei Dritteile des beim 

Evangeliſchen Oberkirchenrat jelbit entitehenden Aufwandes für: 
a. das Dienftgebaude (Miete, laufende Unterhaltung und Reinigung) ; 
% Bureaubedürfniffe Gachliche Amtsunkoſten); 
Porto und Fracht; 

verſchiedene Tonftige fachliche Bedürfniffe, 

Ueberall fommen für die Anteilnahme der N an dem perfönlichen und fachlichen 
Aufwand die mit diefem zufammenhängenden Einnahmen (z. B. Erſatzbeträge, Mietzinje für Dienft- 
wohnungen und dergleichen) vorweg in Abzug. 

Artikel 9. 

Die im zweiten Abſatz von Artikel 8 bezeichneten perſönlichen Ausgaben werden jemeils 
für eine Staatsvoranfchlagsperiode nach dem vorausſichtlichen Bedarf behufs Einholung der ſtän— 
diichen Genehmigung nach Vorſchrift des Etatgejeges dargeitellt und mit der Hälfte der berechneten 
5 als Voranſchlag des Staatsbeitrags für die Budgetperiode in den Staatsvoranſchlag ein— 
geſtellt 

Der Anteil der Staatskaſſe an den im dritten Abſatz von Artikel 8 benannten ſachlichen 
Ausgaben wird für einen zehnjährigen Zeitraum (fünf Budgetperioden) nad) dem Durchſchnitt des 
thatſächlichen Aufwandes der vorausgegangenen zehn Jahre im gegenjeitigen Ginverftändnis der 
Großherzoglichen Negierung und des Evangeliſchen Oberkirchenrats feitgefegt und als fefter jähr- 
ber Beitrag zur ftändiichen Genehmigung in den Staatsvoranjchlag aufgenommen, 


e 
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Die Ablieferung des Baufchbeitrags für fachlichen Aufwand (Abſatz 2) erfolgt in Viertel- 
jahrbeträgen im Voraus, 

Ebenſo zahlt die Generalftaatzfafje im erften Monat eines jeden Kalendervierteljahrs an die 
Kaffe des Oberfirchenrat3 den vierten Teil des genehmiaten Budgetſatzes des Staatsbeitrags zum 
perjönlichen Aufwand (Abſatz 1) vorbehaltlih der im Monat Januar jeden Jahres erfolgenden 
Abrechnung über den nach dem wirklichen Aufwand ſich bemeffenden Staatsbeitrag für das abge= 
laufene Jahr. Die erforderliche Ausgleichung findet jofort und ohne Rückſicht darauf ftatt, ob der 
anrechnungsfähige Aufwand den a oder hinter ihm zurückhleibt, 

rtife R 

Die Staatöbeiträge (Artikel 8 und 9) find in die Regiekaſſe des Evangeliichen Oberfirchen- 
rats einzuzahlen, aus welcher alle nicht unmittelbar auf die Staat3= bezw. Beamtenwitwenfaffe über: 
nonmenen Ausgaben für die genannte Stelle beitritten werden, 

Ueber die durch die Ntegiefaffe (Abſatz 1) zu vollziehenden Einnahmen und Ausgaben ift 
Sahresrechnung nach den für das Staatsrechnungsweſen geltenden Vorſchriften zu ftellen. 

Die Negiefafjerehnung unterliegt in Bezug darauf, ob die Ausgaben und Einnahmen der- 
felben mit Beachtung der maßgebenden Gefege, Verordnungen und Yanditändiichen Bewilligungen 
vollzogen wurden und der Staatszuſchuß hiernach richtig bemeffen ift, alljährlich der Prüfung und 
Abhör durch die Oberrechnungsfammer. er 

rtife { 


Das Dienfteinfommen, ſowie die Nuhes, Unterftügungs= und Sterbegehalte der für die Ver— 
waltung der allgemeinen kirchlichen Fonds (Artikel 4, Ziffer ID angeftellten Beamten ift aus dem 
verivalteten Vermögen zu beftreiten, 

Sind mehrere Fonds zu einem Verwaltungsdienit vereinigt, jo gejchieht die Umlegung durch 
den Gvangelifchen Oberfirchenrat nad) der Laufenden jährlichen Noheinnahme oder einem Durch— 
ſchnitt derſelben aus den legten 2 bis 3 Jahren, Abweichungen hiervon bedürfen der Genehmigung 
des Großherzoglichen Kultusminiftertums,. Bes yes 

rtife k 


Auf die Verforgungsgehalte der in Artikel 11, Abſatz 1 bezeichneten Beamten finden die 
Beitimmungen in Artikel 17, Abſatz 4 bezw. 3 des Gtatgejeges entiprechende Anwendung. Der aus 
dem verwalteten firchlihen Vermögen der Beamtenmwitwenkaffe zu erfegende Teil des Verforgungs- 
gehaltes wird auf dreißig Prozent des EEE bis auf weiteres fetgefeßt. 

Trite ; 

Bon Seiten der Großherzoglichen Staatsregierung bleibt für die gegenwärtige Verein: 
barung die ftändische Genehmigung (im Staatsporanjchlag), ſoweit erforderlich, vorbehalten, 

Diejelbe wird zu diefen Zweck als Anlage zu dem Entwurf des Staatsvoranfchlages für 
ie 18% und 1891 dem Landtag zur Kenntnisnahme beziehungsweife Entſchließung vorge— 
egt werden, 








Das Großherzogthum Helen. 


Am 17./11. 1888 ift ein 8.G. den Gehaltsbezug der Öeiftliden 
betr. (1) publiziert worden. Durch Ausihr d. Dberfonf. v. 2./1. 1889 
das firhl. Baumefen, insbes. der Kirdhenbaumeifter betr. (IL) 
it verſuchsweiſe die Stelle eines Kirchenbaumeilters gejchaffen worden. 


I 


Kirhengefeh, 


vom 17. November 1888, den Gehaltsbezug der Geiftlidien befr. 


Ludwig IV. von Gottes Gnaden, Großherzog von Hefjen und bei Rhein 2c. Wir 
haben uns bewogen gefunden, mit Zuftimmung der Landesiynode und nad) Anhörung 
unjeres Minifteriums des Innern und der Juſtiz zu berordnen und verordnen wie folgt: 

$1. Bom 1. Januar 1890 an erhalten alle definitiv angeftellten Geiftlichen den 
ihnen zufommenden Gehalt mit Ausnahme der Accidenzien, wo fie noch nicht abgelöft find, 
und des Anſchlags der Pfarrweinberge (ſ. 86), in zweimonatlichen Bezügen nachzahlungs- 
weiſe aus dem Central-Kirchenfonds. j 

Das Gleiche gilt auch für die Hinterbliebenen eines verftorbenen Geistlichen Hinfichtlich 
de3 nach den bejtehenden Borjchriften ihnen zufommenden Sterbquartal?. 

5 2. Dem Gentralficchenfonds wird zu dieſem Behufe in Gemäßheit des $ 4 des 
Slafjificationsgefeges der Ertrag der Pfarrftelle, welcher von dem in $1 genannten Tag 
an unter Verwaltung des Kirchenvorftandes in der Kirchenrechnung an geeigneter Stelle 
zu vereinnahmen ift, nach Abzug der darauf ruhenden Laften und nach Abzug der Acci— 
denzien, wo ſie noch nicht abgelöft find, forwie des Anſchlags der Pfarr-Weinberge auf 
Grund der Bejoldungsnote überwiefen. Gehaltstheile, welche feither direct aus den pflich- 
tigen Kaſſen an die Geiftlichen bezahlt worden find, können von unferem Ober-Confiftorium 
dem Centralkirchenfonds zum directen Bezug aus diejen Kaſſen, aljo ohne Vermittelung des 
Local-Kirchenfonds überwiejen werden. 

Die Vorſchrift des $ 4 des Claſſificationsgeſetzes, wonach alle 5 Jahre eine Revifion 
der Bejoldungsnoten jtattzufinden hat, tritt außer Kraft. 

8 3. Die Verrechnung aller Gehaltstheile in den Lofalficchenfonds erfolgt nach dem 
Kalenderjahr. Sollte ein Geiftlicher hiernach mit Einrechnung der noch ausftehenden, 
bereits fälligen Gehaltstheile bis zum 31. December 1889 zu viel oder zu wenig bezogen 
haben, jo iſt von ihm entjprechende Rüdzahlung an den Lokalkirchenfonds zu leiſten, be= 
ziehungsweiſe entiprechende Nachzahlung aus dem Lokalfirchenfonds an ihn zu bewirken. 

$ 4. Unſerem Oberconfijtorium iſt geftattet, einem Geiftlichen auf jeinen Wunſch 
Naturalbezüge (Brucht, Holz 2c.) zum Selbftbezuge zu überlaffen. Der Geiftliche Hat 

Friedberg, PVerfafjungsgefege. III. Erg.-Bd. Heſſen. 
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feinen desfallfigen Wunjch bei Unferem Oberconfiftorium bvorzubringen, worauf dieſe Be- 
hörde einen Anfchlagspreis für den betreffenden Gehaltstheil feitjeßt und wegen Kürzung 


de3 an den Geiftlichen zu zahlenden Gehalts um diejen Anjchlagspreis und wegen Nicht: . 


erhebung des Gehaltstheils durch den Local-Kirchenrechner das Erforderliche veranlafjen 
wird. Der Geiftliche kann während feiner Dienstzeit auf der betreffenden Stelle den 
Wunſch, die fraglichen Gehaltstheile in Natur zu beziehen, nur mit Genehmigung des 
Oberconfiftoriums zurüdziehen, während e3 dieſer Behörde überlafjen iſt, jederzeit den 
Anſchlagspreis den Berhältniffen entjprechend zu erhöhen oder zu vermindern. 

8 5. Alle Natural-Bejoldungstheile, infoweit diejelben nicht nach S4 dem Geiftlichen 
zum Gelbitbezug in Natur überlafjen werden, find auf dem Wege öffentlicher Berjteigerung 
auf Beranlafjung des Kirchenvorftandes zur Verwerthung zu bringen, wenn nicht mit 
Genehmigung Unjeres Oberconfiftoriums mit dem Lieferungspflichtigen über den an Stelle 
der Naturallieferung zu zahlenden Geldbetrag eine Vereinbarung getroffen, oder wenn 
nicht die Veräußerung aus freier Hand von dem Oberconfiftorium genehmigt oder an- 
geordnet wird. 

86. Hinfichtlich der zur Pfründe gehörigen Grundſtücke wird Folgendes angeordnet: 

I. Die Weinberge und die Hausgärten, leßtere ſoweit fie in der Beſoldungs— 
note außer Anja gelafjen find, Hat der Geiftliche in Selbftbau zu nehmen, 
und zwar die Weinberge gegen einen nad) Anhörung des Kirchenvorſtandes, 
Defanat3-Ausjchuffes und Kreisamtes von dem Oberconfiftorium feitzufeßenden 
Anſchlagspreis, dejjen Aenderung auf gleiche Weije jeweilig dem Obercon— 
fiftortum anheim gegeben ift. 

II. Die übrigen Pfarrgrundftüde find auf Veranlaffung des Kirchenvorſtandes 
in Öffentlicher Berfteigerung zu verpachten; mit bejonderer Genehmigung oder 
auf Anordnung des Oberconfiftoriunms fann eine Verpachtung aus freier Hand 
erfolgen. Bei den Verpachtungen find die üblichen Bachtperioden feitzufeßen. 
Dei Wiejen, ſowie bei Gärten, injoweit leßtere nicht nach I diefes Paragraphen 

von dem Geiftlichen in Selbjtbau genommen werden müjjen, bleibt es dem 
Kirchenvorftand mit Zuftimmung des Kreisamts und des Oberconfiftoriums 
überlafjen, den Ertrag jährlich zu verfteigern und den Bau und die Düngung 
der Grundjtüde zu Laſten des Erlöſes zu veranlafjen, ebenjo kann von Objt- 
baumftüden der Ertrag jährlich verfteigert werden. 

III. Der Geiftliche kann mit Ausnahme der in V dieſes Artikels erwähnten Grund- 
jtüde die Neberlaffung anderer als der in I erwähnten Grundftüde, wenn jie 
pachtfrei find, zur Selbjtbenugung in dem Maße in Anfpruch nehmen, als 
nicht nach der Anficht des Oberconfiftoriums der Betrieb der Landwirtichaft 
für daS geiftlihe Amt ftörend ist; das desfallfige Geſuch ift an das Ober— 
eonfijtorium zu richten. Die desfallfige Erklärung ift für die Dauer der 
Dienjtzeit bindend. Der dem Geiftlihen anzufegende Anfchlagspreis wird 
nach Anhörung des Kirchenvorjtandg, Dekanats -Ausfchuffes und des Kreis— 
amts geftattet, auch kann das Dberconfiftorium den Geiftlichen auf Wunfch 
von der boranschlagsweifen Benugung einzelner oder fämmtliher Grundftüce 
freigeben. ulturveränderungen find den Geiftlichen nur mit Genehmigung 
des DOberconfiftoriums, welches hierüber den Kirchenvorftand und das Kreis- 
amt hören wird, gejtattet. Auch der Ertrag von Objtbaupflanzungen kann 
dem Geiftlichen gegen einen wie vorstehend angedeutet feſtzuſetzenden Anſchlags— 
preis unter der Erhaltung diefer Bflanzungen auf eigene Koften überlaſſen werden. 

IV. Tritt während der Zeit, für welche dem Geiftlichen Grundftüde überlaſſen 
find, ein Dienftwechjel ein oder ftirbt der Geiftliche, jo endet das Benutzungs— 


u — 
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verhäftniß für ihn, beziehungsmeije jeine Erben mit Ablauf des Benutzungsjahrs, 
in welchem diejes Ereigniß eintritt, der abziehende Geiftliche, beziehungsweife 
jeine Erben haben fonach den ganzen auf das Benugungsjahr fallenden Er- 
trag zu beziehen, dagegen aber auch den Anjchlagspreis für dag ganze Be- 
nugungsjahr zu entrichten, wenn nicht wegen vollftändiger Löſung des Ver— 
hältnifje von dem Tage des Abzugs, beziehungsweife dem Tage des Ablaufs 
des Sterbequartals an zwischen dem Abziehenden, beziehungsmeife den Erben 
des verjtorbenen Geijtlichen und dem aufziehenden Geiftlichen,, bezw. dem 
Kirchenvorftand als Vertreter der vacanten PBfarrbefoldung, im leßteren Fall 
mit Genehmigung des Obereonfiftoriums, eine Vereinbarung abgeſchloſſen 
wird. Wegen der dem abziehenden Geiftlichen oder den Hinterbliebenen des 
Berjtorbenen etwa zufommenden Anſprüche auf Düngung, Bejtellung 2c. der 
auf Grund der Beitimmungen unter I und II dieſes Baragraphen dem Geift- 
lichen zum Selbjtbau überlaffenen Grundftüde und Pflanzungen oder die 
Verwendungen auf Ddiejelben u. j. w. fonımen die hierüber bejtehenden oder 
noch erlafjen werdenden reglementären Vorfchriften zur Anwendung. Bei 
dem Mangel einer Bereinigung entjcheidet unſer Oberconfiftorium. 

V. Pfarrverwaltungen jowie Grundftüde, welche ihrer Beftimmung nach nicht 
alljährlid) einen Ertrag liefern, wie z. B. Weiden-Anlagen müſſen ſtets dur) 
öffentliche Berfteigerung ihres Ertrag verwerthet, und dürfen nicht dem Geiſt— 
fihen zur Selbjtverwaltung überlaffen werden. 

8 7. Das gegenwärtige Geſetz findet auf die dermalen angeftellten Geijtlichen hin- 
fichtlich der Stelle, welche fie am Tage des Erſcheinens dieſes Gejeges im Verordnungs- 
blatt inne haben, feine Anwendung, wenn fie bis zum 1. Juli 1889 bei Unſerem Ober- 
eonfiltorium erklären, daß fie in Bezug ihres Gehalts nach der feitherigen Einrichtung 
bleiben wollen. 

$ 8. Unjer Oberconfiftorium ift ermächtigt, auch bezüglich erledigter Stellen und der 
Beitreitung der Koften der Verwaltung derjelben nad) den Bejtimmungen diejes Geſetzes 
verfahren zu laſſen. 

84 Das Firchengejeb vom 25. Juli 1879 (betreffend die Abänderung des 84 des 
Kirchengeſetzes über die Elaffification der Geiftlichen) ) iſt aufgehoben. Der 84 des Llaffifica- 
tionsgejeges tritt wieder in volle Wirkſamkeit, unbejchadet der in $ 2 Abjah 2 des gegen- 
wärtigen Geſetzes enthaltenen Ausnahme. 

8 10. Vorſtehendes Gejeb findet feine Anmwendnng auf diejenigen Pfarritellen, be- 
ziehungsweiſe Geiftlichen, welche dem Claffificationsgejeg nicht unterworfen find. 

8 11. Was im vorftehenden Geje von Localfirchenfonds gejagt ist, gilt in den- 
jenigen Gemeinden, in welchen in Ermangelung ſolcher Fonds die Verrechnung der evan- 
geliich-firchlihen Einnahmen und Ausgaben in den Gemeindefaffen erfolgt, auch für diefe. 

8 12. Durch die Beftimmungen dieſes Gejeges wird an dem rechtlichen Beftand 
der einzelnen Pfründen nichts geändert. 

$ 13. Unjer Oberconfiftorium ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Die desfalljigen Initruftionen bedürfen der Genehmigung Unferes Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz. 
= Sau Unferer eigenhändigen Unterichrift und des beigedrüdten Großherzoglichen 

iegel3. 
; Darmijtadt, den 17. November 1888, 


Zudmig. 
(L. S.) Dr. Goldmann. 


1) Allg, Kicchenblatt, Jahrgang 1880, ©. 16, 
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H. 


Ausſchreiben des Oberconſiſtoriums vom 2. Janunar 1889, das kirdlide 
Banwefen, insbefondere den Kirchenbaumeiſter betr. 


Das Großherzogliche Obereonfiftorium an die evangelifchen Kirchenvorftände. 

Wir haben, um alljeitig geäußerten Wünfchen zu entſprechen und aus eigener Erkenntniß 
de3 vorhandenen Bedürfnifjes beichloffen, verfuhsmweife die Stelle eines Kirchenbau— 
meijters zu ſchaffen. Derjelbe foll uns 1) im Bedürfnißfall tehnifchen, insbeſondere 
auch kun ft verftändigen Beirath bezüglich unferes kirchlichen Bauweſens leiſten und 2) bereit 
jein, jelbjtändige Bauaufträge, insbefondere die Errihtung neuer firhlider Ge 
bäaude, den Umbau von Haupttheilen eines folchen Gebäudes, ſowie beträchtliche, 
mit Abänderung der Gonftructionpverbundene Neparaturen dud 
Fertigung der Bläne und (nah den Umständen) deren Ausführung zu übernehmen. 

Zum kirchlichen Bauweſen im meiteren Sinn rechnen wir außer den Sirchengebäuden und 
Pfarrhäufern auch die Ausftattung und Ausſchmückung der erjteren (Malerei, Anſtrich, Anſchaffung 
beziehungsweiſe Herftellung von Orgel, Kanzel, Altar, Altarbefleivung, Altargeräthe, insbeſondere 
vasa sacra, Gejtühl, Vorhängen, Teppichen u. dgl.). 

Der Kirchenbaumeilter wird an und für fich nur mit uns im gejchäftlihen Verkehr ſtehen. 
Sobald ein Kirchenvorftand feine Thätigfeit glaubt in Anfpruch nehmen zu jollen, jo Hat er fich 
deshalb berihtlih an una zu wenden, nach Umftänden durch Vermittelung des Großherzoglichen 
Kreisamts, Die hierdurch bei dem Kirchenbaumeifter entftehenden Koften trägt der Gentralfirchen- 
fonds, außer wo jenem (gemäß 2) oben) beftimmte Bauarbeiten übertragen werden. 
Diefe hat dann die auftraggebende Kirche zu bezahlen, gemäß der mäßigen Taxe, welche wir 
für dieſe Thätigfeiten mit dem Kirchenbaumeifter vereinbaren werden. Es bleibt Entſchließung 
darüber vorbehalten, wie der Geihäftsgang in ſolchen Fällen geordnet, insbeſondere in welchem 
Umfang der Kirchenbaumeifter mit der auftraggebenden Kirche in Direkte Beziehung gejeßt werden ſoll. 

Auch wo die politische Gemeinde kirchenbaupflichtig ift, fteht der SKirchenbaumeifter für Ar— 
beiten wie unter 2) angeführt, derfelben ebenſo und zu den gleichen Bedingungen zur Verfügung, 
wie den Sirchengenteinden, 

Ueberall aber bleiben die Bejtimmungen der Verordnung vom 20, November 1875 unberührt; 
es beiteht aljo Feine rechtliche Nöthigung fich des Kirchenbaumeifterö zu bedienen. 

Für diegewöhnliche Unterhaltung kirchlicher Gebäude und folde Reparaturen 
derjelben, die feine wejentlihe Veränderung ihrer Gonftruction be 
dingen, tft in der Negel die Thätigfeit des Sirchenbaumeifters ausgejchloffen. Solche einfache 
Arbeiten vollziehen fich meift zwecdmäßiger durch die am Ort der Arbeit oder in der Nähe moh- 
nenden Techniker, 

Wir behalten uns vor, Pläne und Voranfchläge Dritter geeignetenfalls dem Kirchenbau— 
meiſter zur Begutachtung vorzulegen. 

Dieſe verfuchsweife geichaffene Stelle eines Kirchenbaumeifters haben wir vorerſt Herren Ar- 
hiteften DO. Schwartze in Mainz übertragen, 

Wir fügen hinzu, daß der Sinn für Fünftlerifch Schöne Herftellung, Ausftattung und Auge 
ſchmückung unjerer Gotteshäufer fih in den legten Jahrzehnten wejentlich gehoben hat; es zeigt 
fi dies namentlich in den ſich mehrenden Stiftungen für Altar und Kanzelſchmuck. Auch der 
Sinn für pietätvolle Erhaltung oder Wiederherftellung künſtleriſch ſchöner oder kunſtgeſchichtlich in= 
terejjanter Bauten und Bautheile ift im Erſtarken begriffen und blieb jeither manchmal nur des— 
halb ergebnißlos, weil er die richtigen Organe nicht fand, welche dem gewachſen waren, Indem 
wir Sie, und zwar noch ganz befonders die Geiftlihen, anweilen, Ihre Aufmerk— 
ſamkeit bei ſolchen Anfchaffungen, Wiederherftellungen und Erhaltungen, ſowie bei Zuwendungen 
durch Stifter, thunlichjt auch auf das Schöne, Stil- und Gejchmadvolle zu richten, bieten wir Ihnen 
in der Schaffung der Stelle eines Sirchenbaumeifters die Möglichkeit, diefen Geſichtspunkten praf- 
tiihe Geltung zu verjchaffen. 

Wenn wir hiernach bereit find, auf an uns ergehende berichtliche Anfragen unter Beirath 
des Kirchenbaumeifters Auskunft zu ertheilen, jo weifen wir doch darauf hin, daß in einer ganzen 
Neihe einfacher Fälle diefe Auskunft auf fürzerem Weg zu entnehmen ift aus dem Schriften: 
„Srundjäge über Erbauung, Wiederherftellung und Fünftleriiche Ausſchmückung evangelifcher Kirchen- 
gebäude von 2. Göhrs, Pfarrer zu Geinsheim, Darmftadt, Wait, 1887”, das wir zur An— 
Ihaffung empfehlen, 

Schließlich bemerken wir zur Vermeidung eines jeden Mißverftändniffes, daß der Kirchen: 
baumeijter mit der Aufſicht über den baulichen Zuftand der firchlichen Gebäude in feiner Weife 
* ten in diefer Beziehung die dermaligen Einrichtungen und Borjchriften einfach be- 

ehen bleiben, 

Darmftadt, den 2, Januar 1889, 

Dr. Goldmann, 
Eckhardt. 
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Das Großhersogthum Oldenburg mit den Fürften- 
thümern Lübeck und Birkenfeld. 


Während weder im Herzogthum Dldenburg no im Fürftenthum 
Lübeck neue, die Kirchenverfaflung betreffende Geſetze erlaffen worden find, wurde 
im Fürftentbum Birkenfeld das Geſetz v. 5/9 1855 ?) in 11 Punkten abge- 
ändert durch das Gef. v. 5/2 1891 betr. Abänderung und Ergänzung des 
Geſ. v. 5/9 1855 betr. die Drganifation der ev. Kirchengemeinden (T). 


J. 
Geſetz für die evangeliſche Kirche des Fürſtenthums Birkenfeld, 
betreffend Abänderung und Ergänzung des Gejegesvomd. Sep— 
tember 1855, betreffend die DOrganifation der evangelijden 
Kirchengemeinden im FürftenthHum Birkenfeld, vom 5. Februar 1891. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter von Gottes Gnaden Großherzog von Olden— 
burg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig, Holjtein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübel und Birkenfeld, Herr von ever und Kniphaufen ꝛc. zc. 
verfünden mit Zuſtimmung der Landesiynode als Geſetz für die evangeliiche Kirche des 
Fürſtenthums Birkenfeld was folgt: 

Das Gejeh vom 5. September 1855, betreffend die Organifation der evangelischen 
Kirchengemeinden im Fürſtenthum Birkenfeld, wird folgendermaßen abgeändert beziehungs- 
weije ergänzt: 

Urtifell. 

Artikel 2°) S 1 ſchließt mit dem Worte „Kirchenälteften“. Die Worte „welche 
Letztere“ bis „gewählt werden (Artikel 5)” werden geftrihen. 8 1 erhält aljo folgenden 
Wortlaut: ‘ 

„Der Kirchenvorſtand befteht aus dem oder den Pfarrern der Kirchengemeinde und 
aus Kirchenälteſten.“ 

Artikel 2. 


’ 
Artikel 3 $ 1°) erhält folgende Faſſung: 





1) in der Sammlung ©. 594 ff. 

2) Frühere Faffung: Art. 2. $1. Der Kirchen- 
vorftand befteht aus dem oder den PBfarrern der 
Kirchengemeinde und aus Kirchenälteften, welche 
legtere von der Kirhengemeinde, 
beziehung3mweije deren Vertretern, 
gewählt werden (Art. 5). 

8 2. Zur Berathung und Beichlußfaffung über 


Angelegenheiten eines ganzen Kirchipiels (Mutter- 
Fri edberg, Verfafjungsgefeße, III, Erg.“Bd. Oldenburg . 





und Filialgemeinden) oder einer aus mehreren 
Kirchipielen (Schwefterkichen) gebildeten Pfarrei 
fönnen die jämmtlichen Xelteften der dazu ge- 
drigen Kirchengemeinden mit dem oder den 
farrern auf Anordnung oder mit Erlaubniß 
de3 Konfiftoriums zufammentreten und bilden 
dann einen Geſammtkirchenvorſtand. 

3) Frühere Faſſung: Art. 3. $ 1. Den Vor— 
fig im Kicchenvorjtand führt der Pfarrer; mo 
10 
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„Den VBorfig im Kirchenvorftand führt der Pfarrer, in Verhinderungsfällen defjelben 
ein vom Kirchenvorſtand gewählter Kirchenältefter. 

„Su den Ricchipielen, in welchen zwei Pfarrer vorhanden find, führt in Verhins 
derungsfällen des erſten Pfarrers der zweite Pfarrer den Vorfib. 

„Bei Vakanzen tritt der mit der Verwaltung des Pfarramt3 beauftragte Geiftliche 
an die Stelle des Pfarrers.” 

Artitel 3 8 2°) fchliegt mit dem Worte: „beizumohnen“. Die Worte „und in Ab- 
wejenheit” bis „vertreten“ werden geftrichen. $ 2 befommt aljo folgenden Wortlaut: 

„Ordinirte Hilfsgeiftliche Haben das Recht, den Situngen des Kicchenvorjtandes mit 
berathender Stimme beizumohnen.“ 

Artikel 3. 

In Artikel 42) S 1 werden die Worte „die Anzahl der Mitglieder des Kirchenvor— 
ſtandes“ bis „gewählt“ geftrichen und dafür gejebt: 

„Die Anzahl der Kicchenälteften vichtet fi) nach) dev Seelenzahl der Gemeinde und 
beträgt”. 

Artikel 4. 

Artikel 5°) $ 1, Abſatz 1, erhält folgende Faſſung: 

„Die Mitglieder des Kirchenvorjtandes, mit Ausnahme der Pfarrer, werden von 
dem Kicchenvorftand und der Kirchengemeindevertretung unter dem Vorſitz des Pfarrers 
auf ſechs Sahre gewählt. Die Wahl gejchieht Durch gejchlofjene Stimmzettel. Die Ver- 
jammlung wählt zwei Urfundsperfonen für die Verhandlung. Aus den zu einer Kicchen- 
gemeinde gehörigen Ortſchaften muß jedesmal eine entjprechende, durch Bekanntmachung 
de3 Conſiſtoriums vom 16. Detober 1855 vorgeschriebene Anzahl Aelteſter gewählt werden, 
welche jedoch von ſämmtlichen anmejenden Kirchenälteften und Kirchengemeindevertretern 


gewählt werden. 


mehrere Pfarrer find, hat der erjte den Vorfig. | 
Sn Berhinderungsfällen führt ein vom Kirchen- 
vorftande gewählter Aelteſter den Vorſitz. Bei 
Balanzen übernimmt der mit der Verwaltung 
des Pfarramts beauftragte Geiftlihe oder ein 
vom Rirhenpvorftande aus jeiner 
Mitte gewählter Kirhenältefter den 
Vorſitz. 

1) Frühere Faſſung: 8 2. Ordinirte Hülfs— 
geiſtliche haben das Recht, den Sitzungen des 
Kirchenvorſtandes mit berathender Stimme bei— 
zuwohnen und in Abweſenheit des Pfar— 
rerSpdenjelben zu vertreten. 

2) Frühere Faſſung: Art. 4 8 1. Die An— 
zahl der Mitglieder des Kirchenvor— 
ftande3 wird nad) der Seelenzahl der Kir— 
chengemeinde in folgender Weije durd 
die Rirhenpvertretung gewählt: 

1. in den Gem. von 200 Seelen und darunter 4; 

2. » m m m 200 bis incl. 1000 Seelen 6; 

3. EN " n 1000 nn 000 n 

4.1@0 „a2 über 2000. Seelen. nee, 012 

8 2. Bon diejen Kirchenälteften ſoll wenig— 
ſtens einer aus jeder zu der Kirchengemeinde ge- 
hörigen Ortſchaft, mwelche mehr al3 30 evange- 
liche Einwohner Hat, gewählt werden. Nach 
Umftänden wird fir mehrere benachbarte Eleinere 
Ortſchaften ein Kirchenältefter gewählt. Gehören 
zur Kirchengemeinde mehr einzelne Ortjchaften, 
aus denen Aelteſte zu wählen jind, als die nach 


00 





Ueber die Wahl wird ein Protokoll aufgenommen, welches von dem 


der Seelenzahl zu wählende Zahl der Aelteſten, 
5 ſich leßtere nach der Zahl jener Ort- 
arten. 

3) Frühere Faffung: Art. 5. $1. Die Mit- 
glieverde3 Kirhenpvorjtandes, mit 
YUusnahme der Pfarrer, werdenin 
fleinen Sirhengemeinden, deren 
Seelenzah! nicht über 200 ift, von 
allennadh Art 15 timmberedtigten 
Gemeindegliedern, in größeren 
Kirchengemeinden aber von dem 
Kirhenporftande und von der Kir— 
benpvertretung unter dem Borfiß 
des Bfarrers auf jceh3 Jahre ge 
wählt. Die erftimalige Wah! wird 
vonden Bfarrern und Kuraten mit 
der zumwählenden Kirhengemeinde- 
Bertretungvorgenommen. 

Ale drei Jahre jcheidet die Hälfte der ge= 
wählten Mitglieder aus, das erjte Mal durch's 
2003: doch können die Abgehenden, wenn fie Die 
erforderlichen Eigenjchaften Haben, mieder er- 
wählt werden. 

8 2. Tritt ein gewähltes Mitglied des Kir— 
chenvorjtandes vor Ablauf jeiner Dienftzeit aus, 
jo wird an dejjen Stelle durch den Kirchenvor- 
ftand ein Stellvertreter gewählt, der fo lange 
das Amt befleidet, al3 der Ausgejchiedene das— 
jelbe befleidet haben würde. 





en 
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Vorfigenden und den beiden Urkundsperfonen unterjchrieben und zur Prüfung der Wahl 


dem Conſiſtorium eingereicht wird. 


ArAtTel‘d, 

Artikel 8°) wird geftrichen und ftatt desfelben folgender neue Artikel 8 geſetzt: 

„Die erfolgte Beftätigung der Wahl feitens des Conſiſtoriums wird der Gemeinde 
mitgetheilt unter gleichzeitiger Angabe des Tages, an welchem die Gewählten der Ge- 
meinde vorgejtellt und feierlich verpflichtet werden jollen.” 

AUrtifel 6. 

In Artikel 9°) wird 8 3 geftrichen und dafür folgender neue 8 3 eingefeßt: 

„sur Faſſung eines Beſchluſſes müfjen zwei Drittheile der Mitglieder des Kirchen- 
borjtandes verjammelt jein, e3 jei denn, daß mit der Einladung eine fchriftliche Angabe 
der Verhandlungsgegenſtände verbunden worden ift, in welchem Falle die Anweſenheit 
der Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorftandes genügt. 

„Dei wiederholter Berufung find die anweſenden Mitglieder beſchlußfähig. 

„Dei Gleichheit der Stimmen gebührt dem Vorfigenden die Schiedsſtimme.“ 

UrtitetsT, 

In Artikel 10°) werden die Worte „die Protofolle werden von allen anweſenden 
Mitgliedern” geftrichen und ftatt derjelben gejebt: 

„Die Protokolle werden von dem Vorfigenden und zwei Kirchenälteſten“. 

Urtifel 8. 

In Artikel 20%) werden die Worte „Durch relative Stimmenmehrheit” geftrichen und 
wird zwilchen den Worten „werden, und „an“ eingefchaltet: 

„nach erfolgter Bejtätigung jeitens des Conſiſtoriums“. 

Artıleld, 
In Artikel 22°) werden in Zeile 5 die Worte „der Rirchengemeindevertreter” ge- 


jtrichen und ftatt derjelben gejegt: 


1) Frühere Faſſung: Art. 8 Die Gewähl— 
ten werden am nädhften Sonntage 
der Gemeindevorgeftellt undimeiner 
vondem Konfiftorium zu beftimmen- 
den Form feierlih verpflichtet. 

2) Frühere Fafjung: Art. 9. $1. Der Kirchen- 
vorſtand verfammelt jich auf Schriftliche oder ſonſt 
herkömmliche Einladung de3 Borfjigenden, welche 
den Mitgliedern wenigſtens drei Tage vorher, 
two möglich unter Bezeichnung der mwichtigiten 
Berathungsgegenftände, befannt gemacht werden 
muß, in der Regel jeden Monat einmal, in einem 
bejtimmten angemefjenen Lokale. 

Der Vorfigende eröffnet und jchließt die Ver— 
handlung mit Gebet oder mit einer geeigneten 
Anjprahe und Hat darauf zu halten, daß Ord- 
nung, Anftand und Würde in der Verfammlung 
nicht verlegt und nur über firchliche Gegenftände 
geiprochen werde. 

8 2. Der Borfigende kann auch, wo es er— 
forderlich ift, den Kirchenvorſtand außerordentlich 
zujammenberufen und ijt dazu verpflichtet, wenn 
ein Drittheil der Mitglieder jolches verlangt. 

. Bur Faſſung eines Beſchluſſes 
müfien zwei Drittheile der Mitglie- 
der des Kirhenpvorftandes verjam- 
melt fein, 

Bei wiederholter Berufung ift 
ſchon die Hälfte der Mitglieder be 





Ihlußfähig Bei Gleichheit der 
Stimmengebührtdem Vorſitzenden 
die Schiedsſtimme. 

8 4 Bei Verhandlungen über einen Gegen- 
ftand, bei welchem ein Mitglied perjönlich be- 
theiligt ift, darf daſſelbe nur auf ausdrüdlichen 
ea des ganzen Kirchenvorjtandes anweſend 
ein. 

8 5. Die Kirchenälteften Haben diejelbe Ver— 
ſchwiegenheit zu beobachten, welche von den Geift- 
lichen gefordert wird. 

3) Frühere Faſſung: Art. 10. Ueber die Ver- 
handlungen wird, in der Regel von dem Vor— 
ſitzenden, ein Protokoll geführt und daſſelbe in 
das Protokollbuch eingetragen. Die Protokolle 
werden von allen anwejenden Mitglie- 
dern unterzeichnet und das Protofollbuch wird 
dem Superintendenten bei der Kirchenpifitation 
vorgelegt. 

4) Frühere Faſſung: Art.20. $1. Die Namen 
der durch relative Stimmenmehrheit 
erwählten Sirchengemeinde-Bertreter werden an 
einem der nächitfolgenden Sonntage von der 
Kanzel verkündigt. 

8 2. Die Mitglieder der Kirchengemeinde- 
Bertretung werden vom VBorfigenden des Kirchen- 
vorſtandes in einer vom Konfiftorium zu beſtim— 
menden Form verpflichtet. 

5) Frühere Faflung: Art. 22, Wenn in der 
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„des Kirchenvoritandes und der Kirchengemeindevertretung”. 
Artifel 10. 
In Artikel 25%) Abſatz 1 werden die Worte „müfjen zwei Drittel” geftrichen und 


ſtatt derjelben gejebt: 


„muß die Hälfte der Mitglieder des aus dem Kirchenvorjtande und der Kirchenge- 
meindevertretung beftehenden Collegiums gegenwärtig fein“. 
Urtttels1T 
In Artikel 26°) werden die Worte „von allen” bis „jedes Mal” geftrichen und 


ftatt derjelben geſetzt: 


„von dem Vorfigenden und zwei Mitgliedern“. 


Zwiſchenzeit der regelmäßigen Wahlen ein Kir- 
chengemeinde-VBertreter mit Tode abgeht, Die 
Kirchengemeinde verläßt, in den Kirchenvorftand 
gewählt wird, oder jeine Wählbarfeit verliert, 
jo wird deſſen Stelle in der nächjten Verſamm— 
lung der Kirhengemeinde-Vertreter 
von diejen durch eine neue Wahl in der Art be- 
jet, daß der Ermwählte die Stelle jeines Vor— 
gängers fo lange behält, als Diejer ſie verfaj- 
jungsmäßig behalten haben würde. 

1) Frühere Faffung: Art. 25. Zur Faſſung 





eines Sale müjjen zwei Drittel 
des aus dem Kirchenvorftande und der Kirchen- 
gemeinde-Vertretung bejtehenden Kollegiums ge- 
genmwärtig jein. 

Muß eine Verſammlung über denjelben Gegen- 
ſtand zum zweiten Male berufen werden, fo ent- 
icheidet die Mehrheit der Anmejenden. 

2) Zrühere Faſſung: Art. 26. Die Beichlüffe 
des Kollegiums werden von allen beider 
Abſtimmung Anweſenden jedes Mal 
unterjchrieben. 


ru... 
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Die Sächſiſch-Thüringiſchen Fürftenthümer. 
4. Das Herzogthum Sadfen- Meiningen. 


Unter dem 27/12 1890 find erlafjen worden die Kirchengeſetze, die Ge: 
baltsverhältniffe der Geiftlihen betr. (T), erledigte Pfarrftellen 
betr. (II) und betr. die Landesfirhenfaffe (IM). 


I 


Kirchengeſeh, 


vom 27. December 1890, betr. die Gehaltsverhältniſſe der Geiſtlichen. 


Wir Georg, von Gottes Gnaden Herzog von Sachſen-Meiningen 2c. verorditen 
über die Gehalte und Nuhegehalte der Geiftlichen der evangeliichen Landeskirche und über 
die Wittwenpenfionen mit Beirath und Zuftimmung der Landesfynode, was folgt: 


1. Abſchnitt. 


Urt. 1. Dem zur Aushülfe oder zur vorübergehenden Verwaltung eines Pfarramts 
abgeordneten Predigtamtsfandidaten foll eine Vergütung von 800 Mark, wenn er aber 
die Anftellungsprüfung bejtanden hat, von 1000 Mark jährlich in baarem Gelde und 
außerdem eine angemefjene Wohnung im Pfarchaufe, oder, wenn es hierzu an Raum ge- 
bricht, von der Kirchengemeinde andermweit im Kirchenorte oder eine Miethsentichädigung 
gewährt werden, 


d. Abjhnitt. 


Art. 2. Der Jahresgehalt eines fetangejtellten Pfarrers ſoll mindeſtens 1800 M. 
betragen. 
Art. 3. Erreicht der Jahresgehalt nach einer Dienftzeit 
von 5 Jahren nicht mindeſtens 2000 M. 


* 1 0 " ” ” 2200 ” 
” 1 5 ” ” [2 2 5 00 ” 
” 20 ” ” n 2 700 ” 

Ze 5 3000 „ 


jo it der Fehlbetrag durch Alterszulage zu ergänzen. 

Art. 4. Wenn feine den Erfordernifjen entfprechende Dienjtiwohnung vorhanden tft, 
jo it neben dem Gehalte (Art. 2, 3) eine Miethsentjchädigung von 200 bis 600 M. zu 
gewähren. 

Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. I. Erg.-Bd. Die Sächſiſch-Thüringiſchen Zürjtenthümer, 
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Auf die Miethsentichädigung ift der Abwurf der* Kaufgelder für etwa verkaufte 
Dienstgebäude anzurechnen. 

Neben dem Gehalte (Art. 2, 3) ift dem Pfarrer eine Vergütung von 25 M. für 
Dienftaufwand aus der Kirchkaffe zu gewähren. 

Urt. 6. Wenn eine Stelle außergewöhnliche Aufwände oder Anftrengungen oder 
Entbehrungen, 3. B. wegen häufigen Beſuchs entfernter Filialen, oder wegen ungünftiger 
Lage und Verfehrsverhältniffe erfordert, fo kann der Oberfirchenrath dem Inhaber neben 
dem Gehalte (Art. 2, 3) eine jährliche Vergütung für den Aufwand bi zu 150M., und 
bis zu 300 M. für Mühewaltung oder Entbehrungen bewilligen, beziehungsweije beſtim— 
men, daß das Gtelleneinfommen injoweit nicht auf den Gehalt (Art. 2, 3) angerechnet 
werde. Falls hiernach ein Ergänzungszufchuß der Kirchengemeinde nothwendig wird oder 
ſich erhöht, ift diefe zu hören und der Synodalausſchuß zuzuziehen. 

Art. 7. Der Oberficchenrath kann den Ephoren, deren Dienftbezirk nicht auf den 
Ephoralſitz mit Filialen und eingepfarrten Orten bejchränft ift, neben dem Gehalte (Art. 
2, 3) eine Dienftvergütung bi3 zu 250 M. gewähren, beziehungsweiſe beftimmen, daß da3 
aus Mitteln des Staats, der Landeskirchkaſſe, aus der Mildenkaſſe oder Grimmenthalz- 
kaſſe fließende Gtelleneinfommen bis zu diefem Betrag nicht auf den Gehalt (Art. 2, 3) 
angerechnet wird. 

Urt. 8. Inſoweit das zu einer Stelle gehörige Dienfteinfommen den in Art. 2, 3 
bejtimmten Betrag und die ettwa nach Art. 4, 6, 7 bewilligte Vergütung überfchreitet, ift 
der Mehrbetrag an die Landeskirchkaffe abzugewähren. 

Der Oberfirchenrath beftimmt die Zriften für die Abgewährung ; er kann eine Ab- 
theilung des Gehaltes der Art feitfegen, daß gewiſſe Beftandtheile dem Stellinhaber un— 
verfürzt verbleiben, andere ummittelbar zur Landeskirchfaffe eingehoben werden. 

Er kann mit dem Synodalausschuffe bejtimmen, daß bei den Oberpfarreien der 
Städte dergleichen Abgewährungen nur theilweis oder gar nicht jtattfinden. 

Nach 25 Dienftjahren findet eine Abgewährung nicht mehr ftatt. 

Auf Gehaltsbezüge, die die Kirchengemeinde ohne dazu nach Art. 2, 6 verpflichtet 
zu jein, aus andern Mitteln, al$ der Dotation der Stelle einschließlich der Gebühren 
feijtet, finden die Vorfchriften dieſes Artikels keine Anwendung. 


II. Abſchnitt. 


Urt. 9. Der Gehalt it nach dem Gehaltsanjchlag zu berechnen. 

In den Gehaltsanſchlag find, zu Geld angefebt, alle aus dem Dienftverhältniß des 
Gtellinhaberd als Pfarrer abfliegenden Bezüge, insbeſondere aber nach dem Sollanfall 
aufzunehmen : 

1) die feiten Geldbezüge aus öffentlichen Kaſſen, 

2) die Zinſen von Pfarreifapitalien und Stiftungen, 

3) die Naturalbezüge nach dem Durchſchnittspreis, 

4) ein Anfab von 100 M. für die Dienftwohnung ſammt Wirthichaftsgebäuden 
und Hausgarten, ſoweit deſſen Fläche 0,25 ha nicht überfchreitet, 

5) das Pachtgeld für die Pfarrei-Grundftüde, 

6) im Falle eigener Bewirtbichaftung der Pfarreigrundftüde der durchfchnittliche 
Ertrag, welcher bei ortsüblicher mittlerer Bewirthichaftung muthmaßlich zu 
erzielen ijt, 

7) Gebühren für Amtshandlungen — nach dem matrifelmäßigen oder gejeglichen 
Betrag und dem Dducchichnittlichen Anfall — ohne Rücficht auf etwaige frei- 
willige Mehrzahlungen — mit Ausschluß etwaiger Tage- und Wegegelder. 


Te a a nl a mn > ee nn m 
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Den Durhichnittsanfägen (Biffer 3, 6, 7) ift der Durchfchnitt der Yebten fünf Ka— 
Yenderjahre vor Aufitellung des Anjchlags zu Grunde zu legen. 

Bei Einnahmen, deren Einhebung mit befonderer Schwierigkeit oder Berluftgefahr 
verbunden iſt, kann der Oberfirchenrath einen Abzug vom Sollbetrag bis zu 5/0 zulafjen. 

Der Oberfirchenrath kann auf Antrag des Bezugsberechtigten anordnen, daß für 
diefen und auf deſſen Gefahr‘ das Dienjteinfommen oder einzelne Theile desjelben durch 
den Rirchfafferechnungsführer eingehoben werden. 

Art. 10. Gehalte und ftändige — wenn auch nicht Tebenslängliche — Remune— 
rationen, die ein Pfarrer für ftändige Beforgung eines Nebenamtes bezieht, fommen, 
joweit fie 200 M. jährlich überfteigen, von den Ergänzungszuſchüſſen, die zur Erzielung 
der in Art. 2, 3 feitgejegten Gehalte zu leiſten find, in Abzug. 

Dieje Bejtimmung findet feine Anwendung auf die Vergütung, die für die Gefchäfte 
der geiftlichen Mitglieder des Oberfirchenrath3 oder eines Garnijongeiftlichen oder für 
die Wahrnehmung don Lehrerjtellen an den Gymnafien, NRealgymnafien und verwandten 
Unterrichtsanftalten, ferner an Kranken- und Strafanftalten gewährt werden. 

Urt. 11. Der Oberfirchenrath jebt den Beſoldungsanſchlag, die Alterszulage, die 
Miethsentiehädigung, den Bejoldungsabzug feit und beftimmt die Fristen für die Zahlung 
der Bezüge aus den in Art. 7 bezeichneten Mitteln. 

Eine neue Feſtſetzung findet vor jeder Neubejegung einer Pfarritelle, vor Gewähr 
oder Erhöhung einer Alterszulage (Art. 3) und vor neuer Feſtſetzung eines Gehaltsabzugs 
(Art. 8) ftatt. 

Außerdem kann eine neue Feitfegung auf Antrag oder von Amtswegen ftattfinden, 
wenn Aenderungen im wirklichen Dienfteinfommen durch Wechjel des Zinsfußes, durch 
Ankauf, Berfauf, Verpachtung der Dienftgrundftüde, durch Uebernahme in eigene Bewirth— 
ihaftung oder durch andere Umftände in folchem Umfang ftattgefunden haben, daß das 
wirkliche Dieniteinfommen — injoweit es nicht duch Ergänzungszufhülle (Art. 2, 3, 16) 
aufgebracht wird — insgefammt Hinter dem Anfchlag um ein Zwanzigſtel zurückbleibt 
oder ihn um ein Zehntel überfteigt, und feit der legten Aufftellung zwei oder mehr Ka— 
lenderjahre verflojjen jind. 


IV. Abſchnitt. 


Art. 12. Die Dienftzeit (Art. 3, 8, 17, 20) wird vom 1. Juli des Jahres ab be- 
rechnet, in dem die, wenn auch vorläufige Mebertragung eines ſelbſtſtändigen Pfarramtes 
oder die feite Anftellung in einem geiftlichen oder Lehramt nach bejtandener theologijcher 
Anftellungsprüfung jtattgefunden hat, wenn aber die eine oder andere vor dem zurück— 
gelegten 25. Lebensjahr eingetreten war, dies Lebensjahr zurücdgelegt worden ift. 

Zur Dienftzeit wird auch die Zeit gerechnet, während deren ein Geiftlicher nach Bei⸗ 
gebung eines Hülfsgeiſtlichen noch einen Theil ſeiner Geſchäfte beſorgt. 

Dagegen kommt auf die Dienſtzeit die Zeit nicht in Anrechnung, während deren ein 
Geiſtlicher völlig beurlaubt (Art. 23) oder ſonſt nicht im Dienſte war. 

Von wann an die Dienſtzeit der von auswärts berufenen Geiſtlichen zu rechnen iſt, 
beſtimmt der Oberkirchenrath bei ihrer Ernennung. 


v.Abihnitt. 


Art. 13. Der Tag, mit dem die Berechtigung zum Bezug des Gehalts beginnt und 
endet, wird in der Verfügung über die Anftellung oder die Verjegung in den Ruheſtand 
beſtimmt. 

Bei der Auseinanderſetzung über den Gehalt zwiſchen dem Pfarrer, ſeiner Wittwe 
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oder feinen Kindern oder feinen Erben und dem Stellennachfolger oder der Vakanzkaſſe 
oder anderen Berechtigten find alle Theile des Dienfteinfommensg — ohne Rückſicht auf 
die Zeit der Fälligkeit oder des Eingangs — als ein Ganzes zufammen zu rechnen und 
nach Verhältnis der Zeit der Bezugsberechtigung zu vertheilen. 

Naturalien verbleiben demjenigen, der fie bezogen hat, die Ernte demjenigen, in 
deffen Bezugszeit fie ftattfindet; er hat aber für die Zeit, auf die er nicht bezug&berechtigt 
ift, den verhältnigmäßigen Theil des anjchlagsmäßigen Werths der Naturalien und des 
Grundſtücksertrags herauszugeben, auch demjenigen, der die Bejtellung bejorgte, die Koften 
zu vergüten. 

Die Gebühren (Accidenzien) fallen dem zu, in deſſen Bezugzzeit fie anfallen. 

Urt. 14. Die Auseinanderfegung wird vom weltlichen Mitglied des Kirchenamtes 
und zwar auch in den Ephoralftädten feſtgeſetzt, die Feftjegung ift vorbehaltlich der Be— 
rufung an den Oberficchenrath und des Rechtsweges jofort vollziehbar. 


VI Abfhnitt. 


Urt. 15. Sp lange und injomweit die Dotation einer Pfarritelle die Mittel zu dem 
in Art. 2 beftimmten Gehalte und zu den etwa nach Art. 4, 6 bemwilligten Bezügen nicht 
bietet, hat den Fehlbetrag die Kirchengemeinde aufzubringen — vorbehaltlich ihres Rück— 
griffs auf Dritte, die etwa zur Dedung rechtlich verpflichtet find — oder der Oberfirchen- 
vath die zeitweife Verwaltung durch einen Hülfsgeiftlichen anzuordnen oder es iſt Die 
Stelle vorübergehend oder dauernd mit einer andern zu vereinigen. (Gejeb vom 27. De— 
zember 1890, betreffend erledigte Pfarritellen.) 

Erjcheint dies unthunlich und vermag auch die Kirchengemeinde den Fehlbetrag nicht 
aufzubringen, fo hat die Hülfsfafje den Fehlbetrag zu tragen. 

Die Ulterszulagen (Art. 3) und die Vergütung für die Ephoren (Art. 7) werden 
aus der Hülfskaſſe beitritten. 


Vo. Abſchnitt. 


Art. 16. Wenn gegen einen Geiftlichen entweder 
1) die Unterfuchungshaft oder rechtskräftig eine Freiheitsitrafe erfannt oder 
2) vom Oberſtaatsanwalt der Antrag auf Dienftentlafjung gejtellt ift (Geje vom 
22. Juni 1850 Art. 24), 
jo hat ihn der Oberfirchenrath vorläufig feines Amtes zu entheben und ein Drittel feines 
Dienfteinfommens zur Landeskirchkaſſe einzuziehen. Jedoch follen dem Geiftlichen neben 
der Dienſtwohnung mindeftens 1200 M. verbleiben. 
Hierbei fommt Art. 8 Abi. 2 finngemäß zur Anwendung. 
Im Fall unter 1 dauert die Enthebung bis zur Beendigung der Haft oder Strafe. 
Erfolgt im Falle unter 2 oder bei einer Unterjuchungshaft die Freifprechung oder 


Einftellung des Verfahrens, fo ift der innebehaltene Gehaltstheil dem Geiftlichen nach- 
beziehungsweiſe zurücdzuzahlen. 


VII. Abſchnitt. 


Art. 17. Im Falle einer Krankheit, welche länger al3 6 Monate dauert und den 
Beiftlichen zwar dienftunfähig macht, aber Wiedergenefung hoffen Yäßt, ift er in den zeit: 
weiligen Ruheſtand zu verjegen. 

Er erhält alsdann anftatt feines bisherigen Dienfteinfommens als Wartegehalt % 
desjenigen Gehalts, welchen er nad) feinen Dienftjahren nach Art. 2 und 3, mindeftens 
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aber joviel, als er jeweilig bei Verfegung in den bleibenden Ruheſtand nad) Art. 20 zu 
beziehen hätte. 

Er bleibt in dem Verhältniß eines Geiftlichen der Landeskirche. Es kann ihm eine 
jeinem früheren Dienfte angemefjene Stelle bleibend oder zu borübergehender Verwaltung 
übertragen werden. 

Die Zeit des vorübergehenden Ruheftandes wird im Falle der feften Wiederanftellung 
in einem Pfarramt oder der Verjegung in dauernden Ruheſtand als Dienftzeit angefehen. 

Art. 18. Der Bezug von Wartegehalt fällt weg, wenn der Geiftliche in ein anderes 
mit Gehaltsbezug verbundenes öffentliches Amt eintritt oder fich in eine Lage verſetzt, 
welche jeine Wiederverwendung im Dienft der Landeskirche verhindert, oder wenn er fich 
weigert, eine ihm nad) Art. 17 Abi. 3 übertragene Stelle anzunehmen. 

Art. 19. Ein Geiftlicher fan in den bleibenden Auheftand verjegt werden 

1) nad) zurüdgelegtem 70. Lebensjahr, 

2) wegen einer durch Körper- oder Geiftesichwäche eingetretenen bleibenden Dienft- 
unfähigfeit, 

3) wegen jolcher Umftände, die, ohne daß ein Fall der Dienftentlaffung ohne 
Gehalt (Geſetz vom 22. Juni 1850 Art. 23) vorliegt, eine fernere gedeihliche 
Wirkſamkeit im Amte nicht erwarten laſſen. 

Der Geistliche kann in dem Fall unter 1 feine Verfegung in den bleibenden Ruhe— 
Itand verlangen. 

Art. 20. Ein in den bleibenden Ruheſtand verſetzter Geiftlicher erhält anftatt 
des bisherigen Dienſteinkommens einen Nuhegehalt. 

Der Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor Ablauf des 
10. Dienftjahres (Art. 9) erfolgt, jährlich 1200 M.; er fteigt mit jedem weiter ange: 
fangenen Dienftjahr um 50 M. bis zum Höchftbetrag von 2700 M. 

Wer vor Verjegung in den Ruheſtand das 65. Lebensjahr zurüdgelegt hat, erhält 
einen Ruhegehalt von 2700 M. ohne Rüdficht auf die Dienitzeit. 

Für die Ephoren, deren Dienftbezirk nicht auf den Ephoralfiß mit Filialen und ein— 
gepfarrten Ortſchaften bejchränft tjt, treten 150 M. Hinzu. 

Urt. 21. Wartegehalt und Ruhegehalt werden baar in MonatSbeträgen aus der 
Landeskirchkaſſe vorausgezahlt. 

Urt. 22. Die Berjegung in den zeitweiligen oder bleibenden Ruheſtand und Die 
Entziehung des WartegehaltS (Art. 18) erfolgt durch den Oberficchenrath unter Theil 
nahme des Synodalausſchuſſes. 

Der Beſchluß bedarf der Beſtätigung des Herzogs. 

Vor der Beſchlußfaſſung iſt dem Geiſtlichen Gelegenheit zur Vernehmlaſſung, falls 
ſein Geſundheitszuſtand eine ſolche erlaubt, zu geben. 

Der Warte- oder Ruhegehalt wird vom Oberkirchenrath feſtgeſetzt. 

Art. 23. Der Oberkirchenrath mit dem Synodalausſchuß kann einen Geiſtlichen mit 
deſſen Zuftimmung zeitweilig, ſei es auf einen im Voraus beftimmten Beitraum, jei es auf 
unbeftimmte Zeit völlig beurlauben; die Stelle fann in diefem Fall anderweit bejeßt werden. 

Während des Urlaubs bezieht der Geiftliche Fein Dienfteinfommen, bleibt aber im 
Berhältniß eines Geiftlichen der Landeskirche. 

Der Oberfirchenrath fann bei der Urlaubsberwilligung jedoch zum Voraus beſtimmen, 
daß, wenn während des Urlaubs Dienftunfähigkeit eintritt, ein Anſpruch auf Warte oder 
Nuhegehalt nicht ftattfindet und daß, fall3 der Geiftliche während des Urlaubs jtirbt, die 
Hinterbliebenen Penſion nicht beziehen. 

Die Bewilligung eines Urlaubs bis zu 3 Monaten gilt nicht als völlige Beurlaubung. 
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IX. Abſchnitt. 

Urt. 24. Die Wittwe eines feit angeftellten Geiftlichen hat dag geſammte Dienft- 
einfommen, wie folches jenem zur Zeit des Todes zuftand, einschließlich der Alterszulage, 
bis zum Ablauf des Monats, in dem der Tod eingetreten ift, und auf weitere 6 Monate 
zu beziehen. 

Indeſſen werden nur bis zum Ablauf des Monats, in dem der Tod eingetreten 
iſt, bezahlt 

die Vergütung für Dienftaufwand (Art. 5, 6), 
Nemunerationen und perjünliche Zulagen, die neben dem anjchlagsmäßigen Ge— 
halt bewilligt find. 

Art. 25. Hinterläßt ein Geiftlicher feine Wittwe, aber ein oder mehrere eheliche 
Kinder, die zur Zeit feines Ablebens noch in jeinem Brode jtanden, fo fommt dieſen der 
gleiche Bezug, wie dev Wittwe zu (Art. 24). 

Hinterläßt ein Geiftlicher eine Wittwe und folche Kinder und e3 leben Wittwe und 
Kinder getrennt, fo fommt Art. 12 des Geſetzes vom 10. Juni 1862, die allgemeine 
Pfarrwittwenkaſſe betreffend, zu entjprechender Anwendung. 

Art. 26. Hinterläßt ein Geiftlicher weder eine Wittwe noch unverjorgte Kinder 
(Art. 23), jo werden feinen Erben die jämmtlichen Dienftbeziige bis zu Ende des Monat 
des Ablebens, Accidenzien aber nur infoweit fie bi zum Todestag anfällig gemorden, 
abgemährt. 

Das Gleiche gilt von der Nemuneration (Art. 1) eines Predigtamtsfandidaten oder 
Pfarrvikars. 

Art. 27. Einem zur Verwaltung der Stelle während der Gnadenzeit (Art. 24) ab— 
geordneten Vikar iſt von der Wittwe oder deren Kindern, wenn Raum und Umſtände es 
geſtatten, Wohnung im Pfarrhauſe unentgeltlich einzuräumen. 

Der Oberkirchenrath kann anordnen, daß die Bezugsberechtigten die Wohnung gegen 
Erſtattung des der Zeit entſprechenden Theils des Wohnungsanſchlags (Art. 9 3. 4) verlaſſen. 

Art. 28. Auf den Warte- und Ruhegehalt eines Geiſtlichen finden die Beſtim— 
mungen in Art. 24 bis 26 entſprechende Anwendung. 

Art. 29. Die dem Verſtorbenen nächſt vorgeſetzte Dienſtbehörde beſtimmt, wer von 
mehreren Betheiligten bis zur rechtsverbindlichen Auseinanderſetzung unter ihnen und vor— 
behaltlich derſelben die Bezüge (Art. 24—26, 28) zu erheben hat. 

Art. 30. Mit Ablauf der in Art. 24 Abi. 1 beftimmten Zeit treten die Wittive be- 
ziehungsweije die Kinder eines verftorbenen Geiftlichen nad) Maßgabe des Geſetzes vom 
10. Juni 1862 und der Nachträge dazu in den Bezug der bejtimmten Penſion. 


X. Abſchnitt. 


Art. 31. Dies Geſetz tritt am 1. Sanuar 1891 in Kraft. 

Gleichzeitig werden die Gefete vom 22. Februar 1875, 27. Juni 1879, 17. März 
1882, 16. Mai 1887 und die Verordnung vom 13. November 1887, joweit fie Geift- 
liche betrifft, und vom 20. Auguft 1885 aufgehoben. 

Die nah Art. 2, 3 bejtimmte Gehaltserhöhung wird in jedem einzelnen Fall erjt 
dann fällig, wenn die Größe der dazu aus Mitteln der Kirchengemeinden oder aus der 
Hülfskaſſe zu leiſtenden Beiträge fejtgeftellt ift. 

Die Berwilligung von Alterszulagen erfolgt Lediglich nach Maßgabe der verfüglichen 
Mittel, und zwar zunächſt für die jüngeren Altersklaſſen. 

Urt. 32. An dem einem Geiftlihen am 31. Dezember 1890 zujtehenden Stellein- 
fommen tritt durch diejes Geſetz eine Minderung nicht ein. 








102] II. Kicchengejeg v. 27, Dec, 1890, erledigte Pfarritellen betr. 155 


In den dermaligen Befoldungsanfchlägen tritt eine Aenderung nicht ein, foweit nicht 
die VBorjchrift in Art. 11 dazu Anlaß giebt. 

Auf die Vergütung für Dienftaufwand (Art. 4-6) find indeffen überall die in den 
bisherigen Bejoldungsanfchlägen für derartige Aufwände eingeftellten beziehungsweife vom 
Dienfteinfommen gefürzten Beträge aufzurechnen. 

Sofern jene Leiftungen mehr betragen, als diefe Vergütung, wird eine Aenderung 
für die Dienstzeit des dermaligen Stellinhabers nicht herbeigeführt. 

Inſoweit ein Geijtlicher am 31. Dezember 1890 bei der dermaligen Veranjchlagung 
der in Art. 4 Abi. 1 und 4 des Geſetzes vom 22. Februar 1875 bezeichneten Naturalien 
mehr zu beziehen hätte, als ihm nac Art. 2 und 3 des gegenwärtigen Geſetzes zukommt, 
jo behält es bei jener Beranfchlagung jo lange fein Beenden, bis nach Art. 3 des gegen- 
wärtigen Geſetzes der Geiftliche zu dem Bezug eines höheren Dienfteinfommens berechtigt 
wird, als ihm nach feinem Dienftalter nach) Maßgabe der bisherigen Vorjchriften zu— 
fommen würde, 

Art. 33. Don dem Dienfteinfommen einer Stelle, die einem Geiftlichen am 31. 
Dezember 1890 feſt übertragen ijt, findet ein Gehaltsabzug (Art. 8) nach 20 Dienftjahren 
— nad den bisherigen Beitimmungen berechnet — nicht mehr ftatt. 

Urt. 34. Der Ruhegehalt foll nicht weniger betragen, als er betragen haben 
würde, wenn der Geiftliche am 31. Dezember 1890 in den Ruheſtand getreten wäre. 

Der Ruhegehalt eines Geiftlichen, der bei Ablauf des Jahres 1890 das 60. Lebens— 
jahr zurücdgelegt hat, ift auf defjen Verlangen nad) Art. 5, 11 Abſatz 4, 5 des Geſetzes 
vom 22. Februar 1875 nad) dem zu jenem Zeitpunkte ihm zuftehenden defignationgmäßigen 
Stelleinfommen einſchließlich Alterszulagen zu berechnen. 

Art. 35. Dies Geſetz findet auf Subftituten allenthalben Anwendung. 

Auf Geiſtliche der Hoffirche findet e3 feine Anwendung. 

Auf im Schuldienjt angejtellte Geiftliche, die ein geiftliches Anıt al3 Nebenamt ver: 
jehen, fowie auf auswärtige Geiftliche, die geistliche Stellen oder Berrichtungen im Inlande 
verjehen, finden Abjchnitt II und VIII diefes Geſetzes feine Anwendung; in wieweit die 
übrigen Bejtimmungen auf folche Geistliche anzuwenden find, bejtimmt der Oberfirchenrath. 

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterfchrift und dem vorgedrudten Herzog: 
lichen Siegel. 

Meiningen, den 27. Dezember 1890. 

(L. 8.) Georg. 

Heim, Hiller. 


II. 
Kirchengeſetz v. 27. December 1890, erledigte Rfarrſtellen betr. 


Wir Georg, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen-Meiningen ꝛc. verordnen in 
Betreff der Verwaltung erledigter Pfarrſtellen und wegen ihrer Vereinigung, wo ſolche 
wegen Mangels an Geiſtlichen, wegen Unzulänglichkeit der Dotation, bei der Kleinheit 
des Sprengels oder des Geſchäftskreiſes der einen oder andern geboten oder angemeſſen 
iſt, mit Beirath und Zuſtimmung der Landesſynode was folgt: 


—— 
Art. 1. Zur Verweſung einer erledigten Pfarrſtelle ſind die benachbarten Geiſt— 
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fichen unter Beihülfe der Lehrer in dem erledigten Pfarripiel und in dem der aushel— 
fenden Geiftlichen verpflichtet. 

Die Koſten der Verweſung trägt, joweit fie nicht aus der Vakanzkaſſe (Art. 7) be— 
ftritten werden fünnen, die Kirchkaſſe (Kirchengemeinde). 

Urt. 2. Den auswärtigen Geiftlichen ift 

1) bei dienftlicher Anweſenheit im Pfarrort ein angemefjen ausgeftattetes, nach 
Bedürfnis geheiztes Zimmer im Pfarrhaufe, oder, wenn e dort nicht an— 
gängig, andermweit verfüglich zu stellen, 

2) wenn fie einen Weg — Hin- und Rückweg zufammengerechnet — bon mehr 
als 4 km zurüczulegen haben, ein Wegegeld von 2 M. für je 4 km, wobei 
überschießende Streden von 2 km und mehr für voll, von weniger aber gar 
nicht gerechnet werden, zu gewähren oder die nothwendigen und wirklich ver- 
ausgabten Beförderungsfoften zu erftatten. 

Die in Art. 5 des Gejebes vom 27. Dezember 1890, betreffend Gehaltsverhäftnifje 
der Geiftlichen beftimmte Dienftaufwandsvergütung erhält der Geiftliche, dem die allge- 
meine Verweſung der erledigten Stelle (Vorſitz im Kirchenvorftand, Führung des Kirchen- 
buchs u. dergl.) übertragen ift. 

Art. 3. Wenn und folange der Gehalt der erledigten Stelle den Hinterbliebenen 
des letzten Inhabers (Wittwe, Kindern, andern Erben) zufommt (Geſetz vom 27. De- 
zember 1890, die Gehaltsverhältniffe der Geiftlichen betreffend, Abjchnitt IX), findet eine 
weitere Bergütung nicht ftatt. - 

Art. 4. Iſt ein Bezugsrecht Hinterbliebener gar nicht begründet oder erlojchen, 
jo hat der aushelfende Geiftliche 

1) die bei Taufen, Trauungen, Beerdigungen, Beichte, für Beugnifje und für 
den Konfirmandenunterricht anfallenden Gebühren — joweit dafür nicht Bauſch— 
ſätze beſtehen — 

2) eine vom Oberkirchenrath nach dem Geſetz vom 27. Dezember 1890, die Gehalts— 
verhältnifje der Geiftlichen betreffend, Art. 6 beftimmte Vergütung zu beziehen. 

Art. 5. Nüdfichtlic) der Vergütung der Lehrer bewendet e3 bei den Beftimmungen 
des Bolfsjchulgejeßes vom 22. März 1875 Art. 47. 

Art. 6. Der Oberfirchenrath kann die zeitweilige Verwaltung der erledigten Stelle 
oder die Aushülfe dabei einem Pfarrgehülfen (Bredigtamtsfandidaten, Pfarrvifar) übertragen. 

Art. 7. Die erledigten Dienfteinfünfte werden zu einer Vakanzkaſſe gezogen, deren 
Verwaltung vom Kirchenamte dem Kirchkafferechnungsführer oder einem bejonderen Rech— 
nungsführer zu übertragen ift. 

Die Zuſchüſſe zum Gehalt aus der Landesfaffe und aus allgemeinen Fircchlichen 
Mitteln (Hülfskaffe, Landeskirchkaſſe, Mildenkaffe, Grimmenthalskaffe), ſowie die Zufchüfje 
der Kirchengemeinde zur Ergänzung des Gehalts auf den gefeglichen Mindejtbetrag Geſetz 
vom 27. Dezember 1890, die Gehaltsverhältniffe der Geiftlichen betreffend, Art. 2, 15) 
fallen hinweg, foweit fie nicht zur Erfüllung der Verpflichtungen der Vakanzkaſſe (Art. 8) 
erforderlich find. 

Art. 8. Aus der Vakanzkaſſe find 

1) die Koften der Verwaltung der Stelle (Art. 2, 4-6), 

2) eine Gebühr von 3% der Einnahmen, wobei etwaige Zufchüffe (Art. 7 Abſ. 2) 
nicht in Anrechnung fommen — für den Verwalter der Kaſſe 

zu bejtreiten. 
Die Ueberſchüſſe der Vakanzkaſſe fallen der Landeskirchkaſſe zu. 
Der Oberkirchenrath mit dem Synodalausfhuß kann fie indefjen ganz oder theilweis 


ee 
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der Kirchfaffe zur DBejtreitung der ihr nach Art. 1 entjtandenen Koften und anderer außer- 
gewöhnlicher, inSbejondere der durch Erledigung der Stelle entjtehenden Aufwände überweiſen. 


I. Abſchnitt. 


Art. 9. Der Oberfirchenrath mit dem Synodalausſchuß Fann eine erledigte Pfarr: 
jtelle mit einer andern auf Dienjtzeit des Stellinhabers nach Gehör der Betheiligten ver- 
einigen, wenn erjtere nicht genügend dotirt ijt (vergl. Art. 15 des Geſetzes, betreffend die 
Gehaltsverhältniffe dev Geiftlichen), die Entfernung zwiſchen den beiden Pfarrorten nicht 
mehr als 5km beträgt und zugleich die Beforgung der Seeljorge und des Gottesdienftes 
unter Berüdjichtigung des Herfommens dergeftalt geordnet werden kann, daß der Predigt- 
gottesdienft in jeder der bisherigen Pfarrkirchen (Mutterkirchen) allfonntäglich und an einem 
der hohen Zeittage, in den Filialfirchen aber in der bisherigen Ausdehnung ftattfindet. 

Taufen, Trauungen, Beerdigungen finden an den Orten jtatt, wo e3 bisher üblich 
war, der Confirmandenunterricht wird an denjelben Orten, wie bisher, oder für die Con— 
firmanden der vereinigten Pfarrſpiele gemeinschaftlich abgehalten. . 

Der Oberfirchenrath mit Synodalausſchuß bejtimmt, an welchem der beiden Pfarr- 
orte der Geiftliche feinen Wohnfig zu nehmen hat. 

Art. 10. Die Lehrer der vereinigten Pfarripiele Haben die erforderliche Aushülfe 
zu leiften, inSbejondere Lejegottesdienfte an Stelle der ausfallenden Predigtgottesdienfte 
zu halten. 

Für Mehrleiftungen erhalten fie, fofern fie vor der Vereinigung bereits ihre Stellen 
definitiv befleideten, eine Vergütung von jährlich 50—150 M. 

Art. 11. Nach Befinden kann der Oberfirchenrath mit dem Synodalausfchuß die 
Verwaltung von Filialen oder eingepfarrten Orten benachbarten Geiftlichen gegen eine 
nach) dem Gejeg vom 27. December 1890, die Gehaltsverhältnifje der Geistlichen betreffend, 
Art. 6 bemefjene Vergütung überweiſen, auch zur Aushülfe einen Pfarrgehülfen abordnen. 

Art. 12. Die zu den vereinigten Pfarrjtellen gehörenden Einkünfte werden zu den 
nad) Urt. 10 und 11 entjtehenden Ausgaben und zu den Dienjtbezügen des Goeijtlichen 
(Art. 9) verwendet. 

Der Gehalt und die weiteren Dienjtbezüge des Geiftlichen werden nad) dem Geſetz 
vom 27. December 1890, die Gehaltsverhältnifje der Geiftlichen betreffend, bejtimmt. 

Für die Zeit der Vereinigung fommt Art. 7 Abf. 2 des gegenwärtigen Gejeßes finn= 
gemäß zur Anwendung. 

Etwaige Ueberſchüſſe fließen in die Landeskirchkaſſe. 

Urt. 13. Einer jeden der vereinigten Pfarrftellen und einer jeden Kirchengemeinde 
verbleibt ihr Vermögen und die Verpflichtung, es zu erhalten. 

Einer jeden Kirchengemeinde verbleibt ihr Kirchenvorjtand und ihre Kirchengemeinde= 
verjanmlung. 

In Betreff gemeinschaftlicher Angelegenheiten kommen $ 16 der Sirchengemeinde- 
und Synodal-Ordnung vom 4. Januar 1876 und Art. 4 des Gejeßes vom 25. Februar 
1876 zur Anwendung. 

Urt. 14. Statt der Vereinigung auf Dienstzeit kann der Oberfirchenrath mit dem 
Synodalausſchuß die Vereinigung auf Widerruf oder auf eine bejtimmte Zeit unter An— 
wendung der vorjtehenden Beitimmungen verfügen. 


I. Abſchnitt. 


Urt. 15. Pfarritellen können mit Genehmigung des Herzogs bleibend vereinigt 
werden, wenn entweder die betheiligten Kirchengemeinden oder die Landesſynode zuftinmt. 
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Hierbei finden, wenn nicht andere Beftimmungen getroffen werden, die Vorjchriften 
im II. Abjchnitt finngemäße Anwendung. 

Die Beftimmung der Art 3 und 60 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 4. Januar 1876 werden hierdurch nicht berührt. 

Art. 16. Diejes Geſetz tritt am 1. Januar 1891 in Kraft. 

Gleichzeitig wird das Gejeh vom 7. März 1875 aufgehoben. 

Urkundlich unter Unferer Eigenhändigen Unterfchrift und dem vorgedrudten Herzog- 
tichen Siegel. 


IH. 
Kirhengefeß vom 27. December 1890, betr. die Sandeskirdkaffe. 


Wir Georg, von Gotte3 Gnaden Herzog von Sahjen-Meiningen 2c. verordnen, 
Behufs zweckmäßiger Vereinigung der allgemeinen firchlichen Zwecken dienenden Mittel 
und Behufs Bereinfahung der Verwaltung, mit Beirat und Zustimmung der Landes— 
ſynode, was folgt: 

Urt. 1. Der allgemeine Kirchenfonds und die Pfarrpenſionskaſſe (Gejfe vom 
17. März 1882) werden zur Landeskirchkaſſe vereinigt. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben der Landeskirchkaſſe iſt ein auf drei Jahre 
gültiger Voranfchlag mit der Landezfynode zu vereinbaren. Ohne Nachverwilligung kann 
der Ausgabevoranſchlag überjchritten werden, joweit dies durch den Mehrbedarf für ge: 
jegliche Warte- und Ruhegehalte nothiwendig ift. 

Art. 2. Aus den Einkünften der Landeskirchkaffe find zu bejtreiten: 

1) die Wartegehalte und die Nuhegehalte der Geiftlichen, 

2) ein jährlicher Beitrag von 10000 M. zur allgemeinen Pfarrwittiwenfaffe, 

3) der zur Beitreitung der Alterszulagen der Geiftlichen und der ſonſtigen Zu— 
fhüffe zu den Dienjtbezügen der Geiftlichen und Pfarrgehülfen neben dem 
Beitrag der Staatskaſſe erforderliche Zuſchuß zum Hülfsfonds, 

4) der Aufwand für die Landesiynode und für ſonſtige allgemeine Bedürfnifie. 

Urt. 3. In die Landeskirchkaſſe fließt: 

1) der Abwurf ihres Bermögens, 

2) die Abgewährungen aus dem Dienfteinfommen der Geijtlichen (Gejeß, betreffend 
die Befoldungsverhältniffe der Geijtlichen, vom 27. Dezember 1890 Art. 8, 16) 
und erledigter Pfarrftellen (Geſetz, betreffend erledigte Pfarritellen, vom 27. De- 
zember 1890 Art. 8 Abſ. 2), 

3) die von der Landesiynode verwilligten Beiträge (Umlagen) der Kirchenge- 
meinden (allgemeine Kirchenfteuer). 

Die Einkünfte unter Z. 2, 3 werden im Verwaltungsivege beigezogen. 

Art. 4 Die Umlagen Art. 3 3. 3 richten fi) nach dem Betrag der Grund» Ge— 
bäude- und Einfommenfteuer, wonach in den Kirchengemeinden die Kirchenfteuern umgelegt 
werden können. 

Der Oberficchenrath ſetzt den Maßſtab der Beitragspflicht einer jeden Kirchenge- 
meinde je auf drei Kalenderjahre nach) dem Steuerftod des dem erjten vor ihnen voraus— 
gegangenen Kalenderjahres fejt und bejtimmt im Februar jeden Jahres nach Bedarf die 
aufzubringende Gejammtfteuer und die auf jede Kirchengemeinde hiernach entfallenden Beträge. 

Der ausgejchriebene Betrag ift jofort an die Amt3einnahme einzuzahlen. 
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Kirchengemeinden, die in ausländifche Kirchen eingepfarrt oder Filialen von folchen 
find, bleiben von den Umlagen frei. 

Art. 5. Die Landesfirchkaffe fteht unter Aufficht des Oberkirchenraths. 

Die Rechnung darüber iſt nach der Revifion vom Oberkirchenrath feitzuftellen und 
jodann der Landesiynode zur Kenntnignahme und Stellung etwaiger Erinnerungen vor— 
zulegen. 

Art. 6. Dies Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1891 in Kraft. 

Sfeichzeitig treten außer Kraft: 

das Gejeh vom 19. Dezember 1868, betreffend Abgewährung von Vafanzerträgen 
erledigter Pfarritellen zur allgemeinen Pfarrwittwenkaſſe, und das Geſetz vom 
27T. Juni 1885, betreffend die Aufbringung der Synodalfoiten. 

Un den Beitimmungen des Art. 29 des Grundgejebes für die vereinigte land- 
Ichaftliche Verfaffung des Herzogtums S. Meiningen vom 23. Auguft 1829 wird durch 
diejes Geſetz nichts geändert. 

Art. 7. Rücdjichtlih der vor dem 1. Januar 1883 in den Ruheſtand verſetzten 
Geiftlichen, deren Stellen und Stelleneinfommen und das Gnadenhalbjahr ihrer Hinter- 
bliebenen bewendet e3 bei den dermalen deshalb getroffenen oder nach Maßgabe der vor 
dem bezeichnelen Tage gültigen Bejtimmungen und bejtandenen Einrichtungen etwa noch 
zu treffenden Anordnungen. | 

Der Oberfirchenratd kann indejjen den Ruhegehalt und den den Hinterbliebenen 
zufommenden Bezug an Nuhegehalt auf die Landeskirchkaſſe übernehmen. 

So lange die Kirchfaffen beziehungsmweije Kirchengemeinden den NAuhegehalt an die 
Geiftlihen oder ihre Hinterbliebenen zu entrichten haben, bleiben fie von den Umlagen 
zur Landeskirchkaſſe (Art. 3 3. 3, Art. 4) frei. 

Urt. 8 Mit dem 1. Januar 1891 fallen die Beiträge der Rirchkaffen und der 
Geiftlichen zur allgemeinen Pfarrwittwenkaſſe ab (Geſetz vom 10. Zuni 1862 Art. 6 bis 8, 
Nachtragsgejeb vom 29. Mai 1865 Art. 1 und Gejeß vom 9. Mai 1887 8 2). 

Urt. 9. Die bi! zum Ablauf des Jahres 1890 fich ergebenden Erträge vafanter 
Pfarritellen werden nach den bisherigen Bejtimmungen behandelt. 

Urt. 10. Der nad) 8 11 des Geſetzes vom 17. März 1882 dermalen feitgejeßte 
Maßſtab für die Umlagen zur Pfarrpenſionskaſſe wird für die Umlagen angewendet, die 
zur Landeskirchkaſſe aufs Jahr 1891 auszufchreiben find. 
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Das Herzogthum Brannfdweig. 


Durch K.G. v. 3/1 1889) ift das Gef. v. 31/5 1871?) in der Weife ab- 
geändert worden, daß die Parochie Lunjen-Thedinghaufen, welche der General» und 
Stadtinspektion Holzminden zugetheilt gewejen war, jet der Generalinjpeftion Braun: 
ſchweig eingegliedert worden ift. 

Meiter find ergangen das K.G. v. 1/12 1890 die Oberaufſicht über 
die Kirhendiener und die Disciplinarverhältniffe derfelben betr. 
(D und das Staatsgeſetz v. 15/6 1890 das Disciplinarverfahren 
gegen Kirdhendiener betr. (I). 


ık 


Kirchengeſetz, die Oberaufſicht über die Kirchendiener und die Disciplinar- 
verhälfniffe derfelben betreffend, vom 1. December 1890 ?). 


Bon Gottes Gnaden, Wir, Albrecht, Prinz von Preußen 2c., Negent des Herzogthums 
Braunfchweig, erlafjen fraft der Uns zuftehenden Kirchengewalt unter Beirath Unferes Herzoglichen 
Conſiſtoriums nach erfolgter Zuftimmung der Landesiynode das nachfolgende Kirchengeſetz: 

1. Unter die Beftimmungen diejes Kirchengejeßes fallen alle in Kirchenämtern der evange- 
liſch-lutheriſchen Landeskirche angeftellten Berfonen, Sind diefe Perſonen zugleich in Gemeinde- 
ſchulämtern angeftellt, jo finden die Beſtimmungen diefes Gejetes inſoweit Anwendung, als e3 ſich 
um das Sirchenamt handelt, und ift Seitens der Kirchenbehörde von einem disciplinarifchen Ein- 
fehreiten gegen ſolche Perſonen die Schulbehörde zu benachrichtigen, 

Auf im Kirchendienfte beichäftigte Verfonen, welche nicht angeftellt find, finden die Beſtim— 
mungen diefes Sirchengejeßes nur infomweit Anwendung, als dies in dem Kirchengejege felbft aus— 
drüclich vorgeichrieben iſt. ($ 17.) 

2. Das der Slirchenregierung über die ſämmtlichen Sirchendiener zuftehende Oberauffichtz- 
recht wird durch das Conſiſtorium ausgeübt, 

. Jeder Sirchendiener hat die Verpflichtung, das ihm übertragene Kirchenamt der Ver— 
fafjung, den Gefegen, ſowie den Dienftoorichriften und Anweilungen entiprechend gewifjenhaft wahr- 
zunehmen und durch jein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, die fein Beruf fordert, 
fih würdig zu zeigen. 

Ss 4 Jeder Dienftoorgefegte ift befugt, die ihm untergeordneten Kirchendiener auf die 
Pflichten aufmerkffam zu machen, welche ihnen ihr Dienſt ſowohl Hinfichtlich ihres amtlichen wie 
außeramtlichen Verhaltens auferlegt, die ordnungswidrige Ausführung von Amtsgeihäften durch fie 
zu rügen und fie zu rechtzeitiger und ordnungsmäßiger Erledigung der Amtsgefchäfte zu ermahnen, 

. Ein Kirchendiener, welcher die ihm obliegenden Pflichten verlegt, begeht ein Disci- 
plinarvergehen und hat die Disciplinarbeitrafung verwirkt, 

6. Auf das Disciplinarverfahren gegen Kirchendiener finden die 88 35—38 des Gefeßes 
über den Givilftaatsdienft vom 4 April 1889 entiprechende Anwendung. 


DA KB. 1890 ©. 131. 3) Nach 8. v. 14/1 1891 in Kraft getreten am 
2) in der Sammlung ©. 779 ff. 1/2 1891. Amtsbl. d. Eonj. 1891 ©. 2. 


driedberg, Verfaffungsgefege, III. Erg.-Bd. Braunſchweig. 
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— 
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8 7, Die Disciplinarftrafen beſtehen in 
1) Ordnungsſtrafen, 
2) Dienſtentlaſſung. 

Wegen der Abjegung ift 8 25 zu vergleichen, 

8,8. Ordnungsſtrafen find: Warnung, Verweis und Gelditrafe bis zum Betrage eines 
Zwölftels des jährlichen Dienfteinfommens. Geldftrafe kann mit Verweis verbunden werden, 

5 9 Der des Dienites Entlaſſene verliert Titel und Nang feines Amtes, und fein Dienft- 
einfommen wird auf ein Fünftheil ohne Nücficht auf die Dienftjahre herabgeſetzt. Außerdem hat 
derjelbe die Koften des Umzuges feines Nachfolger zu tragen. 

sm Gnadenwege kann ein Betrag bis zu dem geſetzlichen Höchſtbetrage des Ruheeinkommens 
des Entlafjenen bewilligt werden, 

Wird auf Dienjtentlafjung erkannt, weil deg Kirchendiener das ihm übertragene Amt ohne 
Berechtigung in der Abjicht, dafjelbe aufzugeben, oder fo, daß feine unberechtigte Abwejenheit vom 
1 über zwei Monate dauert, verlafjen hat, jo verliert der Entlafjene fein gefammtes Dienft- 
einfomment, 

$ 10. Welche der in den vorjtehenden 88 beſtimmten Strafen anzumenden fei, iſt nach der 
größeren oder geringeren Erheblichfeit des Dienftvergehens mit bejonderer Rückſicht auf die ge— 
fammte Führung des Angefchuldigten zu ermefjen, 

Hält das Eonfiftorium dafür, daß die Dienjtentlaffung eines Kirchendieners wegen religiöfer 
Strlehre oder amtsunwürdigen oder jonft mit feinem Auite unvereinbaren Verhaltens geboten fei, 
fo veranlaßt es die Mitwirkung des Synodalausſchuſſes in der durch $ 27, 3 des Gejeßes, die 
Errihtung einer Landesiynode betreffend, vom 31, Mai 1871 vorgejchriebenen Form, und bean: 
tragt, wenn der gemeinjchaftlihe Beihluß dahin geht, daß das fernere Verbleiben des Angeſchul— 
digten im Amte unzuläffig jei, unter Bezeichnung Der diefem Beſchluſſe zum Grunde gelegten That- 
fachen die Einleitung des fürmlichen Disciplinarverfahrens, 

11, Ordnungsitrafen werden ohne fürmliches Disciplinarverfahren verhängt, 

8 12, Ordnungsſtrafen gegen Kirchendiener verhängt das Conſiſtorium. 

8 13. Bor der VBerhängung einer DOrdnungsitrafe iſt dem Sirchendiener Gelegenheit zu 
geben, fich über die ihm zur Laſt gelegte Verlegung feiner amtlichen Pflichten zu verantworten, 

Die Verhängung der Ordnungzftrafen erfolgt unter Angabe der Gründe Durch fchriftliche 
Verfügung oder zu PBrotocoll, 

Das Conſiſtoxium ift befugt, die Kirchendiener zu der Erledigung eines Amtsgeſchäftes durch 
Gelditrafen bis zu dem im $ 8 bejtimmten Betrage zu zwingen oder auch die Erledigung eines 
verzögerten Amtsgejhäftes auf Kojten des Säumigen durch einen Anderen bejorgen zu laffen, 
Beide Zwangsmittel find vorher jcehriftlich oder zu Protokoll anzudrohen und nach fruchtlofem Ab— 
laufe der gejegten Friſt gedrohtermaßen zum Bollzuge zu bringen. 

14, Gegen die Verhängung von Drdnnungsftrafen jowie gegen die Androhung von Zwangs— 
mitteln feitens des Confiftoriums findet eine binnen vier Wochen von Zuftellung der die Strafe 
verhängenden Verfügung zu verfolgende Beichwerde an den höchſten Inhaber der Sirchenregie= 
rung ftatt, Die Zuftellung der Verfügung iſt zu bejcheinigen, Die Bejchwerde tft fchriftlich beim 
Conſiſtorium anzubringen, 

3 15, Die Berhängung von Ordnungsitrafen oder der Antrag auf Einleitung des fürn 
lichen Disciplinarverfahrens gegen Stirchendiener ift ausgejchloffen, fobald diefelben ihre Verabſchie— 
dung aus dem Sirchendienjte unter den gejeglichen Vorausſetzungen nachſuchen. Die Koſten des 
Verfahrens trägt in diefem Falle der Angefchuldigte, 

$ 16, Wegen der vorläufigen Dienftenthebung eines Kirchendieners (Suspenfion) finden die 
Beitimmungen der SS 81, 82, 85—87 des Gejeßes über den Civilftaatsdienft entjprechende Anwen— 
dung mit der Maßgabe, daß die Beichlußfaffung darüber, ob die Innebehaltung des Dienſtein— 
fommen3 auf den vierten Theil defjelben zu beſchränken fei, dem Confiftortum zukommt, und daß 
ein im gerichtlichen Strafverfahren erlafjenes Urtheil die Suspenfion zur Folge hat, welches, wenn 
e3 gegen einen Staatsbeamten erlaffen wäre, den Berluft des Amtes Fraft des Geſetzes nach ſich 
ziehen würde (vgl, $ SI Nr, 1 dajelbit). N 

Die Suspenfion kann, fobald gegen einen Kirchendiener ein Strafverfahren wegen eines Ver: 
brechens oder Vergehen eingeleitet oder die Einleitung eines förmlichen Disciplinarverfahrens ($ 20) 
verfügt wird, auch kraft Beichluffes des Confiftoriums, welches davon dem Staatsminijtertum An— 
zeige zu machen hat, bis zur vechtzfräftigen Entſcheidung eintreten, 

Wenn Gefahr im Berzuge ift, kann einem Sirchendiener auch von folhen Vorgejegten, die 
feine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig 
unterfagt werden; es iſt aber darüber fofort an das Conſiſtorium zu berichten; auch hat die Unter— 
fagung eine Kürzung des Dienfteinfommens nicht zur Folge, 

Die erforderlihen Maßregeln behufs der Inbeſitznahme und Verwaltung des inne zu bes 
haltenden Theil® dom Dienfteinfommen des Kirchendieners trifft das Confiftorium, Dafjelde ift 
berechtigt, die zur Ausführung der Innebehaltung nach den bejtehenden Gejegen erforderlichen Anz 
träge bei den zuftändigen Staatsbehörden zu ftellen, — 

8 17, Gegen diejenigen Perſonen, welche, ohne angeſtellt zu fein, im Kirchendienſte beſchäf— 
tigt find, können Ordnungsitrafen nad) Maßgabe der obigen Beſtimmungen angewandt werden, 
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Ueber deren Entfernung aus dem Kirchendienfte entjcheidet ohne weiteres Verfahren das 
Conſiſtorium. And an 

8 18, Die gegen Kirchendiener, fei es im Wege des fürmlichen Dizciplinarverfahrens von 
den entjcheidenden Disciplinarbehörden ($ 21), ſei es vom Gonfiftorium nach Maßgabe der 88 12, 
13 verhängten oder al3 Zwangsmittel angewandten Geldftrafen, nicht minder die durch Vornahme 
von Handlungen auf Koſten ſäumiger Kirchendiener ($ 13) entjtandenen often unterliegen auf 
den vom Gonfiftorium bei der zuftändigen Behörde gejtellten Antrag der zwangsweiſen Beitreibung 
im Verwaltungswege. ' | ER 

$ 19, Die Zahlung desjenigen Betrages, welcher einem Kirchendiener bei feiner Entlafjung 
von dem früheren Dienfteinfommen fraft Gejeßes verblieben oder im Gnadenwege bewilligt ijt 
(8 9), erfolgt aus der Kloſter-Reinertrags-Caſſe. in 

20, Der Dienftentlafjung der Kirchendiener (mit Ausnahme der auf Kündigung oder auf 
Widerruf angeftellten, bezüglich welcher eintretendenfall3 von der Kündigung oder dem Widerrufe 
Gebrauch zu machen ift) muß ein fürmliches Disciplinarverfahren vorhergehen. Die Einleitung 
defjelben wird vom Gonfiftorium verfügt; der Oberftaatsanmwalt übernimmt auf Erjuchen des Con— 
filtoriums unter Beſtätigung der Landesregierung die Rolle des Klägers und kann ſich in der Vor— 
unterfuchung ftets, in der mündlichen Verhandlung im Falle feiner Verhinderung durch einen Staat3- 
anwalt vertreten laſſen. Das Conſiſtorium hat dem Oberftaatsanmwalte die Anjchuldigungspuntte 
mitzutheilen, Das förmliche Disciplinarverfahren befteht in einer jhriftlichen Vorunterfuchung und 
einer mündlichen Verhandlung. Der VBorfigende der Disciplinarfammer ernennt den unterſuchungs— 
führenden Beamten aus der Zahl der dem evangelifch-Kutherifchen Religionsbekenntniſſe angehörigen 
Nichter des Landes, die nicht Mitglieder der Disciplinarbehörden jein können. 

$ 21. Die entjcheidenden Disciplinarbehörden im förmlichen Disciplinarverfahren find: 

1) in erfter Inſtanz die Disciplinarfammer für Kirchendiener, 
2) in zweiter Inſtanz der Disciplinarhof für Kirchendiener, 

Die Disciplinarfammer befteht aus 5 Mitgliedern, der Disciplinarhof aus 7 Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorfigenden. — 

In der Disciplinarkammer müſſen der Vorſitzende und zwei Beiſitzer, im Disciplinarhofe 
der Vorſitzende und 3 Beiſitzer dem Oberlandesgerichte oder als Präſidenten oder Directoren dem 
LZandgerichte, zugleich aber dem evangelifch-Iutheriichen Neligionsbekenntnifje angehören. Won den 
übrigen Mitgliedern der Disciplinarfammer muß eins, von denen des Disciplinarhofs müfjen zwei 
Mitglieder der oberften Kirchenbehörde angehören; je ein Mitglied für jede der beiden Disciplinar- 
behörden wird aus dem Kreiſe der oberen Kirchenbeamten (Generaljuperintendenten und Super: 
intendenten) oder der Synodalen entnommen. Bon diefen der oberiten Kirchenbehörde und dem 
Kreife der oberen Kirchenbeamten oder der Synodalen zu entnehmenden Mitgliedern muß je ein 
Mitglied dem geiftlihen Stande angehören, Dasjenige Mitglied der oberſten Kirchenbehörde, 
welches in diefer das Referat bezüglich einer Disciplinarfache geführt hat, kann nicht in derjelben 
Sache als Mitglied der Disciplinarfammer oder des Disciplinarhofes thätig werden. Derjenige, 
welcher als Mitglied der Disciplinarfammer geurtheilt hat, kann nicht in derjelben Sache ala Mit- 
glied des Disciplinarhofes thätig werden, 

Die Mitglieder der Disciplinarbehörden für Kirchendiener, ſowie für jedes derjelben ein 
gleich geeigenschafteter Vertreter, werden für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen 
befleideten Functionen (als Richter, als Mitglied des Confiftoriums, als oberer kirchlicher Beamter 
oder als Synodaler) vom Landesfürften ernannt, 

Der Sit der ebengedachten Disciplinarbehörden befindet fich in Braunjchweig. 

Die Mitglieder verjehen die Gejchäfte unentgeltlih, nur die auswärtigen erhalten Tage- 
gelder und Reiſekoſten. 

Die erforderlichen Beftimmungen wegen der Gejchäftsräume und des zuzuziehenden Hülfs- 
und Unterperfonal3 werden von dem Staatsminifterium getroffen, 

Sm Mebrigen finden auf das Verfahren die SS 98—100 Abſatz 1, 102 und 104 des Geſetzes 
über den Givilftaatsdienft entiprechende Anwendung; der $ 98 jedoch mit der Aenderung, daß, wenn 
der ftändige Vertreter eines Mitgliedes aus den in $ 98 erwähnten Gründen in der betreffenden 
Disciplinarbehörde mitzuwirken gleichfalls behindert ijt, für denfelben, je nachdem er als Richter 
oder in anderer Eigenjchaft zum ftändigen Vertreter ernannt war, aus den übrigen Vertretern 
derjelben Art einer vom VBorfigenden zugezogen wird; der 8 99 mit der Aenderung, daß bei einer 
Weigerung des Vorunterjuchungsbeamten, die VBorunterfuhung einem Antrage des Beichuldigten, 
de3 Staatsanwalts oder des Conſiſtoriums entfprechend zu ergänzen, die Entjcheidung der Disci- 
plinarfammer einzuholen ift und daß der Vorumterfuhungsbeamte dem Conſiſtorium die Acten be= 
hufs Beſchluſſes über Stellung eines folhen Antrages mitzutheilen hat, und der 8 102 mit der 
Uenderung, daß an die Stelle der Verweiſung auf $ 101 des Givilftaatsdienftgejeges eine Ver— 
weilung auf $ 22 dieſes Gejeges tritt, 

5 22, Das Confiftorium, welchem nach beendigter Vorunterfuhung die Acten mitzus 
theilen find, kann mit Nücficht auf den Ausfall der Vorunterfuhung das Verfahren einftellen. 
Dasſelbe entjcheidet, wenn es einftellt, gleichzeitig darüber, ob die Verhängung einer Ordnung 
ftrafe angezeigt jet, und hat dem Oberjtaatsanwalte und der Disciplinarfammer von diefen Be— 
ſchlüſſen Nachricht zu geben, und dem Angefchuldigten von dem Bejchluffe der Einftellung des Ver- 
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fahrens beziehungsmweife der VBerhängung der Ordnungsftrafe eine Ausfertigung unter Mittheilung 
der Gründe zu ertheilen. Wird die Einftellung des Verfahrens vom Confiftorium nicht beichlofien, 
jo giebt dafjelbe hiervon dem Oberftaatsanwalte behufs Fortjegung des Verfahrens unter Rüc- 
gabe der Acten Nachricht, 

‚8 23. Die Einftellung de3 Verfahrens muß erfolgen, fobald der Angefchuldigte feine Ver— 
abjehiedung aus dem Sirchendienfte unter den gejeglichen Vorausfegungen nachjucht. 

24. Für das Disciplinarverfahren find im Uebrigen die Beftimmungen der 88 57 Abf, 3 
bis 80 des Geſetzes über den Civilftaatsdienft maßgebend, 

Die Entjheidung der Disciplinarbehörde kann auch auf eine Ordnungsſtrafe lauten, 

‚ Auf Dienftentlaffung ift zu erkennen, wenn der Kirchendiener fich der Verbreitung einer 
ne in einer jolhen Weiſe ſchuldig gemacht hat, daß fein Verbleiben im Amte un— 
zuläffig ericheint, 

S 25. Auf Abjegung iſt in denjenigen Fällen zu erkennen, in welchen nach dem Neichs- 
ftrafgejeßbuche ein Beamter das Amt verliert, weil gegen ihn im Strafverfahren auf Zuchthaus- 
ftrafe, auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter, oder auf Verluft des von ihm beffeideten Amtes erfannt worden ift, 

Das Urtheil auf Abſetzung erfolgt im Wege des fürmlichen Disciplinarverfahrens, jedoch 
kann nach Zage der Sache von einer Vorunterſuchung abgefehen werden, 

Die Abjegung zieht den Verluſt des gefammten Amtseinfommens nad) fi, Außerdem hat 
der Abgejeßte die Koften des Umzuges feines Nachfolgers zu tragen, 

6, Bei Kirchendienern, mit deren Kirchenamte ein Schulamt ftändig verbunden ift, hat 
die Entlafjung oder Abjegung von dem letteren Amte von jelbft die Entlafjung oder Abjeßung 
bon dem anderen Amte zur Folge, 

27, Soweit die Koften des Disciplinarverfahrens oder der Stellvertretung eines fuspen- 
dirten Kirchendieners durch den innebehaltenen Theil feines Dienfteinfommens nicht gedeckt werden, 
ee Fr Kirchendiener zu deren Tragung nicht verpflichtet ift, trägt fie die Kloſter-Rein— 
ertrags-Caſſe. 

8 28, Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Kirchengeſetzes wird durch 
Höchſte Verordnung feſtgeſetzt. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 


Geſetz, das Disciplinarverfahren gegen Kirchendiener betreffend, vom 
15. Juni 1890 . | 


Bon Gottes Gnaden, Wir, Albrecht, Prinz von Preußen 20, Regent des Herzogthums 
Braunjchweig, erlaffen unter Zuftimmung der Landes-VBerfammlung das nachfolgende Geſetz: 

1, Sn Beziehung auf die Diener der evangelifchzlutherifchen Landeskirche des Herzog- 
thums treten die 88 18—24 des Gefeßes Nr, 113 vom 22, December 1870, die Entlaffung der 
Staatödiener 2c. betreffend, jowie alle anderen auf Disciplinarverhältniffe bezüglichen jtaatsgejeß- 
lichen Vorfchriften mit dem Tage außer Kraft, an welhem das gegenwärtige Geſetz und das mit 
demjelben gleichzeitig publicirte Kirchengefeß, die Oberaufficht über Die Kirchendiener und die Dis— 
ciplinarverhältniffe derjelben betreffend, in Kraft treten, 

Auf andere, al3 evangelijchzlutherifche Kirchendiener fommen nur diejenigen Vorjchriften 
dieſes Gejetes in Anwendung, welche ausdrüclich von denfelben handeln, 

8 2, Die gegen Kirchendiener zu erfennenden Disciplinarjtrafen beftehen in 

1) Ordnungsſtrafen. 

Ordnungsftrafen find: Warnung, Verweis und Geldftrafe bis zum Betrage eines Zwölf: 

theils de3 jährlihen Dienfteinfommens; Gelditrafe kann mit Verweis verbunden werden; 
2) Dienftentlafjung. 

Megen der Abſetzung ift $ 14 zu vergleichen. 

8 3, Der des Dienjtes Entlafjene verliert Titel und Nang feines Amtes, und fein Dienft- 
einfommen wird auf ein Fünftheil ohne Rückſicht auf die Dienftjahre herabgeſetzt. Außerdem hat 
derjelbe die Koften des Umzuges feines Nachfolgers zu tragen, . 

Im Gnadenwege fann ein Betrag bis zu dem gejeßlichen Höchſtbetrage des Ruheeinkommens 
des Entlafjenen bewilligt werden, 

Wird auf Dienftentlaffung erfannt, weil der Kirchendiener das ihm übertragene Amt ohne 
Berechtigung in der Abficht, dafjelbe aufzugeben, oder fo, daß feine unberechtigte Abwejenheit vom 
au über zwei Monate dauert, verlaſſen hat, fo verliert der Entlafjene jein gefammtes Dienit- 
einfommen, 


1) Nah 8. v. 14/1 1891 in Kraft getreten am 1/2 1891. Amtsbl. d. Conj. 1891 ©. 1. 
11 * 


164 Braunſchweig. [49 


$ 4 Welche der in den vorftehenden 88 beftimmten Strafen anzuwenden jei, ift nad) der 
größeren oder geringeren Grheblichkeit des Dienftvergehens mit bejonderer Rüdficht auf die ge— 
jammte Führung des Angejchuldigten zu ermeſſen. \ H ß AN 

Hält das Confiftorium dafür, daß die Dienftentlaffung eines Kirchendiener3 wegen religiöfer 
Irrlehre oder amtsunmwürdigen oder ſonſt mit feinem Amte unvereinbaren Verhaltens geboten jei, 
jo veranlaßt es die Mitwirkung des Synodalausfchuffes in der durch $ 27, 3 des Gejeßes, die 
Errichtung einer Landesignode betreffend, vom 31, Mat 1871 (Pr. 34) vorgefchriebenen Form, und 
beantragt, wenn der gemeinfchaftliche Beihluß dahin geht, daß das fernere Verbleiben des Ange— 
ihuldigten im Amte unzuläffig jei, unter Bezeichnung der dieſem Beſchluſſe zum Grunde gelegten 
Thatſachen die Einleitung des fürmlichen Disciplinarverfahrens. ! 

8 5, Megen der vorläufigen a eines Stirchendieners (Suspenfion) finden die 
Beitimmungen der 88 81, 82, 85 bis 87 des Gejeßes über den Giviljtaatsdienit entiprechende An— 
wendung mit der Maßgabe, daß die Beſchlußfaſſung darüber, ob die Innebehaltung des Dienit- 
einfommens auf den vierten Theil defjelben zu bejchränten ſei, dem Gonfiftortum zufommt, und 
daß ein im gerichtlichen Strafverfahren erlaffenes Urtheil die Suspenfion zur Folge hat, welches, 
wenn es gegen einen Staatsbeamten erlafjen wäre, den Verluſt des Amts fraft des Geſetzes nad) 
ſich ziehen würde (vgl, $ 81 Nr, 1 dajelbit), 

Die Suspenfion fann, jobald gegen einen Kirchendiener ein Strafverfahren wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens eingeleitet oder die Einleitung eines fürmlichen Disciplinarverfahreng 
($ 8 dieſes Gejeßes) verfügt wird, auch kraft Beſchluſſes des Gonfiftoriums, welches davon dem 
Staatsminifterium Anzeige zu machen hat, bis zur vechtskräftigen Entjheidung eintreten, 

Wenn Gefahr im Verzuge ift, kann einem Kirchendiener auch von ſolchen Vorgeſetzten, die 
jeine Suspenfton zu verfügen nicht ermächtigt find, Die Ausübung der Amtöverrichtungen vorläufig 
unterfagt werden; es ift aber darüber jofort an das Conſiſtorium zu berichten, auch hat die Unter- 
fagung eine Kürzung des Dienfteinfommens nicht zur Folge, 

Die erforderlihen Maßregeln behufs der Inbeſitznahme und Verwaltung des inne zu be- 
haltenden Theiles vom Dienfteinfommen des Sirchendieners trifft das Konfiftorium, Daffelbe ift 
berechtigt, die zur Ausführung der Innebehaltung nach den bejtehenden Gejegen erforderlichen An— 
träge bei den zujtändigen StaatSbehörden zu ſtellen. | 

86, Die gegen Sirchendiener, ſei es im Wege des fürmlichen Disciplimarverfahrens von den 
entjcheidenden Disciplinarbehörden ($ 21 des in $1 bezeichneten Kirchengejeges, 89 dieſes Geſetzes), 
jei es vom Gonfiitorium nah) Maßgabe der 88 12, 13 des citirten Kirchengeſetzes verhängten oder 
als Zwangsmittel angewandten Geldftrafen, nicht minder die durch Vornahme von Handlungen 
auf Koften ſäumiger SKirchendiener ($ 13 des citirten Kirchengeſetzes) entitandenen Koften unter— 
liegen auf den vom Conſiſtorium bei der zuftändigen Behörde gejtellten Antrag der zwangsweijen 
Beitreibung im Verwaltungswege, 

S 7, Die Zahlung desjenigen Betrages, welcher einem Kirchendiener bei feiner Entlafjung 
von dem früheren Dienfteinfommen kraft Geſetzes verblieben oder im Gnadenwege bewilligt ift 
($ 9 des in $ 1 citirten Kirchengejeßes) erfolgt aus der Kloſter-Reinertrags-Caſſe. 

$ 8, Der Dienftentlaffung der Stirchendiener (mit Ausnahme der auf Kindigung oder Wider: 
ruf angeftellten, bezüglich welcher eintretendenfall3 von der Kündigung oder dem Widerrufe Ge— 
brauch zu machen tft) muß ein fürmliches Disciplinarverfahren vorhergehen, Die Einleitung des— 
jelben wird vom Confiftorium verfügt; der Oberjtaatsanwalt übernimmt auf Erfuchen des Conſi— 
ſtoriums unter Beftätigung der Landesregierung die Rolle des Klägers und kann fich in der Vor: 
unterfuchung ftet3, in der mündlichen Verhandlung im Falle feiner Verhinderung durch einen 
Staatsanwalt vertreten laſſen. Das Confiftorium hat dem Oberftaatsanwalte die Anſchuldigungs— 
punkte mitzutheilen. Das fürmliche Disciplinarverfahren befteht in einer jchriftlichen Vorunter— 
fuhung und einer mündlichen Verhandlung. Der Vorfigende der Disciplinarfammer ernennt den 
unterfuchungsführenden Beamten aus der Zahl der dem evangelifch-Iutherifchen Religionsbekenntniſſe 
angehörigen Nichter des Landes, die nicht Mitglieder der Disciplinarbehörden fein können, 

9, Die entjcheidenden Disciplinarbehörden im fürmlichen Disciplinarverfahren find: 
1) in eriter Inſtanz die Disciplinarfammer für Kirchendiener, 
2) in zweiter Inſtanz der Disciplinarhof für Kirchendiener, 

Die Disciplinarfammer bejteht aus 5 Mitgliedern, der Disciplinarhof aus 7 Mitgliedern, 
mit Einſchluß des Vorfigenden, 

In der Disciplinarfammer müfjen der VBorfigende und 2 Beifiger, im Disciplinarhofe der 
Borfigende und 3 Beifiger dem DOberlandesgerichte oder als Präfidenten oder Directoren dem 
Landgerichte, zugleich aber den evangelifchslutheriichen Neligionsbefenntniffe angehören, Won den 
übrigen Mitgliedern der Disciplinarfammer muß eins, von denen des Disciplinarhofs müfjen zwei 
Mitglieder der oberften Kirchenbehörde angehören; je ein Mitglied für jede der beiden Disciplinar= 
behörden wird aus dem Kreife der oberen Kirchenbeamten (Generalfuperintendenten und Super: 
intendenten) oder der Synodalen entnommen. Bon diefen der oberjten Kirchenbehörde und dem 
reife der oberen Kirchenbeamten oder der Synodalen zu entnehmenden Mitgliedern muß je ein 
Mitglied dem geiftlichen Stande angehören, Dasjenige Mitglied der oberften Kirchenbehörde, 
welches in dieſer das Referat bezüglich einer Disciplinarfache geführt hat, kann nicht in derjelben 
Sache al3 Mitglied der Disciplinarfammer oder des Disciplinarhofes thätig werden, Derjenige, 
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welcher als Mitglied der Disciplinarfammer gemtheilt hat, kann nicht in derfelben Sache als 
Mitglied des Disciplinarhofes thätig werden, 

‚ Die Mitglieder der Disicplinarbehörden für Kirchendiener ſowie fir jedes derſelben ein gleich 
geeigenfchafteter Vertreter werden für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen be= 
Heideten Functionen (al3 Richter, als Mitglied des Confiftoriums, als oberer kirchlicher Beamter 
oder als Synodaler) vom Landesfürften ernannt, 

Der Sit der eben gedachten Disciplinarbehörden befindet ſich in Braunſchweig. 

Die Mitglieder verjehen die Gefchäfte unentgeltlich, nur die auswärtigen erhalten Tages 
gelder und Reiſekoſten. 

Die erforderlichen Beſtimmungen wegen der Gejchäftsräume und des zuzuziehenden Hülfs— 
und Unterperfonals werden von dem Staatsminifterium getroffen, 

St Mebrigen finden auf das Verfahren die 88 9E—100 Abſatz 1, 102 und 104 des Geſetzes 
über den Givilftaatsdienit entjprechende Anwendung; der $ 98 jedoch mit der Menderung, daß, 
wenn der ftändige Vertreter eines Mitgliedes aus den in 8 98 erwähnten Gründen in der be— 
treffenden Disciplinarbehörde mitzuwirken gleichfalls behindert ift, für denfelben, je nachdem er 
als Richter oder in anderer Eigenjchaft zum ftändigen Vertreter ernannt war, aus den übrigen 
Bertretern derjelben Art einer vom Vorfigenden zugezogen wird; der 8 99 mit der Aenderung, 
daß bei einer Weigerung de3 Vorunterfuchungsbeamten, die Vorunterfuhung einem Antrage des 
Beichuldigten, de3 Staatsanwalts oder des Conſiſtoriums entiprechend zu ergänzen, die Entſchei— 
dung der Disciplinarfanmer einzuholen ift und daß der Vorumterfuchungsbeamte dem Conſiſtorium 
die Acten behufs Beſchluſſes über Stellung eines folchen Antrags mitzutheilen hat, und der $ 102 
mit der Aenderung, daß an die Stelle der Verweifung auf $ 101 des Civilftaatsdienftgefeges eine 
Verweiſung auf 8 22 des in $ 1 bezeichneten Kirchengeſetzes tritt, 

8 10, Das Conſiſtorium, welchem nach beendigter Vorunterfuhung die Acten mitzutheilen 
find, kann mit Rüdficht auf den Ausfall der VBorunterfuhung das Verfahren einftellen, Dafjelbe 
entjcheidet, wenn e3 einstellt, gleichzeitig darüber, ob die Verhängung einer Ordnungsftrafe ange: 
zeigt jei, und hat dem Oberftaatsanmwalte und der Disciplinarfammer von diefen Beichlüffen Nach- 
richt zu geben, und dem Angejchuldigten von dem Befchluffe der Einftellung des Verfahrens be= 
ziehungsweiſe der Verhängung der Ordnungsſtrafe eine Ausfertigung unter Mittheilung der Gründe 
zu ertheilen. Wird die Einftellung des Verfahrens vom Conſiſtorium nicht bejchlofien, jo giebt 
Alan ARE dem Oberftaatsanwalte behufs Fortfegung des Verfahrens unter Nückgabe der 

cten Nachricht. 

8 11, Die VBerhängung von Ordnungsſtrafen oder der Antrag auf Einleitung des förm— 
fihen Disciplinarverfahrens gegen Kirchendiener iſt ausgejchloffen, fobald diefelben ihre Verab— 
fchiedung aus dem Kirchendienfte unter den gejeßlichen Vorausſetzungen nachſuchen. Die Koften 
des Verfahrens trägt in diefem Falle der Angejchuldigte, 

12, Die Einftellung des Verfahrens muß erfolgen, jobald der Angejchuldigte feine Ver— 
abjchiedung aus dem Stirchendienfte unter den gejeglichen Vorausſetzungen nachjucht, 

13, Für das Disciplinarverfahren find im Webrigen die Beitimmungen der 8$ 57 Abſ. 3 
bis 80 des Gejeßes über den Givilftaatsdienit maßgebend, 

Die Entjcheidung der Disciplinarbehörde kann auch auf eine Ordnungsſtrafe lauten, 

Auf Dienftentlaffung ift zu erkennen, wenn der Kirchendiener fich der Verbreitung einer 
firchlichen Irrlehre in einer ſolchen Weife ſchuldig gemacht hat, daß fein Verbleiben im Amte un— 
zuläſſig erjcheint, h 

14, Auf Abſetzung ift in denjenigen Fällen zu erkennen, in welchen nach dem Reichs— 
ftrafgejeßbuche ein Beamter das Amt verliert, weil gegen ihn im Strafverfahren auf Zuchthaus 
ftrafe, auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung dffentlicher 
Aemter, oder auf Verluft des von ihm befleideten Amtes erfannt worden tft, 

Das Urtheil auf Abſetzung erfolgt im Wege des fürmlichen Disciplinarverfahrens, jedoch 
kann nach Lage der Sache von einer VBorumterfuchung abgejehen werden, 

Die Abfeßung zieht den Verluft des gefammten Amtseinfommens nach fih, Außerdem hat 
der Abgejette die Koften des Umzuges feines Nachfolger zu tragen. 

8 15, Bei Sirchendienern, mit deren Kirchenamte ein Schulamt ftändig verbunden tft, hat 
die Entlaffung oder Abjegung von dem Yeßteren Amte von jelbft die Entlafjung oder Abſetzung 
von dem andern Amte zur Folge, j 

Soweit die Koften des Disciplinarverfahrens oder der Stellvertretung eines ſus— 
pendirten Kirchendieners durch den inmebehaltenen Theil feines Dienfteinfommens nicht gedeckt 
werden oder wenn der Kirchendiener zu deren Tragung nicht verpflichtet ift, trägt fie die Kloſter— 
Reinertrags-Kaſſe. 

8 17, Hinſichtlich der nicht im Dienſte der evangeliſch-lutheriſchen Kirche ſtehenden Kirchen— 
diener bleibt es bei den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Das Staatsminiſterium hat die Befugniß, die einem ſolchen Kirchendiener, wenn derſelbe 
einer Beſtätigung im Amte oder einer Erlaubniß zur Vollziehung kirchlicher Amtshandlungen im 
hieſigen Lande bedurfte, ertheilte Beſtätigung oder Erlaubniß zurückzunehmen, falls der Kirchen— 
diener ſich nach der Ueberzeugung des Staatsminiſteriums einer Handlung oder eines Verhaltens 
ſchuldig gemacht hat, welches bei einem evangeliſch-lutheriſchen Kirchendiener nach Maßgabe des 
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Geſetzes Nr, 113 von 22, December 1870 geeignet fein würde, die Entlaffung oder Abjegung zu 
begründen, Der von ſolcher Maßregel betroffene Stirchendiener hat das Hecht, binnen 4 Wochen 
nach Zuftellung der ihm behändigten fchriftlichen Verfügung des Staatsminijteriums bei leßterem 
auf ein fürmliches Disciplinarverfahren anzutragen, Es tritt dann dasjenige Verfahren ein, welches 
das Givilftaatsdienftgejeß für die Entlaffung nicht richterliher Beamter vorſchreibt. 

Derjenige Kirchendiener, welcher ohne die nach den Gejegen vorgeſchriebene Erlaubniß oder 
Beitätigung im Amte oder nach) Zurüdnahme derjelben kirchliche Amtshandlungen im hiefigen 
Lande vornimmt, unterliegt im gerichtlichen Strafverfahren denjenigen Strafen, melde in $ 132 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs für ſolche Perſonen vorgejchrieben find, die fi unbefugt mit Ausübung 
eines Öffentlichen Amts befaffen oder eine Handlung vornehmen, welche nur kraft eines öffentlichen 
Amts vorgenommen werden darf. 


Fefigef a Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Gefeßes wird duch Höchfte Verordnung 
eitgejeß 
Alle, die e3 angeht, haben ſich Hiernach zu achten, 
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Die Lippe'ſchen Fürftenthümer, 
1. Das Fürftenthum Lippe. 


Durh 3. v. 2/12 1890 die Kirhenvorftände, die Wahl der Pre 
diger und die Klafjenverfammlungen der ref. und luth. Kirchen— 
gemeinden des Landes betr. (I) ift nach Eingliederung der Iuth. Gemeinden 
in die Landeskirche!) das Recht der V. v. 18/2 1876 2), welches daher mannigfache 
Aenderungen erfahren hatte, durch ein neues erjeßt worden. Weiter beftimmte die 
B. v. 2/12 1890 den Eintritt der Synodalfaffe in die Rechte und 
Pflichten deri.%. 1751 gegründeten Brediger-Wittwen und Waiſen— 
fajje (I). 


I. 


Derordnung, 


die Kirdenvorflände, die Wahl der Prediger und die Klaffenverfammlungen 
der reformirten und lutheriſchen SKirdengemeinden des Landes betreffend, 
vom 2. December 1890. 


Bon Gottes Gnaden Wir, Günther Friedrich Woldemar, regierender 
Fürſt zur Lippe, 2c. verordnen in Betreff der Rirchenvorftände, der Wahl der ‘Prediger 
und Klaſſenverſammlungen der reformirten und Yutherifchen Kirchengemeinden des Landes, 
nachdem Unſere Verordnung dom 18. Februar 1876 inzwijchen mancherlei Abänderungen 
und Berbollftändigungen erfahren hat, auch die lutheriſchen Kirchengemeinden gemäß Un— 
jerer Berordnung vom 19. Detober 1882 der Landesſynode beigetreten find, nach den 
Borichlägen Unferes Confiftoriums und unter Zuftimmung der Landesiynode, wie folgt: 

8 1. Der Borjtand einer kirchlichen Gemeinde befteht aus dem Prediger derjelben 
beziehungsweije dem Pfarrvifar oder im Auftrage des Conſiſtoriums dem Hülfsprediger 
oder Pfarrgehülfen als ftändigem und vorfigendem Mitgliede und aus den von der Ge— 
meinde gewählten Kirchenältejten und Beiſitzern. 

Hüffsprediger im Sinne diefer Verordnung find die Predigtamtsfandidaten, en 
von den Kirchenvorftänden der größeren Gemeinden zur Unterjtügung ihrer Baftoren 
gewählt, Vfarrgehülfen die Kandidaten, welche von den in Folge von Krankheit oder 
Alter theilweije oder ganz dienftunfähigen Paftoren angenommen find. 

Wenn eine Gemeinde gleichen Bezirf3 mehrere Prediger hat, find dieje ſämmtlich 


1) 8. v. 19/10 1882 Sammlung ©. 885. 2) Ebendaj. ©. 873 ff. 
Triedberg, Berfafjungsgejege. III. Erg.-Bd. Lippe. 
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ftändige Mitglieder, und wechjelt der Vorfis unter ihnen von Jahr zu Jahr ab. Dafjelbe 
gilt, wenn bon mehreren Gemeinden zwar jede ihren eigenen Prediger hat, dieje Ge- 
meinden aber eine gemeinjchaftliche Kirche und Kicchenfaffe haben. Bon dem Wechjel des 
Borfites ift dem Superintendenten und durch diefen dem Conſiſtorium rechtzeitig Anzeige 
zu machen. 

Prediger und Kirchenälteſte bilden das Presbyterium, Prediger, Kirchenältejte und 
Beifiber den Kirchenvorſtand. 

Hülfsprediger und Pfarrgehülfen find nur ftimmberechtigt, wenn ihnen in Bertre- 
tung des Paſtors das Stimmrecht vom Confiftorium verliehen ift. 

8 2. Die Zahl der Kirchenältejten in der einzelnen Gemeinde joll nicht mehr als 
12 und nicht weniger al3 4 betragen. Die Zahl der Beifiter ift die nämliche wie die 
der irchenälteften. Die Höhe der Zahl derjelben bejtimmt der Kirchenvorftand mit 
Genehmigung des Confiftoriums. Auf Antrag des Kicchenvorftandes kann vom Confi- 
ftorium die Zahl auch über 12 Kirchenältefte bezw. Beifiger erhöht werden. Bei Bil- 
dung neuer Gemeinden Äteht die Beitimmung der Zahl der Kirchenältejten und Beifiger 
dem Conſiſtorium zu. 

$ 3. Stimmberechtigt zur Wahl der Kirchenälteften und Beifiger ift jedes männliche, 
über 25 Jahre alte Gemeindeglied, welches bereit3 ein Jahr in der Gemeinde wohnt, in 
den Rechte, fein Vermögen zu verwalten und über daſſelbe zu verfügen, durch gerichtliche 
Verordnung nicht beſchränkt it, nicht im Gefindeverhältniß fteht oder wenn es darin 
steht, dann feine eigene Wohnung Hat, zu den Firchlichen Laſten, wo es erforderlich tft, 
beiträgt und ſich zum Eintritt in die wahlberechtigte Gemeinde bei dem Vorſitzenden per- 
ſönlich angemeldet hat. 

Dieje Anmeldung kann zu jeder Zeit erfolgen und bedarf es ferner feiner Wieder: 
holung derjelben für die einzelnen Wahlen. 

54 Wählbar zum Amte eines Kirchenälteften oder Beiſitzers ift jedes ſtimm— 
berechtigte Gemeindeglied ($ 3), welches das 30. Lebensjahr vollendet hat, durch feine 
Theilnahme am Gottesdienjte und am heiligen Abendmahle feinen kirchlichen Siun bezeugt 
und einen ehrbaren Lebenswandel führt. 

$5. Die wahlberechtigten und wählbaren Gemeindeglieder find in Liften verzeichnet, 
welche bei dem Prediger bezw. bei einem derjelben ($ 1) aufbewahrt und 14 Tage lang tu 
einem geeigneten Lokale nach zuvoriger Bekanntmachung darüber von der Kanzel zur 
Einfiht für die Gemeinde ausgelegt werden. Ueber Einwendungen gegen die aufgestellten 
Berzeichnijfe entjcheidet nac) Anhörung des Presbyteriums der Superintendent der Klaſſe 
vorbehältlich der Berufung an das Conſiſtorium. 

86. Die Wahl der Kirchenältejten und Beifiter wird in dem dazu angejegten 
Termine getrennt vorgenommen. 

Die Wahl erfolgt in der Kirche oder Schule für die betreffende Gemeinde im 
ganzen oder bezirfsweife ($ 15, 8) nach dvorgängiger Bekanntmachung des Termind von 
der Kanzel an zwei aufeinander folgenden Sonntagen und damit zu verbindender Hin- 
weijung auf die Obliegenheiten und deshalb erforderlichen Eigenschaften eines Kirchen- 
älteften und Beiſitzers nach $ 3 und 4 und nach Berlefung der agendarischen Verpflichtungs— 
formel unter Leitung von mindeitens zwei Mitgliedern des Presbyteriums vermittelt nicht 
unterjchriebener, perfönlich zu überreichender Wahlzettel, worauf jo viele Namen von wähl— 
baren Gemeindegliedern verzeichnet jtehen, als Kirchenältejte und Beifiter zu wählen find. 

Als gewählt gelten Diejenigen, welche relativ die meilten Stimmen erhalten haben. 

Bei gleicher Zahl der Stimmen entſcheidet dag 2003. 

Ueber die Vertheilung der Stimmen nach der Keihenfolge von der Mehrzahl zur 
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Minderzahl ijt ein Protokoll aufzunehmen, welches, außer dem Paſtor von mindefteng 
zwei Mitgliedern des Presbyteriumg unterschrieben, in beglaubigter Abjchrift durch den 
Superintendenten der Klafje an das Confiftorium einzufenden ift. 

87T. Fällt die Wahl auf eine nach Anficht des Presbyteriums nicht wählbare 
PBerjon, jo ijt darüber bei Einjendung des Wahlprotofoll3 an den Superintendenten der 
Klafje und von diefem an das Confiftorium zu berichten, welches nach Anhörung des 
DBetreffenden darüber entjcheidet. Wird eine folhe Wahl nicht beftätigt, fo ift eine Neu- 
wahl vorzunehmen und gelten Hinfichtlich diejer die Bejtimmungen in $ 6. 

$ 8. Die Uebernahme des Amts eines Kirchenältejten oder Beiſitzers kann ab- 
gelehnt werden 

1) von denen, welche innerhalb der lebten ſechs Jahre ein folches Amt befleidet 
haben, 

2) bei einem Lebensalter von jechzig Jahren oder darüber, 

3) wegen anderer Gründe, über deren Triftigfeit daS Presbyterium vorbehältlich 
der Berufung an den Superintendenten der Klaſſe und ſchließlich an das 
Conſiſtorium entjcheidet. 

Wer ohne jolhen Grund ſich weigert, das Amt eines Kirchenälteften oder Beifigers 
anzunehmen, verliert für die nächte Wahl jein Stimmredt. 

Lehnt ein Gewählter die Annahme der Wahl ab, fo ijt eine Neuwahl vorzunehmen 
nach den Vorſchriften des $ 6. 

8 9. Das Ergebniß der Wahl wird nach Feitjtellung defjelben am nächjten Sonntag 
der Gemeinde von der Kanzel befannt gemacht. 

Etwaige Einreden gegen das befannt gemachte Ergebniß der Wahl find zunächit bei 
dem Presbyterium vorzubringen und zwar innerhalb acht Tagen, worauf bei der Be- 
fanntmachung hinzuweiſen iſt. Gegen die Entjcheidung des Presbyteriums fteht die Be— 
rufung an den Superintendenten und jchließlich an das Confiftorium frei, welches unter 
HZuziehung des Synodalvorjtandes Entjcheidung trifft. 

8 10. Die gewählten Kirchenältejten und Beifiter treten ihr Amt am 1. September 
des Jahres an, in welchem ihre Wahl erfolgt it. 

Es muß die Wahl daher jo zeitig vorgenommen werden, daß diejer Termin inne 
gehalten werden kann. 

Die Einführung und Verpflichtung derjelben gejchieht durch den Prediger bzw. 
durch einen derjelben ($ 1) in der Kirche vor verjammelter Gemeinde am Sonntag vor 
dem 1. September oder wenn der 1. September auf einen Sonntag fällt, an diejem im 
Anschluß an den Vormittagsgottesdienft. 

Ueber die jtattgehabte Einführung und Verpflichtung ift innerhalb 8 Tagen an den 
Superintendenten der Klaſſe und durch diefen in gleicher Zeit an das Confiftorium zu 
berichten. 

$ 11. Das Amt der Kirchenälteften und Beifiger wird auf jehs Jahre übernommen 
und kann ohne Genehmigung des Conſiſtoriums innerhalb diejes Zeitraums nicht nieder- 
gelegt werden. 

Se nac drei Jahren fcheidet diejenige Hälfte jowohl der Kirchenälteſten al3 der 
Beifiger aus, welche ſechs Jahre vorher gewählt war, und findet eine Neuwahl ftatt. 

Die Austretenden fünnen wieder gewählt werden. 

8 12. Für jeden während der Dauer der Amtszeit durch Sterbefall oder Ber- 
ziehen oder mit Genehmigung des Conſiſtoriums ($ 11) ausſcheidenden Kirchenälteſten 
oder Beifiger wählt der Kirchenvorftand vermitteljt nicht unterjchriebener Wahlzettel einen 
Erjagmann für die Zeit der Amtsdauer des Ausjcheidenden, 
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Als gewählt gilt, wer die relative Stimmenmehrheit erhalten hat; find die meijten 
Stimmen auf mehrere in gleicher Anzahl gefallen, fo entjcheidet daS Loos. 

Bor dem Ergebniß der Wahl ift der Gemeinde von der Kanzel, und jobald der 
Gewählte von dem Borfigenden vor dem Kirchenvorjtande in jein Amt eingeführt und 
verpflichtet iſt, längſtens A Wochen nach der Wahl, dem Superintendenten der Klafje und 
durch diefen dem Confiftorium die Anzeige zu machen mit dem Bemerfen, daß die Ein- 
führung und Verpflichtung ftattgefunden habe. 

$ 13. Die Entlafjung eines Kirchenälteften oder BeifigerS während der Dauer 
feiner Amtszeit erfolgt, wenn derjelbe eine der zur Wählbarfeit erforderlichen Eigen- 
Ichaften (8 4) verliert oder jein Amt beharrlich vernachläjfigt und zwar durch einen Be— 
Ihluß des Conſiſtoriums auf desfallfigen Bericht des Kirchenvorjtandes, nöthigenfalls 
auch des Superintendenten der Klaſſe und nach vorgängiger Anhörung des Betreffenden. 

Nach eingetretener Entlafjung erfolgt die Wahl eines Erjagmanns und fommt in 
Betreff derjelben $ 12 zur Anwendung. 

8 14. Dem PBresbyterium liegt im allgemeinen die Sorge für das religiöfe und 
fittlihe Wohl der Firchlichen Gemeinde ſowie für die äußeren Angelegenheiten derjelben ob. 

Insbeſondere gehört aber zum Wirfungsfreife des Presbyteriums 

1) Die Belebung des chriftlihen Sinn: und Erhaltung von Zucht und Sitte in 
der Gemeinde ſowohl durch eigenes Vorbild al3 durch Anwendung aller dazu 
geeigneten und ftatthaften Mittel, 

2) die Aufficht über die würdige Feier der Sonn- und Feittage, ſowie Aufrecht- 
erhaltung und Beförderung der äußeren Ordnung beim Gottesdienfte, 

3) die Auffiht über die kirchlichen Gebäude und das firchliche Inventar, des— 
gleichen über die Todtenhöfe, die Verwaltung und nächſte Beauffichtigung des 
Kicchenvermögens und der Firchlichen Armenfonds nah Maßgabe der vor- 
handenen gejeglichen Beftimmungen, ſowie der in den einzelnen Gemeinden 
bejtehenden und weiter ftatutarifch unter Beftätigung des Conſiſtoriums zu 
treffenden Einrichtungen, welche Geſchäfte hinſichtlich des Armenweſens zu- 
nächjt durch die aus der Mitte des Presbyteriums vom Kirchenvorjtande ge- 
wählten 2—4 Armendehen ausgeübt werden, Hinfichtlich der übrigen Ange— 
legenheiten durch ebenjo gewählte 2-—4 Kirchendechen, deren Neuwahl von 3 
zu 3 Sahren gefchieht, bezw. beim Abgange eines derjelben jofort für die Zeit, 
welche der Abgehende noch zu fungiren hatte. Bei der Neuwahl fünnen die 
jeitherigen Armen: und Kirchendechen wieder gewählt werden, 

4) die Vertretung der Kirche nach außen, 

5) die Aufitellung und Fortführung der Verzeichniffe der wahlberechtigten und 
wählbaren Gemeindeglieder ($ 5), 

6) die Leitung der Wahl der Kirchenälteften und Beiſitzer ($ 6). 

8 15. Dem Kirchenvorjtande jteht zu: 

1) die Wahl eines Erjaßmannes ($ 12—13). 

2) bei neuer Bejegung der Pfarritelle die Wahl unter den vom Conſiſtorio vor— 
geichlagenen Bewerbern, 

3) die Wahl des Hiülfspredigers (8 23, 2), 

4) die Wahl des zu den jährlichen Klafjenverfammlungen ($ 24) außer dem 
Prediger abzujendenden Mitglieds und eines Stellvertreter defjelben aus der 
Zahl der Kirchenälteften oder Beifiter, 

5) die Wahl der Kirchen- und Armendechen aus der Zahl der Kirchenälteften ($ 14). 

6) die Beichlußfaffung über Ausgaben, welche die Erhebung einer Kixcchenteuer 
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erfordern, und die Veranlagung von Firchlichen Steuern nach) Maßgabe der 
beitehenden und noch weiter zu erlaffenden Verordnungen, 

7) die Prüfung und Abnahme der Kirchen- und Armenrechnungen, 

8) die Entjcheidung darüber, ob die Wahl der Kirchenältejten und Beifiger für 
die Gemeinde im ganzen oder diftriftweife gejchehen ſoll mit Beftimmung der 
Zahl der für jeden Bezirk zu Wählenden. 

$ 16. Soweit nach gejeglicher Vorjchrift die weltlichen Behörden bisher an der 
Verwaltung des Kirchenvermögens und der Armenmittel theilgenommen haben, verbleibt 
es bis auf weiteres hierbei. 

Das Presbyterium verfammelt ſich zur Erledigung feiner Geſchäfte regelmäßig alle 
Bierteljahre. Daneben finden, wenn erforderlich, Berfammlungen des Kirchenvorftandes 
ſtatt; auch fünnen außerordentliche Sigungen des Presbyteriums abgehalten werden. 

Die Sigungen werden mit Gebet eröffnet und gejchlofjen. 

Die Verfammlung ijt bejchlußfähig, wenn wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder 
anweſend find. Bei mangelnder Bejchlußfähigkeit der Verſammlung Haben die ohne ge- 
nügende Entjchuldigung, über welche die Anweſenden vorbehältlich der Berufung an das 
Confiftorium zu befinden haben, Ausgebliebenen eine Drdnungsftrafe von 0,50 bis 3 Marf 
zur Rirchenfaffe zu zahlen. Iſt eine von dem Vorſitzenden ordnungsmäßig berufene Ver— 
lammlung nicht bejchlußfähig gewejen, jo wird eine neue Berfammlung mit dem Bemerfen 
anberaumt, daß die dann Erjchienenen über die vorliegenden Sachen Beichluß zu faſſen 
berechtigt jeien. 

Zu jeder Berfammlung ijt ſpäteſtens zwei Tage vorher fchriftlich unter Angabe der 
Tagesordnung einzuladen. 

Die Verfammlung faßt ihre Beichlüffe nach Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der 
Stimmen entjcheidet die Stimme des Vorfigenden. 

Ueber die Verhandlungen und Bejchlüffe iſt in ein dazu beftimmtes Buch jedesmal 
ein Protokoll aufzunehmen, welches, wo thunlich, von einem andern als dem Prediger 
geführt, am Schluffe der Sigung zu verlefen und von dem Prediger und Protofollführer 
bezw. in Ermangelung des legteren don einem oder zwei andern Mitgliedern des Pres— 
byteriums zu unterjchreiben ift. 

$ 18. Bei Verhandlungen über einen Gegenjtand, bei welchem ein Mitglied des 
Presbyteriums beziw. des Kirchenvorſtandes perjönlich betheiligt ift, darf dafjelbe nur auf 
ausdrücklichen Wunfch der Verſammlung anmwejend fein. 

8 19. Für die Mitglieder des Kirchenvorftandes gilt die Pflicht der Verſchwiegen— 
heit Hinfichtlich der die Seeljorge und Zucht betreffenden Angelegenheiten und Hinfichtlich 
der als vertraulich bezeichneten Gegenſtände. 

8 20. Sit eine Pfarritelle erledigt, jo findet Hinfichtlich der Wiederbefehung der⸗ 
ſelben mit Ausnahme der in 8 23 angegebenen Fälle das nachfolgende Verfahren ſtatt. 

Die Bewerbungen um Verleihung der erledigten Pfarrſtelle ſind bei dem Conſi— 
ſtorium innerhalb der von demſelben beſtimmten und bekannt gemachten Friſt anzubringen. 
Daſſelbe bezeichnet hiernach möglichſt bald, und wenn die Pfarrſtelle durch Sterbefall er— 
ledigt iſt, innerhalb 6 Monaten nach Erledigung der Stelle unter Zuziehung des Synodal— 
vorſtandes und mit Landesherrlicher Genehmigung dem Kirchenvorjtande drei der ans 
jtellungsfähigen Bewerber zur Wahl. 

Sind nur zwei’ oder drei Bewerber aufgetreten, jo werden diefe dem Kirchenvor— 
Stande zur Wahl vorgejchlagen. 

Dem Kirchenvoritande bleibt es überlafjen, die Bezeichneten, wenn fie angejtellte 
Prediger find, am Orte ihrer zeitigen Anftellung predigen zu hören, falls fie Vicare, 
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Hülfsprediger, Pfarrgehülfen oder Candidaten find, zu einer Predigt vor der Gemeinde 
aufzufordern. 

Sit fein oder nur ein Bewerber vorhanden, jo wird die Pfarritelle ohne das vor— 
bezeichnete Verfahren von dem Landesheren befebt. 

Eben folches gefchieht, wenn der Kirchenvorftand ſich weigert, unter den ihm Vor— 
geichlagenen zu wählen. 

Der Geiftliche einer andern Gemeinde, welchem während des VBacanzjahres der 
Vorſitz im Kirchenvorftande vom Confiftorium übertragen ift, hat bei der Wahl Feine 
Stimme. 

Einem Pfarrvicar und etwaigen zweiten Prediger an der Gemeinde fommt bei der 
Pfarrwahl nur dann das Stimmrecht zu, wenn er nicht felbit zu den auf der Wahl 
Stehenden gehört. 

Die Wahl unter den vorgeschlagenen Bewerbern erfolgt unter Leitung des Klafjen- 
juperintendenten in einer mindeftens 8 Tage vorher von der Kanzel befannt zu machenden 
Verſammlung des Kirchenvorftandes, wozu ſämmtliche Mitglieder wenigjtens 3 Tage vor 
dem Wahltermine noch bejonder3 eingeladen werden, durch nicht unterjchriebene, von den 
Wählern perfönlich zu überreichende Stimmzettel. 

Zur Wahl, welche in der Kirche ftattfindet und mit Der eine angemefjene gotte3- 
dienstliche Feier verbunden wird, kann nur dann gejchritten werden, wenn drei Viertheile 
der Wähler anmwejend find. 

Die Wahl des Predigers erfordert bei der eriten Abftimmung eine Stimmenmehrheit 
von zwei Drittheilen der anmwejenden Wähler. 

Ergiebt ſich eine folche Stimmenmehrheit bei der erften Abjtimmung nicht, jo werden 
diejenigen Bewerber, welche die meisten Stimmen erhalten haben, zwei von ihnen, durch 
das 2003 zu bezeichnende, auf die engere Wahl gebracht und entjcheidet alsdann die ein- 
fahe Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit daS Loos. 

Bon Seiten der Gemeindeglieder fann gegen den jo Gewählten innerhalb einer bei 
der Bekanntmachung der Wahl von der Kanzel zu bezeichnenden achttägigen, ausjchließenden 
Friſt nur dann Einſprache erhoben werden, wenn Erhebliches und Begründetes gegen die 
Lehre, den Wandel oder die Begabung defjelben vorgebracht wird. Ueber ſolche Ein- 
Iprachen entjcheidet der LZandesherr auf Grund eines von dem Confijtorium unter Zus 
ziehung des Synodalvoritandes erjtatteten Gutachtens. 

8 21. Das Sammeln von Stimmen und die perjünliche Beeinfluffung durch Befuche 
in der betreffenden Gemeinde oder in jonftiger Weije ift den Bewerbern um eine erledigte 
Pfarrſtelle bei Strafe der Nichtigkeit der Wahl unterjagt, widrigenfall auf gejtellten An- 
trag don dem Conſiſtorium die Wahl für nichtig erklärt werden kann. 

8 22. Nach ordnungsmäßig vollzogener Wahl und nach Einfendung des darüber 
aufgenommenen, von dem Borfigenden und zwei Mitgliedern des Wahlcollegiums zu 
unterjchreibenden Protokolls an das Confiftorium erfolgt die Landesherrliche Beftätigung 
und die Berufung des Gemählten. 

$ 23. Die Befehung der eriten PBredigerftelle zu Detmold und der damit ver— 
bundenen Generalfuperintendentur bleibt dem Landesheren ohne Betheiligung der Gemeinde 
vorbehalten. Hinfichtlih der Bejegung der Pfarrftellen zu Salzuflen, Cappel und Donop 
ſowie der lutheriſchen Gemeinden verbleibt e3 bis auf Weiteres bei den bisherigen Ein- 
richtungen. 

Die Aufftellung von Pfarrvicaren erfolgt Lediglich vom Confiftorio mit landesherr- 
liher Genehmigung. Die Annahme eines Hülfspredigers zunächft aus der Zahl der 
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Landescandidaten bleibt dem SKirchenvorftande, die eines Pfarrgehülfen den PBredigern 
vorbehältlich der Bejtätigung durch das Conſiſtorium überlafjen. 

8 24. Zur Belebung des Intereſſes der Kirchenvorftände an den firchlichen An— 
gelegenheiten durch gemeinschaftliche Berathungen, jowie zur vorläufigen Beſprechung der 
‘auf der nächjten Landesiynode zur Verhandlung kommenden Gegenjtände finden alljährlich 
Klafjenverfammlungen der Rirchenvorjtände ftatt. Ständige Mitglieder derjelben jind die 
Prediger bezw. Vicare in der Klaſſe; außer ihnen gehört dazu aus jeder Gemeinde ein 
von dem Kirchenvorſtande gewählter Kirchenältejte oder Beiſitzer bezw. der als deſſen 
Stellvertreter Gewählte. 

Wenn mehrere Prediger einer Gemeinde mit gleichem Bezirke vorftehen, nehmen jie 
ſämmtlich an der Klaſſenverſammlung theil und dann auch eine gleiche Anzahl von Kirchen— 
älteften oder Beiſitzern. 

Bei Bacanz einer PVfarrftelle ruht die Stimme des Predigers, e3 fei denn, daß die 
Stelle durch einen Vicar verfehen wird. Hülfsprediger und Pfarrgehülfen dürfen an den 
Berathungen theilnegmen; Hinfichtlich ihres Stimmrechts gilt die Bejtimmung in 8 1. 

Die Mitglieder der Mafjenverfammlung erhalten ſechs Mark Tagegelder aus der 
betreffenden Kirchenkaſſe, jedoch feine befondere Reifefoften. Den übrigen Mitgliedern des 
Kirchenvoritands steht es frei, den Verhandlungen der Klaſſenverſammlung beizumohnen; 
fie haben aber fein Stimmredt. 

Die Vorbereitung der zu verhandelnden Gegenftände, die Einberufung der Verſamm— 
fung und die Leitung der Verhandlungen liegt dem Superintendenten der Klaſſe ob. 

Die Klafjenverfammlung wird mit Gebet eröffnet und gejchlojjen. 

Meber die Verhandlungen, Anträge und Wünſche der Klaſſenverſammlung wird ein 
Protofoll aufgenommen, welches von dem Superintendenten, dem Schriftführer und wenig- 
ſtens zwei Mitgliedern der Verſammlung zu unterfchreiben und von dem Superintendenten 
in beglaubigter Abjchrift mit Bericht dem Confiftorium einzureichen ift. Diejes wird, 
wenn erforderlich, einen Beſcheid ertheilen. 

Die Dauer der laffenverfammlung beſchränkt fich in der Regel auf einen Tag. 

$ 25. Der Superintendent einer Klafje, ein Vertreter defjelben und ein Schrift- 
führer werden von der Klaffenverfammlung aus der Zahl der in der Klaſſe angejtellten 
Prediger jedesmal auf ſechs Jahre mit abfoluter Stimmenmehrheit gewählt. Wird dieje 
im erften Wahlgang nicht erreicht, fo find die Beiden, welche die meiften Stimmen erhalten 
haben, auf die engere Wahl zu bringen. 

Wenn die meiften Stimmen in gleicher Zahl auf zwei gefallen find, jo wird eine 
engere Wahl zwifchen diefen beiden vorgenommen. Fällt dann auf jeden derjelben wieder 
die gleihe Anzahl von Stimmen, jo entjcheidet daS Loos. 

Sind die meisten Stimmen in gleicher Zahl auf mehr al3 zwei gefallen, io werden 
die Betreffenden jämmtlich auf die engere Wahl gebracht, eintretenden Falls die beiden, 
zwischen welchen dieje vorzunehmen tft, durch das 2003 beitimmt. 

Die Wahl des Superintendenten und des Stellvertreters gejchieht durch nicht zu 
unterjchreibende Stinimzettel; die des Schriftführers kann durch Acclamation gejchehen. 

Lehnt ein Gewählter die Annahme der Wahl ab, jo entjcheidet das Confiftorium 
über die Triftigfeit der Ablehnungsgründe. 

Das Ergebniß der Wahl ift unter Beifügung des darüber aufgenommenen und bon 
dem Borfigenden der Slafjenverfammlung, ſowie von dem Schriftführer und von we— 
nigftens zwei Mitgliedern des Wahlfollegiums unterzeichneten Protokolls dem Confiftorium 
behufs Einholung der Höchſtlandesherrlichen Beftätigung einzureichen. Bei nicht erfol- 


174 Lippe, [28 


gender Beftätigung des einen oder anderen der Gemwählten fungirt der feitherige Inhaber 
des Amtes weiter bis zur Neuwahl auf der nächften Klaſſenverſammlung. 

Die Höchftlandesherrlich Beftätigten treten ihr Amt am 1. December des Jahres 
an, in welchem ihre Wahl ftattgefunden hat. Diejelbe ift daher jo zeitig vorzunehmen, 
daß diefer Termin innegehalten werden fann. 

Der Superintendent wird von dem Conſiſtorium verpflichtet. 

Die Niederlegung des Amtes innerhalb der Amtsdauer kann nur aus erheblichen 
Gründen mit Höchjjtlandesherrlicher Genehmigung gejchehen. 

Stirbt einer der Gewählten oder fcheidet er in Folge von Berjegung aus der Klaſſe 
aus oder legt er mit Höchjtlandesherrlicher Genehmigung fein Amt nieder, jo wird von 
der nächſten Klaſſenverſammlung eine Neuwahl für die Dauer jeiner Amtszeit vorge- 
nommen. Bis zur Neuwahl des Superintendenten verjieht der Stellvertreter defjelben 
die Geſchäfte; falls dieſer verhindert jein jollte, Hat das Conſiſtorium eine Vertretung 
anzuordnen. 

8 26. Alle entgegenftehenden Bejtimmungen treten mit dem Tage der Beröffent- 
lichung diefer Verordnung außer Kraft. 

Das Statut der lutheriſchen Gemeinde in Detmold bleibt jedoch bis auf Weiteres 
in Wirkſamkeit (vergl. $ 4 der Berordnung über den Beitritt der lutherijchen Gemeinden 
zur Synode vom 19. October 1882). 

Detmold, den 2. December 1890. 

Woldemar, Fürft zur Lippe. 
von Volffgramm. 


II. 


Derordnung, 


den Eintritt der Synodalkaſſe in die Rechte und Pflidten der im Jahre 1751 
gegründeten Prediger-Wittwen- und Waifenkaffe betr., vom 2. Dec. 1890. 


Bon Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrih Woldemar, regierender Fürft 
zur Lippe, 2c. 2c., verordnen unter Zuftimmung der Landesiynode, wie folgt: 

8 1. Die durch die Verordnung vom 12. Zuli 1751 (8.8. II. ©. 32) gegründete 
Prediger-Wittwen- und Waiſenkaſſe wird aufgehoben. 

8 2. Das gefammte Vermögen diefer Kaffe geht auf die Synodalfafje über. 

8 3. Dagegen tritt die Synodalfafje in ſämmtliche Verpflichtungen jener Kaffe ein 
und hat feinen Anfpruch auf Erjtattung der für diejelbe geleiteten Vorſchüſſe. 

8 4. Mit der Ausführung der gegenwärtigen Verordnung, welche am 1. October 
1890 in Kraft tritt, wird Unfer Confiftorium beauftragt. 

Detmold, den 2. December 1890. 

Woldemar, Fürſt zur Lippe. 
von Volffgranm. 
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2. Das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. 


Sn Shaumburg=Lippe if durch Erlafß des Konfiftoriums 
v. 2/10 1889 (I) die Verwaltung des Pfarrvermögens geregelt worden. 


J. 


Erlaß des Conſiſtoriums zu Bückeburg vom 2. Oktober 1889, das Pfarr- 
vermögen befr. 


Zur Verwaltung des zu den Pfarren gehörenden Gapitalvermögens, fomweit diefelbe den 
Pfarrinhabern obliegt, erlaffen wir, um zugleich darauf bezügliche, an uns gerichtete Fragen zu 
beantworten, nachjtehende Inſtruction. 

1. Sind Pfarrcapitalien durch Verkauf von Pfarrgrundftücden entjtanden, wenn jolcher 
Verkauf nad) dem Urtheile des Gonfiftorit nicht zu vermeiden oder für die Pfarre ſehr vortheilhaft 
war, jo tft, wo möglich, aus dem Erlös eben fo viel Areal wieder anzufaufen, wie verfauft war, 

Was von dem Erlös noch übrig bleibt, ift als Capital zu verwalten. 

$ 2. Das Capital ift nach eingeholter Genehmigung des Confiftorii, wo möglich, gegen 
Hypothek oder Grundſchuld auf ländliche oder ftädtifche Grundftücke oder Gebäude, jo meit folche 
pupillarifche Sicherheit bieten, auszuleihen, oder falls fich dazu feine Gelegenheit zeigt, dafür in= 
ländijche, d. h. deutſche Staatspapiere zu kaufen. 

Die Privatobligationen, wie die Staatsfchuldbriefe nebſt Talons find an das Conſiſtorium 
ad er einzujenden und die Empfangsbejicheinigung des Confiftorit zu den Pfarracten 
zu nehmen, 

8 3, Werden Werthpapiere ausgelooft und daher der Pfarrinhaber genöthigt, neue zu 
faufen, jo hat derjelbe zu ſolchem Gejchäfte die Genehmigung des Confiftorit einzuholen und dem— 
gemäß darüber eingehend zu berichten, 
an ask Genehmigung gilt als Bürgichaft, daß die nöthige Vorficht bei dem Gejchäfte 
eobachtet ift, 
| 8 4 Sind mit den Ankäufen nach dem Börjencoursftande Gewinne verbunden, jo hat der 
Pfarrinhaber diefelben zu einer Ntefervefaffe zu ſammeln, um, fall8 bei andern Ankäufen Aufgeld 
zu ven it, diefe Zahlung aus der Nefervefaffe, alfo aus den Ueberſchüſſen des Pfarrvermögens 
zu bewirken, 

8 5, Der Pfarrinhaber fann auch in diefe Kaffe, wenn fie erfchöpft ift, Vorſchüſſe leiften, 
mit andern Worten, das Aufgeld vorerft aus eignen Mitteln bezahlen, um bei vorkommendem Ge— 
winne fih aus der Kaffe bezahlt zu machen, 

Wünſcht der Pfarrinhaber ein zurüdgezahltes Pfarrcapital, wenn daffelbe nicht fofort 
wieder ficher anzulegen ift, zeitweilig in eigne Benußung zu nehmen, aljo ſelbſt von der Pfarre 
zinslos anzuleihen, jo hat derjelbe nach eingeholter Genehmigung des Conſiſtorii einen die Schuld 
anerfennenden Schuldjchein an das Konfiftorium einzufenden, Die Schuld iſt dann beim Verlaſſen 
der Pfarrftelle, wenn nicht früher, von ihm jelbft oder von feinen Erben an die Pfarre zurüczuzahlen. 

7, Wenn der Pfarrinhaber bei einem nöthig getwordenen Anfaufe von über pari jtehenden 
Werthpapieren das Aufgeld aus eigenen Mitteln bezahlt oder, was dasjelbe ift, in die $ 5 er— 
wähnte Nefervefaffe vorgefchoffen hat, um fich aus dem in diefelbe fließenden etwaigen Kapital— 
gewinne nach und nach bezahlt zu machen, und bei feinem Weggange von der Pfarre noch ein 
Vorſchuß zurücbleibt, jo iſt derjelbe ihm oder feinen Erben vom Amtsnachfolger zu eritatten, wo— 
durch dann diejer in diejelbe Forderung an die Nejervefafje eintritt, 

Da die Vorſchüſſe nur entftauden find, um das zinstragende Pfarrcapital in feinem Be— 
ftande zu erhalten, fo gehören fie zu dem Snventare, das der Nachfolger feinem Vorgänger oder 
dejjen Erben zu zahlen hat, 


Aus Vorſtehendem ift zu erfehen, daß das an der Pfarre vorhandene Capitalvermögen 
grundfäglich bei derjelben bleiben joll und daß 
1. die mit dem Anfaufe von Werthpapieren etwa verbundenen Gapitalgewinne nicht, tie 
die Zinfen des PVfarrcapitals, dem Pfarrinhaber gehören, wohl aber, wie andere Fleine 
Pfarrcapitalien (ef. $ 6) zu feiner Benugung in jeiner Hand bleiben, jo z. B. daß er 
etwaige durch Ankauf von Werthpapieren über pari entjtehenden Berlufte, die zunächit 
ihn treffen, weil er das Aufgeld zum Beften des Pfarrcapitals, um es intact zu er= 
Friedberg, Verfaffungsgejege. III. Erg.“Bd. Kippe. 
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halten, auslegt, daraus zu decen, was aber übrig bleibt, beim Abgange von der Pfarre 
jeinem Amtsnachfolger zu gleicher Benugung auszuzahlen hat, ferner 

2, die Verluſte, wenn fie durch Gapitalgewinne nicht zu deden find, den Pfarrinhaber auch 

nur zeitweilig treffen, da fie bei jeinem Weggange von der Pfarre ihm oder feinen Erben 
durch den Amtsnachfolger erftattet werden jollen. 

Damit nun beim Berfonalwechjel an der Pfarre der antretende Paſtor ſofort überblicen 
kann, was er als Pfarrcapitalvermögen zu verwalten habe, ift an jeder Pfarre ein VBerzeichniß der 
Art anzulegen, daß in der erften Columne das corpus bonorum im Einzelnen aufgeführt wird, 
alfo zuerit die vorhandenen Brivatobligationen, darunter die Staatsfchuldbriefe, zulegt die zu 
eigner Benußung behaltenen Gapitalien, in der zweiten Columne bei den gefündigten Brivatobli= 
gationen die Bemerkung „gefündigt” und bei den ausgelooften Werthpapieren die Bemerfung „aus— 
gelooſt“, in der dritten Columne bei den gefündigten die dafür umgejeßten und bei den ausge— 
loojten die dafür angefauften namhaft gemacht werden und bei den neu angefauften in der vierten 
Columne der Gewinn und in der fünften Columme der Verluft angegeben wird, 

Aus der jchlieglichen Differenz von Gewinn und Verluft wird fich dann ergeben, was der 
Nachfolger vom Vorgänger zu empfangen oder an denjelben auszuzahlen hat. 

Das angelegte Verzeichniß ift bei jeder Sirchenvifitation der Kirchenconmiffion vorzulegen, 

Bückeburg, 2. October 1889, 

Fürſtl. Shaumb,-Lipp, Conſiſtorium. 
Lengefelde. 
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Die freien Städte, 


2, Bremen. 


An Stelle der firhliden Gemeindeordnung für das Land: 
gebiet v. 7/5 1860) ift unter vem 18/1 1889 eine neue (I) erlafjen worden, deren 
8 30 Abi. 3 dann wieder durch V. v. 10/2 1889 ?) abgeändert wurde. Am 27/11 
1889 folgte das Gef. betr. Beiträge zuden Kirhenlaftenim Land: 
gebiet (I). 


I. 
Kirchliche Gemeindeordnung für das Sandgebiet vom 18. Jannar 1889. 


Der Senat verordnet, nach Anhörung von Abgeordneten der Baftoren und der Kirchen- 
vorftände im Landgebiet, für die Firchlichen Gemeinden des Landgebiets, was folgt: 


I. Bonder Gemeinde 


8 1. Genofjen einer Firchlichen Gemeinde des Landgebiets find alle Einwohner des 
betreffenden Kirchſpiels, welche der evangeliichen Konfeſſion angehören. 

8 2. Die Gemeindegenofjen find zur Benutzung der firchlichen Anstalten und Ein- 
richtungen berechtigt, ſowie andererjeit$ verpflichtet, der beftehenden Firchlichen Ordnung 
ſich zu unterwerfen und abgejehen von gejeglich begründeten Befreiungen zu den kirchlichen 
Bedürfniffen Beifteuer zu letiten. 

Jeder Gemeindegenofje iſt verpflichtet, diejenigen Gemeindeämter, zu welchen er nach 
Maßgabe diejer Kirchenordnung erwählt wird, anzunehmen, vorbehältlich der Beitimmungen 
der SS 10 und 18. 

8 3. Zur Wahrnehmung der Gemeindeangelegenheiten bejtehen; 

1) der Kirchenausſchuß, 

2) der Kirchenvorſtand. 


OD. Vom Kirchenausſchuß. 


8 4. Der Kirchenausſchuß beſteht aus den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes und 
aus den Gemeindevertretern, deren Zahl durch das Gemeindeſtatut (8 7) beſtimmt wird, 
jedoch nicht weniger als acht und nicht mehr als dreißig, in Gemeinden, welche nach der 
letztmaligen Volkszählung weniger als fünfzehnhundert Einwohner haben, nicht mehr als 
zwanzig betragen joll. 

1) Sn der Sammlung ©. 900 ff. find gleich in den Tert von Nro. I mit aufge- 
2) Geſ. Bl. 1889 Nr.6. — Die Veränderungen | nommen worden. 
Friedberg, Verfaljungsgefege. II. Erg.-Bd. Die freien Städte, 12 
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8 5. Die Gemeindevertreter werden durch die Gemeindegenofjen gewählt. Wähler 
und wählbar find alle männlichen Gemeindegenofjen, welche fonfirmirt find, das fünfund- 
zwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und einem eigenen Haushalte vorjtehen oder vor- 
geftanden haben, mit Ausnahme 

1) derjenigen, die wegen geiftiger oder förperlicher Gebrechen zur Ausübung des 
Stimmrechts unfähig find, 

2) der entmündigten PBerjonen, 

3) derjenigen, die fih in einem Konfursverfahren befinden oder innerhalb der legten 
drei Zahre befunden haben, jofern nicht in diefem Falle die Befriedigung ihrer Gläubiger 
zum Vollen erfolgt ift, 

4) derjenigen, welche im letzten Jahre bei der bürgerlichen oder bei der Eirchlichen 
Gemeinde feine direften Abgaben bezahlt Haben, jofern ſolche Abgaben erhoben worden find, 

5) derjenigen, die von einer öffentlichen Armenanjtalt Unterſtützung erhalten oder 
innerhalb des lebten Jahres erhalten haben, 

6) derjenigen, die der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig erklärt worden find, für die 
in dem GStrafurteil beitimmte Zeit, 

7) derjenigen, die noch nicht zwei Jahre im Kirchipiel gewohnt haben. 

8 6. Der Kirchenvorjtand hat ein Verzeichnis der nach) 8 5 mwahlberechtigten Ge- 
meindegenofjen zu führen, dafjelbe zeitig vor jedem dreijährigen Wahltermin ($ 8) einer 
Prüfung zu unterziehen und die hiernach aufgeftellte Wählerlifte vierzehn Tage zu jeder- 
manns Einficht auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung find durch öffentlichen Anschlag 
in jeder bürgerlichen Gemeinde des Kirchjpiel3 vom Kirchenvorftande befannt zu machen. 
Gegen die Richtigkeit oder Vollſtändigkeit der Lifte kann innerhalb der vierzehntägigen 
Frift Einfprache bei dem Klirchenvorjtande erfolgen, der, fall3 er die Einfprache für be- 
gründet erfennt, die Berichtigung ſofort vorzunehmen hat. Die jo fejtgeftellte Lifte ift für 
den Wahltermin maßgebend. 

8 7. Durch Gemeindeitatut ift 

1) die Zahl und Dienftzeit der Kirchenälteften feitzufegen ($ 16), ſowie die Zahl der 
Gemeindevertreter ($ 4), 

2) Beftimmung zu treffen, in welchem Maße die Gemeindevertreter den verjchiedenen 
Einwohnerflafjen angehören follen. Dabei können entweder Örundeigentümer und Mieter 
oder nach Anleitung des 8 43 der Landgemeindeordnung vom 28. Zuli 1888 Klaſſen von 
Grundeigentümern und Mietern unterſchieden werden. Jedenfalls ijt dafür zu jorgen, 
daß den Berhältniffen der einzelnen Gemeinden entjprechend, der Grundbefiß angemefjen 
vertreten werde. Durch das Gemeindejtatut kann ferner bejtimmt werden, daß die Wahlen 
nach Bezirken vorgenommen und wieviel Vertreter in jolhem Falle von jedem Bezirk ge- 
wählt werden jollen. 

Das Gemeindeftatut wird das erſte Mal durd; die bisherige Firchliche Gemeindever- 
ſammlung bejchlofjen, künftige Abänderungen desjelben durch den Kirchenausjchuß. 

Das Gemeindeitatut unterliegt der Bejtätigung der Senatsfommijjion für die Firch- 
lihen Angelegenheiten. Weigert fich die Gemeindeverfammlung, bei der erjtmaligen Feſt— 
jtellung des Gemeindeftatut3 von der genannten Senatsfommilfion für notwendig erachtete 
AUenderungen desjelben vorzunehmen, jo erfolgt die Feitjtellung des Statuts durch den 
Senat. 

88. Die Wahl der Gemeindevertreter gejchieht auf ſechs Jahre. 

Alle drei Jahre, mit dem Schluffe des betreffenden Kalenderjahres, jcheidet die Hälfte 
der Öemeindevertreter aus, bei ungerader Zahl derjelben das erjte Mal die größere Hälfte. 
Die Ausscheidenden find fofort wieder wählbar. Wird in der Zwifchenzeit die Stelle eines 
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Gemeindevertreter3 erledigt, jo wird diejelbe vom Kirchenausfchuß für die Zeit der Amts— 
dauer des Ausgeſchiedenen beſetzt. 

Die Wahl gejchieht, auf Grund eines in der Wahlverfammlung gebildeten Wahl- 
auffabes, durch geheime Abjtimmung mittel Stimmzettel. Bei derjelben entjcheidet abjo- 
lute Stimmenmehrheit mit der Maßgabe, daß, wenn wiederholte Abjtimmungen erforderlich 
werden, diejenigen vorgejchlagenen Perſonen, auf welche feine Stimmen gefallen find, und 
derjenige, welcher die geringite Stimmenzahl erhalten hat, von der meiteren Abftimmung 
ausgejchlofjen werden und in Fällen von Stimmengleichheit zunächſt eine nochmalige Ab— 
ftimmung über die in Frage kommenden Berjonen ftattfindet, bei Erfolglofigfeit diejer 
Abftimmung aber das Los den Ausjchlag giebt. 

8 9. Die Berjammlungen der Wähler werden, nachdem durch den Kirchenvoritand 
Drt und Zeit der Wahlen bejtimmt find, mindejtens zehn Tage vor dem fejlgefegten Ter- 
min durch Bekanntmachung von der Kanzel und durch öffentlichen Anfchlag in jeder bür- 
gerlichen Gemeinde des Kirchjpield berufen. Die Wahlen Haben, fall3 die Gemeindever- 
treter nach Bezirken gewählt werden, für die verjchiedenen Bezirke einer Gemeinde thun- 
Yihjt an demjelben Tage und längitens innerhalb eines Zeitraumes von acht Tagen ftatt- 
zufinden. 

Das Wahlgefchäft wird durch den Vorſitzer des Kirchenvorftandes oder in deſſen 
Behinderung durch ein anderes von dem Kirchenvorftande dazu beauftragtes Mitglied de3- 
jelben, unter Beihülfe einiger von dem Kirchenvorftande dazu bezeichneter Wähler, geleitet. 

Einem der letzteren ift die Führung des Protokolls zu übertragen, welches von dem 
Borfiger und den Beiligern unterzeichnet und abjchriftlich der Senatskommiſſion für die 
firchlihen Angelegenheiten eingejandt wird. 

8 10. Wer das jechzigjte Lebensjahr vollendet hat, kann die Wahl in den Kirchen— 
ausſchuß ablehnen. 

Berpflichtet zum Austritt ift, wer die Eigenjchaft der Wählbarkeit für den Kirchen- 
ausſchuß verliert. Im übrigen fann der Austritt nur mit Genehmigung des Kirchenvor— 
itandes gejchehen. 

$ 11. Die Namen der erwählten Ausfchußmitglieder (Gemeindevertreter) werden 
an zwei nach einander folgenden Sonntagen von der Kanzel verfündigt. 

8 12. Der Wirkungskreis des Kirchenausfchuffes befaßt die folgenden Gegenjtände: 

1) die VBermögensangelegenheiten der Kirche und der Firchlichen Gemeinde; 

2) die Wahl der Kirchenälteiten ($ 16); 

3) die Wahl des Paſtors (8 26); 

4) Uenderungen des Gemeindejtatut3 ($ 7); 

5) das äußere Kirchenweſen, insbejondere die Zeit des Gottesdienjtes und die Ein- 
richtung des Friedhofs, jowie die kirchliche Armen- und Krankenpflege, jofern eine folche 
in der Gemeinde bejteht. 

Dabei gelten Hinfichtlich der Vermögensangelegenheiten der Kirche und der Fird)- 
lihen Gemeinden folgende Bejtimmungen; 

Die Zuftimmung des Kirchenausjchufjes ift erforderlich 

a) zu Neubauten, ſowie zu folchen größeren Reparaturen und jonjtigen Ausgaben, 
welche nicht aus den regelmäßigen Auffünften des Kirchenvermögens bejtritten werden 
können; 

b) zur Erhebung, von Kirchenſteuern und zur Feſtſtellung des Steuerſatzes; 

€) zur Erwerbung wie zur Veräußerung von Grundeigentum und Realrechten; des— 
gleichen zur Vermietung oder Verpachtung von Grundeigentum auf länger als zehn Jahre; 

d) zu Anleihen auf den Kredit der Gemeinde; 

12 * 
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e) zur Errichtung neuer Stellen für den Dienjt der Gemeinde, ſowie zur Aende- 
rung der Gehalte oder dauernden Vergütung für bejtehende Stellen. 
Wird für Einrichtungen oder Arbeiten, welche nach dem Ermefjen der Senatsfom- 
miffion für die Firchlichen Angelegenheiten notwendig jind, die Zuftimmung von dem 


Kirchenausfchuß verweigert, fo Fann die Herftellung des Erforderlichen und die Einziehung 


der Koſten durch eine Umlage von der Senatsfommiljion für die firchlichen Angelegen- 
heiten angeordnet werden. E 

Die Zahresrechnung wird, ſobald diefelbe abgefchloffen und vom Kirchenvorftande 
geprüft worden ift ($ 21), dem Kirchenausſchuß zur Kenntnisnahme und Geltendmahung ” 
etwaiger Erinnerungen vom Kirchenvorftande vorgelegt und hierauf der Senatsfommiffion 
für die kirchlichen Angelegenheiten zur Zufchreibung eingereicht. 

8 13. Die Einladungen zu den Verfammlungen des Kirchenausfchnffes erfolgen 
Ichriftlich mit Ungabe der VBerhandlungsgegenftände und zwar, abgejehen von dringlichen 
Fällen, mindeſtens drei Tage vor dem Termin. 

Beichlußfähig ift der Kirchenausshuß bei Anweſenheit der Hälfte der vorjchrifts- 
mäßigen Zahl feiner Mitglieder. Sind auf die erjte ordnungsmäßige Einladung die 
Mitglieder nicht in der zur Beichlußfähigkeit erforderlichen Zahl erjchienen, jo tft unter 
Bezugnahme auf dieſe Bejtimmung bei der neuen Einladung eine zweite Berfammlung zu 
veranftalten, welche ohne Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden zu bejchließen befugt ift. 

Ebenjo ift eine Berfammlung des Kirchenausschuffes auch bei geringerer Zahl der 
Anweſenden fofort befchlußfähig, wenn bei der Einladung wegen Dringlichkeit der Sache 
auf diefe Bejtimmung hingemiejen tft. | 

$ 14. Den Vorſitz im Kirchenausſchuß führt der Paſtor, in Vakanz- oder Verhin- 
derungsfällen ein Kirchenvorfteher. 

Der Protofolführer wird vom Kirchenvorjtande beftellt. 

Das Protokoll, in welhem die Zahl der Anweſenden anzugeben ijt, wird am 
Schluſſe der Verſammlung verlejen und nach erfolgter Genehmigung von dem Vorfiger, 
dem Protofolführer und einem dritten von der Verfammlung zu bezeichnenden Mitgliede 
derjelben vollzogen. 

Beichlüffe werden durch Mehrheit der Stimmen gefaßt; bei Stimmengleichheit findet 
nochmalige Abjtimmung durch Namensaufruf oder durch Stimmzettel ftatt; ergiebt fich 
auch dann Stimmengleichheit, jo ijt der betreffende Antrag abgelehnt. 

Wahlen erfolgen durch geheime Abjtimmung nach abjoluter Stimmenmehrheit, wobei 
nad) Vorſchrift des $ 8 verfahren wird. Bei Einſetzung von Ausſchüſſen für vorübergehende 
Zwecke kann jedoch bejchlofjen werden, daß relative Stimmenmehrheit entjcheiden fol. 

Anträge, welche nicht in unmittelbarer Beziehung zu den Gegenftänden der Tages- 
ordnung ($ 13) jtehen, find nicht zur Verhandlung zuzulaſſen. Der Kirchenvorjtand ift 
verpflichtet, Anträge von Mitgliedern des Kirchenausſchuſſes, welche ihm mindeſtens vier- 
zehn Tage vor der Verſammlung desjelben in angemefjener Form jchriftlich eingereicht 
werden, auf die Tagesordnung zu jegen, und zwar auch in dem Falle, daß der Klirchen- 
borjtand den Antrag nicht für geeignet zu weiterer Verhandlung erachtet, der Antrag- 
jteller aber ungeachtet der ihm mitgeteilten Bedenfen denjelben aufrecht erhält. 

Die Verhandlungen des Kirchenausschuffes werden in der Kegel in der Kirche oder 
im Konfirmandenzimmer gehalten. 

$ 15. Die Protofolle des Kirchenausfchuffes find der Senatsfommiffion für die 
kirchlichen Angelegenheiten vom Kirchenvorſtande einzureichen. Bejchlüffe desjelben in 
Bezug auf 

a) Neubauten und Umbauten der firchlichen Gebäude, 








135] I. Kirchlihe Gemeindeordnung für das Landgebiet v. 18, San. 1889, 181 


b) Erhebung von Rirchenftenern und Feititellung des Steuerſatzes, 

e) Erwerb oder Veräußerung von Grundeigentum und Nealvechten, 

d) Anleihen, 

e) Aenderungen des Gemeindeitatuts, 

f) dauernde Vorfchriften oder Einrichtungen in betreff der in $ 12 unter 5 bezeich- 

neten Angelegenheiten 

bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Beftätigung der genannten Senatsfommiffion. Diejelbe 
ift befugt, Bejchlüffe, welche nicht zum Wirkungskreiſe des Kirchenausjchuffes (8 12) ge- 
hören, wieder aufzuheben. 

Die erfolgte Bejtätigung und die Aufhebung von Beichlüffen hat der Kirchenvor- 
ftand dem Kirchenausſchuß zur Runde zu bringen. 


II. Von dem Sirhenvorftande. 


$ 16. Der Kirchenvorftand bejteht aus dem Paſtor und drei bis neun Rirchen- 
ältejten. Die Zahl und die Amtsdauer der lebteren wird durch Gemeindeitatut mit der 
Maßgabe feſtgeſetzt, daß mindeftens alle zwei Jahre ein Kicchenältefter ausfcheidet; auch 
fann dabei vorgejchrieben werden, daß die verjchiedenen Cinmwohnerklaffen (8 7) und 
Dorfichaften in beftimmter Weife bei der Wahl der Kirchenälteften berücfichtigt werden 
jollen. In Gemeinden, deren Einwohnerzahl nach der Legtmaligen Volkszählung fünf- 

zehnhundert nicht überfteigt, fol die Zahl der Kirchenälteften höchſtens ſechs betragen. 
Die ausſcheidenden Mitglieder find jofort wieder wählbar. 

Die Kirchenäftejten werden von dem Kirchenausijhuß erwählt (SS 12, 14) und von 
dem Paſtor an einem der nächjten Sonntage vor der zum Gottesdienft verfammelten 
Gemeinde in ihr Amt eingeführt, wobei fie die getreue Erfüllung ihrer Amtspflichten 
durch Handichlag anzugeloben haben. 

In Bezug auf die Bekanntmachung der Erwählten gelten die Beftimmungen des 8 11. 

8 17. Die Kirchenälteiten müfjen das dreißigjte Lebensjahr vollendet haben und 
die Wählbarfeit für den Kirchenausichuß ($ 8) befigen. Der Berluft diejer Eigenjchaft 
zieht das Ausjcheiden des Betreffenden aus dem Kirchenvorftande nach fich. 

Außerdem kann der Kirchenvorftand den Austritt eines Kirchenälteſten verlangen, 
welcher ſich durch feine Handlungsweiſe der Bekleidung eines firchlichen Ehrenamtes un- 
würdig gemacht Hat; fommt derjelbe einer folchen Aufforderung nicht nach, jo hat der 
Kirchenvoritand die Entjcheidung der Senatsfommiffion herbeizuführen, welche vorab den 
Kirchenausſchuß zu hören hat. 

8 18. Die Wahl zum Kirchenälteften kann derjenige ablehnen, welcher jein jech- 
zigites Lebensjahr vollendet oder dieſes Amt bereits zwölf Jahre lang befleidet Hat oder 
fonftige Gründe geltend macht, welche nach Anficht des Kirchenvorjtandes eine Ablehnung 
gerechtfertigt erjcheinen Lafjen. Ebenjo fann aus genügenden Gründen ein Kirchenältefter 
vor Ablauf der vorgejchriebenen Zeit auf feinen Wunſch duch den Kirchenvorjtand aus 
feinem Amte entlafjen werden. 

Bon der Entjcheidung des Kirchenvorftandes können in beiden Fällen die Betheiligten 
Berufung an die Senatsfommiffion für die kirchlichen Angelegenheiten einlegen. 

Scheidet ein Kirchenältefter vor Ablauf feiner Dienftzeit aus, jo wird an dejjen 
Stelle ein Erfagmann gewählt, welcher jo lange das Amt bekleidet, als der Ausgefchiedene 
e3 beffeidet haben würde. 

8 19. Auf die Verhandlungen des Kirchenvorftandes finden die. Bejtimmungen des 
8 14 Abſatz 1 bis 5 entjprechende Anwendung; jedod find in dem Protofoll jeder Ver— 
jammlung die in derjelben erjchienen Mitglieder namhaft zu machen. 


182 Bremen, [136 


Beichlußfähig ift der Kirchenvorſtand bei Anweſenheit der Hälfte jeiner Mitglieder ; 
wird wegen Beichlußunfähigkeit der Verfammlung eine zweite Verfammlung unter Hin- 
weifung auf diefe Beftimmung berufen, jo ift diefelbe ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Anweſenden beſchlußfähig. 

8 20. Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich mindeſtens alle zwei Monate an einem 
von dem Vorfiter zu beitimmenden Tage; eine außerordentliche Berfammlung hat derjelbe 
zu berufen, jobald die Hälfte der Kirchenälteiten es verlangt. 

8 21. Der Gejchäftsfreis des Kirchenvorftandes umfaßt alle Angelegenheiten der 
Gemeinde. Insbeſondere hat derjelbe, abgejehen von den in den SS 6 und 9 bezeichneten 
Obliegenheiten, die für den Kirchenausſchuß bejtimmten VBerhandlungsgegenftände vorzu- 
bereiten und darüber die geeigneten Anträge dem Ausschuß vorzulegen, auch Hinfichtlic) 
der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ($ 22) das Erforderliche zu bejchließen und 
die darüber geführten Rechnungen zu prüfen ($ 12). 

Wo eine kirchliche Armenpflege oder Armen- und Krankenpflege befteht, wird die- 
jelbe durch den Kirchenvorftand verwaltet, welcher zu dieſem Behuf die Gemeinde in 
geeignete, von den einzelnen Mitgliedern zu beauffichtigende Bezirke einteilt. 

$ 22. Der Kirchenvorftand erwählt aus feiner Mitte zwei bis drei Kirchenvor- 
jteher. Den Kirchenvorjtehern liegt in Verbindung mit dem Baftor die gefamte Firchliche 
Bermögensperwaltung ob. Sie haben für die Erhaltung des Kirchen-, Gemeinde- und 
Urmenvermögens, ſowie des Pfarrvermögens und des Küftereivermögens bejtens zu 
forgen, auf die gehörige Unterhaltung der kirchlichen Gebäude und Grundftüde und die 
Erhaltung der zugehörigen Gerechtjame zu achten und das dazu Erforderliche rechtzeitig 
zu veranlafjen. Borbehältlich einer etwaigen andermweitigen, mit Zuftimmung des Klirchen- 
vorjtandes zu treffenden Verſtändigung unter den Kirchenvorftehern wechjelt die Rech— 
nungsführung jährlich unter denjelben ab. 

$ 23. Die Kirchenporfteher haben gemeinjchaftlicy) die Gemeinde gerichtlich und 
außergerichtlich zu vertreten und find bei diefer Vertretung Dritten gegenüber, unbejchadet 
ihrer Berantwortlichfeit gegen die Gemeinde, auch zu jolchen Handlungen befugt, zu 
welchen nach diejer Verordnung ein Beſchluß des Kirchenausschuffes erforderlich ift. 

8 24. Der Bälgentreter, der Totengräber und etwaige andere untere Firchliche 
Beamte werden vom Kirchenvorſtande angejtellt. 

8 25. Die Anftellung des Küfters und Organiften erfolgt durch den Kirchenvor- 
ftand nach folgenden Beitimmungen: 

Sit der Vorſteher der Schule des Pfarrort3 für den Dienft eines Organijten hin- 
länglich befähigt, jo werden diejem mit feinem Einverftändnifjfe die Gejchäfte des Küſters 
und Organijten übertragen. 

Sit bei dem genannten Schulvorfteher diefe Befähigung nicht vorhanden, worüber 
auf Aufrufen desſelben die Senatsfommiffion für die kirchlichen Angelegenheiten endgültig 
entjcheidet, oder verzichtet Derjelbe mit Zuftimmung feiner vorgejegten Behörde auf die 
Bewerbung um das Küjteramt, jo wird der Küfter und Organift vom Kirchenvorſtande 
gewählt, und zwar jofern unter den übrigen Lehrern der in dem Kirchipiel bejtehenden 
Gemeindejchulen geeignete Bewerber vorhanden jind, aus diefen Bewerbern. 

Der Senatskommiſſion für die Firchlichen Angelegenheiten ift von der bejchlofjfenen 
Anſtellung Anzeige zu machen, worauf diejelbe den Küfter und Organiften mit der erfor- 
derlichen Dienjtanmweijung verjieht. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen ein Küfteramt nicht befteht, finden die vor— 
jtehenden Bejtimmungen auf die Anftellung des Drganiften entjprechende Anwendung. 
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IV. Von dem Baftor. 


S 26. Der Paſtor wird von dem durch Hinzuziehung außerordentlicher Gemeinde- 
vertreter verjtärkten Kirchenausschuffe gewählt, dem der Kirchenvorftand zu diefem Behufe 
aus denjenigen wahlfähigen Geiftlichen, welche zur Annahme der Stelle fich bereit erflärt 
haben, mindeſtens drei und höchſtens ſechs in Vorfchlag bringt. In der Negel haben 
diefelben vorher eine Probepredigt vor der Gemeinde zu halten. 

Die außerordentlihen Gemeindevertreter find in der Hälfte der Zahl der Gemeinde- 
vertreter, bei ungerader Zahl in der Hälfte der nächſt höheren geraden Zahl nach den 
für die Wahl der lebteren geltenden Bejtimmung binnen vier Wochen nach eingetretener 
Erledigung der Pfarrerftelle zu erwählen. Für die Berechtigung zur Teilnahme an 
diejer Wahl bleibt das für die letztmalige Wahl der Gemeindevertreter aufgeftellte Ver— 
zeichnis ($ 6) maßgebend. 

Die Wahl des Paſtors unterliegt der Beftätigung der Senatsfommiffion für die 
firchlichen Angelegenheiten, welche den Paſtor beruft, mit Dienftanmweifung verfieht und 
dejjen Einführung in fein Amt bewirft. 

8 27. Bei den in der Perjon des Paſtors vereinigten Pfarritellen wird im alle 
der Erledigung der Baftor durch die vereinigten nach Maßgabe des $ 26 zu verftärfenden 
Kirchenausichüffe beider Gemeinden gewählt und werden die in jolhem Falle dem Kirchen— 
vorjtande obliegenden bezüglichen Geſchäfte von den vereinigten Kirchenvorftänden der 
beiden Gemeinden wahrgenommen. Mit dem Vorfib in diefen Verſammlungen und der 
Leitung der Gejchäfte wird einer der Kirchenvorfteher von der Senatskommiſſion für die 
firhlichen Angelegenheiten beauftragt. 

828. Dem Baftor liegt e3 ob, den öffentlichen Gottesdienft abzuhalten, die Heiligen 
Saframente zu verwalten, die Jugend im Chriftentfum zu unterrichten und zu fonfir- 
miren, auch, wo diejes gebräuchlich ift, die öffentliche Kinderlehre in der Kirche zu halten, 
ſowie endlich die Kranken zu bejuchen und fich aller zur Seelſorge gehörenden Gejchäfte 
getreulich anzunehmen. 

Er hat im Kirchenausſchuſſe und im Kirchenvorftande den Vorfig und die Leitung 
der Geſchäfte und verwaltet in Gemeinjchaft mit den Kirchenvorftehern ($ 22) das Kirchen- 
und Gemeindevermögen. 


V. Shlußbejtimmungen. 


8 29. Die Senatsfommiffion für die kirchlichen Angelegenheiten ift beauftragt, die 
zur Ausführung diefer Kirchenordnung nötigen Vorſchriften zu erlafjen. 

Diejelbe entjcheidet al3 vorgejegte Behörde über Beichwerden gegen den Kirchen- 
vorſtand, die Kirchenälteften, den Pastor, den Küſter und den Organiften, ſowie bei An- 
fehtung der Wahlen über die Gültigkeit derjelben. 

Gegen alle Verfügungen und Entjcheidungen der Senatsfommilfion iſt die Be— 
ſchwerde an den Senat zuläjlig. 

8 30. Dieje Kirchenordnung tritt mit dem 1. Juni 1889 in Kraft; gleichzeitig 
tritt die kirchliche Gemeindeordnung für die Landgemeinden vom 7. Mai 1860 außer 
Wirkjamfeit. 

Indes treten die Vorfchriften der obigen 88 5 bis 9 fofort in Geltung mit der 
Maßgabe, daß die Feſtſetzung der Gemeindeftatuten und die erftmalige Wahl der Ge— 
meindevertreter vor dem 1. Mai 1889 ftattzufinden hat. 

Bei !) diefer Wahl werden in getrennten Wahlgängen zunächſt die eine Hälfte der 


1) Faſſung der 3. v. 27/2 1889. 
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Gemeindevertreter ($ 8), welche dem Kirchenausfchuß ſechs Jahre (bis zum 31. Mai 1894) 
anzugehören hat; und ſodann die andere Hälfte erwählt, welche nad) drei Jahren (am 
Schlufje des Jahres 1891) ausfcheidet. 

Am 31. Mai 1889 fcheiden diejenigen Mitglieder des Kirchenvorjtandes, deren 
Amtsdauer nach der beftehenden Ordnung mit diefem Tage endet, aus dem betreffenden 
Kirchenvorftande aus. Im übrigen bleibt jeder Kirchenvorftand in feinem gegenwärtigen 
Beitande, jedoch ohne Unterjcheidung zwifchen Kirchgeſchworenen und Kirchenältejten, in 
Wirkſamkeit mit der Maßgabe, daß, foweit in dem Gemeindejtatut ($ 7) eine geringere 
Zahl von Kirchenälteften vorgefehen ift, durch freiwillige Vereinbarung oder durch das‘ 
203 bejtimmt wird, welche der im Amt befindlichen Mitglieder des Kirchenvorſtandes mit 
dem 31. Mai 1889 ausscheiden, und daß gleichzeitig in derjelben Weile die Reihenfolge 
de3 ſpäteren Ausfcheidens für die zunächſt im Kirchenvoritande verbleibenden Mitglieder 
im Hinblid auf die betreffende Beftimmung de3 Gemeindeftatut3 ($ 16) feitgejeßt wird. 

Beichloffen Bremen in der Verſammlung des Senat3 am 15. und befannt gemacht 
am 18. Sanuar 1889. 


II. 


Geſetz, betreffend Beiträge zu den SHirdenlaften im Tandgebiet, vom 
2%. Rovember 1889. 


Der Senat verordnet im Einverftändnis mit der Bürgerſchaft: 
8 1. Zu den Kicchenlaften einer kirchlichen Gemeinde des Landgebietes find die 
Gemeindegenofjen beizutragen verpflichtet. 
Als Gemeindegenofjen im Sinne diefes Geſetzes gelten auch die der evangelischen 
Konfeffion angehörenden Eigentümer von Grundſtücken, welche in dem betreffenden Kirch- 
jpiel belegen find, jofern fich auf diefen eine für die, wenn auch nur vorübergehende, Be— 
nußung der Eigentümer beftimmte Wohnung befindet. Die Ausnahme des $2, 4) findet 
auf diefe Gemeindegenofjen feine Anwendung. Dem Eigentume fteht in der Steuerpflicht 
das meiergrumdzing- oder erbenzinzrechtliche Eigentum und jede andere Art des geteilten 
nüglichen Eigentums gleich. 
S 2. Ausgenommen bon diejfen Beiträgen find: 
1) die Bajtoren, 
2) die Lehrer, welchen diefe Befreiung bei ihrer Anstellung zugefichert ift, 
3) die in Dienjt befindlichen und vermöge defjelben im Kirchſpiel fich aufhaltenden 
Militärperjonen und Landjäger, 

4) Gemeindegenojjen, welche nicht drei Monate im Kirchipiel gewohnt haben, 

5) Diejenigen, welche zum Beſuch einer Unterrichtsanftalt oder als Lehrlinge im 
Kirchipiel fih aufhalten, 

6) diejenigen, welche in Koft und Lohn eines Anderen stehen, 

7) Eltern und Witwen, die bei ihren einen eigenen Hausftand führenden Kindern Leben, 

8) Diejenigen, welche regelmäßige Unterftügung aus öffentlichen Armenmitteln er- 

halten, oder welche mit Rückſicht auf ihre Hülfsbedürftige Lage durch Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes von der Kirchensteuer befreit werden. 

$ 3. Sofern durch die zuftändigen Gemeindeorgane nicht vechtsgültig etwas An- 
deres bejtimmt wird, gefchieht die Heranziehung der Abgabepflichtigen zu den Kirchenlaſten 
nach folgenden Bejtimmungen: 


139] - II, Gefeß, betr, Beiträge zu den Kirchenlaften im Landgebiet, vom 27, Nov, 1889, 185 


Die Kirchenfteuern werden nach Maßgabe der Grundſteuer und der Gebäudefteiter 
bon den in der Gemeinde belegenen, im Eigentum von Gemeindegenofjen befindlichen 
Grundſtücken und Gebäuden erhoben und zwar in einem folchen Verhältniffe diefer beiden 
Steuern zu einander, daß einer Gebäudeftener von einem vom Taujend des Kapitalg- 
wert3 eine Grundſteuer von zwei und einem halben Prozent des Neinertrages gleichiteht. 
Smmobilien, die zwar von der Grundſteuer oder der Gebäudeftener, nicht aber von Ge— 
meindeabgaben befreit find, werden nad) Maßgabe ihres wie bei der Grundfteuer zu er- 
mittelnden Kapitalwertes zu den Abgaben herangezogen. 

Bei diefem Beitragsfuße haben die Abgabepflichtigen, welche Fein Grundeigentum 
in der Gemeinde befigen, einen Beitrag zu zahlen, wie er von einem Gebäudeſteuerwerte 
von fünfzehnhundert Mark zu entrichten ift. 

Den gleichen Betrag haben Diejenigen in der Gemeinde wohnenden Abgabepflichtigen 
zu zahlen, welche daſelbſt fein gebäudejteuerpflichtiges Eigentum und ein grundfteuerpflich- 
tiges Eigentum von weniger als jechzig Mark KReinertrag haben. 

Eigentümer gebäudejteuerpflichtiger Grundſtücke, welche ausfchließlich dem Geſchäfts— 
betriebe der Eigentümer dienen, und deren Steuerwert Hunderttaufend Mark überiteigt, 
find mit dem über hunderttaufend Mark überjchießenden Theile des Stenerwert3 nur zur 
Hälfte des feitgeftellten Sabes zu den Gemeindeabgaben heranzuziehen. Es macht dabei 
feinen Unterjchied, ob die Eigentümer ſolche Grundftücde zum Gejchäftsbetriebe jelbit oder 
zu Dienftwohnungen für ihr Geſchäftsperſonal benuben. 

$ A. Diefes Geſetz tritt am 1. Dezember 1889 in Kraft. Mit demfelben Tage find 
das Geſetz vom 28. Dezember 1870, betreffend die Beiträge zu den Kirchen und Schul- 
laſten in den kirchlichen Gemeinden des Landgebiet3, und das Geſetz vom 25. Dezember 
1880, betreffend Abänderung des $ 4 des vorerwähnten Gejeges, aufgehoben. Indeß 
finden auf die Erhebung der vor diefem Termin rechtsgültig befchloffenen und bejtätigten 
Umlagen noch die bisherigen gejeglichen Bejtimmungen Anwendung. 
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Anhang. 
1. Das Kaiſerreich Oeſterreich. 


Die V. Evang. Generalſynode Helv. Bek. hat am 4/11 1889 den Beſchluß 
gefaßt, die Disciplinarordnung v. 5/1 1887"), welche bereit3 al3 proviſoriſche 
für die ev. Kirche Augsb. Bek. gilt, auch ihrerjeit3 für die Kirhe Helvetiichen Be: 
fenntnifjes als proviforische anzunehmen mit der Modifikation, daß in $ 1 f. die 
Worte „Falihe Lehre” vor „Verlegung der“ eingefchaltet werde %). Der Ev. D.- 
Kirhhenrath hat demnach durch Erlaß vom 3. Sept. 1890 dieje Disciplinarordnung 
in der beichlofjenen Weiſe publicirt, indem er gleichzeitig in der Ueberſchrift und im 
$ 1 die Worte „für die ev. K. Augsb. Konfeſſion“ durch die „Für die ev. Kirche Hel- 
vetiſchen Bekenntniſſes“ erſetzte. 

Von ungleich größerer Bedeutung dagegen iſt, daß die Beſtrebungen, welche 
auf Reviſion der geſammten Kirchenverfaſſung gerichtet ſind, endlich ein Ergebniß 
erzielt haben. 

Schon die II. General-Syn. Augsb. und dann auch des Helvet. Bek. haben 
fih eingehend mit der Nevifion der Kirchenverfaffung beſchäftigt. Dann aber hat 
die Alerh. Entſchließ. v. 18/2 1874 den Oberkirchenrath ausdrüdlih beauftragt, 
einen Nevifionsentwurf der Kirchenverfaſſung für beide ev. Kirchen auszuarbeiten 
und als Geſetzesvorlage an die Generalfynode zu bringen. Diejer Auflage ift der 
D.K.NRath in feinem Circularerlaffe v. 3/8 87 nachgefommen und hat feinen Ent: 
wurf allen ev. Superintendenturen, Senioraten, Pfarrämtern und Presbyterien zur 
Begutachtung unterbreitet. Daraus ift dann eine Gejeßesvorlage für die V. Gen.: 
Syn. Augsb. und Helvet. Belenntnifjes d. 3. 1889 erwachjen, zu welcher ein Mo- 
tivenbericht v. 27/6 1889 ergangen ift. Aus den Bejchlüffen diefer Generalfynoden 
it hervorgegangen das K. G.: Verfaffung der ev. K. Augsb. u. Helv. Bekenntniſſes, 
und aus den Beichlüffen der außerordentl. General-Syn. Augsb. Bek. v. 3. 1890 
das 8.G.: Beftimmungen für die ev. Superintendenzen Augsb. Bek., welche beiden 
Kirhhengejeße Seitens des Kaifers nad $ 9 des Allerh. Patentes v. 8/4 1861 °) 
und nach 8 137 der geltenden Kirchenverfafjung *) die Kaijerliche Beftätigung er— 
fahren haben. 

Auf Grund diefer Hergänge ift die Rundmahung des Minifteriums 
für Kultus und Unterrihtvom 15. December 1891 (D) ergangen, 

1) Friedberg, I. Erg.Bd. ©. 192 f. ee Berlegung der Amtötreue und Un- 
2) Der $ lautet demnach: wahrheit in Amtsjachen 


86. Zu den — Vergehen gehören ins- 3) — a ©. 102 ff. 
befondere: .... f. Falſche Lehre wie aud| 4) Ebendai. ©. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. III. Erg.-Bd. Defterreich, 


u —— 
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welche die Kailerliche Betätigung notifieirt, die beiden Kirchengefege mit fofortiger 
Geltung publicirt, und endlich die bisherige Kirchenverfaffung vom 6. Januar 1866 
außer Wirkſamkeit ſetzt. 


T: 


Kundmachung des Minifteriums für Cultus und Anterricht vom 15. De- 
cember 1891. 


Seine k. und f. Apoftoliihe Majeftät haben mit Allerhöchſter Entichließung vom 
9. December 1891 dem von den evangeliichen Generalſynoden Augsburgifchen und Hel- 
vetiichen Befenntnifjes im Jahre 1889, beziehungsmweife von der außerordentlichen General- 
ſynode Augsburgifchen Befenntnifjes im Jahre 1890 beichloffenen Kirchengeſetze: „Ver— 
fafjung der evangelifchen Kirche Augsburgifchen und Helvetifchen Bekenntniſſes“ fammt 
den don der genannten außerordentlichen Generalſynode bejchloffenen: „Befondere Be- 
ſtimmungen für die evangelifchen Superintendenzen Augsburgifchen Bekenntniſſes“ auf 
Grund des $ 9 des Allerhöchſten Patentes vom 8. April 1861 (R. G. BL. Nr. 41) und 
gemäß 8 137 der gegenwärtig geltenden Kirchenverfaffung vom 6. Jänner 1866 (NR. ©. 
Hl. Nr. 15) die landesfürftliche Beftätigung allergnädigft zu ertheilen geruht. 

Dieje Allerhöchite Entſchließung wird jammt dem Allerhöchſt beftätigten Kirchen- 
gejege und den erwähnten „Bejonderen Bejtimmungen für die evangelijchen Superinten- 
denzen Augsburgijchen Befenntnifjes” mit dem Beifügen kundgemacht, daß dieje neue 
Kirchenverfaffung fofort in Kraft zu treten hat und daß fohin die bisher in Geltung 
ftehende evangelische Kirchenverfaffung vom 6. Jänner 1866 außer Wirkſamkeit geſetzt wird. 

Sautid m. p. 


Berfaffung der evangelifhen Kirde Augsburg. und Helvet. Bekenntniffes 


in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. Die evangelifchschrijtliche Kirche Augsburgiſchen und Helvetischen Befenntniffes, 
für welche dieſe Verfaffung giltig ift, umfaßt die Glaubensgenoſſen des betreffenden Be- 
fenntnifjes in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern der öfterreichijch- 
ungarischen Monarchie. 

‚Auf dem Grunde des Evangeliums erbaut und beharrend, gejtaltet fie ſich auch in 
ihren kirchlichen Ordnungen nach den Lehren und Vorbildern der heiligen Schrift. 

8 2. Die Vertretung und Verwaltung der Kirche ($ 1) gliedert fich nach folgenden 
vier Abftufungen in: Pfarrgemeinde, Seniorat, Superintendenz (Didcefe), Gejammtgemeinde 
aller Glaubensgenojjen (Landeskirche) des betreffenden Befenntnifjes. 

$ 3. Die gejegmäßigen Organe, durch welche die Kirche ihre Pflichten und Rechte 
ausübt, find: 

1) für die Pfarrgemeinde: Pfarramt, Presbyterium, Gemeindevertretung, beziehungs- 
weiſe Gemeindeverfammlung ($$ 13—79), 

2) für die Senivratsgemeinde: Senioratsamt, Senioratsausſchuß, Senioratsver— 
jammlung (88 80—%6), 

3) für die Superintendentialgemeinde: Superintendentur, Superintendentialausschuß, 
Superintendentialverfammlung (SS 97—114), 
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4) fir die Gefammtgemeinde: Oberkirchenrath, Synodalausfhuß, Generaliynode 
(88 115— 241). 

8 4. Jede kirchliche Gemeinde (Pfarrgemeinde, Seniorat, Superintendenz, Geſammt— 
gemeinde) ordnet umd verwaltet ihre befonderen Kirchen-, Unterrichts- und Wohlthätig- 
feitSangelegenheiten und die dazu bejtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonde durch ihre 
geſetzmäßigen Vertreter, infofern dadurch nicht den Staats- und Kirchengejegen oder den 
gejegmäßigen Anordnungen der ihr vorgejegten Behörden entgegengehandelt wird. 

85. Jedes Kirchliche Organ ift für feine Verwaltung und Disciplinarangelegen- 
heiten unmittelbar dem nächjt höheren und durch dejjen Vermittlung den oberen Organen 
des Rirchenregimentes untergeordnet. 

Recurſe gegen Enticheidungen der kirchlichen Organe find in allen Fällen bis zur 
oberiten Kirchenbehörde zuläffig, infofern die Kirchenverfafjung nicht die Entſcheidung 
einer unteren Inſtanz al3 endgiltig bezeichnet. Diefelben find binnen 30 Tagen vom Tage 
der Zuftellung bei der Inſtanz, welche die erſte Entjcheidung gefällt hat, einzubringen, 
widrigenfall3 die Entjcheidung in Rechtskraft erwächst. 

8 6. Inſolange die ftaatliche Gejebgebung die Chegericht3barfeit den weltlichen 
Gerichten überweist, üben dieje fie auch fortan über die Ehen unter evangelischen Glaubens— 
genofjen nach den bürgerlichen Gejegen aus. 

Die Kirche erwartet von ihren Angehörigen, daß fie bei Ehejchließung und Kinder- 
erziehung die Rechte der Kirche wahren und vor Einbringung einer Ehejcheidungs- oder 
Trennungsflage die Sühnevermittlung ihres zuftändigen Seelforgers in Anfpruch nehmen. 

87. 1) Jedes firchliche Organ ift berechtigt, Wünſche und Vorjchläge, welche die 
Kirche feines Befenntnifjes betreffen, dem nächjt höheren Organe zur weiteren ordnungs- 
mäßigen Verhandlung vorzulegen. 

2) Gemeinden desjelben Bekenntniſſes oder der beiden Befenntnifje, wie auch Theile 
folcher Gemeinden fünnen fich im Wege ihrer gejegmäßigen Vertretung zu dem Behufe 
vereinigen, um über die Befriedigung gemeinſamer Bedürfnifje ihres Firchlichen Gemeinde- 
lebens, zum Beijpiel der Errichtung oder Benügung einer Kirche, einer Schule, eines 
Sriedhofes u. ſ. w., zu berathen und zu bejchliegen. Solche Beſchlüſſe bedürfen, ehe fie 
zur Bollziehung gelangen, der Zuftimmung der nächſt übergeordneten Organe des Kirchen: 
regimentes der betheiligten Gemeinden. 

58. Zur Gültigkeit aller Beichlüffe und Wahlen ift, infomweit die Kirchenverfafjung 
nicht anderweitige Anordnungen trifft, die abſolute Majorität erforderlich. Bei Feitftellung 
der Biffer der abſoluten Majorität find bei allen Wahlen nur die abgegebenen giltigen Stim- 
men zu zählen. Ergibt der erjte Wahlgang feine abjolute Majorität, jo wird unter den 
beiden Wahlcandidaten, auf welche die relativ meiften Stimmen gefallen waren, die engere 
Wahl vorgenommen. Haben mehr als zwei Wahlcandidaten mit einer gleichen Anzahl 
bon Stimmen die relative Majorität erhalten, jo findet zunächit unter diejen eine engere 
Wahl ftatt. Tritt bei einer auf zwei Candidaten bejchränften Wahl Stimmengleichheit 
ein, jo entjcheidet, mit Ausnahme des im 8 103 vorgejehenen Falles, das Loos. 

8 9 Zur Beichlußfähigfeit jeder Verſammlung ift, joweit die Kirchenverfaffung 
nicht anderes bejtimmt, die ordnungsmäßige Einladung aller Stimmberechtigten, ſowie 
die Anmwejenheit von mehr al3 der Hälfte der Stimmberechtigten erforderlich. Desgleichen 
ift zur Giltigfeit einer Wahl, mag diejelbe in einer Verſammlung oder ohne eine jolche 
jtattfinden, die ordnungsmäßige Einladung aller und in der Regel die Stimmabgabe 
jeitend der Mehrheit der Wahlberechtigten nothwendig. 

Die Ausnahmen ftatuiert die Kirchenverfaffung (88 41, s und 73, 5). 

Bu einer ordnungsmäßigen Einladung gehört, jofern dieſelbe nicht perjönlich (mündlich 
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oder jchriftlich) erfolgt ift, eine zweimalige Verkündigung von der Kanzel und in den 
Filialen, wenn inzwiſchen feine gottesdienftlichen Verſammlungen ftattfinden, die Verlaut- 
barung durch das Presbyterium der Filiale in der ortsüblichen Weife. 

5 10. Wer in irgend einer Firchenregimentlichen Verſammlung ftimmberechtigt ift, 
hat pflichtgemäß an den Sigungen derjelben theilzunehmen und ift innerhalb derfelben an 
feine Inſtruction zu binden; er hat bei allen Aeußerungen und Abftimmungen nur feiner 
Ueberzeugung nach bejtem Wiffen und Gewiffen zu folgen. 

$ 11. Wer in irgend einem Organe des Kirchenregimentes eine in der Wahl für 
eine bejtimmte Zeitdauer begründete Function übernommen hat, ift von derfelben geſetzlich 
erjt von dem Zeitpunkte an enthoben, wenn die ordnungsmäßige Neuwahl zur gejeglichen 
Giltigfeit gelangt ift. 

$ 12. Wer berufen ift, einer Firchenregimentlichen Verſammlung vorzuſitzen, iſt 
perſönlich dafür verantwortlich, daß die geſetzliche Ordnung aufrecht erhalten und daß 
fein Beſchluß gefaßt werde, welcher die geſetzlichen Befugniſſe der Verſammlung (8 4) 
überſchreiten würde. Sollte deſſenungeachtet ein ſolcher Fall eintreten, ſo hat der Vor— 
ſitzende das Recht und die Pflicht, die Verhandlung zu ſiſtieren und die Gründe davon zu 
Protokoll zu geben. Dem Vorſitzenden wie der Verſammlung ſteht das Recht zu, die 
etwa darüber zu erhebende Beſchwerde der zunächſt übergeordneten Kirchenbehörde zur 
Entſcheidung vorzulegen. 


Erſter Abſchnikt. 
Die Pfarrgemeinde. 
I. Ullgemeine Beftimmungen. 


8 13. Die bejtehenden Pfarrgemeinden find in ihrer durch Herfommen oder ur- 
fundlich beitimmten örtlichen Abgrenzung und confejjionellen Zufammenfegung als zu 
Necht beitehend anerfannt. 

8 14. Aenderungen in diefer Abgrenzung erfolgen, abgejehen von dem Falle einer 
etwaigen Auflöjung einer Pfarrgemeinde, entweder durch gejegmäßige Errichtung einer 
neuen Pfarrgemeinde oder durch Aus- und Einpfarrung einzelner Ortjchaften oder Theile 
derjelben. Wird die Umpfarrung nur eines Theiles einer Ortſchaft angejtrebt, jo haben 
alle daſelbſt wohnhaften Glaubensgenoſſen und im Falle, als die Umpfarrung einer oder 
mehrerer Ortſchaften gewünjcht wird, hat zum mindejten die Majorität der daſelbſt an— 
fäffigen Glaubensgenofjen, daS bezügliche Geſuch bei dem zuftändigen Senioratsausſchuſſe 
einzubringen, welcher dasjelbe nach Einvernahme der PBresbyterien der betheiligten: ©e- 
meinden dem Superintendentialausfchufje zur Entſcheidung vorzulegen hat. 

Solche Geſuche oder Anträge können auch) von dem Presbyterium einer Gemeinde 
ausgehen; in diefem Falle ift die Aeußerung der durch Die beabjichtigte Maßregel Be- 
troffenen, jowie des Presbyteriums der gleichzeitig betheiligten Gemeinde einzuholen. 
Die Aus- oder Einpfarrung fann jedoch nicht gegen den Willen der Majorität Derjenigen 
verfügt werden, welche umgepfarrt werden jollen. 

Die Entſcheidung des Superintendentialausfchuffes Hat jedesmal das umzupfarrende 
Territorium genau zu bejtimmen. Dieſelbe iſt den betreffenden Perſonen und den beiden 
betheiligten Presbyterien, unter gleichzeitiger Anzeige an den Oberfirchenrath zuzumitteln. 
Ein Recursrecht gegen eine ſolche Entjcheidung an den Oberfirchenrath fteht ſowohl den 
Presbyterien der betheiligten Gemeinden, als auch den von der Umpfarrung Betroffenen zu. 

Die rechtskräftige Entſcheidung ift in jedem Falle der betreffenden Landesitelle mit- 
zutheifen. 
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8 15. Zur Bildung einer neuen Kirchengemeinde, jei dies eine Pfarrgemeinde oder 
Filtalgemeinde, ift die Nachweifung der ausreichenden geficherten Mittel für den Kirchen- 
dient und für den Neligionsunterricht der Jugend erforderlih. Diejenigen Glaubens- 
genofjen, welche eine Gemeinde zu bilden beabfichtigen, haben dieſe Nachweifung unter 
gleichzeitiger Angabe der genauen Abgrenzung des in Ausficht genommenen Sprengels 
durch Vermittlung des zufjtändigen Presbyteriums, des Senioratsausſchuſſes und des 
Superintendentialausjchufjes dem Oberfirchenrathe zu liefern. 

Gehören die Gejuchfteller verjchiedenen Gemeindejprengeln an, jo ift die Vorlage 
des Gejuches im Wege des Presbyteriums jener Gemeinde zu vermitteln, zu deren 
Sprengel die Majorität der Gejuchiteller gehört; in diefem Falle find auch die Presby— 
terien der übrigen betheiligten Gemeinden, einzuvernehmen. Sollten die Gefuchiteller 
Gemeinden angehören, welche verjchiedenen Senioraten, beziehungsweije Superintenden- 
turen unterftehen, jo find auch die betreffenden Ausihüfje über das Geſuch einzuvernehmen. 
Es ift jedoch nad) Thunlichfeit zu vermeiden, daß bei Bildung einer neuen Gemeinde der 
Sprengel einer zweiten Superintendenz berührt wird, desgleichen, daß ſich der neue 
Pfarriprengel über die Grenzen des Amtsbereiches jener politischen Landesſtelle hinaus 
eritrect, innerhalb defjen der Pfarrer feinen Amtsji Haben foll. 

Das Streben bisheriger Theile von Gemeinden, felbjtändig zu werden, ift nicht zu 
hindern; doch darf durch die Abtrennung der Bejtand der bisherigen Gemeinden nicht 
gefährdet werden. 

Unter die nachzuweiſenden gejicherten Mittel können Anſprüche auf das im Befite 
oder Genufje der bisherigen Gemeinde befindliche Vermögen nur dann gerechnet werden, 
wenn diejelben auf bejondere, der Gemeinjchaft jener Glaubensgenofjen, welche die neue 
Gemeinde bilden follen, gemachte Stiftungen oder auf das etwa fpeciell derjelben gehörige 
Bermögen oder auf andere eigene Nechtstitel zurüdzuführen find. 

Schwierigkeiten, welche ſich in diejer Richtung ergeben, find vor Vorlage des Ge- 
fuches an den Oberfirchenratd vom Senioratsausſchuſſe zu verhandeln. 

Der Oberkicchenrath hat nach genauer Prüfung der Vorlagen die Gründung der 
Gemeinde im Einverftändniffe mit der betreffenden Landesitelle zu genehmigen oder unter 
Angabe der Gründe zu verweigern. 

8 16. In Pfarrgemeinden mit einer oder mehreren Filialgemeinden heißt der Theil 
der Pfarrgemeinde, in welchem der Sit des Pfarramtes liegt, Muttergemeinde. 

Sede Muttergemeinde und jede Zilialgemeinde hat für die Verwaltung ihrer beſon— 
deren Angelegenheiten ein Presbyterium und, falls fie mehr als 500 Seelen zählt, eine 
Gemeindevertretung zu wählen. 

Ueber das Verhältnis der Muttergemeinde zu den Filialen und über die Verwaltung 
der allgemeinen Pfarrgemeinde-Angelegenheiten ijt ein Statut ($ 25) zu errichten. 

$ 17. Predigtſtationen fünnen für die vom Kirchorte entfernt wohnenden 
Gemeindemitglieder unter Zuftimmung des Pfarrers und Presbyteriums, ſowie des zu- 
ftändigen Seniors errichtet werden ($ 79). Hievon ift Durch den Senior die zuftändige poli- 
tische Behörde, jowie im Wege der Superintendentur der Oberfirchenrath zu verftändigen. 

Die Errichtung und Leitung der Lejegottesdienste wird Durch bejondere 
Beitimmungen geregelt. 

$ 18. Die Abgrenzung der Shulgemeinden, d. h. derjenigen Gemeinjchaften 
von Glaubensgenoſſen, welche eigene evangelijche Schule aus ihren Mitteln erhalten, fällt 
nicht nothiwendig mit der Abgrenzung der Slirchengemeinden zuſammen; e3 fann ein bloßer 
Theil einer Kirchengemeinde eine jelbjtändige Schulgemeinde bilden; es können mehrere 
Kirchengemeinden oder Theile derjelben zu einer einzigen Schulgemeinde vereinigt fein. 
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Die Gründung neuer Schulgemeinden erfolgt unter Nachweifung der zur Erhaltung 
einer Schule erforderlichen Mittel auf dem im $ 15 für Kirchengemeinden bezeichneten 
Wege. 

Für die Errichtung und Eröffnung der Schule find die Vorfchriften der Staatlichen 
Schulgeſetzgebung maßgebend. 

Diejenigen Rechte and Pflichten, welche die Kirchenverfafjung der Gemeinde 
überhaupt in Betreff der Schule zuerfennt, haben da, wo die Schulgemeinde von der 
Kirchengemeinde unterjchieden ift, ihre Geltung für die Schulgemeinde. Dieje hat fodann 
dur Ermwählung eines dem Presbyterium entjprechenden Vorſtandes (Schulvorftand, 
Schulpresbyterium) und, falls fie mehr als 500 Seelen zählt, einer Gemeindevertretung 
fih in gleichartiger Weife einzurichten, wie dies für die Kirchengemeinde borgezeichnet ift. 

Wird eine Schule von mehr als einer Gemeinde im Sinne des $ 7, Abj. 2 errichtet 
und erhalten, jo fünnen die Vertretungen der Kirchengemeinden durch Errichtung eines 
vom Oberfirchenrathe zu genehmigenden Statutes für die Leitung und Verwaltung der 
gemeinjamen Schulangelegenheiten bejondere Bejtimmungen treffen. 

8 19. Mit Zuftimmung der Presbyterien und des zuftängigen Seniors fünnen ſich 
Slaubenzgenofjen zur Errihtung und Erhaltung eines confejfionellen Friedhofes 
vereinigen ($ 79). Für die Verwaltung ihrer Angelegenheiten haben diejelben einen Aus— 
ſchuß zu wählen, dejjen Conftituirung den PBresbyterien und dem Senior anzuzeigen ift. 

8 20. Gemeinden, welche aus Angehörigen beider Befenntnijje beitehen 
oder gebildet werden, find dem Sirchenregimente desjenigen Bekenntniſſes untergeordnet, 
dem fie bei ihrer Gründung mit Berüdfihtigung des Bekenntniſſes der Mehrheit der 
Gemeindeglieder vom Oberficchenrathe unterjtellt find. In ſolchen Gemeinden ift überall 
ein Statut ($ 25) zu errichten, defjen Genehmigung dem Dberfirchenrathe Augsburgiſchen 
und Helvetijchen Befenntnifjes unterliegt. In dieſem Statute ift ſowohl die Bezeichnung, 
welche die Gemeinde zu führen hat, jowie ferner feitzujegen, welchem Befenntnifje der 
oder die Pfarrer, beziehungsweiſe Vicare anzugehören haben; weiters find dajelbit Be— 
ftimmungen aufzunehmen zur Vermittlung der confejfionellen Intereſſen in Beziehung auf 
die Pflege des kirchlichen Lebens und die religiöje Erziehung der Jugend. 

Geiftliche und weltliche Mitglieder des Presbyteriums, die nicht dem Bekenntniſſe 
des Rirchenregimentes angehören, welchem die Gemeinde unterftellt ift, können Mitglieder 
der Seniorats- und Superintendentialvderfammlungen, nicht aber Mitglieder der bezüg- 
fihen Ausſchüſſe oder der Generalſynode jein. 

Um jeden Gewiffenszwang zu vermeiden, ift der Pfarrer gehalten, den Gemeinde— 
gliedern desjenigen Befenntnifjes, welchem er jelbft nicht angehört, über deren Verlangen 
zu geftatten, Amtshandlungen von einem Geiftlichen ihres Befenntnifjes vornehmen zu 
Lafjen, und fann er in jolchen Fällen die Delegation nicht verweigern. 

In derartigen bereit3 beftehenden Gemeinden, wo ein folches Statut fehlt, haben die 
kirchlichen Auffichtsorgane deſſen Aufjtellung zu veranlafjen. 

Hat ſich in einer folhen Gemeinde die confejfionelle Mehrheit im Verlauf von zehn 
Sahren wejentlich geändert, jo kann der Oberfirchenrath Augsburgiichen und Helvetiichen 
Befenntnifjes bei eintretender Pfarrvacanz über Anfuchen der betreffenden Gemeinde und 
nad) Einvernahme der betreffenden Superintendentialausschüffe dieſe Gemeinde dem Kirchen- 
tegimente des anderen Befenntnifjes nnteritellen. 

g 21. Seder evangelifche Glaubensgenofje gehört der Pfarrgemeinde jeines Befennt- 
niffes oder einer Gemeinde im Sinne des $ 20 an, in deren Sprengel jein ordentlicher 
Wohnſitz gelegen ift, und hat in derſelben die mit der Angehörigfeit verbundenen 
Rechte und Pflichten. 
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Falls über die Zugehörigkeit zu Diefem Sprengel ein Zweifel wäre, jo entjcheidet 
das nächſt übergeordnete Organ des Kirchenregimentes. 

Wer in den Sprengel einer anderen Pfarrgemeinde überfiedelt, Hat fich bei dem 
Pfarramte derjelben zu melden. 

$ 22. Sede Kirchengemeinde gewährt allen ihren Angehörigen Antheil an den 
firchlihen Gnadenmitteln, Anſpruch auf den Dienst der Pfarrer, Theilnahme an den An— 
ftalten und Rechten der Gemeinde, 

Sie fordert von allen ihren Angehörigen ohne Unterjchied des Stande3 und Ge— 
Ichlechtes einen ehrbaren, chriftlichen Lebenswandel (1. Petr. 1, 15; 2, 12; 3, 15, 16; 
Hebr. 13, 18; Col. 1, 10), insbejondere Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienste 
(Zue. 11, 28; Hebr. 10, 25) und an der eier des heiligen Abendmahles (Luc. 22, 19; 
1. Cor. 11, 23—26); Friede unter einander (Marc. 9, 50), Friede mit Andersgläubigen 
(Rom. 12, 18; Hebr. 12, 14, 15); Gehorſam gegen die Gejebe des Staates (Nöm. 13, 
1—7) und Treue gegen den Kaifer (Matt. 22,21; Luc. 20, 25); Unterordnung unter die 
Beitimmungen der Kirchenordnung (Col. 2, 6, 7; 1. Cor. 14, 33,40); Achtung vor den 
geiftlichen und weltlichen Bertretern der Gemeinde und deren Beichlüffen (1. Tim. 5, 17; 
1. Theſſ. 5, 12, 13; Hebr. 13, 17); Annahme der übertragenen Gemeindeämter (1. Cor. 
12, 4—31; 1. Betr. 4, 10). 

Sie hat das Recht (Gal. 6, 10), die Leitung von Beiträgen zur Erhaltung ihrer 
Kirche, ihrer Schul- und Wopfthätigfeitsanftalten zu fordern und nöthigen Falles zur Ein- 
bringung der von der politischen Zandesftelle genehmigten Beiträge den Schub und Bei- 
ſtand der weltlichen Behörden in Anfpruch zu nehmen. 

8. 23. Stimmberedhtigte Mitglieder der Gemeinde find jene männlichen 
Angehörigen derjelben ($ 21), welche den Firchlihen Anforderungen ($ 22, 2) entiprechen, 
das 24. Lebensjahr zurüdgelegt und dort, wo Erhaltungsbeiträge erforderlich oder üblich 
find, dieſelben mwenigjtens für die beiden leßtabgelaufenen Jahre regelmäßig geleiftet Haben. 
Gemeinden, welche nicht Umlagen nach dem Steuergulden oder auf Grundlage Firchen- 
behördlicher Einſchätzung erheben, bleibt es unbenommen, durch Localſtatut ($ 25) Die 
ziffermäßige Höhe des Betrages feftzufegen, von der die Stimmberechtigung abhängt. 

Die Pfarrer, Vicare (Pfarrgehilfen) und die definitiv angeftellten Schulleiter und 
Lehrer der evangeliihen Schulen find vermöge ihres Amtes ftimmberechtigt. 

S 24.1. Wählbar in die Gemeindevertretung find alle ftimmberechtigten 
Mitglieder ($ 23). 

2. Wählbar in das Presbyterium find alle ftimmberechtigten Mitglieder, ſo— 
fern fie das 30. Lebensjahr zurücgelegt haben. Doch dürfen Vater und Sohn, Brübder, 
Schwiegervater und Eidam, dann Perjonen, die zu einander im Dienftverhältnifje ftehen, 
nicht gleichzeitig Mitglieder des Presbyteriums fein. In einzelnen Fällen kann über Ein- 
ſchreiten des Presbyteriums der Senivratsausfhuß von dem Hinderniffe der Verwandt: 
ihaft, Schwägerfchaft, unzureichenden Lebensalters oder des Dienftverhältniffes Dispen- 
ſation ertheilen. 

3. Vicare und definitiv angejtellte Schulleiter und Lehrer der evangelifchen Schulen 
find vermöge ihres Amtes wählbar in die Gemeindevertretung und in das Presbyterium. 

4. Es ift Pflicht der Gemeinde, in die Gemeindevertretung und in das Presbyterium 
nur jolche Männer zu wählen, welche durch ehrbaren Lebenswandel und durch Bethätigung 
fichlichen Sinnes ſich eines guten Rufes in der Gemeinde erfreuen. 

8 25. Jeder Gemeinde jteht es frei, ein ihre localen Verhältniffe und bisherigen 
Gepflogenheiten berücfichtigendes, den Beitimmungen der Kirchenverfafjung nicht wider- 
jprechendes Lo calſtatut aufzuftellen. 
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Solde vom Presbyterium mit Zuftimmung der Gemeindevertretung feitgeftellte Sta- 
tuten bedürfen vor ihrer Einführung der Genehmigung des Oberfirchenrathes, welche durch 
Bermittlung des Seniorat3= und Superintendentialausjchuffes nachzufuchen ift. 

In Pfarrgemeinden mit einer oder mehreren Filialen ($ 16, >) iſt ein Localftatut 
zu errichten. Als Grundſatz Hat zu gelten, daß wo neben den bejonderen Bertretungs- 
förpern der Mutter und Zilialgemeinden eigene Bertretungsförper der Pfarrgemeinde be= 
ftellt werden, diefe durch Delegation aus den bezüglichen VBertretungsförpern der Mutter: 
gemeinde die Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten der Pfarrgemeinde übertragen 
werden kann. 

So lange das Statut nicht errichtet ift, haben die beitehenden Vertretungskörper der 
Muttergemeinde die gemeinfamen Angelegenheiten der Pfarrgemeinde, beziehungsmeije die 
Bertretungsförper der Pfarrgemeinde, injolange die bejondere Bertretung der Mutterge— 
meinde nicht bejtellt ift, die Angelegenheiten der letzteren zu bejorgen. 

$ 26. Die gejegmäßigen Organe, durch welche die Pfarrgemeinde ihre Pflichten und 
Rechte ausübt, find: das Pfarramt, das Presbyterium, Die Gemeindevertretung, beziehungg- 
weile die Gemeindeverfammlung. 


DO. Da3 Pfarramt. 


A. Pflichten und Rechte des Pfarrers. 


S 27. Zur Pflege des evangelifch-chriftlichen Lebens befteht in der Kirche in erfter 
Linie das evangeliihe Pfarramt. Der durch die Gemeinde berufene Träger desjelben 
it der Pfarrer, defjen Gehilfe Pfarrvicar (Hilfsprediger) Heißt. Alle geiftlichen Amts— 
träger (Bicare, Pfarrer, Senioren und Superintendenten) ftehen infolge ihrer Ordination 
als Geiftliche einander gleich und üben ihre befondere Befugniffe im Namen und Auf- 
trage der Kirche, jeder innerhalb jeines befonderen gejeglichen Wirkungskreiſes. 

$ 28. 1. Die Kirche fordert von dem Geiftlichen, daß er die Lehre der heiligen 
Schrift in Uebereinftimmung mit dem Firchlichen Bekenntniſſe verfünde, in einem mujter- 
haften chriftlichen Lebenswandel, in Treue gegen Gott und den Kaifer, und in Gehorſam 
gegen die Obrigfeit der ihm anvertrauten Gemeinde vorleuchte, und in dem allen feine 
Pfarrangehörigen duch Wort und That bejtärfe und den Ernſt und die Würde feines 
Amtes bewahre. 

2. Sie macht es ihm zur Pflicht, die ihm dargebotenen Mittel und Anregungen zu 
feiner wijjenjchaftlichen und praftifchen Fortbildung gewiljenhaft zu benügen, dagegen aller 
Nebengeſchäfte, infofern fie wider die Würde des Amtes jtreiten oder el, und 
Störungen im Amte mit jih führen, fich zu enthalten. 

3. Seder, dem ein Seeljorgeramt übertragen wird, hat vor feiner Amtsbeſtätigung 
fih zu treuer Führung jeines Amtes durch eigenhändige Unterfchrift des dem Oberfirchen- 
rathe vorzulegenden Reverſes zu verpflichten ($ 133, 2). 

$ 29. Der Pfarrer iſt der geijtliche Vorfteher der Gemeinde und im Sinne der 
bürgerlichen Gejege der zuftändige Seeljorger für alle Angehörige jeines Sprengel. Als 
jolcher hat er zunächft ($ 51) die kirchliche Ordnung, jowie den Frieden in der Gemeinde 
und die Rechte derjelben zu wahren, und liegt ihm insbeſondere ob: 

1. die Berwaltung des Gottesdienftes nach der bejtehenden Firchlichen Ordnung, na— 
mentlich die Predigt des göttlichen Wortes und die Spendung der heiligen Sacramente, 
die Verrichtung aller übrigen geiftlichen Amtshandlungen, der Unterricht der Konfirmanden 
(Katechumenen), ferner die kirchliche Kinderlehre (Jugendgottesdienſte, Chriftenlehre) und 

wo nicht anderweitig für denjelben vorgejorgt ift, nach Möglichkeit auch der Religions— 
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unterricht in der Schule, die Seeljorge, die Erhaltung der Kirchenzucht, die Betheiligung 
an der Armenpflege ; 

2. al3 unmittelbarem Firchlichen Borgejebten der Lehrer unter Mitwirkung des Pres— 
byteriums die Aufjicht über die Schulen feiner Gemeinde, insbejondere auch über den 
Religionsunterricht in den Schulen, infofern er diejen nicht jelbjt ertheilt; 

3. die Führung der Kirchenbücher. Dieſe Kirchenbücher, nämlich die Tauf-, Trau- 
ungs- und GSterberegifter (Matrifen, Standesbücher), ſowie die Confirmations- und Ueber- 
trittSbücher, führen die Pfarrer felbjtändig nach den bezüglichen gejeglichen Beftimmungen; 
Auszüge, welche die Pfarrer aus den Matrifen in gejeglicher Form ausſtellen, haben die 
Geltung öffentlicher Urkunden. 

Die Pfarrer haben für fichere Aufbewahrung und gute Ordnung des Pfarrarchives 
zu forgen. Dasjelbe iſt mittel$ genauen Jnventar an einen neuen Pfarrer zu übergeben. 
Sm Falle des Ablebens eines Pfarrers hat der Curator in Gegenwart eines Presbyters 
ein folches Inventar aufzunehmen und für die einjtweilige Verwahrung des Archives 
Sorge zu tragen. 

Ueber die Rechte und Pflichten des Pfarrers als ftändigen Mitgliedes des Presby- 
teriums gelten die im S 49 ff. enthaltenen Beftimmungen. 

In Betreff feiner gefammten Amtsthätigfeit fteht der Pfarrer unter der Aufficht des 
Seniors und der höheren Kirchenbehörden. 

8. 30. Wo mehrere Pfarrer an einer Gemeinde angeftellt find, ift, unbejchadet 
der collegialen Berathung in allen wichtigen Fragen, immer einem derjelben die ftändige 
Leitung des Pfarramtes, hiemit auch die Vertretung desjelben nach außen zu übertragen. 
Die Bertheilung der Gejchäfte findet, joweit fie nicht durch die Kirchenverfafjung oder ein 
Localſtatut bejtimmt ift, nach dem Herfommen, dem gegenfeitigen Einverjtändniffe und dem 
Einverftändnifje mit dem PBresbyterium oder erforderlichen Falles nach) den bejonderen 
Anordnungen der vorgejegten Kirchenbehörde jtatt. 

$ 31. Jeder Pfarrer kann ſich rücjichtlich einzelner Amtshandlungen durch Perſonen 
vertreten Lafjen, welche zur Vornahme derjelben gejeglich befähigt find, ift jedoch für die 
ordnungsmäßige Vornahme diefer Handlungen verantwortlich. 

$ 32. Der Pfarrer hat nach) vorgängiger Anzeige an das Presbyterium während 
eines Urlaubes (58 84,1; 101,1; 119,2) für feine Vertretung Sorge zu tragen. Während 
feiner Erfranfung oder bei feinem Tode, jowie bei einer längeren Abwejenheit desselben 
aus amtlicher Veranlafjung jorgt daS Presbyterium dafür im Einverjtändnifje mit dem 
Senior. Für die zeitweilige Vertretung einer Pfarritelle gebührt in allen Fällen von dem 
Beitpunfte an, wo der berechtigte Anfpruch des lebten Pfarrers, feiner Witwe oder Kinder 
($ 39) auf den Pfarrgehalt aufgehört hat, jeitens der Gemeinde dem Adminiftrator eine 
Nemumeration von zwei Fünftel des Gejammteinfommens der Pfarritelle, abgejehen von 
den Stolgebühren, auf welche er in diefem alle den vollen Anjpruc hat. Die aus An— 
laß der Adminiftration etwa benöthigten Fahrgelegenheiten find in allen Fällen von der 
Gemeinde, beziehungsmeije von den Parteien beizuftellen oder zu vergüten. 

$ 33. Neben der Erfüllung der pfarramtlichen Pflichten in der eigenen Gemeinde 
liegt dem Pfarrer auch ob, auf Anordnung des Senior andere Pfarrer in ihren geift- 
fihen Amtshandlungen zu vertreten. Einen Pfarrer der eigenen Gemeinde, der infolge 
der Uebernahme eines höheren Kirchenamtes außerhalb jeiner Gemeinde zu amtieren hat, 
ift er nur dann zu vertreten verpflichtet, wenn fich derjelbe für feine pfarramtlichen Ge— 
Ihäfte nicht in anderer Weije vertreten laſſen kann. 

$ 34. Der Angehörige einer Gemeinde Fann eine firchliche Amtshandlung ausnahms— 
weije von einem anderen Öeiftlichen als dem zujtändigen Pfarrer vornehmen lafjen, wenn 


EEE ee a a u u ne un a Ze 


u rt ie u re ER 





146] 1. Kundmach. d. Min. f. Cultus u. Unterr, v. 15, Dec, 1891, d, Verf. d. ev, Kirche 2c, betr. 195 


er vorher die Zuftimmung des letzteren eingeholt hat und ihm die Gebühren, wo folche 
vocationsmäßig zu leiſten find, entrichtet. Sollte das Dimifjoriale verweigert werden, fo 
entjcheidet hieriiber endgiltig der Senior, welcher nöthigenfalls das Dimifjoriale ſelbſt aus— 
ftellen fanı. Der fungierende Geiftliche ift verpflichtet, dem ordentlichen Pfarrer der Ge— 
meinde die erforderlichen Ausweiſe zur Einfügung in die Matrifen binnen 8 Tagen vorzulegen. 

Häusliche Andachten, jogenannte Privatgottesdienjte, unterliegen folchen Beſchränk— 
ungen nicht, auch wenn ein Geiftlicher dabei interveniert, jofern der Charakter der privaten 
Andacht gewahrt iſt. 

$ 35. Pfarrer, welche dienftunfähig geworden oder nicht mehr die Geſammtheit der 
Pflichten ihres Amtes zu erfüllen imftande find, können, wenn fie nicht in den Penfiong- 
ftand treten, im Einverjtändnifje mit der Gemeindevertretung (Berfammlung) und da, wo 
diefe Angelegenheit dem Wirkungskreiſe des Presbyteriums übertragen wurde ($ 67), im 
Einverftändnifje mit diefem, ihr Amt ganz oder zum Teile durch Vicare (Berfonal- 
vicare) verwalten Lafjen. 

Wenn der Pfarrer die Bejoldung des Vicars vollitändig beftreitet, jo fteht die Wahl 
desfelben dem Presbyterium im Einvernehmen mit dem Pfarrer zu; wenn die Gemeinde 
die Bejoldung des Bicar ganz oder theilweife übernimmt, jo übt fie auch das Wahlrecht 
aus, wie bei dem Pfarramte ſelbſt ($ 41 ff). 

Unterschieden von diejen Perjonalvicaren find: 

a) ftändige Pfarrvicare, welde die Gemeinden beftellen, um dem Bedürfniffe 
einer Vermehrung der pfarramtlihen Kräfte zu entiprechen: 

b) Superintendentialvicare, welche berufen find, den Superintendenten nach 
feinen Weifungen ſowohl in den Zunctionen des Pfarramtes, als in den Gejchäften 
der Superintendentialfanzlei zu unterjtügen. 

ec) Reijeprediger. 

Ständige Pfarrvicare und die Superintendentialvicare werden bon der Gemeinde 
in gleicher Weife wie die Pfarrer gewählt ($ 41). 

Wird ein ftändiger Pfarrvicar ausſchließlich zur Paftoration einer Filialgemeinde 
- berufen, und beftreitet diejelbe allein defjen Bejoldung, jo fteht auch ihr allein das Wahl- 
recht zu. ES darf jedoch nur ein Bewerber gewählt werden, gegen welchen der Pfarrer 
und das Presbyterium der Pfarrgemeinde vor der Wahl feine Einjprache erhoben haben. 
Für die Wahl der Reifeprediger, jowie für deren Wirkungskreis find die Beſtim— 
mungen der betreffenden Statute maßgebend, welche der Genehmigung des DOberfirchen- 
rathes unterliegen. 
| Alle Bicare ftehen unter der Auffiht des Pfarrers (beziehungsweiſe de Superin- 
tendenten), welcher die Verantwortung für Die ordnungsmäßige Führung der Amtsgejchäfte 
| trägt ; in feinem Falle erwirbt der Vicar einen Rechtsanſpruch auf die Nachfolge im Pfarramte. 
Alle Vicare und die Neifeprediger bedürfen der Beftätigung des Oberfirchenrathes 
(8 45), die auf demfelben Wege wie bei der Berufung des Pfarrers nachzuſuchen ift. 
| $ 36. Jeder Pfarrer, ftändige Pfarrvicar und Neijeprediger ift verpflichtet, dem 
Pfarrerwitwen⸗ und Waifenfonde feiner Didcefe, fowie dem Pfarrer-Penſionsfonde der 
Diöceſe oder der Penfionsanftalt der Landeskirche, jobald jolche errichtet find, unmittelbar 
nach der erjten Anjtellung beizutreten. 


B. Wahl der Pfarrer. 


8 37. Die Pfarrer, ftändigen Pfarrvicare und Reijeprediger werden auf Lebens— 
dauer gewählt. 

$ 38, Die Stelle eines Pfarrers, Vicars oder Neifepredigers wird erledigt: 
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a) durch deſſen Ableben; 

b) durch freiwillige Niederlegung des Amtes, welche erjt durch die erfolgte Genehmi— 
gung derjelben jeitens des Oberkirchenrathes rechtswirkſam wird; 

c) durch den Austritt aus der Kirche; 

d) durch rechtsfräftiges, auf Amtsentjegung lautendes Dijeiplinarurtheil. 

In den drei erjterwähnten Fällen hat das Presbytertum die erfolgte Erledigung, 
beziehungsweife die ihm vom GSeeljorger angezeigte Amtsniederlegung, jofort dem Senior 
zur Kenntnis zu bringen und zugleich Vorjchläge für die durch Lebteren anzuordnende 
einjtweilige Vertretung der erledigten Stelle zu erjtatten. 

Sm Falle der Erledigung durch Amtsniederlegung (b) hat der Senior im Wege der 
Superintendentur unter gleichzeitiger Berichterjtattung über etwa rüdjtändige Amtöge- 
ichäfte des abgehenden Pfarrers bei dem Oberfirchenrathe die Genehmigung der erfolgten 
Amtsniederlegung nachzujuchen, welche im Falle, al3 feine Nüdjtände vorhanden, nicht 
verweigert werden fann. 

Das Amt der Berjonalvicare, ſowie der Superintendentialvicare erlijcht überdies mit 


der Neubejegung des Pfarramtes oder der Superintendentur, rüdjichlich mit der Berän- _ 


derung des Amtsfiges der legteren. Während der Zeit der Erledigung des Pfarramtes 


fann aber der Perjonalvicar die Gejammtheit der pfarramtlichen Pflichten nach der Wei- 


jung und unter Verantwortlichkeit des Adminiſtrators bejorgen, wenn die Gemeinde dejjen 
weitere Bejoldung bejtreitet, der Superintendentialvicar aber hat unter Fortbezug jeiner 
Functionsgebühr aus dem Staatsunterjtügungspaufchale während der Vacanz der Super- 
intendentur den Superintendentenftellvertreter jowohl in den Funktionen jeines Bfarramtes, 
als in den Gejchäften der Superintendentialfanzlei, nach deſſen Weiſungen zu unterftügen. 

8 39. Wenn ein mit Tod abgegangener Pfarrer eine Witwe oder Kinder unter 18 
Sahren Hinterläßt, jo bleibt diefen der Genuß des Gehaltes, der jonjtigen vocations— 
mäßigen Einfünfte, Gebühren (Stoltagen) und Naturalwohnung des Pfarramtes für ſechs 
Monate vom Todestage des Pfarrers an. Der Gemeinde bleibt es freigejtellt, ihnen das 
Wohnrecht und die Stoltaren mit einem vom Senioratsausjchuffe zu genehmigenden Geld- 
betrag abzulöjen. 

Auf penfionierte Pfarrer findet diefe Beftimmung in Betreff des Gnadenhalbjahres 
feine Anmwenduug. 


$ 40. Wählbar zu einem PBfarramte find, unter Vorausſetzung der fittlichen - 


Würdigfeit: 

1. alle dem Befenntnifje zugethanen Pfarrer, Vicare und zur jelbjtändigen Verwal— 
tung eines Pfarramtes gejeglich für befähigt erklärten Kandidaten der Theologie; 

2. alle dem Befenntnifje zugethanen, fachwiljenschaftlich gebildeten Doctoren, ſowie 
die Brofefjoren und Docenten der Theologie. 

In allen Fällen ift das zurüdgelegte 24. Lebensjahr erforderlich. Ausländer haben 
außerdem ihre Fähigkeit zur Anjtellung al3 Pfarrer nach dem Kirchenrechte ihres Heimat- 
landes nachzuweiſen und fi) vor der Bejtätigung einem Colloquium vor der Super— 
intendentialcommilfion zu unterziehen. 

Zum Berfonal- und Superintendentialvicariate find die Kandidaten der Theologie, 
unter denjelben Borausjegungen, mit dem zurüdgelegten 22. Lebensjahre wählbar. 

Seminariftifch gebildete und jolche nicht afademische Candidaten, welche eine zum 
Miſſionsdienſte befähigende Prüfung mit gutem Erfolge abgelegt und infolge deſſen in 
einer evangelischen Landeskirche die Ordination für das Predigtamt oder den Miffiong- 
dienst empfangen haben, können ausnahmsweiſe als Berjonalvicare oder Superintendential- 
vicare gewählt und als ftellvertretende Ydminiftratoren bejtellt werden, wenn die Ge- 
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meinde, troß dreimaliger Berlautbarung der erledigten Stelle, nach mehr als zweijähriger 
Verwaiſung feinen verfafjungsmäßig qualificierten Seelſorger finden konnte und diefelben 
vor der Superintendential-PBrüfungscommiffion fih einem Colloquium mit gutem Erfolge 
unterzogen haben. 

841. 1. Die Wahlhandlung vorzubereiten und zu leiten liegt dem Presbpterium ob. 

2. Das Presbyterium hat demnach) in geeigneter Weife dafür zu forgen, daß die 
Erledigung der Stelle befannt werde, hat fich über die Männer, welche zur Uebernahme 
derjelben geeignet und geneigt jein follten, Kenntnis zu verjchaffen und hat diejen iiber 
die gefammten zu übernehmenden Berpflichtungen und die etwa mit der Berufung ver- 
bundenen Auslagen, ſowie über die von der Gemeinde zugejicherten Gegenleiftungen, auch 
über den Betrag der allenfall3 verwilligten Weberfiedlungsfoften genaue Mittheilung zu 
madhen. Das Presbyterium hat hierauf von der Gemeindevertretung (beziehungsweiſe 
Gemeindeverfammlung) die Frage entjcheivden zu Laffen, ob Bewerber zu Probepredigten 
einzuladen jeten oder nicht, und im Falle der Bejahung diefer Frage die Auswahl der 
Einzuladenden und die Reihenfolge der Brobepredigten der Gemeindevertretung (bezüglich 
Gemeindeverfammlung) vorzuschlagen und mit ihr zu vereinbaren. 

3. Nach beendigter Abhaltung der Probepredigten hat das Presbyterium die Zeit 
der Wahl feitzujegen, diejelbe in ordnungsmäßiger Weife ver Gemeinde befannt zu geben 
und aus feiner Mitte die Wahlfommiffion zu beftellen. Als Leiter der Wahlhandlung 
fungiert der PBfarradminiftrator; gehört derjelbe zu den Bewerbern um dieje Stelle oder 
it er mit einem derjelben verwandt oder verjchiwägert oder jonjt verhindert, jo hat der 
Senior einen anderen unbetheiligten Pfarrer zur Leitung zu berufen. 

4. Das Wahlrecht fteht ſämmtlichen ftimmberechtigten Mitgliedern der Gemeinde zu. 

5. Wo es möglich ift, die Wahlhandlung in einer Verfammlung der Wähler vor- 
zunehmen, hat diejelbe in der Kirche nach vorausgegangenem Gottesdienfte in Gegenwart 
der Wahlfommilfion jtattzufinden. 

6. Wo es die Localverhältniffe einer Gemeinde erfordern, kann das Presbyterium 
eine entiprechende Anzahl von Wahlorten bejtimmen und für jeden derjelben zur Ent- 
gegennahme der Wahlzettel eine Commiſſion bejtellen. 

Die Wahlhandlung kann auch auf mehrere Tage anberaumt und erforderlichen Falles 
fogar über den anberaumten Termin hinaus verlängert werden. 

7. Die Abftimmung ist geheim und gejchieht mittel3 gejchriebener Stimmzettel; jeder 
Wähler hat jeinen Stimmzettel perfönlich abzugeben. 

8. Zur Giltigfeit der Wahlhandlung ift erforderlich ($ 9), daß die Aufforderung 
zur Wahl an alle Wahlberechtigten ordnungsmäßig ergangen fei und die Majorität der- 
felben fic) an der Wahl betheiligt habe. 

Sollte an diefer Wahl nicht die Majorität der Wahlberechtigten tHeilgenommen 
haben, jo ift eine neue Wahl in gleicher Weiſe auszufchreiben, beziehungsweiſe anzukün— 
digen; in dieſem Falle genügt es, wenn in Gemeinden mit 1000 oder weniger Wahlbe- 
rechtigten ein Drittel und in Gemeinden mit mehr al3 1000 Wahlberechtigten ein Viertel 
derjelben fi) an der Wahl betheiligt hat. Diefer Umftand ift in dem bezüglichen Wahl- 


ausschreiben (AUnfündigung) ausprüdlich hervorzuheben. 





9. Gewählt ift unter diefen Vorausfegungen derjenige Geiftliche, auf den die abjolute 
Majorität der abgegebenen giltigen Stimmen fällt ($ 8). 

8 42. Don der erfolgten Wahl hat das Presbyterium die Gemeinde in der Kirche 
nach vorausgegangenem Gottesdienfte, den Gemählten aber durch Zuſendung des Be— 
rufungsbriefes (Vocationsurkunde) jofort in Kenntnis zu fegen und nad) Empfang der 
ſchriftlichen Erklärung der Annahme desjelden unter Anjchluß des Wahlprotofolles, der 
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Wählerliſte und des Nachweifes über die an der Wahlhandlung betheiligten Wähler durch 
Vermittlung des Seniors die Beftätigung nachzufuchen. 


ce 
Fr 


hr 


8 43 Das Presbyterium hat dafür Sorge zu tragen, daß in der Regel von Er- E 


fedigung der Stelle bis zur Beendigung der Wahlhandlung nicht mehr al3 ein halbes 


Sahr vergehe, und hat gemwifjenhaft darüber zu wachen, daß in der Gemeinde feine Drd- 


nungswidrigkeiten, insbeſondere feine Beftechungen oder Wahlumtriebe, vorfommen. Sollte 


diefer Fall eintreten, jo hat das Presbyterium dem Senior hievon zum Zwecke der Unter- 


juhung Anzeige zu erftatten. 
8 44. Us Beftehung ift jede Handlung anzufehen, durch weiche einem Wähler 
oder der betreffenden Gemeinde ein materieller Vortheil dafür zugewendet oder in Aus— 


ficht geftellt wird, daß der Wähler feine Stimme einem gewiſſen, kenntlich bezeichneten - 


Candidaten gebe. 


RR» 


AUS Wahlumtrieb gilt jede Handlung, durch welche ein Wähler mit Beziehung R 


auf eine bejtimmt bevorftehende Wahl über die Perſon eines wählbaren Bewerbers oder 


deſſen Eigenfchaften oder die feiner Familienglieder in einer für die Wahl belangreichen 
Beziehung getäuscht, oder durch welche dem Wähler oder der betreffenden Gemeinde ein 


Uebel angedroht wird. 


Bewerber, die ſich Beitechungen oder Wahlumtriebe haben zu Schulden fommen ” 
laſſen, verlieren für Ddiefen Fall und auf mindeftens drei weitere Jahre die Wählbarfeit 
überhaupt und können für die betreffende Pfarrftelle nie gewählt werden. Sit der jchuld- 
tragende Bewerber ein angeftellter Seeljorger, jo ift gegen denjelben überdies die Disci- 


plinarunterfuchung einzuleiten. 


Wähler, die ſich an ſolchen Umtrieben oder Beſtechungen betheiligen, verlieren für 


diefen Fall und auf mindeitens drei weitere Jahre das active und paſſive Wahlrecht. 


$ 45. Die Beftätigung der Pfarrer, Vicare und Neifeprediger erfolgt durch den 


Oberfirchenrath nach Einvernahme der politiichen Behörde. 


Der Oberfirchenrath hat zu prüfen, ob die Perſon des Gemwählten und der Vor= 
gang bei der Wahlhandlung den Anforderungen der SKirchenverfafjung entjpricht, und ° 


darnach die Beftätigung zu gewähren oder unter Angabe der Gründe zu verweigern. 


In politiicher Hinficht Hat bei Wahl von Snländern der Oberfirchenrath das Ein- 
vernehmen mit der politiſchen Landesftelle zu pflegen. Erhebt dieje innerhalb dreißig 


Tagen vom Empfange der Mittheilung über die Wahl feine Einjprache gegen diejelbe, jo 
it fie als politifch unbeanftandet anzuſehen. Für Ausländer ijt die Genehmigung der 
Wahl bei dem zuftändigen Minifterium nachzufuchen. Dieje haben vor Antritt des Amtes 
die öfterreichtiiche Staatsbürgerfchaft zu erwerben. 

S46. Der Berufungsbrief hat einerjeit3 alle jpectellen (d.h. durch 8 29 nicht bezeich- 
neten) Verpflichtungen, anderjeit3 den firen Gehalt und die etwaigen jonftigen Emolumente 
und Bezüge des Pfarrers beftimmt auszufprechen. Auf das gefammte Einfommen erwächst 
hiedurch dem Pfarrer ein unbedingter Anfpruch vom Tage jeiner Snjtallation angefangen. 


Zur Giltigkeit eines Berufungsbriefes ift erforderlich, daß die in ihm enthaltenen 


Einfommenjtipulationen nicht niedriger feien al3 die in dem nächſt vorausgegangenen 
derjelben Gemeinde. 

$ 47. Wer fih um eine Pfarritelle beworben hat, muß die auf ihn gefallene Wahl 
annehmen umd dag Amt wenigjtens drei Jahre hindurch beffeiden. Lehnt er den Auf 
ab, oder verläßt er die Gemeinde vor Ablauf von drei Jahren, fo hat er ihr die vom 
Senioratsausſchuſſe zu bejtimmenden Wahlfoften zu erjeßen. 

5 48. Die feierlihe Einführung (SInftallation) des Gemwählten fteht dem Senior 
zu und ijt jobald al3 möglich zu vollziehen. 
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II. Das Presbyterium, die Gemeindevertretung und die 
Gemeindeverfjammlung. 


A. Pflichten und Rechte des Presbyteriums, 
5 49. Sn jeder Kirchengemeinde ift ein Presbyterium zu wählen. 
Das Presbyterium befteht aus dem Pfarrer oder den Pfarrern der Gemeinde, dem 
etwa angejtellten ftändigen Pfarrvicare ($ 35) und aus einer Anzahl durch die Gemeinde 


‚gewählter Mitglieder (Presbyter, Kirchenälteften) (8 24, 2, s), 


Im Falle der Erledigung des Pfarramtes ift der Adminiftrator Mitglied des Pres— 
byteriums. 

Ständige Pfarrvicare der Filialgemeinden haben im Presbyterium derjelben Sitz 
und Stimme, 

Bei Verhandlungen von Schulangelegenheiten im Kirchen- (Schul-) Presbyterium 
oder in einem Schulausfchuffe (Schulvorftand), wo ein folcher bejtellt ift, Hat der Leiter 
der Schule bejchließende Stimme. Sind in einer Gemeinde mehrere Lehrer mit der 
Schulleitung betraut, jo beftimmt das Presbyterium (Schulvorjtand), welcher derjelben 
bejchließende Stimme hat; die anderen haben berathende Stimme. 

$ 50. Die Anzahl der gewählten Presbyter richtet fi) nach der Größe der Ge— 
meinde, doch hat diejelbe wenigſtens ſechs und höchſtens zweiunddreißig zu betragen. 
Innerhalb dieſer Grenzen jebt jede einzelne Gemeinde durch ihre Gemeindevertretung 
(beziehungsweiſe Gemeindeverfammlung) die Zahl ihrer Presbyter feſt und Hat für ihren 
Beichluß die Genehmigung des Senioratsausſchuſſes einzuholen. 

Als Regel für die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Presbyteriums gilt, 
daß in Gemeinden bis zu 500 Geelen jechs, in jolchen über 500 bis 1000 ſechs bis zehn, 
über 1000 bis 2500 zehn bis achtzehn, über 2500 bis 5000 achtzehn bis vierundzwanzig 
und in folchen über 5000 Seelen vierundzwanzig bis zweiunddreißig Presbyter gewählt 


werden fünnen. 


8 51. Das Presbyterium ift der Gemeindevorftand, welcher die Gemeinde nach 
außen zu vertreten und die unmittelbare Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten zu 
bejorgen hat, mit Ausnahme derer, welche dem Pfarramte als ſolchem ($ 29) jelbjtändig 
obliegen. 

Sn feinen Wirfungsftreis gehört insbejondere: 

1) die Unterſtützung de3 Pfarramtes in der Pflege des chriftlichen Lebens in der 
Gemeinde, wozu neben dem eigenen Borbilde beſonders auch die perjönliche Einwirkung 
und Dienftleiftung der Presbyter dient; 

2). die Aufrechterhaltung der Firchlichen Drdnung, auch innerhalb der Firchlichen 
Gebäude während des Gottesdienftes, die Förderung der Sonntagsfeier und der Kirchen- 
zucht. Unbejchadet des Dberauffichtsrechtes der Kirchenbehörden bedarf der Pfarrer zur 
Abänderung der Drdnung oder Zeit der öffentlichen Gottesdienfte und der in der Ge- 
meinde beftehenden Iocalen liturgiſchen Einrichtungen der Zuftimmung des Presbyteriums. 
Dasjelbe Hat auch über die Einräumung des Kirchengebäudes für einzelne, nicht dem 
Gottesdienfte der Kirchengemeinde dienende Handlungen, welche weder dem Intereſſe der 
Landeskirche, noch der Beitimmung des Kirchengebäudes zumider find, zu entjcheiden ; 

3) die Sorge für die Einrichtung und Erhaltung der Schule, jowie die Mitwirkung 
bei der Aufficht über. diefelbe, inSbejondere zur Wahrung des Eirchlichen Einfluffes auf 
die chriftliche Erziehung der Jugend; 

4) die chriftliche Sorge für die Armen und Kranken, insbeſondere die Wittwen und 
Waifen, ferner für VBerwahrloste und bürgerlich Bejtrafte. Zu diefem Behufe kann e3 
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fich geeigneten Falles mit den bürgerlichen Armenbehörden, ſowie mit etwa bejtehenden 
Bereinen für diefe Zwede ins Einvernehmen fjegen. Auch kann es fich zu feiner Unter- 
ftügung in diefer Arbeit Perſonen aus der Gemeinde beiordnen; 

5) die Führung des Gemeindebuches; die Anlegung und Fortführung der Wahl: 
liſten nebſt endgiltiger Entjcheivung der dagegen erhobenen Einjprachen und die Einleitung 
der Wahlen ; die Berufung und Leitung der Gemeindevertretung oder Gemeindeverjamm- 
fung und die Ausführung ihrer Beichlüffe, ſowie die Vollziehung der Anordnungen der 
vorgejegten Firchlihen Organe. : 

6) die Anftellung und Entlafjung bloß provijorisch verwendeter Lehrer ($ 145, >, 
[e&te3 Alinea), fowie die Anftellung und Entlaffung der Organiften, Cantoren, Kirchen- 
diener u. |. w.; 

7) die Wahrung der äußeren Wohlfahrt der Gemeinde; die Verwaltung und Meh— 
rung des Gemeindevermögeng und der Stiftungen, ſowie die ordnungsmäßige Rechnungs— 
legung über beide; die Entwerfung des Jahresvoranſchlags der Gemeinde; die Errichtung 
und Fortführung des Gemeindeinventars; die Bertheilung der verfafjungsmäßig be— 
ichloffenen Umlagen auf die Gemeindeglieder; die Sorge für die Errichtung und Erhal- 
tung der Kicchen-, Pfarr- und Schulgebäude, des Friedhofes, überhaupt alles unbeweg- 
lihen und beweglichen Gemeindeeigenthumg ; { 

8) die Sorge für die genaue Zahlung der Befoldungen, zu denen die Gemeinde fich 
verpflichtet hat. 

9) Das Presbyterium hat in den erjten Monaten eines jeden Jahres der Gemeinde- 
vertretung, beziehungsweile Gemeindeverfammlung über alles Bericht zu erjtatten, was 
im leßtverflofjenen Jahre Wichtiges und zur Mittheilung Geeignete in feinem Wirkungs— 
freife vorgefommen ift, und dieſen Jahresbericht auch dem Senior zur Kenntnisnahme 
mitzutheilen. 

10) Motivierte Wünſche und Bejchwerden in Betreff der Dienftführung oder des 
Lebenswandel3 der Geiftlichen haben die Klirchenälteften dieſen al3 ihren Mitälteften mit 
brüderlicher Liebe vorzutragen und, wenn ſolches ohne Erfolg bleibt, den höheren Kirchen— 
behörden anzuzeigen. 

11) Das Presbyterium hat das Recht, mit Gründen unterftüßte Vorfchläge, welche 
die evangelijche Kirche feines Befenntnifjes betreffen, der Senioratsbehörde zur weiteren 
ordnungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 

Das Presbyterium wählt aus der Zahl feiner Mitglieder die Abgeordneten in die 
Senioratsverſammlung und die Stellvertreter derjelben. 

S 52. Das Presbyterium vertheilt unter feine Mitglieder die verjchiedenen Ge— 
ihäftszweige, ift aber der Gemeinde, beziehungsweile Gemeindvertretung oder Gemeinde: 
verſammlung und den firchlichen Behörden als Gejammtheit verantwortlich. 

Das Presbyterium wählt aus feinen Mitgliedern einen weltlichen Vorſteher (Curator) 
und einen Stellvertreter desjelben, und hat die Grenzen zu beftimmen, innerhalb welcher 
e3 demjelben überläßt, unter Aufrechterhaltung der Verantwortlichfeit des Geſammtpres— 
byteriums in deffen Namen zu handeln. 

Ebenfo hat dasjelbe aus der Zahl feiner Mitglieder Schriftführer und Laffier, 
eventuell Fondsverwalter zu wählen. 

Das Presbyterium hat, auch wenn e3 mit den Agenden des Schriftführers oder 
Gajjierd oder des Fondsverwalters ausnahmsweife ein Gemeindemitglied betrauen follte, 
welches nicht Mitglied des Presbyteriums ift, die volle Verantwortung für die bezügliche 
Geihäftsführung zu tragen, 

Die Wahl der Functionäre ift dem Senior anzuzeigen. 
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$ 53. Die Zunctionäre des Presbyteriums find an die Beichlüffe desjelben ge: 
bunden. 

$ 54. Der Caſſier fowohl, als alle Mitglieder des Presbyteriums haben mit Sorg- 
falt darauf zu achten, daß das Gemeindevermögen und die Stiftungen beftmöglich ver— 
wahrt und verwaltet werden, daß der Grundftod unangegriffen erhalten bleibe, die Er: 
trägnifje des Vermögens der Fonde und Stiftungen pünktlich eingezogen, etwaige Natu- 
ralien bejtmöglich verwertet, die Capitalien nur gegen gejegmäßige Sicherheit angelegt, 
die Fondspapiere vinculiert und alle nicht nothivendigen Ausgaben vermieden werden. 

Z 55. Ale zur Mitwirkung bei der Vermögensverwaltung der Gemeinde berufenen 
Perſonen haften derjelben nad) den bürgerlichen Geſetzen. 

$ 56. Das Amt der Presbyter wird als ein Ehrenamt unentgeltlich verjehen. 

$ 57. Damit das Presbyterium einen giltigen Beſchluß faſſen könne, müſſen alle 
Mitglieder desjelben ordnungsmäßig eingeladen und mehr als die Hälfte ihrer Anzahl 
gegenwärtig jein ($ 9). 

Ein Presbyter, welcher troß erhaltener Mahnung dreimal nach einander ohne be- 
gründete Entjhuldigung in der Berfammlung nicht erjcheint, kann durch einen mit Drei- 
viertel-Majorität gefaßten Bejchluß des Presbyteriums feines Mandates verluftig erklärt 
werden. 

$ 58. Den Vorſitz im Presbyterium führt in der Negel der Pfarrer, wo mehrere 
find, der mit der Leitung des Pfarramtes betraute. In Filialgemeinden, in denen ftän- 
dige Pfarrvicare angejtellt find, führen diejelben in Abweſenheit des Pfarrer in der 
Regel den Vorſitz. Wenn fein Pfarrer der Verfammlung des Presbyteriums beimohnen 
fann, jo führt der Curator den Borfig. Will eine Gemeinde dem Curator den ftändigen 
Vorſitz übertragen, jo iſt Hiefür nach 8 25 (Localſtatut) Vorforge zu treffen. 

Der Vorfigende beruft die Verfammlung des Presbyteriums, leitet die Verhand— 
lungen und iſt für die Ausführung der Beichlüffe verantwortlich. 

Wenn ein Drittel der Mitglieder es wünſcht, fo hat der Vorjigende eine Verſamm— 
lung des Presbyteriums zu berufen. 

$ 59. Das Presbyterium befchließt über die zur Berathung vorgelegten Gegen— 
ftände durch Stimmenmehrheit. Die zur Beihlußfaffung gelangenden Fragen find jo zu 
formulieren, daß darauf die Antwort mit Ja oder Nein zu geben tft. 

Abſtimmung durch Namensaufruf findet ftatt, wenn diejelbe von dem dritten Theile 
der anmwejenden Mitglieder beantragt wird. 

Geheime Abftimmung Hat bei Wahlen ftattzufinden und bei Fragen, welche das per- 
fünliche Intereſſe einzelner Mitglieder betreffen. Die letzteren dürfen bei den bezüglichen 
Verhandlungen nur auf ausdrüdlichen Wunfch und Beichluß des Presbyteriums antvejend 
fein, aber in feinem Falle mitjtimmen. 

Der Borfißende hat Stimmrecht gleich den übrigen Mitgliedern und gibt im Falle 
der Stimmengleichheit den Ausjchlag. 

Wenn ein Mitglied glaubt, fi) der Abftimmung enthalten zu müfjen, jo hat es den 
Grund hievon zu Protokoll zu geben. 

8 60. Ueber jede Sitzung des Presbyteriums ift ein Protokoll zu führen, welches 
nad) ordnungsmäßiger Verlefung zu feiner Beglaubigung von dem Borfigenden und dem 
Schriftführer oder einem anderen Mitgliede unterzeichnet wird. 

Das Protofol Hat zu enthalten: 

1) Die Namen des Vorfigenden und der anweſenden Mitglieder des Presbyteriums. 

2) die zur Kenntnisnahme oder zur Berathung vorgelegten Gegenjtände ; 

3) die Fragen, über welche abgejtimmt wurde; 
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4) das Ergebnis der Abftimmung, und zwar bei Abjtimmung durch Namenzaufruf 
unter Anführung der Namen, bei jeder anderen Abftimmung unter Angabe der Anzahl 
der Stimmen für und wider. 

Protefte und Separatvota dürfen nur in dem Falle dem Protokolle beigelegt werden, 
wenn in der Sitzung jelbft die Abficht, fie beizulegen, ausgeſprochen, ihr Inhalt genau 
angegeben ift und diefelben innerhalb acht Tagen überreicht werden, widrigens diejelben 
nicht weiter zu berüdjichtigen find. 

$ 61. Bei den Kirchenvifitationen hat das Presbyterium dem Viſitator (Senior oder 
Superintendenten) die Protokolle vorzulegen, damit fich diefer von der orönungsmäßigen 
Führung derfelben überzeugen könne. Auch find die PBrotofolle den höheren Kirchenbe- 
hörden auf deren Verlangen in Urſchrift oder in beglaubigter Abjchrift ($ 62) einzujenden. 

$ 62. Auszüge aus dem Protofolle des Presbyteriums, von dem Borfigenden und 
dem Schriftführer oder einem anderen Mitgliede unter Beidrüdung des Gemeindejiegels 
unterfertigt, haben die Geltung des Original. Zur Beurkundung von Rechtsgeſchäften 
für eine Kirchengemeinde wird die Fertigung des Vorfigenden und ziveier anderer Mit- 
glieder de3 Presbyteriums und die Beidrüdung des Gemeindefiegel3 erfordert. 

Die Legitimation der Aussteller zu dem Acte und die Echtheit ihrer Unterfchriften 
betätigt nöthigenfall3 der Senior und in Superintendenzen ohne Unterabtheilung in Se— 
nigrate der Superintendent unter Beidrüdung des Amtsfiegels. 

8 63. Sollte ein Presbyterium ſich der VBernachläffigung feiner pflichten oder eines 
geſetzwidrigen Verfahrens ſchuldig machen, jo Liegt es dem Senioratsausſchuſſe ob, dies 
abzuftellen. Dem Superintendentialausshuffe und in Superintendenzen ohne Unterab- 
theilung in Seniorate dem Oberfirchenrathe fteht nach Erfordernis der Umftände ($ 69) 
jelbft die Auflöfung eines Presbyteriums zu. 


B. Pflichten und Rechte der Gemeindevertretung und der Gemeindeverfammlung, 


5 64. Das Recht, die Pfarrer und (in den 8 35 befonders bezeichneten Fällen) die 
Bicare zu wählen, fteht in jeder Gemeinde der Gefammtheit aller ftimmberechtigten Mit- 
glieder zu. 

Die jonftigen der ganzen Gemeinde zufommenden Rechte werden in Eleineren Ge- 
meinden, deren GSeelenzahl nicht mehr als 500 beträgt, von der Gefammtheit aller ftimm- 
berechtigten Mitglieder der Gemeindeverfammlung, in größeren Gemeinden mit 
mehr als 500 Seelen aber von einer durch die Gemeindeverfammlung gewählten © e- 
meindevertretung ausgeübt. Die Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung be- 
trägt in Gemeinden von 500 bis 1000 Seelen 30-40, über 1000 bis 2500 Seelen 
50—60, über 2500 bis 5000 Seelen 70—80, iiber 5000 Seelen 90—100. Eine größere 
Zahl von Mitgliedern kann auf mit Zweidrittel-Majorität bejchloffenen Antrag der Ge- 
meindevertretung vom Superintendentialausfchuffe genehmigt werden, diefe Vermehrung 
darf jedoch die Hälfte der vorgedachten Marimalziffern nicht überfchreiten. 

S 65. 1. Die Gemeindevertretung, beziehungsweije in Eleineren Gemeinden die Ge- 
meindeverfammfung, wird von dem Presbyterium unter Bekanntgabe der zu verhandelnden 
Gegenſtände einberufen. Der Vorfigende des Presbyteriums ift zugleich Vorfigender der 
Oemeindevertretung, beziehungsweife Gemeindeverjammlung. 

Die Gemeindevertretung oder Gemeindeverfammlung muß einberufen werden, wenn 
ein Drittheil ihrer Mitglieder e3 verlangt. 

2. Um einen giltigen Beihluß fafjen zu können, müſſen zu jeder Verſammlung 
ſämmtliche Mitglieder der Körperfchaft ordnungsmäßig eingeladen und mehr als die Hälfte 
derjelben anweſend fein ($ 9). 
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Fur jolche Gemeinden, deren örtliche Verhältniffe die Erfüllung diefer Bedingung 
in hohem Grade erfchweren, fteht es dem Superintendentialausfchuffe zu, das Erfordernis 
der Beichlußfähigfeit auf ein DrittHeil der Mitglieder herabzumindern. 

Sit auf die erite Einladung die zur Beichlußfähigfeit erforderliche Mehrheit nicht 
erſchienen, jo ift eine zweite Verſammlung in gleicher Weife und mit derjelben Tagesord- 
nung auszufchreiben, in welcher die Erfchienenen ohne Nücficht auf ihre Zahl beichluß- 
fähig find. Legterer Umſtand ift in die Ausschreibung der bezüglichen Verfammlung aus— 
drücdlich aufzunehmen. Ä 

3. Für den Gefchäftsgang in der Gemeindevertretung und in der Gemeindeverſamm— 

lung gelten die für daS Presbyterium gegebenen Borjchriften (SS 58, 59, 60). 
8 66. Zum Wirfungsfreife der Gemeindevertretung gehört: 

1. die Wahl der Mitglieder des Presbyteriums ; 

2. die Wahl der definitiven Lehrer; mo ein bejonderer, aus geijtlichen und melt- 
lichen Mitgliedern zuſammengeſetzter Ausihuß (Schulvorjtand) für die Angelegenheiten 
der Schule beiteht, kann diejem die Wahl und die Gehaltsbeftimmung der Lehrer über- 
tragen werden; 

3. die Beitimmung der Gehalte der Pfarrer, Bicare (835) und der Lehrer und die 
Bewilligung von PBerjonalzulagen und zeitweifen Theuerungszufchüffen an diejelben. Wo 
Katuralwohnungen, Benüßung don Grundjtüden, Gebühren und Naturalleiftungen zum 
bocationsmäßigen Einfommen gehören, haben folche Bezüge auch fortan zu beftehen, und 
es können weder dieſe, noch die vocationgmäßigen baaren Gehalte bei Neubejegungen 
vermindert werden; 

4. die Beſchlußfaſſung über: die Einführung, beziehungsweije Aenderung pe— 
riodisch wiederfehrender Ausgaben, den Erwerb, die Veräußerung und dingliche Belaftung 
von Grumdeigenthbum, die Berpachtung und Vermiethung desjelben auf mehr als drei 
Sahre, die Aufnahme von Anleihen, joweit fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe 
dienen und aus den laufenden Einnahmen de3 Verwaltungsjahres zurüderjtattet werden; 

Neubauten und erhebliche, nicht im Jahresvoranſchlage erjcheinende Reparaturen; 

die Beihaffung der zu den firchlichen Bedürfniffen erforderlichen Geldmittel und 
Leiftungen, ſoweit folche nicht au8 dem Gemeindevermögen und Stiftungen gededt werden; 

die Feitfegung der zu diefem Behufe auf die Gemeinde zu repartierenden Umlagen 
und Beitimmung des Repartitionsfußes ; 

die Feitftellung des Jahresvoranſchlages; 

die Prüfung der jährlichen Gemeinde- und Stiftungsrechnungen; 

die Art der Anlegung von Capitalien. 

Der SZahresvoranjchlag, der Ausweis der auf die einzelnen Gemeindeglieder repar- 
tierten Umlagen find nac) erfolgter Feitjtellung und die Rechnungen nach vorgenommener 
Prüfung mindeftens durch vierzehn Tage zur Einfiht und eventuellen Einfprache der 
ftimmberechtigten Gemeindeglieder in einem entjprechenden Locale öffentlich auszulegen. 

Veränderungen des unbeweglichen Gemeindevermögens in bemwegliches oder umge: 
fehrt, ferner überhaupt Veräußerungen des unbeweglichen Eigenthums der Gemeinde und 
des beweglichen, injofern es Eünftlerifchen, Hiftorischen oder mifjenschaftlichen Werth hat, 
fowie alle Neuaufführungen kirchlicher Gebäude, fchließlich Anleihen, welche die Hälfte 
der ordentlichen Sahreseinnahmen der Gemeinde überjteigen, bedürfen der Genehmigung 
de3 Oberfirchenrathes; 

5. die Errichtung von Gemeindeitatuten. 

Die unter diefen Rubriken bezeichneten Gegenftände fallen in kleineren Gemeinden in 
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den Wirfungsfreis der Geſammtheit aller jtimmberechtigten Mitglieder (Gemeindever- 
ſammlung). 

8 67. Die Gemeindeverſammlung (in kleineren Gemeinden) und die Gemeindever— 
tretung (in größeren Gemeinden) kann durch einen mit Zweidrittel-Majorität gefaßten 
Beichluß einzelne, in ihren Wirkungsfreis fallende, minder erhebliche Befugnifje auf das 
Presbyterium übertragen. Hiezu ift jedesmal die Errichtung eines Localjtatutes ($ 25) 
erforderlich. 

8 68. Sn Pfarrgemeinden mit Filialen hat die mehr als 500 Seelen zählende 
Muttergemeinde fiir ihre Angelegenheiten eine jelbitändige Gemeindevertretung zu na 
(8 16, zweiter Abjah). 

S 69. Bei grober oder beharrlicher Pflichtverlegung jteht e3 dem Superintendential- 
ausſchuſſe und in Superintendenzen ohne Unterabtheilung in Seniorate dem Oberfirchen- 
rathe zu, ein Bresbyterium oder eine Gemeindevertretung ſelbſt aufzulöfen unter jofortiger 
Anordnung einer Neuwahl. 

Diefe Neuwahl wird durch eine Wahlcommiffion geleitet, welche aus dem Senior und 
zwei von dem Seniorat3ausschuffe hiezu aus der Kirchengemeinde gewählten Männern befteht. 

Diefer Wahlcommiſſion fteht in demfelben Umfange wie fonft dem Presbyterium 
die Vorbereitung der Wahl (einfchließli der Aufftellung der Wählerlifte) und der Er- 
fedigung der Anftände zu. 

Kommt eine Wahl nicht zuftande oder wird binnen Sahresfrift eine zweite Auflöfung 
nöthig, jo iſt der Oberfirchenrath ermächtigt, zur Beforgung der laufenden Gejchäfte der 
aufgelöften Vertretungsförper einen Berwaltungsausihuß zu bejtellen, deſſen Anıtsthätig- 
feit bi zu dem Beitpunfte dauert, wo die Organe des Kirchenregimentes für diefe Ge: 
meinde durch eine nach SS 70 bis 77 erfolgende, jpäteftens binnen drei Fahren anzube- 
raumende Neuwahl wieder gebildet fein werden. 


C, Wahl des Presbyteriums und der Gemeindevertretung, 


$ 70. Die Gemeindevertretung ($ 64) wird durch die Gefammtheit aller 
jtimmberechtigten Gemeindeglieder (Gemeindeverfammlung) gewählt. 

Das Presbyterium wird in kleineren Gemeinden durch die Geſammtheit aller 
ſtimmberechtigten Gemeindeglieder (Gemeindeverfammlung) in größeren durch die Ge— 
meindevertretung, jedesmal aus der Zahl der Mitglieder der betreffenden Körperichaft 
gewählt. Die in das Presbyterium Gewählten bleiben Mitglieder der Gemeindevertretung. 

8 71. Sn Pfarrgemeinden mit einer oder mehreren Filialen werden die Vertre- 
tungsförper der Pfarrgemeinde (Pfarrgemeindevertretung, Pfarrpresbgterium), welche die 
Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten der ganzen Pfarrgemeinde bejorgen (8 25, 5), 
durch Delegation aus den bezüglichen Vertretungsförpern der Muttergemeinde und Filial- 
gemeinden unter Beobachtung des nachſtehenden Zahlenverhältnifjes gebildet. 

Die Anzahl der Mitglieder diefer Gemeindevertretung, ſowie diejes Presbyteriums 
hat dem Berhältniffe der ftimmberechtigten Mitglieder in der Muttergemeinde zu jenen 
in den Filialgemeinden zu entjprechen. 

Die Feititellung der Zahl der auf die Mutter- und die einzelnen Filialgemeinden 
entfallenden Hiffer der Presbyter und Mitglieder der Gemeindevertretung der Pfarrge- 
meinde erfolgt vor der erſten Wahl in der Gemeinde durch den Senioratsausſchuß. 

Abänderungen kann die Gemeindevertretung der Pfarrgemeinde mit Zuftimmung 
des Superintendentialausfchufjes vornehmen. 

$ 72. Bei den Wahlen der Gemeindevertretungen und Presbyterien ift die Abſtimmung 
geheim und müfjen die Wahlzettel von den Stimmberechtigten perfünlich abgegeben werden. 
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$ 73. Zur Giltigfeit der Wahlhandlung ift in allen Fällen erforderlich, daß ſämmt— 
liche Wahlberechtigte ordnungsmäßig aufgefordert wurden ($ 9), und daß bei der Wahl 
der Öemeindevertvetung, jowie der Presbyter mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten 


ihre Stimme abgegeben habe. 


Gewählt find unter den gejeglich wählbaren (824) Mitgliedern der Gemeinde jene, 
auf welche die relative Majorität der abgegebenen giltigen Stimmen gefallen ift. 

Sollte zu einer ordnungsmäßig einberufenen Wahlverfammlung die zur Wahlvoll- 
ziehung erforderliche Anzahl der Wähler nicht erfcheinen, jo ift eine neue Wahl in gleicher 
Weiſe auszufchreiben, bei welcher die abjolute Mehrheit der Anmwejenden eine giltige Wahl 
zu vollziehen berechtigt ift. Dieſer Umſtand iſt in die bezügliche Wahlausfchreibung aus— 
drüdlich aufzunehmen. 

$ 74. Wo es die Localverhältnifje in einer Gemeinde nöthig erjcheinen Laffen, kann 
das Presbpterium zur Vornahme diefer Wahlen einzelne Commiffionen beftellen (8 41, o). 

8 75. Die Leitung der Wahlhandlung und die erfte Entjcheidung über die Giltig- 
feit der bezüglihen Wahlen iſt Sache des Presbyteriums. 

8 76. Die Oemeindevertreter, jowie die Mitglieder des Presbyteriums werden auf 
ſechs Sahre gewählt und fünnen nach Ablauf ihrer Functionsperiode wieder gewählt werden. 

Beide Körperfchaften werden nach je drei Jahren zur Hälfte erneuert. Die Aus— 
Icheidung findet nach den erjten Jahren Durch das Los Statt, in der Folge ſcheiden jedes- 
mal diejenigen Mitglieder au, deren jechsjährige Functionsperiode abgelaufen ift. Fiir 
die während der dreijährigen Wahlperiode ausfcheidenden Gemeindevertreter find bei jeder 
Wahl Erjaßmänner zu wählen, deren Zahl die Gemeindevertretung zu beftimmen hat. 

Wird eine Stelle im PBresbyterium erledigt, jo ift im der nächſten Berfammlung 
des Wahlförpers eine Neuwahl vorzunehmen, und erhält der Neugemwählte dieje Stelle 
auf den Reſt der FZunctionsperiode des Ausgejchiedenen. 

8 77. Die Namen der neugewählten Gemeindevertreter und Presbyter werden am 
Schluſſe eines jonntäglichen Gottesdienftes vom Pfarrer der Gemeinde befanntgegeben. 

Die neugewählten Presbyter haben am erwähnten Sonntage nad) Beendigung des 
Gottesdienstes in die Hand des Pfarrers das agendarijche oder folgendes Gelöbnis abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirfen als Presbyter die innere und äußere 
Wohlfahrt diefer Gemeinde nach beftem Willen und Gewiſſen zu wahren und darauf zu 
achten, daß die Kirche in allen Stüden wachſe an dem, der das Haupt ijt, Chriſtus.“ 

$ 78. Sollte ein Gemeindevertreter oder Presbyter die zu jeiner Wählbarfeit er- 
forderlichen Eigenfchaften ($ 24) verlieren, jo hört er auf, Mitglied diejer Körperjichaften 
zu fein. 

8 79. Bene Gemeindeglieder, welche eine Bredigtjtation ($ 17) oder einen con= 
fejfionellen Friedhof ($19) erhalten, wählen zur Verwaltung ihrer jpeciellen Angelegen— 
heiten einen Ausschuß. Betreffs der Wahl desjelben, Einberufung der Verfammlungen 
u. ſ. w., finden die Bejtimmungen der vorftehenden Baragraphe finngemäße Anwendung. 

Inſolange diefe Mitglieder fich nicht etwa als Filialgemeinde conftituiert haben, ift 
zur Erwerbung von Rechten für ihre Anftalten und zur Uebernahme von Pflichten gegen- 
über Dritten die Zuftimmung des Presbyteriums ihrer zuftändigen Gemeinde erforderlich. 

Trägt die Pfarrgemeinde die Kojten der Errichtung und Erhaltung der Predigt: 
ftation, jo ift die Wahl eines Ausſchuſſes von der Zuftimmung des Pfarrpresbpteriums 
abhängig. 
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weiter Abſchnift. 
Die Senioratsgemeinde, 
I. Allgemeine Beftimmungen. 


8 80. Die Gejammtheit derjenigen Gemeinden, welche zum Zwecke der Leitung, 
Verwaltung und Vertretung ihrer gemeinjamen firchlihen Angelegenheiten unter einem 
Senior al3 gemeinjchaftlihem Borftande verbunden find, bildet ein Seniorat. 

Jede Gemeinde muß einem Genivratsverbande oder, wo die Unterabtheilung in 
Seniorate nicht beiteht, einem GSuperintendentialverbande angehören. 

Eine neugegründete Gemeinde fällt dem Verbande des Seniorates, beziehungsmeije 
der GSuperintendenz zu, welchem jene Gemeinde angehört, zu der die Glaubensgenofjen, 
welche die neue Gemeinde bilden, oder die Majorität derjelben gehört haben. 

8 81. Die Umgeftaltung der bejtehenden Seniorate durch Ausscheidung und Zu- 
weiſung einzelner Gemeinden erfolgt auf Anſuchen der betreffenden Gemeinden nad Ein- 
vernehmen der zuftändigen Senioratsausſchüſſe und des Superintendentialausschufjes dur) 
den Oberkirchenrath unter Anzeige an das Minijtertum und die betreffenden Landesſtellen. 

Ergeben fich durch die Sprengeleintheilung Unzufömmlichfeiten, jo fann die Aus— 
und Zuweiſung einzelner Gemeinden auc auf Antrag der zuftändigen Senioratsausſchüſſe 
und mit Zuftimmung des Superintendentialausfchuffes durch den Oberfirchenrath, unter 
Anzeige an das Minifterium und Mittheilung an die betreffenden Landezitellen, verfügt 
werden. In gleicher Weiſe kann auch die amtliche Benennung eines Seniorates geändert 
erden. 

Die Aufhebung beftehender oder die Bildung neuer Senivrate erfolgt nach Einver- 
nahme der betreffenden Senioratsausſchüſſe auf Antrag der zuftändigen Superintendential- 
verfammlung duch den Oberfirchenrath nach eingeholter Zuftimmung des zuftändigen 
Minijteriums. 

8 82. Die gejegmäßigen Organe, durch welche die Senioratsgemeinde ihre Pflichten 
und Rechte ausübt, find: der Senior, der Senioratsausſchuß, die Senioratsverſammlung. 


I. Der Senior. 


$ 83. Der Senior ift der geiltliche Vorjteher des Seniorates. Er wird aus den 
Pfarrern des Seniorates gewählt. Für die Zeit feiner Functionsdauer ift fein Pfarrſitz 
der Amtsſitz des Seniorates. 

8 84. Der Senior ift mit der Aufficht über die Firchliche Ordnung des Seniorates 
betraut, und es liegt ihm die Vertretung und Verwaltung desfelben in allen den Fällen 
ob, die nicht ausdrüdlih dem Senioratsausſchuſſe ($ 88) vorbehalten find. Zu feinem 
jelbftändigen Wirfungsfreije gehört daher außer den in den SS17, 19, 34, 38, 41, 4, 
43, 62,2, 69 angeführten Rechten und Pflichten insbeſondere Folgendes: 

1. Als geiftlihem Borfteher des Seniorates Tiegt ihm ob: die Einführung der 
Pfarrer, die Unterftügung der Wirkſamkeit des Pfarramtes in der Aufrechthaltung der 
kirchlichen Ordnung und der Pflege des chriftlichen Leben und die Sorge dafür, daß der 
Öffentliche Gottesdienst in den Gemeinden feines Bezirkes überall na) der Ordnung der 
Kirche zur Erbauung der Gläubigen gehalten werde; die Aufficht über Amtsführung und 
Wandel der Pfarrer, Vicare und Candidaten, die Fürforge für ihre wifjenschaftliche und 
praftiihe Fortbildung (unter anderem, wo e3 thunlich ift, durch Abhaltung von Baftoral- 
eonferenzen und Gründung theologijcher Bibliotheken), und die brüderlicdhe Ausgleichung 
von Zwiſtigkeiten zwijchen Geiftlichen, Lehrern, Bresbytern und anderen Gemeindegliedern ; 
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die Beurlaubung von Geiftlichen für eine Abwefenheit von ihrem Amtsfite auf die Dauer 
bon mehr als drei bis zu vierzehn Tagen unter gleichzeitiger Anzeige an den Superinten- 
denten, und die Fürjorge für die zwifchenzeitliche Verjehung des Pfarramtes, wenn Geift- 
liche beurlaubt oder krank find oder die Pfarre erledigt it. 

2. As Auffeher über die evangeliihen Schulen im Genivrate hat der 
Senior das Pfarramt in feiner Aufficht über die Schule und ihre Wirkjamfeit für Unter: 
richt und Erziehung der Jugend, und über Amtsführung und Wandel der Lehrer zu unter- 
ftügen und zu überwachen; auch hat er ſich die Gründung neuer Schulen, die Fortbildung 
der Lehrer, Abhaltung von Lehrerconferenzen, Berbefjerung der Etellung der Lehrer und 
die Unterftügung ihrer Witwen und Waiſen angelegen fein zu laſſen. Ihm obliegt die 
unmittelbare firchliche Aufficht über den evangelischen Neligionsunterricht an Mitteljchulen 
und Lehrerbildungsanftalten. 

2. AS geiftliher Vertreter feines Bezirkes hat der Senior die Rechte und 
den Frieden der Kirche im allgemeinen, ſowie der Gemeinden in feinem Bezirke und ihrer 
einzelnen Glieder zu wahren. 

4, Sn jeder Gemeinde jeines Sprengel? hat der Senior mit dem Superintendenten 
alternierend, in der Regel alle drei Jahre Kirchen: und Schulviſitation zu halten. 
Er Hat ſich hiebei über Amtsführung und Wandel der Geiftlichen und Lehrer, über den 
Buftand des kirchlichen Lebens und der Schule, über die Befolgung der Kirchenverfaffung 
und der fpeciellen Anordnungen, ferner über den Zujtand des Pfarr- und Gemeindearchivg 
und ebenjo über die Gebarung mit dem Gemeindevermögen durch Einficht in die Inven— 
tarien und Grundbuchsauszüge über das unbewegliche Gemeindevermögen, in die Kirchen- 
rehnungen und etwaigen abgejonderten Schulrechnungen, ſowie in die Rechnungen über 
die vorhandenen Gtiftungen und Fonde, durch Befichtigung der Kirchen- und Schulgebäude 
und ihres Inventars, durch Geontrierung aller Kafjen eingehende Kenntnis zu verjchaffen, 
er hat hiebei weiter die Wünſche und Bejchwerden der Gemeinde zu vernehmen, um fie 
zu erledigen oder, wo diejelben jeine Competenz überjchreiten, an die entjprechenden Stellen 
zu leiten. 

Ueber die gefammte Bifitation hat der Senior dem Superintendenten einen genauen 
Bericht zu erjtatten, welcher durch letzteren dem DOberfirchenrathe zur Einficht mitzutheilen 
ift. Die Koften der Bilitation haben die betreffenden Gemeinden zu tragen. Die Kirchen: 
und Schulvifitation in der Gemeinde des Senior wird in dem Sahre, in welchem der 
Senior vifitiert, Durch den Conſenior vorgenommen. 

5. Der Senior tft das vermittelnde Organ zwijchen den einzelnen Gemeinden und 
den höheren Stufen des Kirchenregimentes; er hat die Erläſſe der höheren Behörden an 
Pfarrer und Gemeinden ſofort mitzutheilen und ift für deren Ausführung verantwortlich, 

6. Der Senior hat für fichere Aufbewahrung und gute Ordnung des Seniorats— 
archiv zu ſorgen. Dazjelbe iſt mittel$ genauen Inventars an einen neuen Senior zu 
übergeben. Im Falle des Ablebens eines Senior hat der Konjenior in Gegenwart des 
Senioratscurators oder eines Mitgliedes des Presbyteriums ein jolches Inventar aufzu— 
nehmen und für die einjtweilige Verwahrung des Archivs Sorge zu tragen. 

Ueber die Stellung des Senior im Senioratsausſchuſſe, in der Seniorats- und 
Superintendentialverfammlung und der: Generalfynode gelten die in 88 88, 89, 90, 8, 4, 
92, 93, 96, 108, 125 gegebenen Bejtimmungen. 

In feiner gefantimten Amtsthätigfeit ift der Senior dem Superintendenten und Durch 
diefen dem Oberfirchenrathe unterftellt. 

8 85. 1. Wählbar zum Amte eines Seniors ijt jeder inftallierte und im Amte be— 
findliche Pfarrer einer Gemeinde des Seniorates. 
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2. Die Wahl geichieht auf die Dauer von ſechs Jahren, vom Datum der erfolgten 
Beftätigung an gerechnet. Der bisherige Senior ift wieder wählbar. 

3. Die Wahl hat rechtzeitig, und zwar furz vor Ablauf der Functionsperiode jtatt- 
zufinden. 

8 86. Das Wahlrecht übt die Senioratsverfammlung aus. E3 ift Pflicht derjelben, 
ihre Wahl auf einen Pfarrer zu richten, der durch theologische Gelehrſamkeit, durch Frömmig— 
feit, Amtstreue und Eifer für Kirche und Schule, ſowie durch feinen mufterhaften Wandel 
fi) eines guten Rufes erfreut. 

Die Wahl ift geheim und gefchieht mittels Stimmzettel auf die im $ 8 vorgezeich- 
nete Weife, jo daß bei fchließlich eintretender Stimmengfeichheit zwijchen zwei Perſonen 
das 203 enticheidet. 

Den Vorfig führt während der Wahlhandlung der Senioratscurator oder bei defjen 
Berhinderung fein Erfagmann Das Scerutinium wird in der Genivratsverfammlung voll- 
zogen. Der Wahlpräfes berichtet unter Anſchluß des über die ganze Wahlhandlung auf- 
genommenen Protofolles über den Erfolg der Wahl im Wege der Superintendentur an 
den Oberfirchenrath. Diejem fteht die Beftätigung oder unter Angabe der Gründe die 
Bermweigerung derjelben zu. Die erfolgte Beftätigung Hat der Oberfirchenrath dem Mi- 
nifterium mit dem Erſuchen um Flüffigmahung der Functionsgebühr des Seniors und 
außerdem den zuftändigen Landesftellen zur Kenntnisnahme anzuzeigen. 

8 87. Nach erfolgter Beftätigung durch den Oberfirchenrath wird der Senior vom 
Superintendenten eingeführt. 

Bei Wiederwahl desfelben Seniors findet eine Einführung nicht ftatt. 

Die Beitellung eines Pfarrers zum Senior Ändert nichts an dejjen Stellung im 
Pfarramte feiner Gemeinde. 


II. Der Senioratsausſchuß. 


8 88. 1. Der Senioratsausſchuß befteht aus dem Senior als Vorfigenden, 
dem Conjenior und dem Senioratscurator. 

2. Der Conſenior, der zugleich den Senior al3 folchen in Fällen der Verhinde- 
rung zu vertreten hat, ijt einer von den Pfarrern des Seniorates, den die Seniorats— 
verſammlung hiezu auf die Dauer von ſechs Jahren zu wählen hat. 

3. Der Senioratscurator ijt ein weltliches Mitglied der Senioratsverſamm— 
lung, welchen dieſe auf die Dauer von ſechs Jahren dazu zu erwählen hat. Für dieſe 
Zeit it in den ftattfindenden Senivratsverfammlungen der Senioratscurator weltlicher 
Abgeordneter derjenigen Gemeinde, deren Presbyterium er angehört, und es verzichtet in- 
folge dejjen das betreffende Presbyterium für diefe Zeit auf die Wahl eines weltlichen 
Abgeordneten. Das Gleiche gilt von dem Erſatzmann des Senioratscurators. 

4. Für den Conjenior und den Senioratscurator find durch die Senioratsverſamm— 
lung dem betreffenden Stande angehörige Erjagmänner zu wählen, welche im Verhinde- 
rungsfalle oder wenn bei Dijeiplinarverhandlungen ein oder das andere Mitglied aus— 
geichlofjen ift, die Stelle der ordentlichen Mitglieder vertreten. Die Erjfagmänner können 
zu den Sitzungen des Senioratsausschuffes einberufen werden; fie haben aber bloß, wenn 
fie ein ordentliches Mitglied vertreten, eine entjcheidende Stimme, 

5. Der Conjenior, der Sentoratscurator und deren Erjaßmänner verjehen ihr Amt 
unentgeltlich und jind nach Ablauf ihrer Functionszeit wieder wählbar. 

S 89. Der Senioratsausſchuß hat in dem ihm ausdrüdlich zugewiefenen Wirfung3- 
freife die Verwaltung des Seniorates zu führen; er entjcheidet in allen ihm vorliegenden 
Fällen auch dann, wenn die Mitglieder fchriftlich verkehren müfjen, durch Stimmenmehr- 
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heit, und der Senior als Vorſitzender hat die Bejchlüffe der Majorität auszuführen. 
Außer den in den 88 24, 25, 39, 47, 50, 71, 81, 98, 119,7 fpeciell verzeichneten Rechten 
und Pflichten bildet insbeſondere den Wirkungskreis des Senioratsausſchuſſes: 

| 1. In Betreff der einzelnen Gemeinden des Seniorates: 

a) die endgiltige Entjcheidung bei Zweifeln über die Wahlen von Presbytern und Ge— 
meindevertretern ; 

b) die Erinnerung an Presbyterien bei Säumigfeit in ihrer Pflichterfüllung und die 
Abitellung etwa vorfommender Geſetzwidrigkeit ihres Verfahrens ($ 63); 

e) die Verhandlung und Berfügung in erjter Inſtanz bei Bmiftigfeiten der Pfarrer, 
Lehrer, Presbpterien und Gemeindevertretungen (Gemeindeverfammlungen) unter: 
einander und mit einzelnen Angehörigen der Gemeinde; die Beurtheilung aller die 
Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten und die Difeiplinargerichtsbarfeit erfter 
Inſtanz über Pfarrer, Vicare, Candidaten der Theologie, Lehrer und Presbpter; 

d) die Verhandlung bei Gründung von Kirchen- und Schulgemeinden (88 15, 18), de3- 
gleichen megen Aus- und Einpfarrung einzelner Ortjchaften oder Theile derjelben 
($ 14); 

e) die Auflicht über die Verwaltung des Kirchen-, Schul- und Stiftungspermögeng, 
jowie über das Rechnungs- und Kafjenmwejen der einzelnen Gemeinden; 

f) die eingehende Prüfung der jährlic) vorzulegenden Nechnungen über das Rirchen-, 
Schul- und Gtiftungsvermögen der Gemeinden und die finanzielle Begutachtung 
über beabfichtigte Neuaufführung Firchlicher Gebäude. 

Ertracte aus den geprüften und richtig befundenen Rechnungen find von den Ge- 
meinden im Wege des Seniorates jährlich dem Oberfirchenrathe vorzulegen. 

2. In Betreff der Senioratsverſammlung: die Vorbereitung der ihr zu machenden 
Borlagen und die Ausführung ihrer Bejchlüffe (SS 91, 96). 

3. Die Verwaltung der Fonde, welche dem Senivrate al3 ſolchem gehören. 

Der Senioratsausihuß hat der Senioratsverjammlung, ſowie den höheren Behörden 
auf deren Verlangen bei Anlaß einzelner Verhandlungsgegenftände Einficht in feine Acten 
zu gewähren und Bericht zu eritatten. 


IV. Die Senivrat3verjammlung. 


8 90. Die Senivratsverjammlung beiteht: 

1. aus dem Senior und den fänmtlichen übrigen Pfarrern des Seniorates; 

2. aus dem Senioratscurator und aus einer den Pfarrern jeder Gemeinde gleichen 
Anzahl meltlicher Abgeordneter, welche das Presbyterium jeder Pfarrgemeinde aus der 
Reihe feiner Mitglieder zu wählen hat ($ 88, s), und zwar auch dann, wenn eine Pfarr- 
ftelle erledigt iſt; 

3. da, two in dem Seniorate eine der betreffenden Confeſſion angehörige Mittel: 
ſchule, Lehrerbildungsanftalt, Bürgerſchule oder mindeſtens vierclaſſige Volksſchule beiteht, 
aus je einem von dem Lehrkörper aus der Reihe ſeiner Mitglieder zu erwählenden Ver— 
treter des betreffenden Bekenntniſſes, jedoch mit der Beſchränkung, daß, wenn an dem— 
ſelben Orte mehr als eine Lehranſtalt der genannten Arten beſteht, die Lehrkörper der— 
ſelben zuſammen nur einen Vertreter aus der Reihe ihrer Mitglieder zu entſenden haben. 
In dieſem Falle beruft der amtierende Pfarrer im Auftrage des Seniors die Mitglieder 
der betreffenden Lehrkörper zur Wahlverſammlung. Das Scrutinium wird in der Ver— 
ſammlung vollzogen und es ſtellt der Pfarrer dem nach $ 8 Gewählten das Wahlcerti— 
ficat aus. Wenn in einem Seniorate für die evangelifchen Schüler der nicht confejftonellen 
Mittelichulen mindejtens drei eigene Religionslehrer bejtellt find, jo können diejelben aus 
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ihrer Mitte in die Senioratsverfammlung einen Abgeordneten mit berathender Stimme 
entjenden. 

4. Ferner haben die definitiv angeftellten Lehrer jämmtlicher evangeliichen Volks— 
ichulen aus der Reihe ihrer Mitglieder einen Vertreter des betreffenden Befenntnifjes in 
die Senioratsverſammlung zu wählen. 

Die Wahl geichieht, wo es thunlich ift, in einer vom Senior zu berufenden Lehrer- 
conferenz, andernfall$ in der Art, daß der Senior jedem definitiv angejtellten Lehrer des 
Seniorates ein Verzeichnis fämmtlicher wählbaren, das ijt in dem Seniorate definitiv an- 
geftellten Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes mit der Aufforderung zuftellt, binnen einer 
beftimmten, von dem Senior fejtgejtellten Friſt denjenigen Lehrer des Seniorates ſchrift— 
fi) namhaft zu machen, welchen er zum Abgeordneten wählt. Nach Ablauf der Wahl- 
frift vollzieht der Senior unter Zuziehung zweier Lehrer, eventuell eines Lehrers und 
Presbyters, dad Scrutinium und jtellt dem nach S 8 Gemwählten das Wahlcertificat aus. 

Die unter 2, 3 und 4 bezeichneten Abgeordneten müfjen für jede Verſammlung be- 
ſonders gewählt werden; eine Wiederwahl iſt gejtattet. 

$ 91. Den Wirfungsfreis der Senioratsverfammlung bildet die Berathung 
und Beihlußfaffung über gemeinfame Angelegenheiten der in ihr vertretenen einzelnen Ge— 
meinden. Dahin gehört, abgejehen von dem in $ 98 vorgejehenen Rechte, insbefondere: 

1. die Berathung über den Zuſtand der einzelnen Gemeinden nach allen Seiten des 
fichlichen Lebens, bejonders in Bezug auf Gottesdienft, Schulunterricht, Sittenzucht und 
Armenpflege, auf Grund des vom Senior darüber vorzulegenden Berichtes ; 

2. die Erledigung der vom Senioratsausſchuſſe oder den oberen kirchlichen Organen 
ihr zugehenden Vorlagen; 

3. die Berathung über die Bejeitigung der beim Bollzuge von Anordnungen der 
borgejegten firchlichen Behörden fich ergebenden Schwierigkeiten; 

4. die Berhandlung von etwaigen Beichwerden gegen den Senior und den Seniorat3- 
ausfhuß, um die darüber ohne Mitwirkung der Betroffenen gefaßten Bejchlüffe an den 
Superintendentialausfhuß zur Entſcheidung zu leiten; 

5. die Prüfung und Genehmigung der Rechnungen über die Fonde und Stiftungen, 
welche dem Seniorate als folchem gehören oder von demjelben verwaltet werden. Sind 
an ſolchen Fonden oder Stiftungen mehrere Senigrate betheiligt, jo jtehen dieſe Befug- 
niffe nur jener Sentoratsverfammlung zu, in deren Bereiche die Fonds- oder Stiftungs- 
verwaltung ihren Sib hat. 

Sie hat den Boranfchlag für die Erfordernifje des Seniorates als folchen, ſowie 
für die Unterftügung armer Gemeinden, der Witwen und Waijen von Pfarrern und Leh— 
vern und dienftunfähig gewordener Pfarrer und Lehrer fejtzuftellen, die Mittel zur Be— 
ftreitung diejer Auslagen zu bejchaffen, und kann hiezu nöthigenfall® Umlagen mit Zwei: 
drittel-Majorität der Stimmen auf die einzelnen Gemeinden bejchließen. Zur Ausführung 
des letzteren Bejchlufjes ift die Zuſtimmung des DOberfirchenrathes und, falls die Ere- 
eutionsfähigfeit der Umlagen angejtrebt wird, die Genehmigung der Landesſtellen er- 
forderlich. 

6. Die Beichlußfaffung über ftatutariche Drdnungen für das Seniorat. Diejelben 
bedürfen der Genehmigung des Oberfirchenrathes. 

7. Der Senioratsverfammlung jteht es zu, Gegenftände der Kirchenverfaffung und 
Beihwerden über Verlegung der den evangelijchen Glaubensgenofjen gewährleijteten Rechte 
zu verhandeln, um die hierüber gefaßten Bejchlüffe als Anträge an die Superintendential- 
verjammlung und an die Generaliynode oder als Borjtellungen an die höheren Kirchen- 
behörden zu leiten. Der Anlaß zu diejen Verhandlungen kann durch die Aufforderung 
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der oberen Organe des Kirchenregimentes oder durch Anträge der Presbyterien oder 
einzelner Mitglieder der Verſammlung gegeben werden. 

8. Ferner hat diejelbe aus der Reihe ihrer Mitglieder den Senior, Confenior, Se- 
niorat3eurator und deren Erſatzmänner, fowie die Abgeordneten zur Superintendential- 
verfammlung und deren Erjagmänner je beim Ablaufe ihrer Functionszeit (88 86, 88, 
2, 3, 4, 108, s) zu wählen. 

Ein Ausihußmitglied weltlichen Standes behält da3 ihm von der Senioratsver— 
jammlung übertragene Mandat bis zum Zuſammentritte der nächften Verfammlung auch) 
dann, wenn fein Mandat als Presbyter erloſchen und er nicht wieder in das Presbyte— 
rium gewählt worden ift. 

9. Jede Senioratsverfammlung hat über Zeit und Ort der nächſten Berfammlung 
Beihluß zu fallen, wobei auf die Vornahme der Seniorswahl ($ 85, 2), ſowie auf die 
Vorbereitung der Superintendentialverfammlung oder der Generalſynode Rückſicht zu 
nehmen ift. 

8 92. Die Aufforderung zu den für die Senioratsverſammlung zu vollziehenden 
Wahlen, jowie die Einberufung der Verſammlung gejhieht durch den Senior ($ 90), 
beides unter gleichzeitiger Anzeige an den Superintendenten. Die Wahlaufforderung hat 
die Zeit, warn und den Grund, auf welchen hin die Einberufung ftattfinden wird, und 
die vorbereiteten Gegenſtände der Verhandlung anzugeben, mit der Aufforderung zur Be- 
gutachtung derjelben feitens der Presbyterien. Die Einberufung hat zu gejchehen: 

1. in der Regel einmal im Jahre für die in der vorhergehenden Verfammlung be- 
ftimmte Zeit; 

2. im Falle der Seniorswahl und. dann, wenn die Mehrzahl der Presbyterien aus 
eigener Snitiative oder auf Anfrage jeitens des Senioratsausſchuſſes die Einberufung einer 
Berfammlung beantragt. 

8 93. 1. Den Vorſitz in der Senioratsverſammlung führt der Senior, in defjen 
Berhinderung der Senioratscurator und weiter der Conjenior. 

2. Bor dem Beginne der Verhandlungen hat die Berjammlung etwaige Zweifel 
über die Giltigfeit von Wahlen auf Grund der Prüfung der Wahlprotofolle endgiltig zu 
enticheiden. Auch Hat fie über Entjchuldigungen, welche nicht erjcheinende Mitglieder 
- jedesfalls fchriftlich an die Verſammlung zu richten verpflichtet find, Beihluß zu faſſen. 

Gegen einen Pfarrer, welcher ohne hinreichende Entjchuldigung an zwei aufeinander 
folgenden Berjammlungen des Seniorates nicht theilgenommen hat, ijt die Dijciplinar- 
verhandlung einzuleiten. 

8 9. Die Sibungen der Senioratsverfammlungen werden mit einem Gebete er- 
öffnet und gejchlofjen. 

Zu den Situngen der Senivratöverfammlung haben als Zuhörer alle diejenigen 
Perſonen Zutritt, denen der Borjigende die Erlaubnis dazu ertheilte. 

Bei Verhandlung von Beichwerden gegen Perſonen und ferner, jo oft auf Antrag 
eines Mitgliedes die Verfammlung es beſchließt, wird die Sitzung eine geheime. 

g 95. Für den Gejchäftsgang der Senioratsverſammlung gelten die in den SS 57, 
- 59 und 60 für das Presbyterium gegebenen Vorſchriften. Dazu kommen noch folgende 
Beitimmungen: 

1. Die Vorlagen de3 Senioratsausfchuffes, der oberen kirchlichen Behörden und 
Vertretungen und der einzelnen Presbyterien des Seniorates müſſen jedenfalls zur Ver— 
handlung gelangen; jelbftändige Anträge einzelner Mitglieder bedürfen, um zur Berhand- 
fung zu gelangen, der Unterftügung des vierten Theiles der anweſenden Mitglieder. 

2. Wichtige Gegenftände, zu denen die in 8 91, s, «, 5, 6 umd ı angeführten jedes- 
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falls gehören, find, fofern fie nicht bereit3 von dem Senioratsausſchuſſe vorbereitet waren, 
vor der Behandlung durch die Verfammlung der Vorberatdung eines oder mehrerer aus 
der Reihe ihrer Mitglieder zu erwählenden Ausſchüſſe zu überweijen. 

8 96. 1. Die Protofolle der Senioratsverfammlung find dem Superintendenten 
zur Einfiht und Betätigung vorzulegen. Der Superintendent hat, und zwar wenn es 
ihm nöthig erfcheint, nad) Befragung des Superintendentialausfchufjes, die Beftätigung 
auszufprechen oder unter Angabe der Gründe dann zu verweigern, wenn die Verſamm— 
fung ihre Befugnifje überjchritten hat. 

2. Nach erfolgter Beftätigung hat der Senior die Protofolle, oder mindeftens die 
Beichlüffe der Verſammlung den einzelnen Presbyterien jeines Bezirkes bekannt zu geben 
und dem Oberfirchenrathe zur Einficht vorzulegen. Er kann davon auch anderen Senioren 
Mittheilung machen. 

3. Die Beichlüffe der Verſammlung find nach erfolgter Beftätigung des Protokolles 
fofort auszuführen; fofern hiezu in meritorifcher Hinficht nad) der Natur der Befchlüffe 
oder gemäß gejeglicher Anordnung die Genehmigung irgend einer Behörde erforderlich 
ift, fo wird durch die Beftätigung des Protofolles lediglich erklärt, daß die Einbringung 
des bezüglichen Geſuches oder Berichtes einem Anftande nicht unterliegt. 


Dritter Abfdnifk. 
Die Superintendentialgemeinde, 
I Allgemeine Beftimmungen. 


8 97. 1. Die Gefammtheit derjenigen Sentorate, welche zum Zwecke der Leitung, 
Berwaltung und Vertretung ihrer gemeinjamen Firchlichen Angelegenheiten unter einem 
Superintendenten als gemeinfchaftlihem Borjtande verbunden find, bildet eine Super- 
intendenz oder Didceje. 

2. Jedes Senivrat muß einer Superintendenz untergeordnet fein; jede Gemeinde 
muß durch Vermittlung eines Seniorates oder unmittelbar einem Superintendentialver- 
bande angehören ($ 80). 

8 98. Die Umgeftaltung der bejtehenden Superintendenzen durch Ausfcheidung und 
Bumeifung einzelner Gemeinden erfolgt auf Anjuchen der betreffenden Gemeinden nad) 
Einvernahme der zuftändigen Seniorat$- und Superintendentialausschüffe durch den Ober- 
firchenrath unter Anzeige an das zuftändige Minifterium und unter Mittheilung an die 
betreffenden Landesſtellen. 

Ergeben fi) durch die Sprengeleintheilung Unzufömmlichfeiten, jo fann die Aus— 
und Zuweiſung einzelner Gemeinden auch über Antrag der zuftändigen Seniorats- und 
der Superintendentialausschüffe durch den Oberfirchenrath unter Anzeige an das zuftändige 
Ministerium und unter Mittheilung an die betreffenden Landesitellen verfügt werden. 

In gleicher Weije kann auch die amtliche Benennung einer Superintendenz geändert 
werden. 

Die Ausscheidung und Zuweiſung eines Seniorates erfolgt auf Anfuchen der be- 
treffenden Seniorat3verfammlung und nad Einvernahme der betheiligten Superintendential- 
ausichüffe durch den Oberfirchenrath nach eingeholter Zuftimmung des Ministeriums, 

Die Aufhebung bejtehender oder die Bildung neuer Superintendenzen erfolgt auf 
Anſuchen der betheiligten Superintendentialverfammlungen und über Antrag des Ober- 
firchenrathes im Wege des Miniſteriums durch Allerhöchjte Entjchliegung Seiner Majeftät 
des Kaiſers. 
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$ 99. Die gejegmäßigen Organe, durch welche die Superintendentialgemeinde ihre 
Plihten und Rechte ausübt‘, find: der Superintendent, der Superintendentialaugsihuß, 
die Superintendentialverfammlung. 


I. Der Superintendent. 


8 100. Der Superintendent ift der geijtliche Vorfteher der Superintendenz 
(Didceje). Er wird aus den Senioren und Pfarrern der Superintendenz gewählt und 
bedarf der Allerhöchiten Betätigung. 

$ 101. Der Superintendent ift mit der Aufficht über die firchliche Ordnung der 
Superintendenz betraut, und e3 liegt ihm die Vertretung und Verwaltung der Diödcefe 
in allen den Fällen ob, die nicht ausdrücklich dem Superintendentialausfchuffe (8 107) vor- 
behalten find. Bu jeinem jelbftändigen Wirfungsfreife gehört daher insbejondere 
Folgendes: 

1. Als kirchlichem Oberhirten liegt ihm im allgemeinen ob, ſich vornehmlich 
auf dem Wege des perfönlichen Verkehrs eine genaue, auf eigene Anfchauung gegründete 
und aus Erfahrungen an Ort und Stelle gefammelte Kenntnis der Berjonen, Verhältniffe 
und Buftände in den Gemeinden feines Sprengel3 zu verjchaffen und als väterlicher 
Pfleger aller Kräfte, welche in den ihm untergeordneten Senivraten und Gemeinden für 
die Zwecke der Kirche in Thätigkeit gejegt werden können, anregend, nachhelfend oder ver- 
mittelnd aufzutreten und durch feinen Rath, feine Belehrung und Fürſprache beizutragen, 
daß die wahrgenommenen Bedürfniffe auf die fürzefte und den Local- und Perjonalver- 
hältnifjen angemefjenfte Art ihre Befriedigung finden. 

Insbeſondere gehören zu feinen Befugniffen und Pflichten: 

a) die Einführung der Senioren; das Zufammenmwirfen mit dem Senior zur Unter- 
ſtützung der Wirkſamkeit des Pfarramtes in der Aufrechthaltung der Firchlichen Drd- 
nung und in der Pflege des chriftlichen Lebens und die Sorge dafür, daß die Rein— 
heit der Lehre erhalten, der öffentliche Gottesdienst in feiner Diöceſe überall nad) 
der Ordnung der Kirche zur Erbauung der Gläubigen gehalten werde; die Dber- 
aufficht über Amtsführung und Wandel der Senioren, Pfarrer, Vicare und Candi- 
daten; die Förderung des Senior bei defjen Fürjorge für ihre wiljenfchaftliche 
und praftifche Fortbildung und die brüderliche Ausgleihung von Zwiſtigkeiten 
zwiichen Senioren, PBfarrern, Lehrern, Presbytern und Gemeindegliedern, wenn die 
bezüglichen Bemühungen des Senior3 erfolglos waren; die Beurlaubung von Geift- 
lichen für eine Abwejenheit von ihrem Amtsorte von mehr als vierzehn bis zu 
dreißig Tagen ($ 84, 1) unter gleichzeitiger Anzeige an den Oberfirchenrath; die 
Aufficht über das Firchliche Vermögen und Vereinsweſen, die Fürſorge für die geift- 
liche Pflege der Diafpora; 

b) die Einweihung neuer Kirchen; 

e) die Betheiligung an der Amtsprüfung der Kandidaten der Theologie (examen pro 
ministerio); die Ertheilung der licentia concionandi (Erlaubnis zum Predigen) inner- 
halb feiner Didceje; die Ordination der Kandidaten der Theologie ($ 119, 2); die 
Ertheilung der Altersnachficht für Confirmanden (Katecjumenen), jowie des firch- 
lihen Dispenfes für Trauungen in der gejchlofjenen Zeit; die Begutachtung der 
an die Zandesftelle gerichteten Gefuche um Dispens von Ehehindernifjen; 

d) dem Superintendenten fteht es zu, Hirtenbriefe zu erlaffen, von denen er ein Exem— 
plar dem Oberfirchenrathe zur Kenntnisnahme mitzutheilen, und überall in feiner 
Didceje, nad) vorausgegangener Verftändigung des Pfarrers, zu predigen. 

2. Als Oberauffeher der evangeliihen Schulen in der Diöceje hat der Super: 
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intendent die Senioren und die Pfarrer in ihrer Aufficht über die Schulen und über 
Amtsführung und Wandel der Lehrer, fowie in ihrer Wirkjamfeit für Unterricht und Er- 
ziehung der Jugend zu unterftügen und zu überwachen; auch hat ex fi die Gründung 
neuer Schulen, die Fortbildung der Lehrer, Abhaltung von Lehrerconferenzen, Verbeſſe— 
rung der Stellung der Lehrer und die Unterftüßung ihrer Witwen und Waijen angelegen 
fein zu lafjen. 

Shm obliegt die Oberaufficht über den evangelischen Religionsunterricht an allen 
Schulanftalten (Mittelfchulen u. ſ. w.) in feiner Diöceſe ($ 145, 5). 

3. AS geiftliher Vertreter feiner Didcefe hat der Superintendent die Rechte 
und den Frieden der Kirche im allgemeinen, fowie der einzelnen Gemeinden in jeinem 
Bezirke und ihrer einzelnen Glieder zu wahren. 

4. In jeder Gemeinde der Didcefe hat der Superintendent in der Regel alle drei 
Sahre alternierend mit der Bifitation des Seniors Kirchen und Schulvijitation 
zu halten. Ueber dieje gelten die 8 84, „ gegebenen Vorfchriften, nur mit dem Unter- 
ihiede, daß der Superintendent feinen Bericht an den Oberfirchenrath zu eritatten hat. 
Die Kirchen» und Schulvifitation in der Gemeinde des GSuperintendenten wird in dem 
Sahre, in welchem der Superintendent das betreffende Seniorat vifitiert, durc) den Super- 
intendentenftellvertreter vorgenommen. 

5. Der Superintendent ift dag vermittelnde Organ zwiſchen dem Seniorate und der 
oberiten Kirchenbehörde; er hat die Erläffe der leßteren an die Seniorate jofort mitzu- 
theilen und ift für deren Ausführung verantwortlich. 

Er hat für die fihere Aufbewahrung und gute Ordnung des Superintendential- 
arhivs zu forgen. Dasfelbe ift mittel3 genauen Inventar in Gegenwart eines Mit- 
gliedes des Superintendentinlausschuffes an einen neuen Superintendenten zu übergeben. 
Sm Falle des Ablebens eines Superintendenten hat der Superintendentenftellvertreter in 
Gegenwart des GSuperintendentialeurators oder eines Mitgliedes des Presbyteriums ein 
ſolches Inventar aufzunehmen und für die einftweilige Verwahrung des Archivs Sorge 
zu tragen. 

Ueber die Stellung des Superintendenten zur Senioratsverfammlung, ferner im 
Superintendentialausfchuffe, der Superintendentialverfammlung und der Generalfynode 
gelten die in 88 92, 96, 106, 108, 111, 112 und 125 enthaltenen Bejtimmungen. 

In feiner geſammten Amtsthätigfeit ift der Superintendent dem Oberfirchenrathe 
unterjtellt; es ift feine Pflicht, allen jeinen Didcefanen mit Achtung und Liebe, aber auch mit 
Würde und Ernst zu begegnen und durch fein Beifpiel in Glaube und Demuth vorzuleuchten. 

8 102. Die Superintendenten werden auf Lebensdauer gemwählt. 

8 103. Das Wahlrecht übt die Superintendentialverfammlung aus. Diejelbe wird über 
Aufforderung des DOberficchenrathes durch den Superintendentenftellvertreter einberufen. 

Den Borfi während der Wahlhandlung führt der Superintendentialeurator oder 
deſſen Erſatzmann. 

Die Wahlhandlung wird womöglich in der Kirche nach vorangegangenem Gebete 
vorgenommen. Die Wahl ift geheim und erfolgt mittel Stimmzettel auf die in 88 vor— 
gezeichnete Weiſe. Tritt fchließlich bei einer auf zwei Candidaten bejchränktten Wahl 
Stimmengleichheit ein, jo ift die Wahl abgeſchloſſen und entjcheidet der Oberkicchenrath 
nad) Einvernahme des Synodalausſchuſſes. 

Ueber die Wahlhandlung wird in der Verſammlung felbft ein genaues Protofoll 
mit namentliher Anführung aller anweſenden Mitglieder aufgenommen, in diefer ſelbſt 
borgelejen und beglaubigt. Der Wahlpräfes berichtet unter Anfchluß diefes Protofolles 
über das Ergebnis der Wahl an den Oberfirchenrath. 
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8 104. 1. Wählbar zum Amte eines Superintendenten ift jeder Senior und jeder 
inftallierte und im Amte befindliche Pfarrer der Diöcefe. Sein Pfarrſitz ift für die Zeit 
jeiner Sunctionsdauer Amtsſitz des Superintendenten. 

In der Böhmiſchen Superintendenz Augsburgiichen Befenntniffes wird der Super- 
intendent alternierend aus dem weftlichen und öftlichen Senioratsbezirke gewählt. Nach 
Ablauf der Functionsdauer des zur Zeit im Amte befindlichen Superintendentenftellver- 
treters iſt derjelbe jedesmal aus dem Seniorate zu wählen, welchem der Superintendent 
nicht angehört. 

2. Die Superintendenzen fünnen einen fejten Amtsſitz duch eine Majorität von 
zwei Drittheilen der in der Superintendentialverfammlung Anwefenden bejchliegen. 

Wählbar zum Amte eines Superintendenten find in diefem Falle die Pfarrer und 
Senioren ohne Beichränfung auf die Diöceſe. Mit der Vertretung der Pfarrgemeinde 
de3 feſten Amtsfiges ift von dem Superintendentialausschuffe ein Hebereinfommen, be- 
treffend die Stellung des Superintendenten al3 Pfarrer derfelben zu jchließen. Solche 
Berträge bedürfen der Genehmigung des Oberfirchenrathes. 

$ 105. 1. Die erfolgte Wahl zeigt der Oberficchenrath dem zuftändigen Minifterium 
an und jucht durch deſſen Vermittlung die Allerhöchite Beftätigung des Erwählten nad). 
Nach erfolgter Faiferlicher Beftätigung tritt der Erwählte in die Rechte und Bezüge des 
Superintendenten. 

2. Die Einführung des Superintendenten in jein Amt gefchieht durch den Dber- 
firchenrath. 

3. Durch die Uebernahme dieſes Amtes wird die Stellung des Superintendenten 
als Pfarrers feiner Gemeinde nicht geändert; derjelbe hat aber, mit Ausnahme jener, 
deren Sprengel feine Unterabtheilung in Seniorate hat (8114), Anſpruch auf einen Super- 
intendentialvicar ($ 35 und $ 163, 4). 


IM. Der Superintendentialausjhuß. 


8 106. 1. Der Superintendentialausfchuß befteht aus dem Superintendenten 
al3 Vorjigenden, dem Superintendentenftellvertreter und dem Superintendentialeurator. 

2. Superintendentenftellvertreter ift einer der Pfarrer der Diöceſe ($ 110, c), 
welchen die Superintendentialverfammlung auf die Dauer von ſechs Jahren zu wählen hat. 

3. Superintendentialeurator ift ein weltliches Mitglied der Superinten- 
dentialverfammlung, welchen dieſe auf die Dauer von jechs Jahren zu wählen hat ($ 110, e); 
derjelbe darf jedoch nicht gleichzeitig das Amt eines Senioratscuratord ausüben. 

4. Zür den Superintendentenftellvertreter und den Superintendentialeurator find 
durch die Superintendentialverfammlung auch dem betreffenden Stande angehörige Erjab- 
männer zu mählen, welche im Berhinderungsfalle, oder wenn bei Dijciplinarverhand- 
lungen ein oder das andere Mitglied ausgejchloffen ift, die Stelle der ordentlihen Mit- 
glieder vertreten. 

Die Erfapmänner können zu den Sitzungen des Superintendentialausfchuffes einbe- 
rufen werden, haben aber nur, wenn fie ein ordentliches Mitglied vertreten, eine ent- 
jcheidende Stimme. 

5. Der Superintendentenftellvertreter, der Superintendentialeurator und deren Er— 
ſatzmänner verjehen ihr Amt unentgeltlich und find nach Ablauf ihrer Functionszeit wieder 
wählbar. 

6. Als Stellvertreter de3 Superintendenten in dem diefem zugetwiejenen jelbjtändigen 
Wirkungsfreife ($ 101) bedarf der Superintendentenftellvertreter und deſſen Erſatzmaun der 
Beitätigung des Minifteriums. 
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$ 107. Der Superintendentialausfhuß Hat in dem ihm ausdrücklich zugewiejenen 
Wirkungskreiſe die Verwaltung der Didcefe zu führen; er entfcheidet in allen ihm 
vorliegenden Fällen auch dann, wenn feine Mitglieder jchriftlich verkehren müfjen, durch 
Stimmenmehrheit, und der Superintendent al3 Vorfigender hat die Bejchlüffe der Ma- 
jorität auszuführen. 

Außer den in den 88 20, 25, 63, 64, 69, 71, 81, 98, 101, 2, 119, :, 124 jpeciell 
verzeichneten Rechten und Pflichten bildet inSbejondere den Wirfungsfreig des Super- 
intendentialausfchuffes: 

1. in Betreff der einzelnen Gemeinden: die weitere Verhandlung wegen Gründung 
von Filial- und neuen Pfarr- oder Schulgemeinden; die Entſcheidung wegen Aus- und 
Einpfarrung von einzelnen Ortfchaften und Theilen derſelben; wo es erforderlich ift, Die 
Entſcheidung zweiter Inſtanz über die in $ 89. ı b und c aufgeführten Angelegenheiten; 

2. in Betreff der Seniorate: die Entjcheidung erfter Inſtanz bei Beſchwerden zivi- 
ihen Senior, Senioratsausſchuß und Senioratsverfammlung, und die Difciplinargerichtö- 
barfeit erjter Inſtanz gegen die Mitglieder der Senioratsausſchüſſe; 

3. in Betreff der Superintendentialverfammlung: die Vorbereitung der ihr zu 
machenden Vorlagen und die Ausführung ihrer Beichlüfie; 

4. die Verwaltung der Sonde, welche der Superintendenz al3 folcher gehören; 

Der Superintendentialausihuß Hat der Superintendentialvderfammlung, ſowie dem 
Oberkirchenrathe auf Verlangen bei Anlaß einzelner Verhandlungsgegenftände Einficht in 
jeine Ucten zu gewähren und Bericht zu erftatten. 


IV. Die Superintendentialverjammlung. 


8 108. Die Superintendentialverjammlung beiteht: 

1. aus dem Superintendenten und den übrigen Mitgliedern des Superintendential- 
ausſchuſſes ($ 106); 

2. aus den Senioren der Didcefe und den Senioratscuratoren; 

3. aug zwei Pfarrern und zwei weltlichen Mitgliedern jeder Senioratsperfammlung, 
welche diefe aus der Reihe ihrer Mitglieder gewählt hat; wenn ein Seniorat mehr als 
zehn Pfarrgemeinden enthält, jo können drei Pfarrer und drei weltliche Mitglieder ab» 
geordnet werden; 

4. wenn in der Didceje eine evangelifch-theologifche Facultät bejteht, aus einem von 
dem Lehrförper derjelben aus der Zahl feiner Mitglieder gewählten Abgeordneten des 
betreffenden Befenntnifjes; 

5. wenn in der Diöceſe eine dem betreffenden Bekenntniſſe angehörige Mitteljchule 
(Lehrerbildungsanftalt) befteht, aus einem von dem Lehrförper aus der Reihe feiner Mit- 
glieder zu wählenden Vertreter des betreffenden Befenntnifjes, jedoch mit der Beſchränkung, 
daß, wenn in der Didceje mehrere Lehranftalten der bezeichneten Arten fich befinden, die 
Lehrförper der jämmtlichen nicht mehr als zwei Vertreter aus ihrer Mitte zu wählen 
haben; 

6. ferner haben die definitiv angeftellten männlichen evangelischen Lehrer der ſämmt— 
lichen evangelischen Bürger- und Volksſchulen der Diöceſe aus der Reihe ihrer Mitglieder 
einen Vertreter des betreffenden Befenntniffes für die Superintendentialverfammlung zu 
wählen. 

Die Wahlausschreibung erfolgt durch den Superintendenten in finngemäßer Anwen— 
dung des 8 90, «; das gleiche gilt für die Wahlhandlung. 

7. Außerdem entjendet die Wiener Gemeinde Augsburgiichen Befenntnifjes, folange 
fie ungetheilt in dem bisherigen Superintendentialverbande fteht, in deſſen Superinten- 
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dentialverfammlung einen geiftlichen und einen weltlichen Abgeordneten, welche das Pres— 
byterium dieſer Gemeinde aus der Reihe feiner Mitglieder wählt. 

$ 109. Wo in einer Didceje die Unterabtheilung in Senivrate nicht ftattfindet 
($ 114), bejteht die Superintendentialverfammlung : 

1. aus dem Superintendenten und den übrigen Mitgliedern de3 Superintendential- 
ausſchuſſes; 

2. aus ſämmtlichen Pfarrern der Diöcefe; 

3. aus einer der Anzahl der Pfarrer gleichfommenden Anzahl weltlicher Abgeord- 
neter, welche Die Presbyterien aus der Reihe ihrer Mitglieder zu wählen haben, mit Be- 
rüdjichtigung von 8 88, 5; 

4. aus den in $ 108, « und 90, s und « bezeichneten Abgeordneten. 

8 110. Den Wirfungsfreis der Superintendentialverfammlung bildet die Be- 
rathung und Beſchlußfaſſung über gemeinsame Angelegenheiten der in ihr vertretenen 
Seniorate und einzelnen Gemeinden. Dahin gehören, außer den in $$ 81, 98 und 150 
jpeciell angeführten Rechten, insbeſondere diejenigen Gegenftände, welche in $ 91, ı, 2, >, 
s und ı für den Bereich des Seniorates bezeichnet find, ferner: 

a) die Verhandlung von etwaigen Beſchwerden gegen den Superintendenten und Su- 
perintendentialausshuß, um die darüber ohne Mitwirkung der Betroffenen gefaßten 
Bejchlüffe an den Oberkirchenrath zur Entjcheidung zu leiten; 

b) die Prüfung und Genehmigung der Rechnungen über die Fonde und Stiftungen, 
welche der Superintendenz als foicher angehören oder bon derjelben vermaltet 
werden. Sind an fjolhen Fonden oder Stiftungen mehrere Superintendenzen be- 
theiligt, jo jtehen die Befugnifje nur jener Superintendentialverfammlung zu, in 
deren Bereich die Fonds- oder die Stiftungsverwaltung ihren Si hat. Sie hat 
den Boranjchlag für die Erfordernifje der Superintendenz al3 folcher bis zur nächjten 
Superintendentialverfjammlung feitzuftellen, jowie für die Gründung und Vermeh— 
rung bon Fonden zu Gunsten dienftunfähig gewordener Pfarrer, Bicare und Lehrer 
jowie deren Witwen und Waijen zu ſorgen und über die Mittel zu deren Bededung 
zu berathen und zu bejchließen. Zu diefem Behufe kann die Verſammlung nöthigen- 
fall® auf die in 8 91,5 vorgejehene Weife auch Umlagen auf die Gemeinden be- 
ichließen; 

c) die Superintendentialverfammlung wählt aus den Senioren und Pfarrern der Did- 
ceje den Superintendentenftellvertreter und deſſen Erjagmann, aus den weltlichen 
Mitgliedern der Verfammlung den Superintendentialeurator und deſſen Erſatzmann, 
ferner die Abgeordneten zur Generalſynode ($ 125, 53) und deren Erjaßmänner, 
jeden, mit Ausnahme des Superintendenten, auf jechs Jahre. 

Ein Ausfhußmitglied weltlichen Standes behält das ihm von der Superinten: 
dentialverfammlung übertragene Mandat bis zum Zujammentritte der nächjten Ver— 
jammlung auch dann, wenn jein Mandat als Presbyter erlojchen und er nicht wieder 
in das Presbyterium gewählt worden ift. 

d) Die Superintendentialverfammlung hat über Zeit und Ort der nächſten Verſamm— 
lung Beſchluß zu faffen, wobei auf die Wahl des Superintendentialitellvertreters 
und Superintendentialeurators, jowie auf die bevorjtehende Generaliynode Rückſicht 
zu nehmen tft. 

8 111. Die Eihberufung der Superintendentialverfammlung gejchieht durch den 
Superintendenten unter gleichzeitiger Anzeige an den Oberfirchenrath. 

Sie hat zu gejchehen ; 
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1) in der Regel in jedem dritten Jahre für die in der vorhergehenden Verfammlung 
beſtimmte Seit; 
2) im Falle einer Superintendentenwahl und außerdem auf Grund eines Anjchluffes 


der dorausgegangenen Superintendentialverfammlung oder auf Antrag, beziehungsweije 


nad) Anhörung jämmtlicher Senivratsausjchüffe (in Superintendenzen ohne Seniorate auf 
Antrag, beziehungsmeife nach Anhörung ſämmtlicher Presbpterien) der Diöceſe: 

3) erforderlichen Falles zur Vorbereitung einer Generaliynode. 

Bei der Einberufung find die von dem Superintendentialausfchufje nach den An— 
trägen der Seniorate und Presbyterien vorbereiteten Gegenjtände der Verhandlung zu 
bezeichnen und, jo weit thunlich, die bezüglichen Anträge des Superintendentialausjchufjes 
mit ihrer Begründung mitzutheilen. 

$ 112. 1) Den Vorſitz in der Superintendentialvderfammfung führt der Superin- 
tendent, in dejjen Berhinderung der Superintendentialeurator und weiter der Superinten- 
dentenstellvertreter. 

2) Für den Gejchäftsgang in der Superintendentialverfammlung gelten die in den 
88 93, 94 und 95 für die Gentoratsverfammlung bezeichneten Borjchriften. 

3) Das Protofoll der Superintendentialverfammlung iſt dem Oberfirchenrathe zur 
Einfiht vorzulegen. Die Beichlüffe der Verſammlung find erjt dann vollzugsfähig, wenn 
fie von demjelben bei Erledigung des Vrotofolles nicht beanstandet wurden. Stehen die 
Beichlüffe mit feinem Staat3= oder Kirchengefege im Widerjpruche, jo hat der Oberfirchen- 
rath das PBrotofoll zu genehmigen. Nach erfolgter Genehmigung desjelben hat der Su— 
perintendent die Bejchlüffe der Berfammlung im Wege des Oberfirchenrathes dem Mini- 
ſterium zur Kenntnisnahme vorzulegen; ferner hat er die Protokolle oder mindejtens die 
Beichlüffe den Senivraten und Presbyterien der Diöceſe mitzutheilen und fann davon 
auch anderen Superintendenzen Mittheilung machen. Bezüglic) der Ausführung der 
Beichlüffe gilt das in 8 96, 3 Angeführte mit der weiteren Beftimmung, daß Die Die 
firchliche Geſetzgebung betreffenden, ſowie überhaupt in den Wirfungsfreis der General: 
ſynoden fallenden Bejchlüffe der Verſammlung durch) den Superintendentialausfhuß im 
Wege des Oberfirchenrathes an die nächjte Generaljynode zu leiten find. 

$ 113. Der Superintendentialausfhuß wird zu nothiwendigen Situngen don dem 
Borjigenden in der Regel in jeinem Amtsort einberufen. 

Diejenigen Mitglieder des Ausſchuſſes, welche nicht am Sitzungsorte wohnhaft jind, 
erhalten aus den Mitteln der Superintendenz eine angemejjene Entihädigung ihrer Reiſe— 
und Aufenthaltzfoften. 

Ebenſo erhalten die nicht am Berfammlungsorte wohnhaften Mitglieder der Super- 
intendentialverfammlung aus diejen Mitteln Taggelder und Vergütungen der Neijefojten 
(8 110, b). 

$ 114. Wo in einer Superintendenz die Unterabtheilung in Seniorate nicht ftatt- 
findet, übernimmt unter Wegfall einer Stufe in der firchenregimentlichen Gliederung der 
Superintendent, der Superintendentialausshuß, die Superintendentialverfammlung zugleich 
die Junction des Seniors, des Senioratsausfchuffes und der Senioratsverfammlung. 


Dierter Abſchnitt. 
Die Gejammtgemeinde. 


$ 115. Die gefegmäßigen Organe der evangelijchen Gejfammtficche des Augsbur- 
giſchen und des Helvetiichen Befenntnifjes, für welche dieje Kirchenverfafjung giltig ift, 





| 
h 
j 
3 
i 





170] 1. Kundmach. d. Min, f. Cultus u, Unterr, v. 15, Dec, 1891, d. Verf, d, ev. Kirche 2c. betr, 219 


find: der FE evangeliiche Oberkirchenrath als oberjte Kicchenbehörde, der Syno- 
dalausjhuß und die Generalfynode. 


I Der Oberfirdhenrath. 


$ 116. Der Dberfirhenrath befteht unter dem Vorſitze eines juriftiich ge— 
bildeten PBräfidenten weltlichen Standes für beide Collegien aus ordentlichen, beziehungs- 
weile außerordentlichen Oberfirchenräthen des Augsburgifchen und des Helvetifchen Be- 
kenntniſſes. 

Die ordentlichen Räthe gehören in gleicher Zahl dem geiſtlichen und weltlichen 
Stande an. Die letzteren müſſen geſetzlich zum Dienſte in der politiſchen Verwaltung 
oder zum Richteramte befähigt ſein. Die ordentlichen Räthe geiſtlichen Standes ſind, falls 
dies zur Zeit ihrer Ernennung noch nicht geſchehen wäre, zu ordinieren. 

Den Präſidenten vertritt vorkommenden Falles ein von ihm beſtimmter, eventuell 
der rangälteſte Rath. 

In den Oberkirchenrath können im Kirchen- oder Schuldienſte ſtehende Männer als 
außerordentliche Mitglieder berufen werden. Dieſe außerordentlichen Räthe haben in der 
Regel nur im Falle einer Vacanz oder der Vertretung eines ordentlichen Rathes ein 
eigenes Referat. Sie können aber durch den Präſidenten erforderlichen Falles auch ſonſt 
mit einem eigenen Referate betraut und ferner bei principiell wichtigen Verhandlungen 
zur Abgabe eines Gutachtens aufgefordert und zur Berathung eingeladen werden. Bei 
Dienſtentlaſſungserkenntniſſen müſſen ſie jedesmal zur Berathung und Beſchlußfaſſung zu— 
gezogen werden. 

$ 117. Der Oberkirchenrath verhandelt die confeſſionellen Angelegenheiten confej- 
fionell gejondert. In allen jenen Fällen aber, in denen e3 ſich um gemeinjchaftliche An— 
gelegenheiten oder um Bermittlung confejfioneller Intereſſen Handelt, wirft der Ober— 
firchenrath beider Befenntnifje vereinigt. 

8 118. Der Oberficchenrath ift daS vermittelnde Organ zwiſchen der Kirche und 
dem zuftändigen Minifterium. In allen Angelegenheiten ſteht derjelbe mit dem Miniſte— 
rium durch DBerichterftattung, mit den betreffenden Landesjtellen durch Noten, in uns 
mittelbarem Gejchäftsverfehre; er ift verpflichtet, dem Minifterium auf deſſen Aufforde- 
rung Gutachten und Berichte über evangelifche Angelegenheiten zu erjtatten. 

Der Oberfirchenrath ift auch dag vermittelnde Organ zwijchen der Kirche und der 
Generaljynode, beziehungsweife dem Synodalausichuffe. 

$ 119. Der Oberfirchenrath übt die Befugniffe und hat die Pflichten des oberjten 
Kirchenregimentes. 

Ihm liegt außer den duch dieſe Kirchenverfaffung in anderen Baragraphen ihm 
jpeciell zugewiejenen Aufgaben insbejondere Folgendes ob: 

1) die kirchliche Aufficht über die Neinheit der Lehre und über den Cultus, über 
das Schulwefen, über die evangelifche Gottesfurcht, Zucht und Ordnung; die Wahrung 
der Treue gegen den Kaifer und des Gehorſams gegen die Geſetze des Staates; die Auf— 
vechterhaltung und Vollziehung der Kirchenverfaffung und der übrigen Firchlichen Geſetze: 
die Wahrung der Rechte und des Friedens der evangelifchen Kirche Augsburgifchen und 
Helvetiichen Bekenntniſſes untereinander und nad) außen; 

2. die Sorge für die Bildung tüchtiger Geiftlicher ($ 149); die Kirchliche Aufficht 
über die Prüfung der Pfarramtscandidaten, die Ertheilung der erforderlichen Aufträge 
zu deren Ordination und zur Snftallierung der Pfarrer in das geiftliche Amt; 

3. die Aufficht über Amtsführung und Wandel der Superintendenten ; die Unter- 
ftügung und Ueberwahung der Superintendenten, Senioren und Pfarrer in ihrer Wirk 
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jamfeit für die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung, für die Pflege des chriftlichen 
Lebens, für die chriftliche Erziehung der Jugend und für die geiftliche Pflege der Diafpora; 
die Beurlaubung von Superintendenten für eine außerdienftlihe Entfernung aus 
ihren Amtsorten und die Ertheilung des Urlaubes an Senioren und Pfarrer für eine 
Abweſenheit aus ihren Amtsorten auf die Dauer von mehr als dreißig Tagen; 

4) die Vermittlung des der Kirche freigeftellten Zufammenhanges und Berfehres 
mit jenen des Auslandes; die Ueberwachung des firchlichen Vereinsweſens, insbeſondere 
die Prüfung der Statuten von inländifchen Vereinen zu Firchlichen Zwecken; 

5) die Aufftellung einer allgemeinen Verwaltungsordnung für das fircjliche Ver: 
mögen, ſowie die Erlaffung näherer Beftimmungen über das Rechnungsweſen, zur Richt- 
ſchnur für die Gefchäftsführung der kirchlichen Organe; 

die Verwaltung der allgemeinen, jowie der für fpecielle Kirchen und Schulzmwede 
ihm übertragenen Stiftungen und Sonde; die Ueberwachung der Verwaltung des Ver— 
mögens der Pfarrgemeinden, Senivrate und Superintendenzen, zu welchem Behufe ihm 
die Nechnungen oder Rechnungsertracte diefer Corporationen jährlich) in Abfchrift zur 
Kenntnis zu bringen find. 

Der Oberfirchenrath hat für die Erhaltung und Vermehrung der vorhandenen Fonde 
für Kirche, Schule und Wohlthätigkeitsanftalten, für die Verbefjerung der Gehalte von 
Beiftlihen und Lehrern, für die Gründung von Penfionsfonden für dienftunfähig gewor— 
dene Pfarrer und Lehrer, ſowie deren Wittwen und Waifen, für die Erbauung neuer 
Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude zu forgen. Zu diefem Zwecke kann der Oberfirchen- 
rath ſolche Collecten (Kirchencollecten) in den evangelifchen Gemeinden bewilligen, welche 
lediglih am Schlufje eines Gottesdienstes in der Kirche gefammelt werden. Andere Col- 
lecten bedürfen nebſt der Zuftimmung des Oberfirchenrathes der Genehmigung der zu= 
ftändigen politifchen Behörde; 

6) die Erlaſſung der zur Vollziehung der Kicchenverfaffung und jonftiger Kirchen 
gejege erforderlichen Durchführungsperordnungen und Weifungen; 

7) in allen Angelegenheiten der firchlichen Verwaltung die endgiltige Entſcheidung, 
infofern dieſelbe nicht durch diefe Kirchenverfaſſung einem anderen Firchenregimentlichen 
Organe ausdrüdlich vorbehalten ift; 

die Genehmigung der von Gemeinden, Senioraten und Superintendenzen errichteten 
Statuten; 

im Disciplinarverfahren die Entjcheidung in letzter Inſtanz; doch müſſen Entjchei- 
dungen, welche die Abjegung von Superintendenten betreffen, um vollzugsfräftig zu werden, 
im Wege des zujtändigen Minifteriums der Allerhöcften Schlußfaffung unterjtellt und 
die Abjegung anderer Amtsträger derjelben politiichen Behörde mitgetheilt werden, welche 
der Bejtätigung der Wahl des abgejegten Amtsträgers feinerzeit zugeftimmt hatte. 

Zur Verhandlung und Entjcheidung erſter Inſtanz bei Zwiftigfeiten zwiſchen Ge— 
meinden verjchiedenen Befenntniffes kann der Oberkirchenrath die Delegation einer Com- 
miljion anordnen, welche aus je einem von dem betreffenden Superintendentialausjchufje 
gewählten Mitgliede und einem von diefen Mitgliedern gewählten Obmanne befteht. 
Können fich die Mitglieder über den Obmann nicht einigen, jo wird derjelbe vom Dber- 
firchenrathe ernannt. 

Ein Recurs gegen die Entjcheidung diefer Commiſſion kann an den Oberfirchenrath 
ergriffen werden, welcher nad) Anhörung der betreffenden Senivrat3- und Superinten- 
dentialausichüffe in letzter Inftanz entjcheidet. Dieſe Commiſſion hat auch zu entjcheiden, 
ob und in welhem Ausmaße die allfälligen Koften des Verfahrens von einer der betref- 
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jenden Gemeinden oder von beiden zu tragen oder auf den allgemeinen Kirchenfond zu 
übernehmen find ; 

8) in Betreff der Generalfynoden Liegt dem Oberkirchenrathe ob: 

Die Einberufung derjelben ($ 124, 5), die Anordnung der erforderlichen Wahlen 
und die Eröffnung der VBerfammlung, die Erftattung eines Berichtes über den Zuftand 
der Kirche und die wichtigſten fie betreffenden Ereignifje feit der letzten Generalfynode 
insbejondere über die Erledigung ihrer Beſchlüſſe; 

die Vorlage der von den Synodalausjchüffen oder Superintendenzen aus eigener 
Snitiative oder auf Antrag von Senioraten und Gemeinden vorbereiteten und an den 
DOberfirchenrath geleiteten Gejegentwürfe; jolche Gejegentwürfe find aber, wenn fie beſon— 
ders wichtige Gegenjtände betreffen, womöglich vor der Vorlage an die Generaliynode 
ſämmtlichen Gemeinden, Senivraten und Superintendenzen des betreffenden Befenntnifjes 
mitzutheilen; 

die Ausführung der zur VBollzugsfraft gelangten Bejchlüffe der Generalfynode ; 

9. Verfügungen auf dem Gebiete, welches durch $ 133,1 dem Wirkungskreife der 
Generalſynode vorbehalten ift, kann in dringenden Fällen der Oberfirchenrath, wenn der 
betreffende Synodalausſchuß jich einverftanden erklärt, unter Zuftimmung des Minifteriums 
in proviſoriſcher Geltung erlafjen. Desgleichen kann der Oberfirchenrath in Betreff der 
8 133, . dem Wirfungskreife der Generalfynode vorbehaltene Gegenjtände eine jolche 
Verfügung unter einhelliger Zuftimmung des Synodalausschuffes erlaffen. Soll eines der 
dort genannten Bücher zum Unterrichte in Schulen verwendet werden, jo iſt hiezu auch 
die Genehmigung jeitens des Minifteriums für Cultus und Unterricht nothiwendig. Die 
nächite Generalfynode hat vorbehaltlich der etwa erforderlichen Allerhöchiten Schlußfaffung 
über die Zwecmäßigfeit und den Fortbeitand der fraglichen Verfügung zu entjcheiden; 

10. der Oberkirchenrath ijt berechtigt, Firchlichen Körperjchaften und Amtsträgern 
für Säumnifje in Bollziehung der ihnen ertheilten Aufträge Drdnungsftrafen aufzuerlegen. 

$ 120. Der Oberficchenrath wird von Beit zu Zeit eine Sammlung der allgemeinen 
firchlichen Verordnungen nebit fonftigen Mittheilungen und einen GSchematismus der 
evangelischen Kirche durch den Drud veröffentlichen. 

$ 121. Dem Oberficchenrathe ift von allen in feinem Sprengel erſchienenen Drud- 
ichriften, welche von Körperjchaften der Kirche ausgehen, ein Eremplar unmittelbar nad) 
der Beröffentlichung zuzujchiden. 

$ 122. Die Mitglieder des Dberfirchenrathes werden von Seiner Majeftät für 
ihre Lebensdauer ernannt, aus Staatsmitteln bejoldet und genießen alle Rechte, welche 
dem ihnen verliehenen Amte in Staat und Kirche entiprechen. 

‚Sn ihren Dienfteid ift außer den vorgefchriebenen Verpflichtungen der Staatsbeamten 
die jpecielle Verpflichtung aufzunehmen, daß fie die Rechte der Kirche wahren und ver- 
treten und die firchlichen Gejege beobachten und aufrechterhalten werden. 

Die Seeretäre werden vom Minijterium für Eultus und Unterricht, die Kanzlei- 
beamten und Diener vom Oberfirchenrathe ernannt. 

Der Berjonalftand des zum Oberfirchenrathe gehörigen Secretariates und der Kanzlei 
wird aus Staatsmitteln bejoldet, und die daſelbſt Angeftellten genießen die Rechte der 
Staatsdiener. 

8123. Der Oberfirchenrath verhandelt collegialifch und befchließt durch Stimmenmehrheit. 

Kein Mitglied darf ſich der Abftimmung enthalten oder derjelben entziehen. 

Mitglieder, welche mit dem Majoritätsbejchluffe nicht einverjtanden find, können 
ihre abweichende Meinung in den Acten niederlegen, und es ift im Falle von Bejchwerden 
($ 133, s) hievon Erwähnung zu machen. 
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Die Bertheilung der Gefchäfte, ſowie die Geſchäftsordnung bejtimmt das Präfidium. 
Die Ausfertigungen des Oberkirchenrathes ergehen unter der Bezeichnung: 
a) in feiner Vereinigung: der k. k. evangelifche Oberkirchenrath Augsburgijchen und 
Helvetiſchen Befenntnifjes; 
b) in jeiner confejjionellen Sonderung : 
ea) der k. k. Oberkirchenrath Augburgiichen Befenntnifjes, 
60) der k. k. evangelifche DOberfirchenrath Helvetijchen Befenntnifjes. 


I, Die Generalſynode und der Synodalausihuß. 


8 124. Die ordentlihe Generalſynode wird alle ſechs Jahre, und zwar in 
der Negel nah Wien einberufen. 

Die Einberufung der ordentlichen Generaliynode kann aus wichtigen Gründen ver- 
tagt, ebenſo eine außerordentliche Verſammlung der Generaliynode aus wichtigen und 
dringenden Anläffen einberufen werden, wenn in beiden Fällen jotwohl der Synodalaus— 
ſchuß als auch zwei Drittheile der Superintendentialausschüffe hiezu ihre Zuftimmung 
geben oder einen bezüglichen Antrag ftellen. 

Die Einberufung erfolgt nach eingebolter Zujtimmung des Minifteriums durch den 
Dberfirchenrath ; die Eröffnung findet durch ein Mitglied des Oberfirchenrathes statt. 

8 125. Die Generaljynode beiteht: 

1. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialeurator jeder Diöcefe; 

2. aus dem Senior und einem weltlichen Abgeordneten jedes Seniorates, welchen 
die Superintendentialverfammlung aus den dem Belenntnifje angehörigen weltlichen Mit- 
gliedern der betreffenden Senivratsverfammlung zu wählen hat. 

Sn Superintendenzen ohne Seniorate ift zu Synodalabgeordneten noch ein Geift- 
licher und ein Weltlicher des betreffenden Befenntnifjes aus den Mitgliedern der Super- 
intendentialverfammlung zu wählen; 

3. aus einem dem Befenntnifje angehörigen Abgeordneten der evangelifch-theologijchen 
Facultät in Wien, welchen der Lehrförper derjelben aus der Zahl jeiner Mitglieder zu 
wählen bat; 

4. aus dem definitiv angejtellten Director jeder dem Bekenntniſſe angehörigen Lehrer— 
bildungsanftalt und aus zwei Abgeordneten, welche jämmtliche definitiv angeftellten, dem 
Befenntnifje angehörigen Lehrer an den betreffenden Volks- und Bürgerjchulen aus ihrer 
Mitte mit relativer Majorität wählen. Der Oberfirchenrath hat zu diefem Behufe jedem 
wahlberechtigten Lehrer ein Verzeichnis ſämmtlicher wählbaren Lehrer mit der Auffor- 
derung zuzuftellen, binnen einer bejtimmten Friſt diejenigen beiden Lehrer dem Oberfirchen- 
rathe ſchriftlich namhaft zu machen, welche er zu Abgeordneten wählt. Nach Ablauf der 
Wahlfrift vollzieht der Oberfirchenrath das Scerutinium und ftelt den nad) $ 8 Gewählten 
das Wahlcertificat aus. Als Erjagmänner gelten jene beiden Lehrer, welche die nächſt 
meiſten Stimmen erhalten haben. 

5. In die Generalſynode Augsburgischen Befenntnifjes entjendet außerdem die Wiener 
Gemeinde Augsburgiichen Bekenntniſſes ($ 108,7) einen geiftlichen und einen weltlichen 
Abgeordneten, welche das Presbyterium dieſer Gemeinde aus der Reihe feiner Mitglieder 
zu wählen hat. 

Für die gewählten Mitglieder der Synode iſt mindejtens das 30. Lebensjahr erforderlich. 

Das Mandat derjenigen Mitglieder der Generaliynode, welche derjelben nicht durch 
ihr Amt angehören, hat Giltigfeit auf ſechs Jahre. 

Für jedes der Mitglieder der Generalignode, welches nicht Schon nach den Beſtim— 
mungen der Kirchenverfafjung einen Stellvertreter hat, ift ein Erfagmann auf den gleichen 
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Beitraum zu wählen. Der Erjagmann ift einzuberufen, wenn das Mitglied aufgehört 
hat, Mitglied der Generaliynode zu jein, oder wenn bei andauernder Verhinderung des— 
jelben, von welcher der Berjammlung jchriftlich Anzeige zu machen ift, die Generaljynode 
die Einberufung des Erjfagmannes beichließt. 

8 126. Die Generaljynoden verhandeln confejjionell gefondert. 

Zur Verhandlung gemeinfamer Angelegenheiten, insbejondere Fragen der Kirchen: 
verfafjung, des Verhältnifjes der Kirche zum Staate und zu anderen Kirchen- und Reli— 
gionsgejellihaften, der Schule, gemeinjchaftlicher Fonde, können die beiden Generaliynoden 
gemiſchte Ausihüfje aus ihrer Mitte ernennen oder zu vereinigten Sitzungen zujammen- 
treten. In allen Fällen iſt jedoch der confejfionelle Charakter zu wahren, und hat die 
Abftimmung in diefen Sibungen curienweife ftattzufinden; Giltigfeit haben nur jene Be- 
ichlüffe, welche von der Majorität der einen wie der anderen Öeneraljynode gefaßt werden. 

$ 127. Der Oberfirchenrath hat den Generalſynoden die von ihnen nachgejuchten 
Auskünfte zu ertheilen. Er hat insbejondere ein oder mehrere Mitglieder jeines Colle— 
giums abzuordnen, welche berechtigt find, allen Sigungen mit Ausnahme jener, welche 
die Verhandlung von Beichwerden gegen Amtshandlungen des Dberfirchenrathes zum 
Gegenftande haben, ohne Stimmrecht beizumohnen und in den Grenzen der Gejchäftsord- 
nung bi3 zum Scluffe der Debatte vor dem Berichterftatter das Wort zu ergreifen. 
Die von der Generaliynode gewählten Ausjchüffe Haben das Recht, den Oberfirchenvath 
zur Abordnung eines jeiner Mitglieder zu ihren Sitzungen aufzufordern. 

8 128. Bu den Öffentlichen Sitzungen der Generalſynoden haben alle im Kirchen: 
und Schuldienfte jtehenden Männer und die Mitglieder der Presbpterien Zutritt. Das 
Präfidium der Generalſynode kann auch anderen auf ihr Anjuchen die Zulaffung geftatten. 

8 129. Bei den Situngen der Generaljpnoden hat Fein Landesfürstlicher Commifjär 
gegenwärtig zu jein. 

8 130. Die Generalſynode wählt aus der Reihe ihrer Mitglieder ihren Vorfiben- 
den, defjen Stellvertreter und ‚ihre Schriftführer und hat das Ergebnis der Wahlen im 
Wege des Oberkirchenrathes dem Miniftertum zur Kenntnisnahme mitzutheilen. 

Bis diefe Wahlen erfolgt find, führt ein Alterspräfident den Borfiß und das jüngjte 
geiftfiche Mitglied ijt Schriftführer. 

Zur Vorberathung und Berichterjtattung über wichtige Verhandlungsgegenftände 
hat die Generalſynode mit relativer Majorität Ausſchüſſe zu wählen. 

8 131. Die Mitglieder der Generaliynode haben die feierliche Verpflichtung ab- 
zugeben: 

„Sch gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die innere und äußere 
Wohlfahrt der evangelifchen Kirche (Augsburgijchen oder Helvetiihen Bekenntnifjes) nad) 
beitem Wiffen und Gewiſſen zu wahren und darauf zu achten, daß die Kirche in allen 
Stücen wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus“. 

g 132. Die weiteren Beftimmungen über den Gang der Verhandlungen enthält 
die Gejchäftsordnung der Generaljynode. 

8 133. Zum Wirkungsfreije der Generaljynode gehören: 

1. Die Beichlußfaffung betreffend die firchliche Geſetzgebung, insbeſondere die Kirchen- 
verfafjung, auf Grund der Vorſchläge des Oberfirchenrathes, der übrigen firchlichen Or— 
gane ($ 119, s) oder einzelner Mitglieder der Synode; 

2. die Entjcheidung über Fragen der Kirchenlehre als Zulafjung von Geſangbüchern, 
Katechismen und Religionslehrbüchern für Konfirmanden (Katechumenen), jowie von Agen— 
den; ferner über Fragen des Ritus und der Liturgie; die Feftftellung des Pfarrerreverjes 
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(8 28, 5), die Feſtſetzung der Firchlichen Aufnahmsbeſtimmungen bei Webertritten; die Be- 
ftimmung der Firchlichen Feſttage; 

3. Anträge und Beſchwerden in Angelegenheiten, welche die öffentliche Rechtsftellung 
der evangelifchen Glaubensgenoſſen im Staate und ihr Verhältnis zu anderen Kirchen 
und Religionsgeſellſchaften betreffen; 

4. die Berathung des dom DOberfirchenrathe an die Generalſynode erjtatteten Be— 
richtes (8 119, s), die Ertheilung des Abjolutoriums über die Rechnungen der vom Ober— 
firchenrathe verwalteten Stiftungen und Fonde: 

5. Beichwerden gegen Amtshandlungen des Oberfirchenrathes; 

6. die Feftftellung der Geſchäftsordnung der Generaliynode, inſoweit diejelbe nicht 
durch die Kirchenverfaffung ſelbſt geordnet ift; 

7. die Wahl des Synodalausfchuffes und der Commilfion zur Revifion der Rech— 
nungen des Oberfirchenrathes. 

8 134. Die Generalignode ift bejchlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mitglieder 
verſammelt find. 

Zur Fafjung eines giltigen Beichluffes ift unter diefer Vorausſetzung die Majorität 
der Stimmen der anmwejenden Mitglieder erforderlich; zu Aenderungen der Kirchenver- 
fafjung und über die $ 133, » bezeichneten Fragen ift zur Giltigfeit eines Beſchluſſes eine 
Majorität von zwei Drittheilen der anweſenden Mitglieder erforderlich. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

$ 135. Die Generalſynode ift nicht berechtigt, das Bekenntnis der Kirche zu ändern. 

$ 136. 1. Die Beſchlüſſe der Generalfynode, betreffend die kirchliche Geſetzgebung 
($ 133, 1), ‚bedürfen zu ihrer Gejegesfraft der Allerhöchſten Sanction ($ 9, Faiferliches 
Patent vom 8. April 1861), und find deshalb, vom Oberfirchenrathe begutachtet, an dag 
Minifterium zu leiten. 

2. Die gemäß $ 133, 2 gefaßten Bejchlüfje bedürfen zu ihrer Vollzugskraft der Zu- 
ftimmung des Oberkirchenrathes. Der Oberfirchenrath kann diefe Zuftimmung nur in 
dem Falle verfagen, wenn die Bejchlüffe nach jeiner Neberzeugung mit den Glaubensgrund- 
ſätzen des Befenntnifjes im Widerjpruch ftehen, und hat die Gründe der Verweigerung 
darzulegen. 

Sn diefem Falle ift die nächſte Generaliynode berechtigt, den Gegenstand von neuem 
in Berhandlung zu nehmen, und wenn Ddiejelbe neuerdings mit der Majorität bon zwei 
Drittheilen der Mitglieder ſich für dieſelben Beſchlüſſe entjcheidet, jo it der Oberfirchen- 
vath zu ihrer Ausführung verpflichtet. 

Durch die Berlautbarung jeiteng des Oberfirchenrathes erhalten die Bejchlüffe bin- 
dende Kraft für die ganze Kirche. 

3. Die gemäß $ 133,5 gefaßten Bejchlüffe find, vom Oberfirchenrathe begutachtet, 
dem Mintfterium zur weiteren Verhandlung vorzulegen. 

4. Die Beichlüffe, welche gegen Amtshandlungen des Oberkirchenrathes Bejchwerde 
führen ($ 133,5), find vom Präfidium der Generaljynode behufs Erwirfung der Aller- 
höchſten Beichlußfaffung an das Meinifterium zu leiten. 

5. Die Feitjtelung der Gejchäftsordnung bedarf feiner weitern Zuftimmung; der 
Oberfirchenrath ift berechtigt, der Generaljynode eine bezügliche Vorlage zu machen. 

6. Die gemäß $ 133, ı vollzogenen Wahlen find dem Oberfirchenrathe jofort an- 
zuzeigen. 

7. Die Erledigung aller Bejchlüffe der Generaljynode ift vom Oberfirchenrathe dem 
Synodalausjchuffe und den Superintendenzen mitzutheilen. 

$S 137, Die nicht am Orte der Verſammlung wohnhaften Mitglieder der General- 
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ſynode erhalten aus dem “allgemeinen Kirchenfonde Entjhädigung ihrer Neifefoften und 
Taggelder in der von der Generaljynode auf Grund eines Borjchlages des Oberfirchen- 
rathe3 feitgejegten Höhe. 

| $ 138. Die Generaljynode wählt ($ 133, -) aus der Reihe ihrer Mitglieder zwei 
de3 geiftlichen und zwei des weltlichen Standes, welche als Synodalausihuß bis 
zum Bujammentritte der nächiten ordentlichen Generalfynode zu fungieren haben. 

Verliert ein Mitglied des Synodalausſchuſſes während der Functionsdauer die Eig- 
nung zum Eintritte in die nächſte Synode, jo behält dasſelbe doch das von der General- 
ſynode erhaltene Mandat bis zum Zuſammentritte der nächjten ordentlichen oder außer- 
ordentlichen Synode. 

Die Generalfynode wählt mit Berüdfichtigung des Standes auch die gleiche Zahl 
Erjagmänner. Nach Ablauf der Functionsdauer find die Mitglieder des Shynodalaus- 
ſchuſſes wieder wählbar. 

Der Synodalausſchuß conftituiert ich durch Wahl eines Obmannes und hat hievon 
dem Oberfirchenrathe Mittheilung zu machen. 

Die Mitglieder der evangelifchetheologifchen Facultät werden dem geiftlichen Stande 
zugezählt. 

$ 139. Dem Synodalauzschuffe obliegt: 

1. im Namen der Generaljynode die ihm von derjelben gegebenen Aufträge auszu- 
führen, insbeſondere ihre Beichlüffe unter eingehender Dorlegung ihrer Motive an den 
Oberfirchenrath zu Leiten, jofern diejelben nicht durch das Präfidium der Synode vor deren 
Schluß in Vorlage gebracht wurden; die Verfaſſung eines officiellen Berichtes über die 
Generalſynode; 

2. er bildet einen Beirath für den Oberkirchenrath in der Zwiſchenzeit zwiſchen den 
Verſammlungen der Synoden. 

Der Oberkirchenrath kann das Gutachten des Synodalausſchuſſes in jedem ihm wichtig 
erſcheinenden Falle einholen; er iſt hiezu verpflichtet: im Diſciplinarverfahren gegen Super— 
intendenten und Superintendentialausſchüſſe, bei unentſchiedenen Wahlen von Superinten— 
denten ($ 103), bei Feſtſtellung, beziehungsweiſe Abänderung des Prüfungsſtatutes für 
Theologen ($ 149, 5) und bei Beichlußfafjungen über die Kirchenzucht ($ 150). 

Zur Bertagung der Einberufung einer ordentlichen oder zur Einberufung einer 
außerordentlichen Generalſynode ($ 124), jowie bei provijorischen Verfügungen ($ 119, ») 
ift die Zuftimmung des Synodalausfchufjes erforderlich. 

8 140. Werden Mitglieder des Synodalausjchufjes von Oberfirchenrathe oder von 
ihrem Obmanne im Einvernehmen mit dem Oberfirchenrathe zu nothwendigen Sitzungen 
einberufen, jo erhalten die nicht am Orte der Sitzung wohnhaften Mitglieder Entſchädigung 
ihrer Neifefoften und Taggelder in dem von der Generalſynode für ihre Mitglieder fejt- 
gejtellten Ausmaße. 

Die Protokolle und ſonſtigen Acten der Generalfynode werden nach gejchehener Vor— 
lage der Beichlüffe der Generalſynode und Verfaffung des officiellen Berichtes von dem 
Obmanne des Synodalausschufjes dem DOberkirchenrathe zur Aufbewahrung übergeben. 

$ 141. Die Generaljynode wählt auf die Beit bi3 zur nächjten ordentlichen Ver— 
jammlung drei Mitglieder und ebenjoviele Erfagmänner aus der Wiener Gemeinde ihres 
Befenntnifjes zur Nevifion der Rechnungen des Oberficchenrathes über die jeiner Ver- 
waltung unterjtehenden Stiftungen und Fonde. Die Mitglieder der Commiffionen beider 
Generalſynoden haben ſich durch Wahl eines gemeinfchaftlichen Obmannes zu conftituieren 
und davon den Oberfircchenrath in Kenntnis zu fegen. Diejer hat zur Prüfung der be- 
treffenden Sahresrechnungen die Commilfion einzuladen und die jchriftlich) abgegebenen 
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Erklärungen derjelben den nächften Generalfynoden zur Ertheilung des Abjolutoriums 
vorzulegen ($ 133, 4). 


Fünfker Abfdinikt. 
Bon den Schul- und Unterrichtsangelegenheiten. 


8 142. Es jteht den Evangelischen beider Befenntnifje frei, auf gejeglich zuläffige 
Weiſe an jedem Orte nach eigenem Ermeſſen Unterrichtsanftalten zu errichten ($ 18) und 
mit Beobachtung der gejeglichen Vorjchriften an diejelben Lehrer und Brofefjoren zu berufen. 

Die Feitjtellung des Lehrzieled und die Vertheilung des Unterrichtsjtoffes bei dem 
Keligionsunterrichte an den evangelifchen Unterrichtsanftalten fteht der Kirche, beziehungs- 
weiſe dem Oberfirchenrathe uach Einvernahme der firchenregimentlichen Organe zu. 

Für den Unterricht in weltlichen Gegenftänden an evangelischen Unterrichtsanftalten, 
jomwie für deren Organifierung und Einrichtung überhaupt, find die Bejtimmungen der 
ftaatlichen Schulgejege bei Wahrung des confejlionellen Charafters der Schulen maßgebend. 

Der Oberfirchenrath tft berufen, nac Anhörung der firchenregimentlichen Organe 
mitteld Verordnung nähere Bejtimmungen für die evangelifchen Unterrichtsanftalten inner- 
halb der Beſtimmungen der ftaatlichen Schulgefege und Berordnungen, mit Berüdjichti- 
gung der SKirchenverfafjung und der bejonderen Berhältnifje der Schulen al3 Anjtalten 
der evangelijchen Kirche, zu erlafjen. 

8 143. Für jede evangelifche Unterrichtsanftalt fann um die Zuerfennung des Rechtes 
zur Ausstellung ftaatsgiltiger Zeugnifje (Deffentlichfeitsrecht) angejucht werden, wenn fie 
allen gejeglichen Bedingungen für die Erwerbung diejes Rechtes entjpricht. Die Geſuche 
um Verleihung des Deffentlichfeitsrechtes find im Wege der firhlichen Behörden einzubringen. 

$ 144. Als Lehrbücher und Lehrmittel an evangelijchen Unterrichtsanftalten dürfen 
nur ſolche verwendet werden, welche unterrichtSbehördlich genehmigt find und gegen welche 
ein confejfionelles Bedenken nicht bejteht. Religionslehrbücher an öffentlichen wie an den 
evangeliihen Unterichtsanftalten bedürfen der Zuläffigfeitserflärung ſeitens des Ober— 
firchenrathes und der Genehmigung des Minifteriums für Cultus und Unterricht. Solche 
Bücher, welche der Beurtheilung der Generalſynode unterfiegen (8 113, 2), fünnen auch 
proviforisch für zuläffig erklärt werden ($ 119, »). Die Auswahl unter den genehmigten 
Lehrbüchern und Lehrmitteln erfolgt duch den Lehrförper und bedarf der Zuſtimmung 
des Presbyteriums, beziehungsweije des Schulvorjtandes. Die kirchlichen Auffichtsorgane 
haben darüber zu wachen, daß nicht genehmigte Lehrbücher an feiner Schule im Gebrauche 
find. Geſuche um Genehmigung neu einzuführender Bücher find unter genauem Nach— 
weiſe des Bedürfnifjes im kirchlichen Inſtanzenzuge einzubringen. 

8 145. 1. Die evangelifchen Volksſchulen unterjtehen, unbejchadet des ftaatlichen 
Auffichtsrechtes, in der kirchlichen Ordnung der Aufſicht und Leitung zunächit der Pfarrer 
uud Presbyterien (88 29, >, 51, 3), dann der Senioren ($ 84,2) und der Superintendenten 
(8 101, 2). 

2. Die Betätigung der Lehrer an evangelijchen allgemeinen Bolksichulen erfolgt 
durch den Superintendenten unter Anzeige an den Oberfirchenrath, die Bejtätigung der 
Lehrer an evangeliichen Bürgerfchulen durch den Oberkirchenrath. In beiden Fällen hat 
ji die bejtätigende Kirchenbehörde hinfichtlich der Wahl von Inländern vorher mit der 
betreffenden Schulbehörde im dienſtliches Einvernehmen zu jegen. Erflärt die leßtere, 
gegen die beabjichtigte Bejtätigung ihrerjeits feinen Anſtand zu erheben, jo kann die Be- 
jtätigung ausgejprochen werden. Bei der Wahl eines entjprechend qualificierten Aus— 
länders zum Lehrer an einer evangeliihen Volksſchule ift die Genehmigung der Wahl bei 
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dem Minijterium für Cultus und Unterricht anzufuchen. Beſitzt der Gewählte ein aus- 
fändisches Lehrbefähigungszeugnis, jo ift die ausnahmsweije Anerkennung des Nachweiſes 
der Lehrbefähigung ebenfalls bei dem Minifterium für Cultus und Unterricht anzufuchen. 
Die bloß provijorische Anftellung eines Inländers als Lehrer fann vom Presbyterium, 
beziehungsweiſe Schulvorjtande, unter Anzeige an den Senior und die ftaatliche Bezirks— 
ſchulbehörde vollzogen werden (8 51, &). 

3. Für die Wahl und Bejtätigung eines Lehrers an evangeliichen Volksſchulen ift 
außer der durch die ftaatlichen Gejege vorgejchriebenen Lehrbefähigung und der fittlichen 
Unbejcholtenheit die Zugehörigkeit desjelben zur evangelijchen Kirche des einen oder des 
anderen Befenntnifjes und die Bethätigung kirchlichen Sinnes erforderlih. Auch die 
Stellen von Nebenlehrern (Turn oder Schreiblehrern n. |. w.) an evangelischen Unterricht3- 
anftalten mit größerem Lehrförper find, wenn möglich, nur mit Evangelijchen zu bejeben. 

Bewerber um eine Lehrerjtelle an einer evangeliichen Volksſchule, die Feine evange- 
liſche Lehrerbildungsanſtalt abjolviert oder die evangelijche Neligionsprüfung nicht vor 
einer staatlich bejtellten Brüfungscommiffion abgelegt haben, müſſen fich einer Prüfung 
aus der Neligionzlehre unterziehen, welche der Superintendent oder ein von ihm dele- 
gierter Senior oder Pfarrer nach Erfordernis unter Zuziehung anderer geeigneter Fach— 
männer vornimmt. 

Die Beitätigung jeitens der Kirchenbehörde fann unter Angabe der Gründe nur 
dann verjagt werden, wenn: 

a) die vorftehenden Bedingungen nicht erfüllt find, 

b) die Wahl nicht verfafjungsgemäß vorgenommen murde (SS 51, «, 66, s und 67), 

ce) der Berufungsbrief dort, wo es fih um ſyſtemiſierte Lehrerjtellen handelt, eine 
Herabminderung der Bezüge ($ 66, +) oder eine Bejchränfung der Berufung auf 
eine gewiſſe Zeit enthält; 

der Oberkirchenrath ift berechtigt, in Berüdfichtigung der in einzelnen Gemeinden 
obwaltenden bejonderen Berhältnifje zu gejtatten, Berufungsbriefe für ſyſtemiſierte 
Lehrerjtellen auch mit Beſchränkung auf eine gewiſſe Beit auszujtellen. 
wenn aus dem Berufungsbriefe nicht erjichtlih it, Daß der Gewählte fich ver- 
pflichtet, dem betreffenden Didcefan-Lehrer- und Lehrerwitwen-Penfionsfonde oder 
der Benfionsanjtalt der Landeskirche, jobald jolche errichtet find, beizutreten und 
im gegebenen Falle die Schufftelle nur am Schlufje des Schuljahres und nad vor- 
ausgegangener vierteljähriger Kündigung zu verlafjen. 
8 146. Das Presbyterium, beziehungsweiſe Schulpresbyterium (Schulvorftand) 
vermittelt den amtlichen Berfehr der Schule mit den Behörden, injoweit nicht ftaatliche 
Normen eine Ausnahme bedingen. 

8 147. 1. Bei der Errichtung evangelijcher Lehrerbildungsanftalten (Zehrerfeminare) 
ift Statut und Lehrplan dem Oberfirchenrathe zur Prüfung vorzulegen und durch dejjen 
Bermittlung die Genehmigung des Miniſteriums für beide einzuholen. Das Gleiche gilt 
für jede Aenderung derjelben, 

2. Erhält die Anftalt dag Recht zur Ausftellung ftaatsgiltiger Zeugniſſe (Deffenlich: 
feitsrecht, $ 143), fo iſt vor Einholung der firchenregimentlichen Beftätigung des Directors 
und der Lehrer durch den Oberfirchenrath eine Bejtätigung derjelben ſeitens der zujtän- 
digen Landesſchulbehörde zu erwirfen, und die Schlußprüfung hat unter der Leitung eines 
Abgeordneten der legteren jtattzufinden, ohne dejjen Zuftimmung ein Zeugnis der Reife 
nicht exrtheilt werden kann. 

3. Die Kirchliche Aufficht über die evangelifchen Lehrerbildungsanftalten wird durch 
die zuftändige Superintendentur ausgeübt. 
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8 148. Die evangelifchen Gemeinden und firchlichen Organe haben dafür zu jorgen, 
daß den evangelifhen Schülern an den öffentlichen Unterrichtsanftalten der Religions— 
unterricht erteilt wird. 

Bur Erreichung dieſes Zweckes ift es dem Senior geftattet, nach eingeholter Ge— 
nehmigung der ftaatlichen Schulbehörden, durch Zufammenziehung mehrerer Schülerab- 
theilungen oder auf andere Weiſe bejondere Einrichtungen zu treffen. 

Als Religionslehrer dürfen nur diejenigen angejtellt werden, welche die confejjionelle 
Oberbehörde als hiezu befähigt erklärt Hat. Zur Ertheilung des evangeliichen Religions— 
unterrichtes an Lehrerbildungsanftalten oder Mittelfchulen befähigt das vom Oberfirchen- 
vathe ausgeftellte Candidatenzeugnis im allgemeinen oder ein fpeciell ausgejtelltes Be— 
fähigungszeugnis, Hinfichtlich der allgemeinen Volks- und der Bürgerjchulen das Zeugnis 
der jtaatlichen Brüfungscommijfion. 

In Crmanglung eines in jolcher Weije befähigten öffentlichen Lehrers kann der 
Neligionsunterricht nur Perjonen vorübergehend übertragen werden, welche fich durch eine 
Prüfung aus der Neligionzlehre vor dem Superintendenten über ihre Befähigung für 
diefen Unterricht ausgewieſen haben. 

Die unmittelbare firchliche Aufficht über den evangelijchen NReligionsunterricht an 
öffentlichen Volksſchulen wird von dem zuftändigen Pfarrer, an öffentlichen Mittelfchulen 
und Lehrerbildungsanftalten von dem zuftändigen Senior und die firchliche Oberaufficht 
in dem ganzen Sprengel jeder Superintendenz don dem Superintendenten, und zwar in 
der Weije geübt, daß das höhere Auffichtsorgan auch das ihm unterjtellte delegieren kann. 

8 149. 1. Ob und in weldem Maße außer den allgemeinen Forderungen an die 
in die evangelifch-tgeologifche Facultät aufzunehmenden Studierenden noch fpecielle An- 
jprüche geftellt werden jollen (zum Beijpiel in Betreff der Kenntnis der hebräifchen Sprache), 
unterliegt der Beſtimmung des Oberfirchenrathes. 

2. Die Feſtſtellung der allgemeinen Grundjäge für die wifjenschaftliche und die Amts— 
prüfung, durch weldye Kandidaten der Theologie die Wählbarfeit zum Pfarramte erwerben, 
beziehungsmweije die Aenderung des bezüglichen Kirchengejeßes, bildet einen Gegenjtand 
der kirchlichen Gejeßgebung ($ 133, 1). Es ift Sache des Oberfirchenrathes, innerhalb 
diejer allgemeinen Grundſätze dag Statut für die Prüfungen nach eingeholtem Gutachten 
der Synodalausſchüſſe, jowie der evangelijch-theologischen Facultät fetzuftellen, beziehungs- 
weife das bejtehende Statut abzuändern. Demjelben obliegt auch die Meberwachung der 
Ausführung diejes Statuts. 


Hehster Abfdniff. 
Bon der Kirchenzudt und der Difeiplinargerichtsbarfeit, 


8 150. jede Gemeinde hat die Kirchenzucht wegen Verlegung allgemeiner Pflichten 
der Kırchenglieder zu handhaben; die Superintendentialverfammlung hat das Recht, für 
ihren Sprengel die bezüglichen näheren Anordnungen unter Zujtimmung des Oberfirchen- 
rathes, welcher das Gutachten des Synodalausschuffes einzuholen hat, zu bejchließen. 

Die näheren Bejtimmungen über die Difeiplinargerichtsbarfeit werden durch ein 
eigenes kirchliches Geſetz (Dijeiplinarordnung) feſtgeſtellt. 
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Siebenter Abfdniff. 
Vom kirchlichen Vermögen, 


I. Ullgemeine Beftimmungen. 


8 151. Bezüglich des jeder Firchlichen Gemeinde, Kirchen oder Schulgemeinde, Se- 
niorat, Superintendenz, Gejfamtgemeinde ($ 4) eigenthümlichen Vermögens, ſowie insbe— 
jondere des Vermögens, welches zu den für ihre Kirchen-, Unterrichts- und Wohlthätig- 
feitsangelegenheiten bejtimmten Stiftungen und Fonden gehört, find, was die Art der An- 
lage und die Bedingungen der Sicherjtellung anbelangt, die VBorjchriften maßgebend, welche 
zu Gunſten der unter den bejonderen Schuß der Geſetze gejtellten Perſonen beftehen. 

$ 152. Für Errichtung einer Stiftung ift in jedem Falle die Ausfertigung eines 
Gtiftbriefes und die bezügliche Genehmigung der zuftändigen ftaatlichen Behörde erforderlich. 

Solche Inſtitute und Fonde, zum Beifpiel Penfionsfonde für Pfarrer, Lehrer und 
deren Witwen und Waiſen, welche durch Beichlüffe der firchenverfaffungsmäßig hiezu be- 
rufenen Körperfchaften begründet werden, und bei welchen die Leitung und Verwaltung 
des Inſtitutsfondes den durch die Kirchenverfaffung hiezu berufenen Organen vorbehalten 
ift, bedürfen als in der internen Verwaltung der Kirche ftehende Anstalten feiner bejon- 
deren ftaatlihen Genehmigung, jondern der des Oberfirchenrathes. 

Snftitute und Fonde, bei welchen dieſe Vorausſetzungen nicht zutreffen, bei denen 
zum Beifpiel die betheiligten Intereſſenten, die Mitglieder des Inſtitutes jelbit, an der 
Gründung, Leitung und Verwaltung des Inſtitutes Antheil nehmen, bedürfen der ftaat- 
lichen Genehmigung. | 

8 153. Jede Gemeinde ift verpflichtet, für die grumdbücherliche Eintragung ihres 
unbeweglichen Eigenthums, fowie für deſſen Verfiherung gegen Elementarſchäden Sorge 
zu tragen. 

8 154. Die in den 88 53, 54 umd 55 bezüglich des Presbyteriums für die Amts- 
führung der Caffiere, die Sorge für Erhaltung und Vermehrung des Vermögens und bie 
Berantwortlichkeit der Betheiligten gegebenen Vorschriften haben rücfichtlich der Vermögens— 
verwaltung aller anderen firchlichen Organe finngemäße Anwendung zu finden. 

8 155. In Betreff der firchlichen Vermögensverwaltung fteht, wie bezüglich aller 
anderen Firchlichen Angelegenheiten, den nächft übergeordneten Organen des Kirchenregi- 
mentes die Aufficht über die untergeordneten und die höhere Entjcheidung in Streitig- 
keiten zu ($ 5, ı und >»). 

8 156. In den Fällen, wo nach der Kirchenverfaffung ein die Vermögensverwal— 
tung betreffender Bejchluß einer Firchlichen Verfammlung der Genehmigung des Ober— 
firchenrathes bedarf, fann diefelbe nur dann verweigert werden, wenn die beabjichtigte 
Maßregel nach Ueberzeugung des Oberkirchenrathes gejeßwidrig oder ſchädlich iſt. 

8 157. Hört eine kirchliche oder Schulanſtalt zu beſtehen auf, fo hat, inſoweit nicht 
ſtiftbriefliche oder ftatutarifche Anordnungen entgegenftehen, das zuftändige kirchliche Or— 
gan über die weitere Verwendung des Vermögens der bejtandenen Anjtalt unter Zuſtim⸗ 
mung des Oberkirchenrathes zu beſchließen. 

Sollte eine kirchliche Gemeinde zu beſtehen aufhören, ſo geht das etwa vorhandene 
Vermögen der beſtandenen Gemeinde in die Verwaltung des verfaſſungsmäßigen Organes 
der nächſt übergeordneten kirchlichen Gemeinde desſelben Bekenntniſſes über; dasjelbe hat, 
soweit nicht ftiftbriefliche oder ftatutarifche Beftimmungen entgegenftehen, mit Berückſichti⸗ 
gung der Eventualität des Wiederauflebens der beſtandenen Gemeinde über die weitere 
Verwendung dieſes Vermögens unter Zuſtimmung des Oberkirchenrathes Beſchluß zu faſſen. 
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I. Bom allgemeinen 8irhenfonde. 


8 158. Der allgemeine Kirchenfond wird, vorbehaltlich der Eröffnung weiterer 
Quellen, gebildet aus: 

1. dem Erträgniffe einer vom Oberfirchenrathe jährlich zu Gunften dieſes Fondes 
auszufchreibenden allgemeinen Kicchencolleete. Vor Zufammentritt der Generaljynode kann 
der Oberfirchenrath im Bedarfsfalle, nad) eingeholter Zuftimmung des Miniftertums, eine 
Hauscollecte ausfchreiben. 

Jede Gemeinde ift verpflichtet, fi an diefer Hauscolleete mindeftens mit einem Be— 
trage zu betheiligen, welcher dem Ertrage einer Kopfſteuer von 1 Kreuzer entipricht; 

2. mindeftens der Hälfte der bei den Functionsgebühren der Superintendenten, Se— 
nioren und Guperintendentalvicare jährlich fich ergebenden Intercalarien; der Betrag 
wird jährlich auf Antrag des Oberfirchenrathes vom Minifterium für Eultus und Unter- 
richt beitimmt ($ 163, ı); 

3. dem Erträgnijje der Publicationen des Oberfirchenrathes ($ 120); 

4. den im Adminiftrativwege verhängten Ordnungsftrafen ($ 119, 10); 

5. den im Diſciplinarwege zuerfannten Geldftrafen. 

8 159. Aus dem allgemeinen Kirchenfonde werden beftritten: 

1. die often der Generalfynoden und des officiellen Berichtes über diejelben 
($ 139, ı), jowie der nothwendigen Sitzungen des Synodalausſchuſſes (8 140, ı); 

2. die Kojten der Publicationen des Oberfirchenrathes ($ 120); 

3. die Koſten des Difciplinarverfahrens in allen den Fällen, in welchen diejelben 
nach der Dijeiplinarordnung dem allgemeinen Kirchenfonde zur Laft fallen; 

4. die allfälligen Koften anläßlich von Verhandlungen gemifchter Commiffionen nad) 
8 119, :, Alinea +; 

5. alle fonjtigen, nothivendigen Auslagen, welche die Kirche ($ 3, +) treffen. 

$ 160. Der allgemeine Rirchenfond wird vom Oberfirchenrathe verwaltet, die Rech— 
nung der ſynodalen Nechnungsrevifionscommiffion ($ 141) zur Prüfung vorgelegt und 
über den Stand desfelben in dem Berordnungsblatte berichtet. Das Abjolutorium er— 
theilen die Generaljynoden ($ 133, 4). 


Adıter Abſchnitt. 


Von der jährlichen Unterſtützung der Gemeinden, Senivrate und Superintendenzen 
aus Stantsmitteln, 


$ 161. Die Evangeliſchen beider Befenntniffe erhalten zur Beftreitung ihrer kirch— 
lichen Bedürfniffe, abgejehen von demjenigen, was nad) jonftigen Beftimmungen aus Staat$- 
mitteln für evangeliiche Cultus- und Unterrichtszwecke geleiftet wird, jährliche Beiträge 
aus Staat3mitteln auf Grund des 8 20 des Ffaijerlichen Patentes vom 8. April 1861 
(R.G. Bl. Nr. 41). 

$ 162. Dieje Staatsdotation wird außer zur Verabfolgung der Allerhöchft bewilligten 
Functionsgebühren der Superintendenten, Senioren und Superintendentialvicare auf Vor- 
ichlag des Oberfirchenrathes durch das Minifterium für Cultus und Unterricht zur Unter- 
ſtützung evangelischer Zwecke, insbejondere Dürftiger Kirchen- und Schulgemeinden, verwendet. 

$ 163. Bon den bei den Zunctionsgebühren für Superintendenten, Senioren und 


ee Te u 


Superintendentialvicare ſich ergebenden Sutercalarien fließt jährlich die Hälfte in den 


allgemeinen Kirchenfond; der dieje Hälfte überfteigende, aus der GStaatsdotation dem 
Kirchenfonde zuzumeijende Betrag braucht nicht dieje Intercalarien zu belaften ($ 158, 2). 
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Der übrigbleibende Theil derjelben wird ebenfalls zu allgemeinen Firchlichen Sweden ver- 
wendet. Hiezu gehört auch die Verleihung von Stipendien an vorzügliche inländische 
Candidaten der Theologie oder an folche des evangelifchen Schufdienftes, welche zum 
Zwecke ihrer weiteren wifjenfchaftlichen Ausbildung ausländische Hochſchulen oder afade- 
miſche Seminarien zu bejuchen beabfichtigen. 

Reicht der Antercalarienbetrag zur Ausschreibung eines ſolchen Stipendiums nicht 
hin, jo fann hiezu auf Antrag des Oberfirchenrathes auch der übrige Theil der Staats— 
dotation in Anſpruch genommen werden. 

Sollte jih in einem Jahre ein geeigneter Bewerber für ein Auslandsftipendium 
nicht finden, jo kann die Hälfte des bezüglichen Betrages von dem Minifterium dem Ober- 
firchenrathe zur Unterftügung dürftiger und würdiger Studierender an der evangelifch- 
theologischen Facultät zugewiejen werden. 

Erübrigte Theilbeträge der Sntercalarien fünnen in dringenden Fällen zur Unter: 
ſtützung dürftiger und würdiger Kirchen- und Schulgemeinden verwendet werden. 

$ 164. Der Oberkirchenrath wird vom Minijterium über die Verwendung der 
Staatsdotation in Kenntnis gejegt und hat hievon die Superintendenturen und Seniorate 
zu dverjtändigen, welche den einschreitenden Gemeinden die Erledigung ihrer Geſuche be— 
fanntzugeben haben. — 

$ 165. Aenderungen an diejer Rirchenverfaffung bedürfen der ſynodalen Beſchluß— 
fafjung ($ 133, ») und der Allerhöchiten Sanction ($ 136, 1). 

Sobald eine Gejegesänderung verlautbart ift, jo tritt diejelbe in Wirffamfeit, und 
find alle derjelben widerftreitenden, früheren Beftimmungen nicht mehr in Anwendung 
zu bringen. 

Ale Organe der Kirche jedoch, welche auf Grund einer früheren Beftimmung ord- 
nungsmäßig beftellt find, haben ihre Functionen big zum Schluffe der durch die frühere 
gejegliche Anordnung anberaumten Zunctionsdauer auszuüben. 

Su allen Fällen, als zur Durchführung eines Kirchengejeges Uebergangsbeitim- 
mungen erforderlich find, hat diejelben der Oberkirchenrath zu erlafjen. 


Weſondere Beſtimmungen für die ewangelifhen Huperintendenzen Augsburgifchen 
DBekennfniffes. 


Bu 8 34, Abjaß 2. 

Un Stelle des 8 34, Abſatz 2 hat für die evangeliihen Superintendenzen Augs— 
burgiſchen Befenntnifjes folgende Beſtimmung zu treten: 

Hausandachten für Familienangehörige und Hausgenoffen, bei welchen feine kirch— 
fihen Amtshandlungen (829, ı) ftattfinden, unterliegen folhen Beſchränkungen nicht. Da— 
gegen fünnen Haus» oder Privatgottesdienfte, die den Rahmen gewöhnlicher Hausan- 
dachten überschreiten, durch gejeglich hiezu befähigte Perſonen ($31) nur mit Zuftimmung 
und unter Verantwortlichkeit des ordentlichen Pfarrerd abgehalten werden. 

Zu 8 86 und $ 108. 

Sn den Superintendenzen Augsburgifchen Bekenntniſſes ift der erjten, nach dem 
Inslebentreten diefer Kirchenverfaſſung ftattfindenden Superintendentialverfammlung das 
Recht vorbehalten, mit einer Majorität von zwei Drittheilen der Anweſenden zu be— 
ichließen : daß inmerhalb der Diöceſe die Wahl der Senioren und Superintendenten anftatt 
durch die beziiglichen Verfammlungen (88 86 und 103) durch die Pfarrgemeinden, be- 
ziedungsweife durch die Pfarrpresbyterien des betreffenden Sprengels vollzogen werde, 
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Für dieſe Wahlen gelten, wo ein ſolcher Beſchluß gefaßt wurde, die nachſtehenden 
Beitimmungen: 

1. Das Recht der Wahl der Senioren üben die einzelnen Pfarrgemeinden des Se— 
nioratsbezirks durch ihre Presbyterien aus. Es ift Pflicht derfelben, ihre Wahl auf einen 
Pfarrer zu richten, der durch theologifche Gelehrjamfeit, durch Frömmigkeit, Amtstreue 
und Eifer für Kirche und Schule, fowie durch feinen mufterhaften Wandel fich eines guten 
Rufes erfreut. 

2. Der Superintendent hat rechtzeitig und unter Vorzeichnung einer angemefjenen 
Frift für die Einfendung des Wahlprotofolle® die Wahl auszufchreiben. Hierauf wählt 
jedes Presbyterium in ordnungsmäßiger, rechtzeitig unter Bezeichnung des Gegenjtandes 
angefündigter VBerfammlung (88 9 und 57) einen der wählbaren Pfarrer. Womöglich 
gefchieht diefe Wahl Sonntags nad) abgehaltenem Gottesdienite. 

3. Gewählt von den einzelnen Presbyterien ift derjenige Pfarrer, auf welchen die 
abjolute Majorität der perjünlic abgegebenen giltigen Wahlftimmen der anweſenden Pres— 
byter gefallen ift. Wenn bei dem erjten Wahlgang feine abjolute Majorität erreicht wird, 
jo wird unter den zwei Pfarrern, auf welche die relativ größte Stimmenzahl gefallen 
war, eine engere Wahl ($ 8) vorgenommen. Bei jchließlich eintretender Stimmengleich- 
beit zwijchen zwei Perſonen entjcheidet daS Los. 

4. Das PBrotofoll über die Wahl ift jofort und unmittelbar an den Superinten- 
dentialausjchuß amtlich und bejonders verjiegelt einzufenden und auf der Adrefje durch 
die Aufichrift ausdrücklich als „Vorſchlag des Presbyteriumd ...... zur Wahl des 
Seniors“ zu bezeichnen. 

5. Wahlen, bei denen die gejeglichen Bedingungen derjelben, insbejondere jene der 
Wählbarfeit oder die bei dem Wahlausjchreiben vorgezeichnete Frift nicht eingehalten 
werden, find ungiltig. 

6. Nach abgelaufener Friſt nimmt der Superintendentialausschuß in einer dazu vom 
Superintendenten berufenen Situng die Eröffnung und Prüfung der Wahlprotofolle und 
fodann das GSerutinium dor. Wenn die Einberufung des Superintendentialausjchuffes 
mit zu großen Schwierigfeiten oder Koften verbunden ift, hat der Superintendent zu 
diefem Acte ein geiftliches und ein weltliches Mitglied der Diöceſe al3 Erfah des Super- 
intendentenftellvertreter , beziehungsweije des Superintendentialeurators, zur Beglaubi- 
gung hinzuzuziehen. 

Beim Scrutinium tft das Votum des Presbyteriums einer Gemeinde, die mehr als 
einen Pfarrer hat, für jo viel Wahljtimmen zu zählen, als die Gemeinde Pfarrer hat, 
jedoch mit der Bejhränfung, daß in einem weniger als zehn Pfarrgemeinden umfaffenden 
Seniorate das Votum eines einzelnen Presbyteriums auch dann für nicht mehr als zwei 
Wahljtimmen gezählt wird, wenn die betreffende Gemeinde mehr als zwei Pfarrer hat, 
und auch in Senioraten mit mehr als zehn Pfarrgemeinden nie für mehr al3 drei Wahl- 
ſtimmen gezählt wird. 

Gewählt ift derjenige Pfarrer, auf welchen die abjolute Majorität der Wahlftimmen 
gefallen tft. Sit keine abjolute Majorität erreicht, jo jchreibt der Superintendent eine 
engere, in derjelben Weile auszuführende Wahl unter denjenigem beiden Pfarrern aus, 
auf welche die relativ größte Stimmenzahl gefallen ift. Bei jchließlich eintretender Stim- 
mengleichheit zwijchen zwei Perſonen entjcheidet das Los. 

Der Superintendent berichtet den Erfolg der Wahl dem Oberfirchenrathe und fucht 
ihre Beſtätigung nad). 

7. Das Recht der Wahl des Superintendenten üben die jämmtlichen Pfarrgemeinden 
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der Diöceſe durch ihre Presbyterien in der gleichen Weife aus, wie vorftehend in Pımft 1 
bis 5 angeordnet ift. 

Die Aufforderung zur Wahl gefchieht durch den Oberkirchenrath; an diefen find 
die Wahlprotofolle einzufenden. Der Oberfirchenrath vollzieht in ordentlicher Sitzung, 
wenn es thunlich ift, unter Beiziehung des Synodalausfchuffes, dag Scerutinium nach den 
borbezeichneten Normen und gibt, wenn jchließlich bei einer unter nur Zweien vorgenom— 
menen engeren Wahl Stimmengleichheit eintritt, die Entjcheidung nach Einvernahme des 
Synodalausfchuffes. | 

Zu 8105, Abſatz 3. 

In der Aſcher Didcefe Augsburgifchen Bekenntniſſes behält der Superintendent den 
Anspruch auf einen Superintendentialvicar. 

Zu 8 106 2⸗. 

Die Superintendentialverſammlung wählt in den Superintendenzen Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes den Superintendentenſtellvertreter aus den Senioren und Pfarrern der 
Diöceſe, doch hat ein Senior, wenn er die auf ihn gefallene Wahl zum Superintendenten— 
jtellvertreter annimmt, das Amt des Seniors niederzulegen. 

B3u8 136, « 

Unter den in $ 136, « angeführten Beichlüffen find nur jolche Entjcheidungen der 
Generalſynode Augsburgiichen Befenntniffes über Bejchwerden gegen Amtshandlungen des 
Oberfirchenrathes zu verjtehen, welche überhaupt eines Vollzuges bedürfen. 





2. Siebenbürgen. 


Für die Siebenbürgische Landesfiche A. B. ift am 19. Mai ein Rund: 
fhreiben des Landesconfiftoriums ergangen betr. die Nende 
rung einiger Ausdrüde der Kirhenverfasjung!) (I. Dieje Aen- 
derung iſt auf Wunſch der ungarifchen Staatsregierung erfolgt, um der jtaatsrecht- 
lihen Stellung Ungarns Ausdrud zu geben. 


L 


Aundfhreiben des Sandesconfifforiums vom 19. Mai 1890, betreffend die 
Aenderung einiger Ausdrüde der Kirdenverfalfung 


Mit Erlaß vom 29. December 1888 (3. 53531) hatte, wie in dem diesjeitigen 
Rundſchreiben an ſämmtliche Bezirksconfiftorien und Presbyterien diefer Landeskirche vom 
18. November 1889 3. 2275 bereit3 mitgeteilt worden, Se. Erzellenz der k. ung. Herr 
Minifter für Kultus und Unterricht unter gleichzeitiger Namhaftmahung einiger Para— 
graphe in der Berfaffungsnorm unferer Kirche die Aenderung folder Ausdrüde in diejer 
gefordert, welche der gejeglichen ftaatsrechtlichen Stellung Ungarns widerftritten. 

Infolge hievon hat die vierzehnte Landeskirchenverſammlung als Organ der Firch- 
lichen Geſetzgebung in ihrer Sitzung vom 16. Mai 1890 folgende Uenderung einiger Aus— 
drüde der Kirchenverfaſſung beſchloſſen: 


1) gl. diejelbe Friedberg, DVerf.-Gejege 1070 ff. 
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81, erfter Abſatz. 

Die Vertretung und Verwaltung der evangeliſchen Kirche Augsburger Bekenntniſſes 

in Siebenbürgen‘) gliedert ſich nach folgenden drei Abftufungen: 
S 12, zweiter Abſatz. 

So oft fich eine neue Gemeinde gebildet hat, ift davon der — ng?) 
die Anzeige zu erftatten. 

S$ 15, Bunft 5. 

Die Pflichten, deren Erfüllung die Kirche von allen ihren Gliedern erwartet, find... 

5. Dem König’) die Treue unverbrüchlich zu wahren und unterthan der Obrig- 
feit zu fein (Paulus an die Römer 13, 1—7, Matth. 22, 21). 

Ss 36, Bunft 8, Abjaß 3. 

Zu Direktoren und Lehrern an evangeliihen Schulanftalten können auch Ausländer 
mit Genehmigung der Regierung berufen werden; viefelben haben ſich den jeweiligen 
Normen über die Naturalifierung Fremder in dem ungarijchen‘) Staate zu fügen. 

8 60, Bunft 9, Abſatzz 2, Schluß. 

Soll die Umlage längere Zeit fortdauern, jo muß um die Genehmigung, im Wege 

der Klirchenbehörden, bei der Staatsregierung) eingejchritten werden. 
$ 7ı I. 

Die Bezirfögemeinde Kronftadt, deren Sprengel folgende PBfarrgemeinden umfaßt; 

Brenndorf, ) Heldsdorf, Honigberg, Kronftadt Bartholomäer Pfarr 
gemeinde, Kronſtadt deutſche Stadtpfarrgemeinde, Marienburg, Neu- 
ftadt, Nußbach, Petersberg, Rofenau, Rothbach, Sarkany, Tartlau, Weidenbah, Wolfen: 
dorf, Beiden; zuſammen 16 Gemeinden. 

8 110. 

Die evangelifche Landeskirche Augsburger Befenntniffes in Siebenbürgen umfaßt 
allein ihrem Verbande ftehenden ’), diefem Bekenntniſſe angehörigen Glaubens— 
genofjen und Kirchengemeinden und wird in ihrer Gejamtheit durch die Landeskirchenver— 
jammfung vertreten. 

$ 116, Bunft 8. 

Zum Wirfungsfreis der Landesfirchenverfammlung als Organ des oberjten Kirchen- 
vegimentes gehört... 

8. Unterftüßung von Studierenden, welche ihrer Ausbildung zum Dienfte der Kirche 
und Schule an einer philofophiichen oder evangelifch-theologifchen Fakultät obliegen °). 

8 146. 

Das Landesconfiftorium ift zugleich die Obergerichtsbehörde in kirchlichen Ange: 
legenheiten für alle im Berbande diejer Landesftirche ftehenden evange— 
liſchen Glaubensgenoſſen Augsburger Befenntniffes. 

$ 152, Bunft 7. 

Zum Wirfungsfreis und zu den Obliegenheiten des Landesconfiftoriums in Ange- 

legenheiten des Kirchenregiments gehören folgende Gegenftände : 





— Früher: in dem Großfürſtenthum Sieben- burg, Neuftadt, Nußbach, Petersberg, Purchu— 
bürgen. reſſen (Bürkanep), Rojenau, Rothbach, Tartlau, 
2) Früher: Landezitelle. Tatrang, Türkös, Neudorf (Upfalu), ), Weidenbadh, 
3) Früher: Kaifer. Wolfendorf, Baizon, Beider, Sarkany; zujammen 
4) Früher: öſterreichiſche. 26 Gemeinden. 
5) Früher: Landesitelle. 7) Srüher: „in... ftehender“ fehlt. 
6) Früher: Geift Apäcza), Batjchendorf (Bäcs- | 8) Früher: Fakultät in den deutichen Bundes- 
falu), Brenndorf, Kronjtadt, Bartholomä, Zernen= | ftaaten oder im Auslande obliegen. 
dorf (Cjernätfalu), Helsdorf, Honigberg, Kriß— 9) Früher: in Siebenbürgen. 


bach (Krizba), Sangendorf (Zoszufalu), Marien: 
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7. Vermittlung von Unterftügungsbeiträgen und milden Gaben für Kirche und Schule 
ausdem Inlandey und dem Auslande. 

Selbjtverjtändlich gehört hieher auch die Vermittlung des der evangeliichen Landes— 
kirche in Siebenbürgen unbenommenen Zufammenhanges und Verkehrs mit der ebanges 
liihen Kirche und den kirchlichen Vereinen im Snlande?) und im Auslande. 

$ 167, Bunft 2, Beile 4 bi5 Schluß. 


nach welcher das Presbyterium mittelft geheimer Abftimmung durch abfolute Stimmen- 
mehrheit drei, durch ihren vorleuchtenden, mufterhaft chriftlichen Lebenswandel, wie durch) 
theologijche Gelehrjamfeit ausgezeichnete Männer ®) zu Kandidaten für das Amt des Su- 
perintendenten beftimmt. 

S 169 die 4 erjten Zeilen. 

Der neue Superintendent wird in Gegenwart der zu diejer feierlichen Handlung 
eigens einberufenen Landeskirchenverſammlung, nachdem derjelbe der Kirche den Amtseid 
und Seiner faijerlihen und Apoftolifh föniglihen Majestät) den 
Eid der unverbrüchlichjten Unterthanentreue vor dem Angefichte des Herrn gejchworen, in 
Amt und Würde firchenordnungsmäßig eingeführt. 

88 183, 184, 185, 193. 

Die Beltimmungen diefer Baragraphe find in Betreff der dur) G.⸗A. XXX; 1883 

normierten Brüfungen außer Anwendung gefommen. 
8 187, Abſatz 3. 

Die Forderungen der theologijhen Prüfung umfaſſen .. .. 

in Kirchengejchichte: eine chronologisch fichere Ueberficht, dann eine gründliche Kenntnis 
derjenigen Thatſachen und Begebenheiten, welche für die Geſtaltung des Firchlichen Lebens 
und die Ausbildung des Lehrbegriffs insbejondere der evangeliichen Kirche von bedeuten- 
derem Einflufje gewejen find, wohin mit in erjter Reihe die Reformation, namentlich auch 
die Reformation in Ungarn und °) in Siebenbürgen gehört; 

fester Ubjap, 

im Kirchenrecht: eine gründliche Kenntnis fowohl des gemeinen®), al3 des vater- 
ländifchen, darunter namentlicd) auch des für dieje Landeskirche geltenden Kirchenrechts. 
8 198, Abſatz 4. 

Neu Hinzuzufegen ; 

„Ausländer haben fich den jeweiligen Normen über die Naturalifierung Fremder 
in dem ungarijchen Staate zu fügen.” 

Gleichzeitig hat die Landeskirchenverſammlung nachjtehenden Beſchluß gefaßt: 

„Das Landesconfijtorium wird angewiejen: dem in der firchenregimentlichen Sigung 
der Landeskirchenverſammlung vom 24. April 1885 gefaßten Bejchluffe betreffend Die 
fünftige Bezeichnung des Firchlichen Oberhauptes der Landeskirche mit dem Ausdrude 
„Bichof“, jowie gemäß ©.-A. VII: 1885 auch in firchengejeglicher Beziehung Rechnung 
zu tragen, mithin bei einer neuen Ausgabe der Firchenverfaffung in allen jenen Para— 
graphen, in welchen der Ausdruck „Superintendent“ vorkommt, jtatt desjelben „Biſchof“ 
einzujeßen. 


1) Früher: aus den deutjchen Bundesftaaten. 4) Früher: dem Kaijer. 
2) Früher: in den deutſchen Bundesitaaten 5) Fehlte früher. 
und im Auslande überhaupt. 6) Früher: des gemeinen deutjchen als des 
3) Früher hier eingejchoben: ohne Rückſicht en fiebenbürgijchen und namentlich des 
auf den Sprengel und das Kronland, welchem | für die Landeskirche geltenden. 
diejelben angehören. 
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Dabei wird die Stellung des Superintendentialvicard derart zu fennzeichnen fein, 
daß in dem $ 111 und im Titel des fiebenten Abjchnittes neben das Wort „Biichof“ in 
Klammern („Superintendent“) beigefügt werde”. 

Bon dieſen Eirchengefeglichen Beſtimmungen gefchieht hiemit die Verlautbarung. 

Hermannftadt, am 19. Mai 18%. 

Aus der Situng des Landesconjiftoriumd derevang. Kirde AB. 
in Siebenbürgen. 

D. ©. D. Teutſch, Biſchof. 

Karl Fritſch, Schriftführer. 
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Uachtrag. 


1. Preußen (Hannover. Schleswig-Holfein). 


Für die ev.luth. Kirche der Provinz Hannover ift unter dem 28. Sept. 
1891 publizirt worden: Kirhengejeß, betr. die Kirhenvifitationenin 
der en.Iuth. Kirhe der Bro». Hannover WM. 

Sn der Shlesmwig-Holfteinshen Landeskirche ift duch Allerh. Er- 
laß v. 16. Dez. 1891) der Amtsſitz des General-:Superintendenten für Schleswig 
nach der Stadt Kiel verlegt und durch Allerh. Erlaß v. 11.Nov. 1891?) die 
ev.zluth. Kirchengemeinde Helgoland dem Kieler Konfiftorium unterftellt worden. 


I 


| Kirhengefeb, 
betreffend die Kirdenvifitationen in der evangelifh-Intherifhen Kirche der 
Provinz Hannover, vom 28. Sept. 1891. 


Wir Wilhelm, von Oottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen über die 
Kirchenvifitationen in der evangelifch-[utherichen Kirche der Provinz Hannover unter Zu— 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 

1. Su allen Kirchengemeinden finden nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
Kirchenvifitationen statt. 

82. Die Bifitation ift in jeder Gemeinde regelmäßig im fechsten Kalenderjahre zu 
halten. Die Bertheilung der Bifitationen auf die einzelnen Jahre gejchieht fir jeden 
Auffichtsbezirk durch die Kirchenregierung. Aus befonderen Gründen fann die Bifitation 
mittel3 Berfügung der Kirchenregierung verichoben werden. 

$ 3. Die Bifitation wird vorgenommen durch den zuftändigen Superintendenten 
(Senior u. j. w.). In den Gemeinden, deren Pfarrer jelbjt Superintendent (Senior 
u. j. mw.) ijt, oder die feinem Aufjichtsbezirfe angehören, tritt an Stelle des Superinten- 
denten als Viſitator der Generalfuperintendent, oder, fall3 ein jolcher nicht vorhanden ift, 
und in den Gemeinden, deren Pfarrer ſelbſt Generaljuperintendent ift, ein durch das 
Landeskonfiftorium berufener Bevollmächtigter der Kirchenregierung ein. Der weltliche 
Kirchenfommifjarius iſt berechtigt, an den innerhalb ſeines Amtsbezirkes jtattfindenden 
Kirchenvifitationen al3 Bifitator Antheil zu nehmen. 

$ 4. Die Bilitation erftrecdt ſich auf 


1) Kirchl. Gef.» u. Verordn.-Bl. 1891 ©. 107. 2) Ebendaj. ©. 95, 
Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. III. Erg.-Bd. Preußen, 
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a) die Verwaltung des Pfarramtes, 

b) die firchliche Leitung des Keligionsunterricht3 in den Volksſchulen, 

ce) die Amtsführung der niederen Kirchendiener, 

d) den kirchlichen und fittlichen Zuftand der Gemeinde und die Wirkffamfeit des 
Kirchenvorſtandes, 

e) den Beſtand und die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, 

f) bei Pfarrern, welche Superintendenten (Senioren u. j. mw.) find, auf die Ver— 
waltung ihres Auffichtsamtes. 

8 5. Bei der Bifitation tft folgendes Verfahren einzuhalten: 

1. Sie ift anzufeßen auf einen Sonntag und in Verbindung mit einem volljtändigen 
Gottesdienfte. Wo die Bifitation bisher regelmäßig an einem Wochentage abgehalten tft, 
fann deren Abhaltung auf Antrag des Kirchenvorftandes mit Genehmigung des Kon- 
fiftoriums auch ferner an einem Wochentage jtattfinden. 

2. Vorbereitet wird fie durch jchriftlich vom Paſtor und, jomweit es ſich um Gegen- 
ftände handelt, die dem Geſchäftskreiſe des Kirchenvorjtandes angehören, durch den Kirchen- 
vorstand zu beantwortende Viſitationsfragen. 

3. Sie ift rechtzeitig vorher von der Kanzel abzufündigen mit der Erwähnung, daß 
jedem Gemeindegliede frei jtehe, bei der Bilitation Wünjche und Beſchwerden anzubringen. 

4. Den Kicchenpatronen, bezw. deren Vertretern, wird don der anftehenden Bifi- 
tation Anzeige gemacht, und es fteht ihnen offen, ihr beizumohnen. 

8 6. Die Kirchenregierung ijt befugt, wenn fie es erforderlich findet, Bifitationen 
auch außerhalb der nach S 2 beftimmten Termine abhalten zu lafjen, fei es für eine 
einzelne Gemeinde, fei e3 für einen ganzen Aufſichtsbezirk. Sie bejtimmt deren Umfang. 
Solche Bifitationen gejchehen durch den Superintendenten, bezw. Generaljuperintendenten ; 
die Kirchenregierung fann jedoch ftatt ihrer oder neben ihnen auch bejondere Bevollmäch— 
tigte ernennen. 

8 7. Zn den Rirchengemeinden, welche zum Auffichtsbezirfe der geiftlihen Minifte- 
rien in den Städten Hannover, Göttingen, Northeim und Hameln gehören, und in den 
Kirchengemeinden der Städte Hildesheim, Lüneburg und Osnabrück, wird eine Vifitation 
nur vorgenommen durch bejondere Bevollmächtigte des Landeskonſiſtoriums aus feiner 
Mitte und nur auf deffen bejondern Beſchluß ohne regelmäßig wiederfehrenden Termin; 
an der Vifitation nimmt ein Mitglied des Magiftrats, welches von letzterem entjendet 
wird, Theil. 

Die Viſitation erftredt fich nicht auf Beitand und Verwaltung des Firchlichen Ver— 
mögens, joweit fie bisher durch Geſetz davon ausgeſchloſſen ift. 

8 8. In denjenigen Gemeinden, in welchen ein Generaljuperintendent ein Pfarramt 
verwaltet, erftrect fich die Bifitation auf deſſen Amtsverwaltung nur dann, wenn Diefe 
vom Landesfonfiitorium ausdrücklich für den einzelnen Fall verfügt wird. 

$ 9. Dem Superintendenten und Generaljuperintendenten gebühren für jede von 
ihm abzuhaltende Viſitation Diäten im Betrage von 10 ME. für den Tag, jowie Erjah 
der aufgewandten Befürderungsfoften. 

8 10. Die durch Gejeg oder Herfommen begründeten Verpflichtungen zu Tragung 
der Viſitationskoſten einschließlich der FSuhrleiftungen bleiben mit der Maßgabe beſtehen, 
daß an Diäten von den Berpflichteten nicht mehr als im Ganzen 10 ME. für den Tag 
zu zahlen find. 

Die Neifekoften der Generalfuperintendenten, fofern fie nicht nad) Abja 1 ander: 
weitig gedecdt werden, find aus der Kaſſe des Synodalbezirfes, welchem die vijitirte Ge— 
meinde angehört zu bejtreiten. 


u 
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Inſoweit die Koſten der Vifitation nicht auf Grund der vorftehenden Beitimmungen 
ihre Dedung finden, jollen diejelben von der Parochial-Kirchenfafje, ſoweit diefe dazu 
ausreicht und wenn nicht im Falle der Unzulänglichfeit Dritte für fie einzuftehen haben, 
ſonſt von der vifitirten Sirchengemeinde getragen werden. Indeß fallen Diäten und 
Reijefojten der bejonderen Bevollmächtigten der Kirchenregierung zur außerordentlichen 
Vifitation (8 6) den Synodalfajjen, Barochial-Rirchenfaffen und Kicchengemeinden nicht 
zur Laſt. 

$ 11. Alle diefem Kirchengejege entgegenftehenden Bejtimmungen treten außer Kraft. 

s 12. Das Landesfonfiftorium wird mit dev Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 





2. Rönigreich Sachſen. 


Heneralverordnung 
vom 15. Januar 1892, die regelmäßig abzuhaltenden Kirhenvifitationen betr. 


Das evangeliich-futheriiche Landeskonfiftorium verordnet mit Zuftimmung der in 
Evangelieis beauftragten Herren Staatsminijter, ſowie nad) Gehör und joweit es fich 
um Abänderung einer allgemeinen kirchlichen Einrichtung handelt, unter Zuftimmung der 
Landesſynode zur weiteren Ausbildung der in der Generalverordnung des Königlichen 
Minifteriums des Cultus und öffentlichen Unterrichts vom 13. Juli 1862 (Geſetz- und 
Verordnungsblatt vom Jahre 1862 Seite 298 flg.) Punkt 2 bis 7 getroffenen und in 
der Verordnung vom 15. Februar 1883 (Verordnungsblatt des Landesconfiftoriumg vom 
Jahre 1883 Seite 32 lg.) theilweife ergängten, beziehentlich) abgeänderten Bejtimmungen 
über die Kirchenvifitationen, wie folgt: 

Die für den Zufammenhang der Landeskirche unerläßlichen Kirchenvifitationen Haben, 
der Gliederung der firchenregimentlichen Organe entjprechend, fünftig in zwei Stufen 
Itattzufinden. 


A. Die Kirchenvifitationen durch die Superintendenten. 


Die Einrichtungen, welche für die regelmäßigen, in einem jechsjährigen Turnus ab- 
zuhaltenden Kirchenvifitationen durch die gedachte Generalverordnung eingeführt worden 
find, haben fich in der Hauptjache als wohl geeignet für die verjchievenen Zwecke der 
Bifitation erwieſen, ſowohl den kirchlichen Behörden die nöthige Einficht in die Amtsfüh— 
rung der Geiſtlichen und in den kirchlichen und religiössfittlichen Zuftand der Gemeinden 
aus eigener Anfchauung zu dverjchaffen, als anregend und fürdernd auf das Glaubens— 
leben der Gemeinde und auf die Erhaltung der chriftlichen Zucht und Sitte, jowie der 
kirchlichen Ordnung einzumirfen, und nicht minder das landegfirchliche Gemeindebemußt- 
jein zu ftärfen. Diejelben bleiben daher im Wejentlichen in der bisherigen Weije und 
Ordnung beitehen. 

Es erſcheint aber für die gedachten Ziwede fürderlih, noch folgende Bejtimmungen 
hinzuzufügen. 

1. Die Lehrer und Kirchendiener, welche Neligionsunterricht zu ertheilen oder den 
Kirchengefang zu leiten oder bei der Leitung dejjelben mitzuwirken haben, find für den 
Tag der Bifitation zu einer Beiprehung mit dem Ephorus aufzufordern. Bu diejer Be- 
fprehung find auch die Schuldireetoren mit einzuladen. Auch ift, ſoweit thunfich, die 
durch die Verordnung, die kirchliche Beauffichtigung des Keligionsunterricht3 betreffend, 

Triedberg, Verfafjungsgefege. III. Erg.“Bd. Sachen. 
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vom 12. April 1875 (Verordnungsblatt des Landesconfiftoriums vom Jahre 1875 Seite 29) 
$ 5 vorgefchriebene Bifitation des Religionsunterrichts an dem der Kirchenvifitation fol- 
genden Tage oder doch in den nächſten Wochen nach derjelben vorzunehmen. 

Nicht minder ift im Verfolg der Vifitation, nad) Befinden in Verbindung mit der 
Schulrevifion, eine Befichtigung der kirchlichen und geiftlichen Gebäude mit ihrem Inventar, 
ſowie des Gottesaders und eine Prüfung ihres Zuftandes im Einzelnen in Gemeinschaft 
mit dem Pfarrer und dem Sirchenvorftand, auch in den Zilial- und Schweitergemeinden 
zu veranftalten. 

2. Zur Gewinnung eines möglichft gründlichen Urtheil3 über die Amtsführung der 
Geiftlichen, ſowie über den Ffirchlich- und fittlich-religiöfen Zustand der Gemeinden find 
die von den Geiſtlichen zu beantwortenden Bifitationsfragen (ſiehe Codex des Sächſiſchen 
Kirchen» und Schulrecht3 3, Auflage, Seite 335) durch verjchiedene, aus der Beilage er- 
fichtlihen Fragen ergänzt worden und haben Fünftig nach dem unter O nachſtehenden 
Schema zu erfolgen, von weldhem den Superintendenten durch das Landesconfiltorium 
Formulare zugehen werden. 

3. Zur größeren Sicherung der Wirkungen der Kirchenvifitationen und ihrer An— 
regungen hat der betreffende Pfarrer über die von dem Guperintendenten bei der Bifi- 
tation herborgehobenen, jowie die bei der Beiprehung mit den Hauspätern zur Sprache 
gebrachten, für das firchliche Zeben der Gemeinde bedeutjamen Punkte und laut gewor- 
denen Wünfche mit dem Kirchenvorftand thunlichjt bald nach der Bilitation und menigjtens 
binnen vier Wochen eingehend zu verhandeln, auch ift die Gemeinde in geeigneter Weife 
in der Predigt befehrend und ermahnend auf diejelben Hinzumweifen, joweit jte fich dazu 
eignen. Ueber den Erfolg ift an den Superintendenten nach Ablauf von ſechs Wochen 
Bericht zu erftatten. Derſelbe hat ſeinerſeits nicht erjt, wie bisher, am Sahresichluß, 
jondern halbjährlich, in den Monaten Juli und Januar, über die von ihm abgehaltenen 
Kirchenvifitationen au das Zandesconfiftorium unter Einſendung jämmtlicher Unterlagen, 
auch der Beantwortung der Bifitationzfragen durch die Geiftlichen, zu berichten. In diejem 
Berichte hat der Superintendent fih auch über die Ergebniffe der nad) Punkt 1 mit den 
Neligionslehrern gehaltenen Beiprehung und der von ihm vorgenommenen Schulrevifion, 
jowie über den Erfolg der hierüber mit dem zuftändigen Bezirksichulinspector gepflogenen 
Bernehmung ($ 7 der Verordnung des evangelifch-lutherifchen Yandesconfiftoriums vom 
12. April 1875, Verordnungsblatt Ddejjelben vom Jahre 1875 Seite 29) auszuſprechen. 
Auf den Bericht des Superintendenten wird, joweit nöthig, neben den bisher ſchon üb- 
lichen Anweiſungen an die Geiftlihen auch an die Kirchenvorftände der betreffenden Ge— 
meinden. durch den Superintendenten ein Bejcheid des Landesconfijtoriums ergehen. 

4. Nachdem, zumal in den größeren Städten des Landes, die Gejfammtgemeinden 
größtentheild in verjchiedene Parochieen getheilt worden find, erjcheint es zweckmäßig, daß 
auch in allen Ephoraljtädten, die aus mehreren Slirchengemeinden bejtehen, für diejenigen 
Parochieen, in welchen der Superintendent nicht als Parochus fungirt, Kirchenvifitationen 
durch den Ephorus erfolgen. Diejelden haben nah Maßgabe der für die Vifitationen 
in den übrigen, zum Ephoralbezirk gehörigen Gemeinden vorgejchriebenen Bejtimmungen 
zu erfolgen. 


B. Die Kirchenvifitationen durch die oberjte Kirchenbehörde. 


Negelmäßige Kirchenvifitationen find künftig — und zwar duch Mitglieder des 
evangeliſch-Iutheriſchen Landesconſiſtoriums — auch in den Parochieen der Ephoren zu 
veranftalten. Diejelben haben fich zugleich auf die Amtsführung der Superintendenten 
als joLcher, jowie auf die firchlichen Berhältnifje ihrer Ephorieen zu erjtreden. 
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Die befondere Bedeutung diejer Bifitation liegt darin, daß durch die unmittelbare 
Berührung des Kirchenregiments mit den Pfarrgemeinden der Ephoren und (vergl. 
Punkt 4) mit den Vertretern ihrer Didcefanbezirfe das landeskirchliche Gemeindebewußtfein 
gejtärkt wird und eine geiftliche Anregung von den leitenden Organen der Kirche ausgeht. 

2. Dieje Kirchenvifitationen haben durch den Oberhofprediger und Vicepräfidenten 
oder in dejjen Vertretung durch ein anderes dazu zu deputirendes geiftliches und nad) 
Befinden außerdem durch ein weltliches Mitglied des Landesconfiftoriums, in der Regel 
in einem Sjährigen Turnus, ftattzufinden. 

3. Inſoweit die Kirchenvifitation ſich auf die pfarramtliche Thätigfeit der Superin- 
tendenten und jeiner Amtsgenoſſen, jowie auf die Firchlichen Zuftände feiner Parochie 
erjtredt, finden auf fie die für die Vifitationen in den übrigen Gemeinden der Landeskirche 
vorgeschriebenen Beitimmungen Anwendung. 

Jedoch find zu dem am Vormittag des Bifitationstages ftattfindenden Hauptgottes- 
dienjte nicht bIo8 die in der Generalverordnung vom 13. Juli 1862 unter 4 bezeichneten 
Perſonen, jondern auch die geiftlichen und weltlichen Mitglieder der Kirchenvorftände der 
übrigen Barochieen der Ephoralftadt einzuladen. 

Da die Kirchenvifitation aber auch der Amtsführung des Ephorus als folchen gift 
und anregend und fördernd auf das firchliche Zeben der ganzen Ephorie einwirken joll, 
jo ijt an dem auf die Bifitation der Parochie des Ephorus folgenden Tage Bormittags 
die gejeglich vorgeschriebene, in das betreffende Jahr einfallende Didcefanverfammlung 
in Anmwejenheit des geistlichen und nach Befinden auch des weltlichen Bilitators abzuhalten. 

Zur Theilnahme an diefer Verfammlung find vom Ephorus einzuladen: 

a) die weltlichen Mitglieder der Kircheninfpectionen und die Bezirksichulinjpectoren 
innerhalb der Ephorie, 

b) die Kirchenpatrone der Ephorie, welche der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche 
angehören, 

ce) diejenigen Mitglieder der Sandesiynode, welche den Ephoralbezirk in der Synode 

vertreten oder zu deren Wahlbezirt Barochieen der Ephorie gehören, 

d) die Geijtlichen der Ephorie, 

e) Mitglieder der Kirchenvoritände der Ephorie, indem jeder Kirchenvorjtand wenig— 

jtens ein mweltliches Mitglied abzuordnen hat. 

Sm Einvernehmen mit dem Bifitator kann der Ephorus auch noc andere Perjonen, 
3. B. an der evangelifch-Iutherifchen Landeskirche angehörende Mitglieder Königlicher und 
jtädtifcher Behörden, an Mitglieder des Ephoralfirchenchorverbandes, an Kirchſchullehrer, 
Cantoren und Organiften, Einladungen zu der Verjammlung ergehen Lafjen. 

‚Die einzelnen Acte diefer Verſammlung find: 

a) Geſang und Gebet, 

b) Anſprache des geijtlichen Viſitators, 

c) Berichterftattung des Ephorus über den firchlichen und religiög-fittlihen Zuſtand 

jeiner Ephorie, 

d) Beiprehung auf Grund dieſes Bericht, bei welcher Wünjche zum Ausdrud ge- 

bracht und Anträge gejtellt werden fünnen, 

e) Gejang und Gebet. 

Finden bei der Bejprechung gejtellte Anträge die Billigung der Verſammlung, jo 
werden jie von dem Vifitator zur Kenntniß des evangelijchelutherijchen Landesconſiſtoriums 
gebracht werden. 

5. Soweit ſich Zeit dazu findet, kann fich auch eine vertrauliche Beiprechung des 
Bifitatord mit den Geiftlichen an die Diöceſanverſammlung anjchliegen. 

Friedberg, Verfafjungsgejege, ILL. Ery.®b. Sachſen. 16 
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6. Sowie hierbei allenthalben dem Bilitator felbjtverjtändfich Gelegenheit gegeben 
jein wird, über die gemachten Wahrnehmungen fih mit dem vifitirten Superintendenten 
amtsbrüderlich zu vernehmen, jo wird dem letzteren auf Grund des von dem Bilitator 
erjtatteten Berichts Seiten3 des Landesconfiftoriums eine entjprechende Beſcheidung zugehen, 
deren Anhalt, inſoweit er ſich nicht auf die Perſon des Ephorus bezieht, der nächjten 


Didcefanverfammlung mitzutheilen ift. 


7. Zu den Bifitationsaeten gehört auch eine Revifion des Ephoralarchivs. 

8. Vorbehalten bleibt eine Kirchenvifitation durch Commiljare des Kirchenregiments 
in Gemeinden der Landeskirche, in welchen bejonders dringende Kirchliche und geiftliche 
Kothitände vorhanden find oder in denen aus anderen Gründen eine bejondere Bifitation 


geboten erjcheint. 


3. Großherzogthum Oldenburg. 


Die Anlage B zum SKicchenverfaffungsgejeß ') hat im $ 8°) durch K. Geſ. 
v. 22. Dez. 1891 (T) einen Zuſatz befommen. 


J. 


Geſetz vom 22. December 1891, betreffend Zuſatz zu S 8 der Anlage B des 
Kirdenverfaffungsgefeßes vom 11. April 1853. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter 2c. verkünden in Uebereinjtimmung mit der 


Landesiynode als Geſetz, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Paragraph 8 der Anlage B des Slirchenverfaffungsgejeges erhält am Ende als Ab: 


ja 2 folgenden Zuſatz: 


In einzelnen Fällen fünnen dieſe Friſten wegen außerordentlicher Umstände 


vom Dberfirchenrath angemefjen verlängert werden. 


Als dauernde Einrichtung 


iſt jolche Verlängerung nur bei Gemeinden von mehr als 6000 Kicchengenofjen 
auf Antrag des Kirchenraths und Kirchenausfchuffes im Höchitbetrage von 4 Mo- 


naten jtatthaft. 


1) Friedberg, Verfaſſungsgeſetze ©. 580. 

2) Derjelbe lautete bisher: Vor dem 1. Auguft 
jedes Jahres hat der Rechnungsführer jeine Rech— 
nung über Einnahme und Ausgabe des abgelau— 
fenen NRechnungsjahres® mit den rechtfertigenden 
Beilagen in Original und Abjchrift beim Kirchen- 


tathe einzureichen, der diejelbe don einem oder | 
mehreren durch den Ausjchuß gewählten Mo- 


nenten gegen den 1. September durchgehen und 
die gemachten Erinnerungen dem Rechnungsführer 





zur Beantwortung zuftellen läßt. Die Rechnungen 
mit ihren Beilagen in Abjchrift, die Erinnerungen 
und deren Beantwortung find jodann 14 Tage 
in gleicher Weife wie der Voranſchlag ($ 3) den 
DBetheiligten zu etwaigen weiteren Erinnerungen 
offen zu legen und gehen vor dem 15. Dftober 
zur Eramination an den Ausſchuß, der jolche 
mit dem jeine Erinnerungen betreffenden Proto- 
folfe vor dem 15. November an den Kirchenrath 
zurückſendet. 


Fried berg, Verfaſſungsgeſetze. III. Erg.-“Bd. Oldenburg. 
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4. Großherzogthum Hefen. 


sKirdengefeb vom 29. November 1881, den Borfib im Kirchenvorſtand und 
im Rfarrcoſſegium betr. 


Wir Ludwig IV. ꝛc. Großherzog von Heſſen und bei Rhein ze. Wir haben ung 
bewogen gefunden, mit Zuftimmung der Landesiynode und nad) Anhörung Unferes Mi- 
niſteriums des Innern und der Juſtiz zu verordnen und verordnen wie folgt: 

Einziger Baragraph. 

Ber als der erjte Geijtlihe im Sinne der Kirchenverfaffung $ 33 ') in den Ge- 
meinden, in welcher mehr als zwei Geiftliche angeftellt find, den Vorfig im Kirchenvor- 
ſtand zu führen hat, beftimmt im einzelnen Fall das Oberconfiftorium. 

Derjelbe Geiftlihe hat auch das Pfarramt nad) außen Hin zu vertreten und im 
Pfarrcollegium den Borfig zu führen. Die entgegengejebte Beitimmung des 8 13 deg 
Kirchengejeges vom 11. Zuli 1879 betr. die Dienftpragmatif der Geiftlichen ?), ift aufge- 
hoben. Ebenſo ordnet das Oberconfiftorium an, durch welchen der anderen Geiftlichen 
der Gemeinde und in welcher Reihenfolge der vorjigende Geiftliche in diefen Gejchäften 
zu vertreten ift. 


1) Friedberg, Verf.Geſetze ©. 515. | verfafjung), ſofern hier eine gemeinjame Bejchluß- 

2) Derjelbe lautet: Sind mehr als zwei Geift-| fafjung nothwendig ift, ein Kollegium, melches 
liche in einer Gemeinde angeftellt, jo bilden die⸗ unter dem Vorſitze des Dienſtälteſten nach Stim— 
ſelben bezüglich derjenigen Geſchäfte, die dem menmehrheit, vorbehaltlich drs Rekurſes an die 
Pfarramte ſelbſtſtändig zuſtehen (8117 der Kirchen- vorgeſetzte Behörde, entſcheidet. 
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Negifter zu den drei Ergänzungsbänden. 


(Erklärung der gebraudten Zeichen.) 





A = Herzogthum Anhalt, P = Sönigreich Preußen (alte Provinzen außer 
Ale gerzogihum Altenburg, Rheinprovinz und Weftphalen), 
ER — Königr. Bayern, Kirchenverf, Be d. Rhs. PF Ren Preußen (frühere freie Stadt 
—— zen en ” 

Ba = Großherzoglhum Baben. PH Königreich Eee (früheres Königreich 
B: — in at ee — Hanno SR 5 

ra — Herzogthum Braunſchweig. önigreich Preußen (früheres Herzogthum 
E = Eljaß-Lothringen. Naſſau). Be 

PR = Königreich Preußen (Nheinprovinz und 


H = Freie Stadt Hamburg, 


He = Großherzogthum Heſſen. Weitphalen). 
KG = Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha. PS = Sönigreih Preußen (Schleswig. Holitein- 
Li = Fürftentbum Lippe-Detmold, Lauenburg). 


LiS — Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. R = Fürſtenthum Neuß ältere Linie, 

Lü = Freie Stadt Lübeck. Ru = Rußland. 

M = Herzogthum Sachjen-Meiningen. 8 = Sönigreih Sachſen. 

— Großherzogthum Meclenburg-Schwerin, |Si — Siebenbürgiihe Kirche Augsb. Konfeſſion. 
MSt—= Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz. SR — Fürftentbum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

N = Kirchenordnung der Niederfähftichen kon— = — Fürftenth. Schwarzburg-Sondershaufen, 


föderirten Gemeinden, 


OBGE 
OB 


Siebenbürgen). 


Abänderung gottesdienftl, Ge- 
bräuche Ru II, 108; d. Synod.⸗ 
Bezirkes PHe I, 64, 77, 

Abberufung d. Kandidaten BR 
III, 


89, 
Abendmahl Ru, 112, 201; Zus 
rückweiſung voin PHe I, 54, A 


— Königreih Württemberg. 
O0 == Oldenburg eK Herzogth. Oldenburg). Wan Fürſtenthum Walded, 


II = weiter 
II = Dritter 
He II, 85 f.; 3. Ausſchuß d. 


Gener. Syn. BL. 106; 3. Gen, 
Syn. Ba I, 136, Oe I 19, 
PR III, 19, Oe II, 222; 3. 
Geſammt. Syn. PHe 1 63, 65 
f.; 3. Kr.Syn. PR II, 16; 3. 
Land. Syn, W II, 14, 2; Ka 


(Kirche d. Fürftenth, Birkenfeld). | We= Großherzogthum Sadjen-Weimar, 
(Kirche des Fürſtenth. Lübeck). * 
0e = Raiferreich — (außer Ungarn und 


= Geſchichtliche Einleitungen. 
— Erſter Ergänzungsband. 


” 
” 


W 1, 113; 3 R8,2orft. Br I, 
188 W II, 29; 3. K. Aelteſten 
Ba II, 131, Li II, 169, Br 
II, 181; 3. Gem. Verordn. PF 
I, 102 f.; zum Gem.Vertr. 
Br III, 179; eines Disc. Richt. 
Oe I, 196 


der He II, 89; 3. d, Oft: u, | Ablöfungen PHe I, 88, 


Weitpeeuh. Prod. Synode PI, DRG PHe I, 94, 
533. Senioratsverfammlung WI, WU TEL BD U. 
Oelll, 209; zur Super. Ver-⸗ U, 35, 
janmlg, Oe "I, 211, 217, Abfegung Bra III, 162 f, 165; 
S. auch Deputirte, der Prediger Ru II, 140, 
ann: Pfarrgem, Oe I, | Siehe auch Amts enthe= 
18 


bung, Amtsentſetzung, 
— —— der Gem.Wahl PHe Remotion. 
I, 60; d. Aelteſtenamtes PHe | Abſtimmung im K.G, Rath WI, 
L, 62; der Wahl z. K.G. Rath 


126; im K.Konvent Br I, 180. 


I, 166, PS II, 102, 
abfindungstapitalien W 111,55, 


Ih nbımgsuchunbe WII, 42, 

Abgaben, firchl. PHel, 78, Br I, 
180, Br III, 284, Ru-IL, 179: 
ron der PNI, 49, PHe 

bgabenfrrfei firhl, Gebäude 


Abgeordnete, weltl, 3. Dek. Syn. 
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Br I, 184, Br I, 188; im 8, 
Vorſt. OB IH, 147; d. O. K.⸗ 
Rathes Oe III, 221; d. Pres—⸗ 
byt. Oe III, 201; bei Pfarr- 
wahl Oe IT, 197; über Wahl 
des Defans He IL, 88; bei 
Wahl z. Land. Syn. 8 II, 44, 

Accidenzien M IU, 152, 

Adel, wählt Ober-K.Vorſteher 
Ru II 187, 

Adjunfte Pr III, 16, Ru II, 129, 

Adjunktur PS III, 33, 

Adminiftration königl. z. Nürn— 
berg B I, 107, 

S. auch Berwaltung. 

Adminiſtrator Oe III, 196; im 
Presbyter. Oe III, 199, 

Admonition Ba I 137 f, 

Adoptiveltern, Einwilligung der 
3. Ehe des Adopt.Kindes Bu 
1ur, abs) 

Adreßfalender Ru II, 155, 

Affinität, Ehehinderniß der Ru 
nr — 

St, Afra, Pfarrer zu SI, 48, 

Agende, Beſchl. 3. Diöz, Syn. über 
PHe I, 64; Beſchl. der Gef,- 
Syn. über PHe I, 66 f, 

Akten des G.K.Rathes P I, 19; 
d. K. G.Rathes W IL, 33; d. 
Senioratsausſchuſſes Oe II, 
209; im Diſe. Verfahren PS 
III, 31, 

Aftenrelation Ru IL, 166, 

Altar W II, 51, 

Alter z. Eheſchließ. Ru 114; 
f. Gemeindevertret, Br TIL,178; 
der Stirchenälteften Br III, 181; 
für MWählbarfeit zum K.G.— 
Rath WI, 113; f. Mitglieder 
der Gen.Syn. Oe III, 222; d, 
Gel. Synode PHe 1, 665 für 
Prediger Ru II, 126, 
©, auch Lebensalter, 

Alterspräfident d, Landes-Syn. 
WI, 17, 4, 

Altertbumsgegenftände der K.— 
Sen, W III, 56 ff. 

Alterszulage f. Geiftl, M III, 154, 

Aelteſte OL I, 151, 

Altfatholifen Ba II, 69, 

Alumnate He I, 84, 

Amortiſationsgeſetze Ru II, 179, 

Aemter, geiftliche, Bejeßung der 
W I, 10 £,5.öffentk D1,11, 
PS II, 29; Unfähigfeit für 
W I, 113, Hell, 85, 

Amtsdauer der Gem.Organe, 
Oe Ill, 205; der Gem. Verord⸗ 
neten PHe I, 60; der Gem.⸗ 
Vertretung He I, 139; der 
K,Aelteften Br II, 178, Br 
II, 181; d. K. G.Räthe WI, 
ME d. K. Vorſteher He I, 





S. auch Dauer. | 


Amtseinfommen während Sus— 
penfion PS III, 29, S III, 49, 
Amtsenthebung der K. Beamten 
J — 
153, A I, 168, PS II, 29, N 
III, 45 8: vorläufige O T; 149, 

OB I, 156, Oe I, 19f, 

Siehe auch Suspenſion, 

Dienſtenthebung. 

Amtsentſetzung der Geiſtl. PHe 
I, 68, Ve III, 196, 

Siehe auch Abſetzung. 
Amtsgeheimniß S III, 46, 
Amtsgehülfe PI16, PS II, 34, 
Antshandlungen des Pfarrers 

Oe III, 194, 
Amtöniederlegung Oe I, 195, 
Amtspflichten des K.Beamten P 

2, 117 PS PTiyer Bre- 

diger Ru II, 130 ff, 

Amtsſitz d. Superintend, Oe II, 
219,.P82111,.29373 

Amtsiprahe des Gem.Konfiit. 
Ru II, 159, 

Amtstracht der Prediger Ru II, 
135; der Superintendent, Ru 
II, 148, 

amusvergehen d. Geiſtlichen Ru 
119139159, 

Anntsverihtviegenheit der K. G.⸗ 
Räthe W I, 127; d. Pres—⸗ 
byter PR III, 12, 

Amtsverſetzung Oe I, 196, 
Siehe auh Verſetzung. 

Andahtsübung, häusl. Ru II, 195. 

Aenderungen d. Diöz, Syn. Ver— 
bandes PHe 163; des Gem,- 
Statuts Br III, 179, 18130 
K. Verfaſſ. Oe I, 281 des 
Pfarrbezirkes He J 84. 

Anfang des Sottesdienftes Ru 
II, 194 £. 

Anfechtung der She Ru II, 120, 

——— z. K. Gem. Oe III, 

auh Zugehörigkeit. 

Ankauf von Liegenschaften für 
Kirche W III, 55. 

Anklage in Difeipfinarfachen, P 
113, +ES 71115180, 

Anlegung FR Vegräbnißplätze 
P I 23; kirchl. Gräber PHe 
I, 90, Ba II, 107, 192, 

Anleihen d. K. Gem. P I, 28, PH 
1 46, PHe 157, PHe I, 79, 
PHe I 81, PHe I, 94, Br I, 
176, Br I, 180, Br 1184, PF 
11,,1024,. P: IH, .10;' Br-IIL, 
179, 181, Oe III, 203; d. ver, 
Berl. Kr.Syn. P IL, 6. 

nl in K.Gem. Li II, 


ARE der Pfarrwahl Oe III, 


Anstalten, Firchliche, zur Vor— 
bildung d. Geiftl, Ba II, 67, 








Regiſter zu den drei Erganzungsbänden, 


Anftaltögeiftliche, He II, 85, PR 
III, 16; auf Diöz.Syn. PHe 
I, 63, W II 12; Dijeiplin gegen 
O1, 144, 

Anftellung von Geiftlichen He I, 
142, He II, 83; niederer 8: 
Diener Ba III, 132, 

Antrag auf Austritt aus der 
Kirche HIL, 97; auf Berufung 
der Landes- Syn, W IL, 18, 
25; an Diöz.-Syn, PHe 164; 
des Didz.-SynAusih. W II, 
13; an Gemde,Berfammlung 
Br I, 176; d. Gef,Syn. PHe 
I, 67; im K. Ausſchuß Br II, 
180; im K. Konvent Br I, 180, 
Br I, 184, Br I, 187; d, Zandes= 
Syn. WII, 22; d, Syn. Aus 
fchuffes B I, 107, 

Anwaltskoſten PHe I, 104, 

Anweisbuch Ba III, 118, 

Anweilungen von Ausgaben u. 
Einnahmen Ba III, 117, 

Anzeige der kirchlichen Amtsan— 
ſtellung He II, 84; eines Dife,- 
Vergehens Oe I, 197, 

din der Beichtväter Ru 


Uppellation v. Eheurtheil Ru I, 
——— = Rechtfertigung Ru 
171 


Appellationsſchilling Ru, 170, 

—— des Gen.Konſiſt. Ru II, 

Ar — Konſiſtorium in Ru II, 

Arme, Sorge für Oe III, 199, 
Rus, 15, 

Armendechen Li III, 170, 

Armenpflege, kirchl. PHe 1, 55, 
PHe I, 75, Br I, 188, WII, 
10, W II, 11, PF II, 102a, 
Br IH, 179, 182; Stiftungen 
fir W I, 115, 

Armenrecht HPe I, 104, 

Affeffor der Kr.Synode PR II, 
17;der Prov.Syn, PR LI, 19, 
aifftenaprebige Disciplin gegen 


Atteftat d. Prediger Ru II, 134; 
über Eheicheidung Ru IL, 169. 

Attestatum concessae querelae 
Ru II, 171, 

Atteſte PHe I, 79, 

Aufbewahrung , kirchl. Werth: 
gegenftände PHeI, 87, Ba II, 
119,2We1l1,2163; 

Aufenthalt betr. Gem. Recht W 
14110, 

Aufenthaltsort, Gerichtsftand d. 
Ru I, 166, 

Aufgebot der Ehe OL, 151, Ru 
IL, 117 ff, Ru II, 208. 

08 des Verlöbniſſes Ru 


I, 


4 
— 


— ar U 


ud ie Ste ae ee er ee de Jr eh 


Regiſter zu den drei Ergänzungsbänden, 


Auflöfung des Gem.Berbandes 
S II 53; der Gem. Vertretg. 
PR II, 16, Oe III, 204; des 
K.G. Rathes W I, 127; d. K.⸗ 
Gen, WI, 1105 d. K.Vorſt. 
PS II, 102h ; d. Landes-Syn. 
W u, 17, 23; d, Presbyter. 
PHe I, 62, Oe III, 202; des 
großen Presbyter. PHe 1, 61, 

nei in die Gemeinde PHe 
TSBeBrisa17oN Bri)r177, 
ER, 1094; in die Kirche Ru 
II, 199, 

Auffiht ſiehe Dienftauf- 
ſicht; der Didcefan-Synode 
PHe I, 64, WU, 12; de3 
Gen.Konfift. Ru II, 1575 der 
K.Kommiſſionen über Kirchen 
Vorftände PH U, 1 f.; des 
Konfiftor, Ru II, 152; über 
Amtsführung des GSuperint, 
Oe II, 219; über Feier der 
Sonntage Li III, 170; über 
Geiſtliche PHe I, 83, Oe III, 
206; über Gem.Organe PHeI, 
82; über R,Diener Bra II, 
160; über R,Beamte OB I, 
152; über K.Gebäude Br I, 
178, W IU, 57; über firchl, 
Grundſtücke PHe I, 88; über 
Kirchhöfe PHe I, 94; über K.⸗ 
u. Pfarrvermögen PHe I, 65; 
über Verwaltung des K.Ver— 
mögen3 PHe I, 85; OeIII,209, 
Ru II, 183; über Lehrerfemi- 
nare Oe IH, 227; über Reli: 
gionsunterricht Oe III, 228; 
über Schule Oe III, 194, 

Auffichtsbehörde, kirchliche bei 
HE PHel, 


Aurich, Konſiſt. in PH 1, 39; f. 
ev. ref, Kirche PH I, 44, 
Yuseinanderjfegungsfachen PHe 

I 


Ausfertigungen des O.K. Raths, 
Oe 01,202, 

Ausführung d, Etats PHe I, 100. 

Ausführungsverordnung He I, 
142; WII, 16, 28, 

Ausgaben d. Grundſtockvermög. 
W III, 55; der K. Kaſſe PHe 
I, 101; 8. 8.6em. BrI, 180, 
Br I, 184, Br I, 187, WII, 8, 
W II 69, Oe II, 203; des 
Leipz. Gem,Berb, S III, 52, 

ar an Gen,Syn, O e Il 


— — eat Ausſch. 


Mitgl. U, 
Ausländer © Si m 235, - 
Ausleihung kirchl. Gelder P I, 
24, PHI, 46, PHeI, 81, 91, 
PH II, 25, W I, 123, WII, 
61 ff 


Ausſcheidungsurkunde W IL, 42, 





Ausſchließung der Kandidaten Oe 
I, 196; vom Gem.Wahlrecht 
PHe I, 59; v, Dife,-Richter- 
amt Oe I, 196, 

Ausſchuß d. Didz. Syn, WII, 8, 
135; Dd. an Oe I, 192, 
Oe II, 223; . Landes: Syn. 
W II, 18, bp: der Predigt: 
ftation Oe III, 205,. 

Ausſtände der 8. Gemd, Ba III, 
120, W III, 69, 

Austritt aus d. Kirche HI, 174 f, 
H U, 95, Oe III, 196; Um: 
lagen bei PHe I, 97, WI, 124, 
er II, 73; aus 8,6em, WI, 


Bälgetreter Br I, 179; Br II, 182, 

Bau der Kirche W II, 48, 
©auh Bauten, Kirchen— 
bauten, 

BauerfirchenvormundRu II, 186; 
Ru II, 210, 

Bauherr — A7or2 178, #181, 


Bauinjpektoren der Hochbauver— 
waltung P III, 2, 

Baufapital W ß, 116f, W I, 

38, 40, 

Baufommiffion PHe I, 90, 

Baufonfignation W II, 59, 

Baukoſten W I, 125, 

Baulaſten, kirchliche W IL, 119; 
Ha auf Zehnten w In 


—— der Kirchengemeinde 
Bauten, kirchliche, Beil — 
IT, 189, Ru II, 211, Ba II, 7öff. 
S. auch Kirhenbauten, 
Bautenrechnung PHe I, 102, 
Baufachen, firchliche PHe I, 90, 
Baumefen, firhlides O IL, 92, 
PFII, 102b,W III, 57; often 
der Denuffichtigung des PH 
IT, 2 
Bauen, Kreishauptmannſch. in 
IH 
Beamte auf Probe PS III, 33, 
d. Landeskirche Ba III, 135 f.; 
Eheſchließung der Ru II, 115. 
Beanftandung der Wahl zum 
K.G.Rath W I 112, 
©, auch Sinfpr ade, 
Bedürfnifje, örtliche, Firchliche, 
Ba II, 69, 
Beerdigung Ru II, 203f. 211, 
Rt in Disc. Verf, AI, 


Begräbniß Ru U, 113f, Ru I, 
203, 


Begräbnißpläbe PII=237PH], 

1, 45f, PHeI, 81f,W 

I, ir 119, O1, 150, PH I, 

3; Einweihung der P II, 9; 
Errichtung der P II, 10, 
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S. auch Friedhof, Gottes— 
acker, Todtenhof. 
— Anlegung von 
PHe I7 
Behänbigumg der Borladung Ru 
II, 164 


Behörde, öffentliche, Gemeinde- 
firchenrath P I, 18; Presby- 
ter, PHe I, 85, 

Beichte Ru II, 112, 201. 

Beichtgeheimniß Ru II, 201, 

Beichtvater Ru I, 112, 

Beiſitzer d. Dekaus auf Diöz.⸗ 
Syn, WI, 12; d. Diöz. Syn. 
Rorftandes PHe I, 64; d. 
Vorſt. Li III, 168; 5 Ober- 
KRRorfteheramtes Ru 1,4187: 
d. Ronfift, Ru I, 150; d, 
— d. Gen.Syn. PHe 
— 

Beitrag z. K. Anlagen RI 164; 
aſſe I, 175, Br I, 
184; 3, Penſions- 2, Fonds 
Oe III, 19, 

Beitragsfuß |, Repartitions— 
fuß; kirchl. Umlag. PHI, 42, 
46, PHe I, 57, 80, 81, 96, W 
I, 124, 126, PF II, 102d, Br 
III, 185. 

Beitreibung firhl, Abgaben WI, 
126; fiehe auch Abgaben. 

Bekanntmachung von der Kanzel 
Ru, 1955 d. gewählten®en.- 
Vertreter Br III, 179; d. Wahl- 
Yiften Ba II, 133, 

Bekenntniß der ev,=luth. R.Rull, 
107;d. K. OelII, 193; d. K. Gem. 
Oe III, 191; nicht Gegenſtand 
d, Gejeßgebung W II, 16, 22; 
Stellung d. Gen, Syn, zum Oe 
III, 224, 

Bekenntnißftand in Kurheſſ. PHe 
I 


Belaftung kirchl. Grundeigenth, 
PH I, 39, 4, PHe I, 79f, 
PHe T 81, O8 II, 203, 

Belohnungen der Gelſtl. Ru II, 
183; des Kirchenpflegers W 
II, 32, 

Beratungen d. Syn. Ausſchuſſ. 
B I, 108, 


Beric! d. Diözeſ. Ausſchuſſes W 
13; d. G.K. Rathes P I, 
18: ” Sen. Konſ. Rull, 159; 
d, Konfiftor, Ru II, 154; d 
O. K. Rathes a. Ger. Syn. Oe 
III, 224; d. Presbyt. a. Gem, 
Oe Il, 200 ; d. Senior an Sen. 
Berfammlung Oe IH, 210; d. 
Syn, Ausſchuſſes PHe 1), 68; 
an d. Diöz.Syn. PHe L 64: 
an Gej,Syn, PHe I, 66; über 
K. Bifitation We I, 160 fo 
1,.150. 
Berlin, vereinigte Kr, Syn, P 
II, 6, 
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Berufung des Ausfchuffes der 
Zand. Syn. W II, 18, 25; d. 
Diöz.Syn. W IL, 12; d, Gem, 
Vertretung Oe II, 200, 202, 
der Gen.Syn, Oe II, 221, 
222; d.a.0. Gen, Syn. Oelll, 
225; d. Geſ.Syn. PHeI, 66; 
der K.Vorſt. PSIL, 102; der 
Landes-Syn. W II, 18f. 16, 
235.90 BfärterliP, 0850. 
Presbyter. PHe I, 53, Oe III, 
201; d. großen Presbyt. PHe 
I, 57; d. Superintend, Verf. 
Oe IH, 217; d. Syn. Aus 
fchuffes B I, 107; bei Ein- 
ſprache gegen 8,G.Naths Wahl 
W LU, 28f.; an d. Diözejan- 
vorstand PHe I, 54; v. d. 
K.Kommiſſion PHIL, 4; wegen 
Ausſchluß v. Wahllifte PHe 
I, 71; in Disziplinarfachen P 
I, 14 16, Oe I, 199; bei Ent: 
iffung eines Presbyters PR 
III 


Berufungebrief f. PfarrerOe III, 


Befchläffe der Diöz.Syn. PHe 
„68, 77, W II, 123 der 
Gem. Repräſentat. PR II, 15; 
d. K.G. Verſamml. Ba III, 130, 
Br 1,176; d, Gen, Syn. Oe 
III, 224; d. Geſ. Syn. PHe I, 
66, 78; d. K. Ausſchuſſes Br 
II, 180; d. K. Gem. Rathes 
W 17. 186,W 0,8, 345 od, 
K.Konvents Br I, 181, 185, 
188; d. K. Vorſtandes P III, 4, 
PF II, 102, 1024; d. Sr. Syn. 
PR IIT, 18; d. Presbyter. 
PHelI, 535 PR II, 12, 22, 
Oe II 201; d. groß. Presbyt. 
PHe L 713 der Prov. Syn. PR 
III, 19, 20; d. Senioratsver⸗ 
fammlung Öe III, 212; der 
Superint.Berf, Oe Ir "216, 
218; d. Syn, Ausfchuffes BL 
108: ;auf Erhebung von K. Um: 
Iagen W 1, 125, Ba II, 70, 71, 
Ba I, 74; im Disc Verfahr. 
Oe I, 197, 
Beichlußfaffung d. Presbyt. in 
a DE PHe 
1! 


Beſchlußfähigkeit Oe III, 188; d. 
Diöz.Syn. PHe I, 63; d. S.= 
G. Verſammlung Ba III, 130; 
betr, K. Steuer Ba I, 71, 74; 
d. Gem. Vertret. PF II, 102%: 
d, Gem, BertretungOe II, 202: 
d. Gen.Syn. Oe II, 294; ». 


Ge]. Syn. PHe I, 66; v Kir. = |, 


are Br II, 180; d. K. 

G. Rathes WI, 111 * 126; 
d. K. Konvents Br 1,18, B 
I, 114; d. K. Vorſt. bri 187, 
PF II, 102, Br III, 182, OB 


Beloldungen OII, 





OB III, 147; d. K. V. u. d. 8, 
G. Vertretung OB III, 148; f. 
Kr.Syn. Vorſt. P III, 5, PR 
II, 17; d. Landes.Syn. WII, 
17, 24; d,Bresbyt. Li III, 171, 
Oel, 201; d. großen Presbyt. 
PHe I, 57, 85; d. Provp. Syn. 
PR III, 20; 3. Wahl d. Defans 
He IL, 87; 5. Defan.Syn. He II, 
86; f. Landes.Syn. He II, 89; 
b. Synod.Wahl WU, 21, 


Beſchwerden d. Evangel. Oe III, 


224; d. Geſ.Syn. PHe J, 67; 
d. nied. K. Dien. gegen Disci— 
plin W I, 121; Lanmd.Syn.- 
Ausjchuffes W II, 18, 25; üb, 
Disc. Urtheil Oe I, 196, PS 


II, 31, BR II, 39, 8 III, 49; 


über Geiftl, Oe III, 200 ; über 
Gem.Organe PHe I, 82; geg 
Beſchl. d. K.G. Rathes Ba III, 
130; wegen Entlaſſung eines 
K.G. Rathes W I, 127; über 
aktive Wahlfähigk. z. K.G.— 
Rath W I, 113; über Wahl 
3. 8.G.NRath WI, 112; über 
K.Umlage W I, 125; geg. S.= 
Vorftände PH I, 41, Br II, 
1833; geg. d. Konſiſt. PHI, 42, 
47; geg.O.K. Rath Oe III, 224; 
gegen Ordnungsſtrafe PI, 12, 
Ö 1, 146 f. AI, 169, Br II, 
161; über Brobft Ru II, 146; 
gegen Rezeßbeſcheid W III, 83: 
ik; SenioratsangelegenheitenOe 
II, 216; gegen Senior Oe III, 
210; gegen Superint, Oe II, 
217; wegen Verwalt. des S,- 
Vermögens Ba III, 107, 


Beſetzung d. Pfarrftellen Li III, 


171, Ru II, 182, Ru II, 126, 
He II, 90, w 1, 10, 


Befihtigung fichl. Bauten W 


200 ; des 
Brotofollführers w II, "60, 


Beſoldungsanſchlag für Pfarrer 


M I, 151 


Beftätigung des Dekans He I, 
1 


42; d. K. G. Vertreter OB III, 

147; D Wahl z. K.V. OB LI, 
147; d. Lehrer an ev, Volfs- 
ſchule Öe II, 226f,; d, Pa⸗ 
tronatrechtes Ru 11,:190* cher 
Pfarrwahl Oe III, 128; der 
Brotofolle der Senoriatäver- 
fammlung Oe III, 212, 


Aeitehung bei Pfarrwahl Oe III, 
Beftellung d. Kaſtenmeiſters PHe 


I, 99; d. Baftoren Br IL 177, 


Beftrafte, Sorge für Oe II, 199. 
Bethaus Ru II, 196, 
— d. 8.Steuer Ba II, 


100, 
Siehe auch Beitreibung, 





Regiſter zu den drei Ergäanzungsbänden, 


ONE d. K.Gem. WII, 


—— Ru II, 108, 193, 
Beurkundung d. Rechnung WII, 
80; von Nechtögejchäften des 
Presbyt. Oe IH, 202, 
Beurlaubung der Geiftl. Ru II, 
153, M II, 158, 
Demeisartifel Ru II, 165. 
Demeistermin Ru I, 164, 
Bewerbung um Pfarrei P 1,7, 8, 
He II, 90, Li III, 171, 
Bewilligungen aus der K.Kaſſe 
PF IH, 102d, 
Berwirthichaftung kirchl. Grund⸗ 
ſtücke PHe I, 88, 
Bezivksgemeinde Li III, 234, 
Bezirksrath entjcheidet über Ein⸗ 
an geg. Umlagebeihluß 
Ba 1,75. 
Bestrtofehufinfpettor S III, 241, 
Bigamie Ru I, 116, 
Birkenfeld, Konfift. in OI,143, 
Biihof Ru, 148, Si III, 235, 
bona acquisita d, Kirche Ru II, 
176; dotalia d, Kirche Ru II, 
176, 
Boſau, Kirchenorganifation für 
OL2IE151: 
— K.Ord. für Br I, 


Brüdergemeinde Ru II, 196. 

Bücher, Firhl, Nenderung der 
W II, 17, 24, 

Buchführung d. K.Gem. W III, 
TOrBaiHHUIIE 

Budgetd. K. Gem. Br J, 180, 184, 

Bürgerausſchuß W IL, 39, 

Bürgermeiiter von Stralfund P 


I, 9, 


& fiehe auch K 
Sa d, firhl. Schriften Ru, 


Gentröltichenfonbs He III, 141, 

Gentralfommijfion f. R.Steuer 
HelI, 173, 

Chriitenlehre Oe III, 193, 

Citation d. Bell. Ru I, 163, 

— Eheſchließung Ru 


Constitutorium Ru II, 153. 


Danzig, Konfift. in I, 1; ref, 
K.Gem. in I, 3, 

Darlehen d. K.Gem. P I, 24, 
PH 1,40, PH I, 42, PHe I„ 
91, PH U, 2, Ba II, 112, 

Darlehenszufagen Ba II, 113, 

Dauer d, Xelteftenamtes PHeI, 
62, PEII, 102h, Li III, 109; 
d. Amtes d, Gem. Vertretung 
HeI, 139; d. Gem. Verord. PF 
11, 102g ; d. K. Vorſt. He I, 100; 
d. "Gottesdienite Ru I, 194 f. 
Siehe auch Amtsdauer, 


Negifter zu den drei Ergänzungsbänden, 


Defan WII, 32; auf Diöz. Syn. 
WI, 19; auf Pfarrſynode 
Ba I, 80; Aufficht d., über 
Bermögensverwaltung w II, 
8; Befugniffe des Ba III, 138, 
134; Beitätigung des He 1% 
142: ertheilt Ermahnungen 
BR Im, 38; vifitirt BR III, 41; 
Mahl des He I, 140, He I, 
87 7.5 bei Wahl 3. Land. Syn. 
WI, 14, 

Dekanat, Umfang des He I, 142, 

Defanatsausichuk He, 140; b. 
Beſetzung d, Hfarrflellen "He 
IL, 90; Wahl des He II, 88; 

Dekansftellvertreter, Wahl des 
He I, 87f 

Defanat3-:Synode He II, 85; 
wählt Defan He II, 87. 

Denunziation üb. geiftl, Amts— 
verbrechen Ru II, 162, 

EHER v. KGeldern PHe r 


die Gen, Syn, Ru II, 174, 
ſ. aud) Ubgeordnete, 
Detmold, Predigeritelle in Li 

1172, 

Deutiche Nationalität, Erforder- 
niß f. K. Amt. HeII, 83, 

Devolutionsrecht Ru U, 127; b, 
Pfarrwahl PI, 9, 

Dokumente über Geldjunmen 
Ru I, 181. 

Dorpat, Stadtfonfif, Ru I, 
105* ; theol, Brof, v., Mitgl, 
d. Gen,Syn, Ru II, 134, 

Dotation, Erwerbsgrund des 
Batronatrechtes Ru I, 190, 

a Hrchlich, Stellen PHe 
I 


Diäten bei Pfarr-Syn.Ba II, 82; 
. Prediger Ru II, 136; bei 
K. Viſitat. PH IT, 238; d, 
Syn.Ausſchuſſes B m) 108, d, 
ag PHeI, 69, WII, 
9 


©. auch Tagegelder, 


Diafone PHe I, 55, Br I, 182, | 


184 f, PFII, 1024, WII, 11, 
Diakonus Ru I, 133, 
Dienftalter d. Pfarrer PI 7. 

S. auch Dienftjahre, 
Dienſtanweiſung f. Gen. Super— 

intend. PHel, 83; f. Super- 

intend, PHe I, 84f, 
— z. Pfarrer MIII, 


Dieflaufficht über Beamte der 
K. Verwaltung Ba DI, 110; 
über R.Beamte A I, 172; 
as niedere K.Diener 'PHe — 


Dienſteid Ru II, 149; d. Konſiſt. 
Beamten Ru 151; d. Mitgl. 
d. KRathes 10) L 151, Oe 

- II, 221, 








Dienfteinfommen Bra III, 161, 
163; d. entlafjenen K. Beamten 
P I, 15; d. fuspendirten K.⸗ 
Beamten P 1,445) A 1,171, 
PS’-UL, 327 S IM 49; Ber- 
minderung des A 18 167, 

See vorläufige Er 

AT 17H PSIL,82, Bra 
II, 161, 164, 
S. auhb Suspension, 
AUmtsenthebung. 

Dienftentlaffung d. R, Beamten 
PL511.5,%012145, 5.087, 
153, AUT, 168, SI, 488, 
PS III, 29, Bra III, 161 ff. 

Dienftgebäude, kirchl. W I, 118, 

a kirchl. OT, 144, OB 
I 


Dienftvergehen d. K. Beamten P 
©, auch Disciplinar— 
vergehen. 

Dienftjahre Si II, 100, 
©, auch Dienftalter, 

Dienftinftruftion f. d. Konſiſt. in 
Birkenfeld OL, 145; f. d. O.⸗ 
K.Rath O LI 150, 

Dienftlifte Ru Il, 148, Ru II, 154, 
Ru II, 158 

Dienftübergabe an Rechnungs— 
führer Ba III, 197, 

Dienfannfühigteit PS III, 33, Oe 
III, 

Dienftvergehen S III, 46; der 
Geiſtl. OB I, 152; d. RBe- 
amten A I, 167, ps IIIR27, 
©, auch RAR, 
vergehen 

enfwerkämife des Geiſtl. Ba 
I 

Dienftwohnung P I, 28; des 
Pfarrers M III, 149, 

Dienitzeit d. Geiftl, M II, 151, 
©, auch Dienftalter, 

Dilationzgefuh Ru II, 161, 

Dimifjoriale Oe III, 195, 

Diözeſanausſchuß WI, 8 Wu, 
32, 65 ; Berichte d, RNathes 
an den W Il, 59; über Gem.- 
Wahl Ba I, 134 R.Adeit, 
K. Vermögen Ba Tr 106. 

Diözefanfynode PHe 2 62 f. 
W U, 12; Gener, ‚Super,, 
Mitgl, der PHe I, 84; geiftl, 
Mitgl, der B II, 385 Jtechte 
der BHe I, 77; wählt 3 
Landesſyn. Ww IL, 14, 20, 

Didzefanfpnodalverband BHe I, 
62 f. 70, Ba II, 134; Ab: 
änderung des PHe I, 67, 

Didzelan= Syn, = Vorſtand, PHe 
1, 63f. 85; ernennt Älteſte 
PHe I, 62; Rechte de PHel, 
77 


Diözef anverfammlung S III, 241, 
Diözeſe Oe III, 212, 
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Disciplin üb, Geiſtl. BR III, 38; 
über ſtädt. Geiftl, in Stral- 
jund P II, 9; über Gem, 
Organe PHe I, 65; über 
Beamte PS III, 27; über 
niedere R,Diener W I, 120; 
über K.G.Rath W I, 128; 
über ———— WI122; Be: 
theiligung d . Diöz. Syn. Aus- 
ſchuſſes an der W 112, 

Disciplinarbehörde A L, 169; 

I. Snftanz S III, 48, 

Disciplinarfälle S III, 46, 

Disciplinargerichtsbarfeit, kirch— 
liche Oe III, 209, 228. 

Disciplinarhof, kirchl. Ba III, 
135, Bra III, 162, 164, 

S. auch Dienſtgericht. 

nn Bra II, 162, 
164 

Disceiplinarmittel S II, 44, 

Disciplinarordnung 8 TIT, 44, 
Oe I, 192, 195, II, 186, IIL, 
228, 

Disciplinarſachen, K.Kommiſſa— 
rien bei PH IL, 3, 

Disciplinaritrafen gegen K.Be— 
amte O I, 144, 145, 151,0B 
I, 152; A I, 167, Oe I, 196; 
gegen Geiſtl. Ba I, 137 f, 

Bischpfmarumterfuhung Oe I, 


Disciplinarverfahren P I, 12, 
Ba I, 137, O I 146, OB n 
153, x % 168 f. Oe 1 197, 
BR III, 39, S III, 46, Bra 
III, 161, 162, 164, 165; über 
8 Beamte PS III, 29, Öe II, 


ae Oe I, 195, 
Bra III, 160, 
©, auch Dienftvergehen, 

Dispenfation P IH, 9, Ru, 
153; dv, Aufgebot PH II, 5; 
von Beichte und Abendmahl 
Ru II, 202; von Ehehinder— 
niſſen Oe II, 213; in Ehe— 
fahen He I, 142, OL 158 f.; 

v. ———— f: K. Amt He 


Ediktal-Citation im Ehever— 
fahren Ru I, 167, 

Che Ru II, 114, 204; gemijchte, 
Umlagen bei PHe I, 97; Ein 
fluß auf K.Umlagen W I, 
124, Ba II, 72, 

Ehebruch Ru IL, 121, 

Shedispenfationen Ru II, 157, 

Ehehinderniſſe O I, 150; Dis- 
penfation von Oe III, 213; des 
Bandes Ru I, 116; der Re— 
ligionsverſchiedenheit Ru II, 

5 f.; der Trauerzeit Ru II, 
116; d. Verwandtichaft Ru 
II, 115, 
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Che: und Verlöbnißſachen Ru 
II, 152, 
Shejachen, Verfahren in Ru, 


Eheſcheidung Ru I, 119, 
u yeidungsfachen Ru II, 158, 


Eheſcheidungsurtheil Ru II, 168, 

Eheſchließungsalter Bu II, 114, 

Eheverbot im Scheidungsurtheil 
Ru II, 169, 

(Shrenrechte, bürgerl, PH I, 59, 
W I, 112; Berluft der P I, 
11, WI, 127, 01,145, AI, 
168, Ba II, 168, He II, 85, 
PF IT, 102e, PS II, 29; de3 
Patrons Ru U, 190. 

Eid d, Superintend, Si III, 235; 
d. Prediger auf Bekenntniß 
Ru I, 107; d. Konſiſt. Be— 
amten Ru II, 151; im Ehe— 
verfahren Ru II, 168, 

Eigenthumd. K.Gem. W I, 119; 
ſ. auch Grundeigenthum 

Einführung d. ©. K. Alteſten Li 
III, 169; d. Pfarrer in das 
Yınt PHe I, 84, Oe IIL, 198, 
206, Ru II, 1380, 210; des 
Seniors Oe II, 213; der 
Superint, in d, Ant PHe I, 
84, Ru II, 147, Oe III, 215; 
. au Snutroduftion, 

Einkünfte, kirchl, Verwendung 
der PH U, 2; d, Geiftl, Ba 
I, 186 f, Ru, 136; d. Gem, 
Br I, 178, 

Einladung 3. K. G. Verſammlung 
Br, 178; 'Ba' IH ,01805 "3. 
Gemeindevertretung Oe II, 
2035 3. K. Konvent Br I, 184, 
187; 3. Verſamml. d. Pres— 
byt, Li II, 171; d, ficdhl, 
Organe Oe III, 188; 3. Wahl 
3. Defan Syn. Hell, 86; 3. 
RER WU, 38, 5752 
Gem,.Organe Oe III, 205; d, 
Gem. Verordn. PF II, 112e; 
f. Landesſyn. He IL, '89, 

Einleitung d. Discipl. Verfah⸗ 
rens I, 147, OB I, 154 

Einnahmen des Grundſtocksver— 
mögen® W 65886 
Kaſſe PHe I, 101; d. K. Gem. 
Br 1,187, W II, 69, Ba III, 
97; d, Leipz. Gem. Verb. 8 
III, 52, 

Singuartierungsfreiheit 
Gebäude Ru II, 183, 

Sinräumung d, R,Gebäude W 


kirchl. 
Ginrichtungen, organijche He I, 
Sinn zur 8,Steuer H I 


Eintprache gegen Melteitenwahl 
PHe 1, 61, 68, Li IL, 169; 





gegen Anftellung im K.Amt 
He II, 84; gegen Beſchl. d. 
R.G.Naths W I, 8; gegen 
Che Ru U, 118; gegen Gem.⸗ 
Wahl PHe e) 60, 65, Ba II, 
134; gegen Klmlage W 
195: gegen Umlagebeſchluß 
Ba II, 75; gegen Bfarrwahl 
PiT, 8, Li III, 172; gegen 
Bredigerbeftellung Ru II, 128; 
gegen Wahl d. Gem. Berordn, 
PF I, 107; d, K.Aelteſten 
PF I, 102h; d, K. G. Rath 
W:1,118, 0 I, 275 3, Zants 
desſyn. W II, 15, 215 gegen 
Wahllifte d, Gem, PHe I, 59, 
PF II, IO2e, Li III, 1685 j, 
auh Beanstandung. 
Einftellung d. Disciplin,Berfah- 
tens, PAIN 608 
11,30, 49, Bra III, 113, O1, 
147.5, MO0B/14455: 
Einweihung der Kirche PHe I, 
84, PR II, 9, 20, Oe III, 218, 
Einwilligung zur Ehefchließung 
Ru I, 114, 
Einzelitiftungen W II, 85, 
Einziehung firhl, Abgaben PHe 
1,103. 1Ba)111N99 7 
Elbing, ref. K.Gem. in L 3, 
Eltern, Einwilligung der zur 
Eheſchließung Ru IL, 114, 
Gmeritirung S IH, 46; unfrei- 
mwillige OB I, 153; d, Geiftl, 
P II, 9; d, R,Beamten PL 
15; d. Prediger Ru II, 129, 
Entfernung aus d, K. Amte P 
RAS LONS 
(Sntfernung aus dem Amte OL, 
145, OB, 152, PS III, 291, 
PS II, 291, S Iu, 45, 
©. auch Abſetzung, Amtö- 
entjegung, Remotion, 
Enthebung vom Amte AI, 168, 
O I, 149, OB I, 156, 
Snttaffung eines Geiftlichen Ba 
I 13711, He'1, 142, Ru I, 
153, BR II, 39; der Gem.⸗ 
Verordneten PF dr 102 g, 
PHe I, 60; d. K. Aelteſten PHe 
1,68, Ba III, 131, Li II, 170, 
der K.Beamten P I, 155 der 
nied, R,Diener W I, 12, Ru 
II, 132; eines K. G. Rathes 
W 1112, W 1,275 des Sirchen- 
Pflegers WI, 114; d. Zandes- 
fun, W I, 16, 23; des Pre— 
digerö Br I, 188; eines Pres- 
byter3 PR III, 20, 
Enticheidung d. Didz.Syn.Vorft, 
PHel, 65; de3 Gen. Konſiſt. Ru 
II, 159; in Dijeiplinarfachen P 
1,1484A,'1,,170,-PS 1781, 
S III, 48, 
Gntziehung der Amtsbezüge Oe 
I, 196; der Nechte de3 geiftl, 





Regiſter zu den drei Ergänzungsbänden. 


Standes PS III, 33; d. Wähl- 
barfeit zum K. Aelteſten PFL, 
102h. 

Ephoralarchiv S II, 242, 

Ephorus, Dienftveraütung des 
M III, 150, 

Gehficheit des Patronats Bu II, 


Gıbieaften, Annahme von, durch 
K.Gem. PHIL 2, 

Erfundprotofoll W III, 80, 

Ergänzungswahlen He Bald 

Erinnerungen an Presbyterien 
Oe III, 209, 

Erkenntniß im Dije, Verfahren 
Oe I, 198, 

Erledigung des Amts d, Gem.- 
Verordneten PHe I, 60; des 
Pfarramtes PHe I, 55, 84, 
Si II, 100, PF II, 102a, Ru 
II, 126, 210, Oe II, 195, 

Eröffnung der Suftififat. der 
Rechnung W IH, 83; der Lan— 
de3-Syn. W II, 23, 

Ernennung d. Beamten f örtl. 
K.Fonds Ba Ill, 108; d. Geift- 
fihen Ba I, 136, He I, 142, 
Ru II, 127; der Mitglieder 
des Gen.Konfift. Ru II, 156; 
d. Konſiſt. Beiſitzer Ru II, 150; 
d. Konfift.Bräfidenten Ru II, 
150; der Mitglieder d. O.R,= 
Rathes Oe III, 221; d. Ober: 
Konſiſt. He I, 142; d, Presbyt. 
PHeI, 65; d, Superint, PHe 
I, 68, 

Grmahnungen P II, 9, BRIII, 
38 f.; der S,Diener Bra III, 
160. 

Errichtung gottesdienftl, Gebäude 

H I 39, 41, 45, PHeI, 79f,; 
der Kirchen Ru I; 155; der 
Pfarritellen He II, 84; d, Pra⸗ 
poſituren Ru, 158 

— für g. Vorſt. He I, 


Gejainam, in .Vorſt. Li II, 
169; f. Deput. 3. Gen. Syn. 
B II 37 Ts Mitglieder d. 
Gen.Syn. Oe III, 222; für 
Ronfenior und Senoriatsku— 
rator Oe III, 208; f, Landes 
Syn. W I, 14, 18,20 5; 
der Senioratsorgane Oe II, 
211; im Superintendent,Au3- 
feyuß Oe II, 215; für Syn: 
Ausſchuß Oe III, 225, 

Srwerbungen der K.Gem. P I 
23, W U, 9; kirchl. Grund: 
eigenthumsPHe I, 79 f, 81, 87, 
HeI, 142, Ru II, 179, WII, 
55, Br II, 179, 181, Oe’Iı, 
ea d. Batronatrechts Ru II, 

Ermiderung der Klage Ru II, 
164, 


ee ne ee 


Regifter zu den drei Ergänzungsbänden. 


Erziehung, religiöfe d. Jugend 
PHe I, 54, 


Eitland, Kirche v. Ru IL, 104° f, 
Etat ſ. auch Haushaltplan, 
Jahresvoranſchlag; 

der 8,Gem, P I, 82, PHe I, 
087119 21007, AR, 1017, 
W II 8, W II, 64; der ®.- 
Kaſſe PF II, 102 d; Geneh— 
migung des W IH, 65; Boll- 
ziehung des W III, 66, 
Gramen pro ministerio PHeI, 
84, RuIl, 208, Oelll, 213, 
— auf Klage Ru II, 


Grefutioftrafe d. K.Kommiſſar. 
A 
— d. Gen.Konſiſt. Ru II, 


Fahrnisſturz W II, 70. 

Fahrnisverzeichnis W II, 77, 
Ba.1115197, 

Fakultät theol, z. Wien, Abge— 
ordnete z. Gen.Syn, Oe III, 
222; Betheiligung an Super 
intend.-Berfammlung Oe III, 
216; theol, ordnet 3, Yandes- 
Synode ab WII, 22; vertret. 
auf Gej.Syn, PHe I, 69, 

Famtilienbegräbniß PHe I, 56, 74, 

Yamilienftiftung PHe I, 94, PF 
II, 102 b, W II, 85, 

Feierlichkeiten, gottesdienftliche 
He I, 142, - 

Feiertag, Send des PHe 
’ ’ ' a, 

Feſttage Oe III, 224, Ru II, 108, 

Filialgemeinde W I, 109, f. IL, 
56, Oe II, 190 M III, 157, 
Vorſitz im Presbyter. der Oe 
III, 201; K. G. R.Wahl der W 
U, 28; in der Diözeſanſyn. 
PHe I, 62, 

Filial-K.Gem.Rath W II, 26, 

ilialverband He I, 142, 

Filiaſten, Beitrag der zu S.- 
Steuern Ba II, 174, 

Finanzausſchuß S IIL, 51, 

Findlinge, Tauf.d. Ru IL110,198, 

Finnland Ru II, 106*, 

Fonds, kirchliche Oe III, 220; 
allgem, firhl, He I, 142; des 
Seniorates Oe III, 209; der 
Superintendenz Oe II, 216, 

Fondsverwalter d. Presbyt. Oe 
III, 200. 

Fortbildung d. Geiftl, Oe II, 193, 

Frageſtücke im Beweis Ru II, 165, 

Sreiheit von K.Laſten Br III, 184, 

Friedhof Br I, 180, Br III, 179, 
Oe IH, 200; konfeſſioneller Oe 
III, 191, 205, 
©. auh Begräbnißplak, 

Gottesacker, Kirch— 
hof, Todtenhof. 





Galtpredigt P 1,7 f. 

Gebäude, kirchl. Li III, 170, Br I, 
188, 8 III, 240; Errichtung 
gottesdienftl, PH I, 39, 41, 45 
fi. P I, 10; in Stiftung: 
pflege W II, 35, 
©. auch Kirchengebäude, 

Gebrechliche, Ehen der Ru II, 204, 

Gebühren, firchliche PH II, 3; 
f. Orgelrevidenten W III, 60; 
im Diſc.Verf. O I, 149, OB 
1,156; f. Grabdenfmäler PHe 
L, 95; d. Prediger Ru II, 1365 
d. Zwangsvollſtreckung d. K.⸗ 
Steuer Ba III, 108, 

Gebührentaren, Kirchliche PH I, 
46, 58, 79, 81, PFII, 1024. 

Gefangenenbefuch der Vrediger 
Rarıı 137, 

Gegenfchein Ba III, 120, 

Gehalt d. Geijtlichen He III, 141, 
Br I, 176, M III, 149 ff, Oe 
II, 203; d. Diener S II, 
— des K.Rechners Ba III, 


Gehaltszulage, Vorenthaltung 
der Ba I, 137, 

Geiſtliche He, I, 142; Amtsent— 
Yaffung der PHe I, 68; An— 
ftelfung und Vorbildung der 
He II, 83, Aufſicht über PHe 
I, 65, 83; Dienftalter der PI, 
9; Dienftverhältniffe der Ba 
I, 186 ff.; Difeipfin über AL 
167, SIH, 44; Gehalt der He 
I, 141; Mitgl, d. Diöz. Syn. 
W I, 12; Stellung der zu 
Gem.Organ. A I, 166, 

Gelder kirchliche, Ausleihung der 
PH II, 25, W II, 61. 

Geldftrafe, PI, 11, Ba I, 137, 
O0 1,145, OB1, 152, A], 
167 ff., Oe 1, 196, 198, PS III, 
29, S IIL, 45, BR II, 38 f. 
Bra II, 161, 163, Oe III, 230, 

Geltung der K.Geſetze PHe I, 78, 

WII 16, 28, 

Gelübde der Gem.Organe Oe III, 
205; d. K.Aelteſten PHe I, 53, 
73, PF II, 102; d. Mitgl. d. 
Gej.Syn, PHe I, 66; d, Sy— 
nodalen W I, 17, 24, 

Gemeinde Br I, 182; politische, 
Berpflichtungen der PHe I, 74, 


Gemeindeangehörigfeit PHe 1,55. | 


Gemeindearchib Oe III, 207, 


Gemeinde-Ausſchuß BrI, 1777. 


180, 
Gemeindebeamte Br I, 181, 188, 
Gemeindebeiträge 3. Syn,Koften 
PHe I, 68, 
Gemeindebuch Oe III, 200. 
Gemeindegenoſſen Br III, 184, 
Gemeindeinventar Oe III, 200, 
Gemeindefirchenrath in Vermö— 
gensperwaltung P I, 17, 
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Gemeindelifte Li III, 168, 

Gemeinderath, verwaltet Stif- 
tungen W III, 84, 

Gemeinderechnung Li III, 171, 
Oe III, 203, 

RL THNIE US, PR III, 


Gemeindefiegel Oe III, 232, 

SGemeindeftatuten PH I, 45, PHe 
1, 58, 62, 77f,, 80, PF II, 
102d, Br IIT, 178 f,, 181, Oe 
III, 203, 
©, auh Statuten, Lo— 
faljitatut, Ortsftatut, 

Gemeindefteuer Br I, 187, 

Semeindeitiftung W III, 85, 

Gemeindeverband, Leipziger 8 
III, 50, 

Gemeindevermögen Oe II, 200; 
Verwalt. de Br I, 178, 181, 
185, 

Gemeindeverordnete PHel, 51 ff. 
56f. 58, Br I, 176, 177, PF 
II, 102; firhl, Vermögens 
verwaltung der PHe I, 85, 

Gemeindeverfammlung Br I, 
175f. OLL 181, Ru II, 211, 
Oe III, 202, 204; beir. K.⸗ 
Vermögen Ba III, 106. 

Gemeindevertreter Br IH, 177; 
Amtsdauer der He I, 139, 

Gemeindebertretung P I, 17, Ba 
II, 70, PFII, 102a, 102c, Oe 
III, 202, 

Gemeindevorſtand Oe II, 199, 

Gemeindeumlagen, kirchl. PHI, 
42, 46, 

© auch Rirhenumlage, 
Umlage, 

Genehmigung des Didzejanaus- 
ſchuſſes 3. Beſchl. d. K. Gem.⸗ 
Rathes W II, 8f. 

J— Ru II, 106*, 


Generalfuperintendent PHe I, 65, 
83f, PH IL, 5, W IL, 18, Bra 
II, 98, Ru II, 147, Li III, 172; 
v. Schleswig, Amtsſitz des PS 
III, 237. BR 

Generalfynodalausfhuß BI, 

06ff.; in Disziplinarfachen 
Ba III, 135; über Verſetzung 
eines Geiftlichen Ba I, 137, 

Generalfynodalordnung P I,4f, 

Generaliynodalvoritand, Theil- 
nahme des an Disziplinar- 
entjheidungen P I, 14, 

Generalfynode Ru II, 158, 174, 
Oe III, 221, 222. 

N I, 160, PHe 
I 


‚84 
Gerichtsbarkeit des Konſiſt. Ru 
IT, 160. 
Gerichtskoſten d, K.Gem. PI, 37, 
Setarehuu der Prediger Ru 
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Gejammtgemeinde Oe III, 218, 
Geſammtkirchengem. W T, 109. 
Do Rath W J 111, 
21,131} 
Gefant K. Vorſtand b. Beſetzg. 
d. Pfarrſtellen He II, 97. 
Sefeumepatacie, Pfarrwahli in 


Sefanmtignodalausfchuß bei 
Dife, Verf, PS III, 30, 
Sejammeipnobaltafie PHe I, 67, 
Sejammt.Synode PHe I, 65; 
Rechte der PHe I, 77, 
Gefangbuch W I, 16; DANPHLL, 
9, Oe II, 223; Beſchl. der 
Diöz.Syn. über PHe I, 64; 
d. Gen,Syn. über PHe I, 66f. 
8 des Presbot. 


Geſchaͤftsgang d. Gem. Vertret. 
Oe II, 203, 

Gejgäftstreis d. K. Vorſtands Br 

Geſchäftsordnung d. Gen.Syn. 
Oe III, 223, 224; f. d. Ron 
It, in Birkenfeld 0 1,148; 

Rr.-Syn. PR II, 18; der 
Kenne Syn. W IL, 17, 24; 
d. O. K. Nathes Oe III, 222 
d. Oberkonſiſt. He I, 141; y 
Prov.Syn. PR II, 20; fuͤr 
Verwalt. d. K.Vermögens Ba 
II, 107, 

Gefchiedene, Ehen der Ru II, 
116, 204; Wiederverheirathung 
der Ru II, 122. 

Sefepentoite, firchl, W II, 16, 


J—— firchl. Oe III, 228; 

“ Landes-Syn. WII, 16, 92: 
d. Prov. Syn. PR II, 19, 

Gefeb- und Verordnungsblatt, 
firchl, PHe I, 78 

Geſtändniß i. Eheſach. Ru II, 168, 

Glocken W I, 120, W II, 47, 

Glöckner PHe I, 55, 

Önadengehalt M II, 154, Oe 
III, 196, 

Önadenzeit M III, 154, 

Gottesacer Ru II, 114, 203, 210; 
ſ. au Begräbnißplaß, 
Sriedhof, Kirchhof, 
Todtenhof. 

Sottesdienft Br I, 181, Ru II, 
107, Ru IL, 192, Br III, 179, Oe 
I, 193, 199, 2065 
über Br I, 185, Ru II, 209; 
den in Stralfund P IL, 
Sorge für PFIL,102a; Stif- 
tungen für W I, 114; Zeit 
des PR III, 13, 

Gottesdienftordnung PHe I, 54, 
WII, 10, 16, 22, Li II, 170; 
Aenderung der WII, 17, 24, 

Goudernementsregierung, 


’ 


Aufficht | 
9;| 





In⸗ 


ſtanz über O.K. Vorſteheramt 
Ru II, 188, 

Srabdenfmal PHe I, 56, 74,95, 
PFII, 102a, 

Srabftätte W I, 19, 

Grasnutzung PF II, 102b, 

Grundeigenthbum, kirchl. PH I, 
39, 41, 45 f, PHeI, 57, 79 f, 
81, 87, PF IL, 102c, P II, 
10, Br II, 179; Befchlüffe 
über Oe IH, 203; fiehe auch 
Gigenthbum 

Grundſtocksvermögen d. R,Gem. 
— 

Grundſtücke, kirchl. PI, 21, He 
I, 142, Br I, 176, 180, 184, 
W IL, 9, PF IL, 102b, Rus, 
179, Ba III, 106; j, auch Im⸗ 
mobilien 

nn von K.Gem. Oe II, 


Sr ev, K.Gem. in Ru II, 
106* 


Gutachten d. Diöz. Syn. PHel, 
67; der Lande3-Syn. W IL, 
22: des Syn, Ausſchuſſes PHe 
I, 68, Oe III, 225; d, Wor- 
ftand d. Diöz. Syn. PHelI, 64, 

Güter d. K.Gem. W I, 133, 

EL im Eheverfahren Ru 
II 


Gymnaſium, Abſolvirung des, 
—— f. K. Amt He II, 


Haftung wegen Schädigung des 
K.Vermögens W I, 122, 

Hand, todte W I, 198, 

Handlungsunfähigkeit des Ba- 
trons Ru II, 190, 

Hannover, Neformirte in PHI, 
7 — Entwickelung in PH 

Hauptbud d. K.Rendanten P I, 


—— Ru II, 194, 
Hauptprediger Ru II, 199, 
Hauptverhandlung in Diſe Sach. 
PT, 13, O1, 148; OB1,155, 
BSIIHT, 51, 
Hausandacht Ve III, 195, 231, 
Hausgottesdienft Ru II, 109, 
Haushaltplan d.K. Gem. S ILL, 51, 
Hausfollefte PI, 30f, W I, 124, 
PR II, 21 
Hausordnung d. kirchl. Seminare 
-He II, 84, 
Haustaufe Ru II, 197, 
Haustrauung Ru I, 113, 
Heberolle b. K.Steuer P I, 30, 
PH I, 43, PSI, 47, PNI, 
49, PHe I, 82, 96, 
Heidelberg, Diözefe Ba III, 134, 
Helfer PF II, 102a, 
Helferhaus W I, 48f. 
Helgoland PS III, 237, 











Negifter zu den drei Ergänzungsbänden. 


Hinterfegungsfchein Ba III, 115, 

Hirtenbrief Oe III, 213, 

Holzungen d. K.Gem Pl, 

Hülfsarbeiter im Sandestonfift. 
S II, 47, 

Hülfsgeiftliche PR IH, 16; im 
en, wirst in 

RB. OB III, 146, 

Hülfsprediger Li DT 167% 
Disciplin gegen (6) 1; 144, 

Hhpothefen d. K.Gem. p 1,928, 

Jacobi St, K.Verf d. Gem, in 
Bremen Br I, 175 ff, 

Sahresberiht BR II, 41, 

Sahresporanjchlag Oe III, 203; 
d. Gem, Oe III, 200; f. auch 
Etat, 

Smmobiliten d. 8, Ru I, 179 
. auch Grundftüde, 

Smpotenz, Chefcheidungsgrumd 
Ru U, 

Snformationsreht d. Landes— 
Syn, W U, 16, 22, 

Sngermannland 8, von Ru II, 
104* £, 

Snhaberpapiere d. K. Gem. Ba 
III, 115, 

Sn 3. K. Geſetz. W II, 16, 


Inſchriften auf Grabdenfmälern 
He I, 9, 
Inſpektionsſynode Bra II, 98. 
Snipeftoren PHe I, 69, 
Bel d, Pfarrer Oe II, 


Snterfalarien Oe IH, 230 f, 
Snterpretation, authent. d. 8. 
Geſ. PHe I, 67, 
interrogataspecialiaRu II, 165. 
Sntroduftion Ru II, 152; des 
Prediger® Ru II, 130, 148, 
210; d. Superintend, Ru I, 
157, 
S. auch Einführung. 
— kirchhß III, 170; 
— ‚Richenvermögens Ru In, 


Indentarienverzeichniß des = 
Vermögens PHe I, 87, 
Sournal d, KNendanten P 189, 
Irrlehre d. Geiftl. S III, 46, 
Ru II, 141$,; Dienftentlaffung 
wegen Bra III, 161, 164; 
FE wegen PSIII, 
Juden, Uebertriit der Ru II, 110. 
Jugendgottesdienſt Oe III, 193, 
Suridif Ru II, 160, 
Suftififation der Rechnungen W 


’ + 


Kameralhof Ru II, 155. 

Kandidaten Si I, 201, Ru I, 
124; Aufficht über PHe I, 65, 
83; Ausfchließung der Oe I, 


Regiſter zu den drei Ergänzungsbänden. 


196; Bejchwerde der Ru II, 

157: ; Diösiplinarvorfcheiften 

PL 15, 0 I, 144, SIII, 44, 

50, BR II, 38; "Streihung 

d. PHe 1, 68, OL, 144, 146, 

158, 

Stantor PHe 1,55, W 1,114, 
120, BR II, "4, Oe TIL, 200; 
Discipkin gegen 'o T, 144, 

Kanzel W U, 51. 

Kanzlei d. Gen. Konſiſt. Ru I, 
15735 d. Gen.Syn. Ru II, 175; 
d. Konfiftorien Ru II, 151; d. 
O.K. Rathes Oe II, 221; ER 
— ‚Vorfteheramtes Ru II, 


EHEN d. K. Gem. W 


—— d. R,Gem, P I, 23, 
PHe I, 57,81, Br 1,181, 185, 
Sapitalcentenftenentapitallia III, 


—— kirchl. PHe I, 


Staplaneihaus, W II, 48, 
a der Prediger Ru I, 


Kaffenbeftände PHe I, 101, 

Stafjenbücher PHe I, 101, Ba III, 
120; d, KRendanten P I..38, 

Saffenführung W III, 69, Ba 
III, 119, 


Kaſſenreviſion PHe I, 102, PF 
II, 102c; in 8,&em, P I, 34, 

Kaſſenſturz W II, 70, Ba III, 
121, 124, 

Kaſſenverwalter P I, 31. 

Kaſſenweſen der Gem, PHeI, 99, 

Kaſſirer d. Gen,Ronf, Ru II, 157; 
d, Presbyt, Oe III, 200 f, 

—— PHe. 66,88 


Katechiſation Ru II, 108, 194, 

re ir W219°16,1227:P 
II, Beſchl. d. Dibʒ Syn. 
üiber "Sn I, 64; d, Geſ.Syn. 
über PHe I, 66 iE 

Ratechismuserttärung Ru II, 


Katechumenen Oe III, 193, 213, 

Kaution des Saftenmeifters PHe 
I, 99 ; d. 8, Pfleger W 1 Hr 
w IL, 3,80 di 
Rendanten P DSL 

Kinder, Erzieh. d, w II, 10; aus 
geichiedener Ehe Ru II, 123; 
d. Geiftl. Ru IL, 137, 

Kirche, Austritt aus der H II, 95, 

K.Abgaben PHe I, 108, Br I, 


184, 

Sirchenältefte PHe I, 53, 61, 
PF II, 102, Ru II, 184, Li 
115,#168 =Br U, 178,185, 
Oe II, 200; Wahl der PF 
II, 102g, 

K.Amt, Verweſung des He II, 84, 








KirchenanlagenB I, 164, 8 IIL,50, 
Kirchenausſchuß OL 1,181 Dr 
HINTERE L, 180 f 184, 
Br I, 185, 
Kirchenbau PHe I,89, He I, 142; 
ſ. auh Bau der Kirche, 
K.Bauinjpeftion Ba III, 136 f. 
Sirchenbaulaft PHe I, 89, 
K.Baupflicht W I, 40, 
K.Baumeifter He II, 144, 
K.Beamte Br I, 179; niedere 
PR II, 21; Abfebung der P 
I, 144; Dienftaufficht über A 
1, 172; Dienftvergehen der O 
I, 11, PS IU, 27; Digciplin 
über A I, 167; Disciplinar= 
jtrafen gegen O I, 144; Eme— 
ritirung der O I, 15; Um— 


lagen der PHe I, 97 ; Wieder 


anitellung des PS III, 33, 
K.Bedürfniſſe W I, 129, 
Stirchenbücher PHe I, 79, He I, 

142, PH IL, 5, Ru II, 133, 

P II, 9, Oe III, 194. 
Kirchenchronik Ru II, 135, 
Sirhendechen Li III, 170, 
Stirchendiener Br I, 179, PF II, 

102b, Oe III, 200; niedere 

PHe I, 55, 84, W 114, 120, 

Ba UI, 132; Auffiht über 

BR II, 41; Disciplin über 

OB I, 152, 

Kirchenfonds W II, 54; allge: 


meiner Oe III, 230, M III, 158, | 


Sirchenfondsrechner Ba III, 107, 
Stirchengebäude Ba I, 89, WI, 
117, 132, Br I, 185, Oe II, 
200; Aufſicht über P I, 21; 


Beftimmung über PHe I, 74; | 
Verfügung über PHe I, 77, 


PE\,12,0'10297 Ginväumung 
der PHe Ir 54,23W1..10,18, 
Oe II, 199; Einweihung 
der PU, 9; Sf, au Ge— 
baude, 
Stirchengebet He I, 142, 
Kirchengebühren Ru u, 179, 
Kirchengemeinden PHe I,.5$, 
W 1,109, Br I, 180, 187, 
W I, f} 0e II, 188; Kor⸗ 
porationsrecht der Ba II, 69; 
Verwaltung des Vermögens 
der W I, 180 ff, 
Stirchengemeindegenofjien W I, 
110, :W U, 7,5Br: DI, 177, 
Rirchengemeinb erath WI 110ff, 
W U, 7, 26; verw. Kirchen: 
vermögen w I, 180 f, Ba 
HL#108: Stiftungsvermögen 
w I, 39, 
Kirchengemeindevermögen WI 


Kirchengemeindevertveter OBIL, 


Kirchengeräthſchaften — 
Ru 0, 181 


+ 





253 
Kirchengefchichte, Prüfung in Si 
IH, 235, 


Sirchengefang Ru IL, 194, 

ER, PHe I, 67, 78, W 

Kirchengloden W I 120, IL, 47, 

Kircheninſpektion Ru IL, 186, 
S III, 241, 

Sircheninventar Ru I, 181, 

En Anlegung einer 

Kirchenkapualien Ru II, 181, 

Stirchenfalje PHe I, 56, 58, 77, 
79, 81, 101. 

Sischentaften PHeI,75, Rull, 


Breentoleft P. 1.30 52HeT, 
142, Ru II, 158, PR I, 21: 
allgemeine Oe II, 230, |, auch 
Kollekte. 

Kirchenkommiſſarien PH I, 41, 
PH IL, 1 fi. PH II, 287, 

Kirchenkonvent W I, 129, BrI, 
180, 182, 187, 

Sirchenlaften PH I, 43, 46; Br 
II, 184, 

Stirchenlehre Ru IH, 158, Oe III, 
228, 


Stirchenmeifter O I, 31, 

Sirchenobere, Stellung der zu 
Kirchenvorſtänd. PH I, 41f,46, 

Stirchenopfer W I, 121, W II, 59, 

Stirchenorgeln PHeI, 95, W II, 
60 


Kirchenordnung, Abänderung der 
Br I, 180, 184, 187; d. Kreuzk. 
zu Bremerhaven Br I, 187, 


Kirchenpatron im K.G.Rath W 


I, 111; bei Sirchenpifitation 
PH III, 238, 
Sirchenpatronat Ru I, 189, 
Kirchenpflege, reine W I, 111, 
113, 116, 121 f& W IL, 8, 
31.82 
Sirchenpflegerechnung W I, 122, 
WISS 


ircenzatf OL I, 151, Ru J, 


Sirchenraub Ru I, 182, 
OR E L 81, PF, 
102b f, PN III, 36; Wechiel 
des W III, 83, 
Kirchenrechnungen PHe I, 102, 
Br I, 178, 184, 
Kirchenſteuer H U, 935, S II, 
52, BaUl; 99, 106, 179, 181, 
184 b; Grhebung der Ba III, 
87 ff. 
Stirchenftenererheber Ba II, 99, 
Kirchenfteuerrechner Ba III, 99, 
N Ba III, 


Stirchenftühle PH I, 46, 81, W 
I, 120, Br I, 182, 187, W 
II, 51. PF II, 102b, 

Stirchenfühne Ru II, 153, 202, 
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Sirchenrechnung PH II, 26, Li 
TEal7 IE 

Kirchenrehnungsführer PHe I, 
6, 58, 85, 87, 99, PFTI102d, 
OÖ II, 242. 

Kirchenrecht, Prüf. im Si III, 285. 

Sirchenregiment oberites Oe III, 
219, 


Kirchenſachen, ftreitige PHe I, 79, 
Sirchenfiegel PHe I, 56, Ru II, 
136, 


Kirchenſitze P I, 26, 

Kirchenſtand PHe 1, 56,:95, PH 
11.3. 

Kincenftneen PAN2IT/ELIT, 
WHO THF} 173, Bro) 182, 
Ba II, 69, 

Kirhenupr W I, 120, II, 47, 52, 

Sirchenumlagen PHe I, 57, 77, 
78, PF II, 102d, M II, 158, 
Br III, 180, Si III, 234, 

Kirchenverfaſſung, Abänderung 
der Br I, 176, W II, 17, 24, 
Oe III, 224, 231. 

Sirchenvermögen PHe I, 81, 87, 
PFI, 102c, Rull, 175, Br, 
II, 179, Oe Ill, 229, PH II, 
238; Nechte des Staates betr, 
PHe I, 79; Beränderungen 
des PI, 20; Verwaltung des 
PT.AL7, DHelR..55,:69,4758, 
77, 85 ff. WI, 120, 180 ff. 
Br I, 185, 188, PF II, 102 b, 
S II, 51 f. W II, 54, Ba 
III 104, 110 ff, Li II, 170 f. 
Br III, 182; Stoften der Ber- 
waltung des Ba IH, 156, ff. 

Kirchenviſitation We J, 158, PH 
11,3;W II, 59; Ru II, 145,211, 
PIII, 10, BR III41,0e III, 202, 
207, PS III, 237, SI, 289; 
außerordentl,. Ru II, 162; d. 
Superintend. Ru I, 148, 

Kirchen: und Schuloifitation Oe 
II, 214 f,. 

Kirchenvormund Ru II, 185, 200f. 

Kirchenvorſtand Br I, 175 f. PF 
11,101, Ru II, 209, OB, 
145, Li III, 167 f,, Br UI, 
177, 181 ff. Br I, 188; ver 
einigte in Leipzig S II, 51; 
Beichlüffe des P III, 45 bei 
Bejeßung der Pfarritelle, He 
IL, 90; verwaltet Kirchenver— 
mögen Ru II, 180; Wirkungs⸗ 
kreis des Li III, 170, 

Kirchenvorfteher Ku II 184 f, 
Br UI, 182; 
He I, 140; Befugnifje der bei 
Vermögenspverwaltung Ru II, 
180, 

Kirchenweg Ru II, 188, 

Stirchenzucht PF II, 102 a, Oe III, 
199, 209, 228 ; d. Aelteſten WII, 
10; Betheiligung des Didz,- 


Syn Ausjchuffes ander WII, | 


Amtsdauer der | 





gi Beichwerdeinftanz bei PHe 


Kirchhof PHe I, 94; fiehe auch 
Todtenhof, Sottes- 
ader, Friedhof, Bes 
gräbnißplatz. 

en Bildung eines S III, 


Sirchipielgrenzen S III, 53, 

Kirchthurm W I 120, 

Stlagen der R.Gem. W 1,29; 
auf Vollziehung d. Ehe Ru IL, 
117; auf VBollziehung d. Trau- 
ung "Ru II, 167; beim Son). 
Ru II, 163 f*5 über Prediger 
Ru IL, 163, 

Stlagenduplif Ru II, 164. 

Stlagenreplif Ru I, 164, 

Klaſſenkonvent PHe I, 84, 

— ammlung Li III, 170, 


Stajjenposftand PHe I, 55, 9, 
— . Geiftl, He II, 
141 


ff. 

Klingebeutel P I, 30, 

Klofter-Neinertragstaff e Bra III, 
162, 164, 

Stnabenfeminare He II, 84, 

Kollegien Ru II, 183 f, 

Sollefte PHe I, 67, 96; ſ. auch 
girhenfollefte, 

Kolloquium PHe1, 84, Ru, 209; 
d. Standid. Ru II, 147, 

Kommiſſar landesherrl. auf Gen. 
Syn, PHe I, 66, Oe IH, 223; 
3. Landes-Syn. W II, 24, 

Kommiffion der Gen.Syn, zur 
Rechnungsreviſion Oe II, 225; 
der Geſ.Synode PHe I, 66; 
für Erledigung der Streitig- 
feiten zw. Gem. verſch. Bes 
kenntniſſes Oe II, 220; zur 
Prüfung d. Rechnungen des 
DR. Rathes Oe III, 224, 

StommunalbegräbnißpläßeP1,23, 

Kompatrone im K. G.Rath W II, 
27 ; bei 8, Bermögensvermwaltg. 
P-1X18, 

ne, des Ehebruchs Ru 
IR : 

Kompetenz, gerichtl, d. Konfift, 
Ru I, 160, 

Konduitenlifte Ru II, 148, 154, 

Konfeſſion, Einfluß der auf Did- 
zeſ. Syn. PHe I, 64; auf Geſ.— 
Syn, PHe I, 66; im O. K.— 
Nathe Oe III, 219; des Pa— 
troneö Ru II, 190, 

Konfirmation Ku O, 111, 200, 

Konfirmationsalter O I, 151, Ru 
12111; 

Konkurs PHe I, 105; Einfluß 
des auf Gem.- Wahfrect, PHe 
I, 59, W I, 112 

Konfenior Oe I, 207, 208, 211; 
Difeiplin über Oe I, 196, 
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Konfiftorialräthe PS III, 35, 

Konfiftorium W I, 110, Ru II, 
149; Aufficht des über firchl. 
Rechnungsweſen P I, 36; bei 
Gem,Imlagen PH I, 42, 46, 
PS IL 47, W I, 125; firdl. 
Bermögensperwaltung PH I, 
41, 46; beaufficht. Geiſtl. BR 
III, 38; beruft Geſ.“Syn. PHe 
I, 66; Mitwirfungd. Syn. Aus⸗ 
ſchuſſes beim PHe I, 68; Necht 
d. bei kirchl. Vermög. Verwaltg. 
PHe I, 82; Theilnahme an 
Gef, Syn. PHe I, 65; Ber- 
fafjung des PHe I, 78: vifi- 
tirt BR II, 41, 

een d. Gen.Konſ. Ru II, 

Konvent Ru II, 183 f, 

Konvikt Ba I, 67, He II, 84, 

Körperſchaft, öffentl, die KGem. 
W I, 109, 


Korporationsrechte der K.Gem. 
Ba II, 69, 


Sorzefpanbeng d. Konſiſt. Ru], 


Koſten f. kirchl. — Ba II, 
72; d. Beauffichtig. d. tirchl 
Vauweſens PH IH, 93; des 
Difeipl,Berf. P I, 14, 01,149, 
OB 1, 154, Oel, 198, PS II, 
32, Bra III, 162, 164, Oe III, 
230 ; d. Gen.Syn. Oe III, 230; 
d. R,Vifitat, PH II, 238 f,; 
d. Pfarrwahl PL, 9; d. Sy— 
noden PHe I, 68; b; kirchl. 
VBermögensverwaltg. WL,9, 

Koſtenrechnungen Ba III, 117, 

Serante in der Gemeinde Ru II, 
210, Oe III, 19. 

Krankenbeſuch der Prediger Ru 
— 0 


Krankenpflege PHe I, 55, 75, PF 
I, 102a, W IL, 10, Br IL, 
179, 182, 

Srankheiten , unheilbare, Ehe— 
iheidungsgrumd Ru DO, 123, 

a) WI, 192 f, 125, 


Kreis⸗ Synodal⸗ -Vorſtand PRIII, 
— Beſchlußfähigkeit des, 


res hiledalwittveuleh ePRIII, 


—— PR II, 13, 16; 
Verhandlungen der O L, 150: 
Vermögensverwaltg.d. PL 19; 
vereinigte v. Berlin P TIL, 6. 

Strepoftgebühren Ru IL, 179, 

— Ghefcheibungs- 
grund Ru I, 1 

—— Geiſtl. Ru 
11, 168, 

Kriminalverfahren gegen Pre— 
diger Ru II, 140, 

Kultus, Aufficht über Ve Ill, 219, 
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Kündigung d. war Probe angeit. 
Beamten PS III, 33, 
Kunftgegenjtände 'R.Sem,PHe 
IL, 87, W II, 56 ff. 
Kurator Oe II, 200; Vorſitz des 
im Presbyt. Oe III, 2015 für 
Taufe Ru II, 109, 197, 
Kurheſſen, K.Verf. im ehemal. 
PHe I, 51, 
Kurland, K.O. v. Rull, 104* f. 
Stüfter PHel, 55, OL, 144, OB 
I, 156, PF IL, 102'b, Ru II, 
144, Br III, 182, 
El ftreitige PHe 


’ + 


Ladung im au Berfahren O I, 
148, OB I, 155, 

Lagerbuch d. 68. Rathes PI, 19, 

Landesherr, Beriht an den OL, 
150; direkter Beriht an den 
He 1, 141 f.; beruft 3. Landes⸗ 
Syn. W OD, 15, 20; bejeßt 
Bfarritellen He Il, 90; beitä- 
tigt Superintendent de III, 
213; bejtimmt Neubildung ». 
Superintendenz Oe IH, 212; 
ernennt Dis ciplinarbeamte Bra 
II, 162, 165; Mitgl. d. Geſ. 
Syn. PHe I, "65; d. Landes⸗ 
Syn W I, 
Rathes Oe in) 221; Tann 
Landes-⸗Syn. aufföfen w Il, 
17, 23; janktionixt, R.Befege 
PHe 1, 78, 

Landeskirche Si ILL, — Zuges 
hörigkeit zur w II, 

aeg M I, 150, 


Land Zkirch enverſammlungdi IL, 


Landeskonſiſtorium Si III, 234; 
Difeiplinarbehörde 8 LIT, 46; 
kann Geiftl, fuspendiren 8 IT. 
49; ordnet Wahl 3. Sandes- 
Synode an SIH, 42; Bifita- 
tionen dur S HIT, 940, 


Canbesipnobalbeiträge PHI, 40, 


Landesſynode WII, 13 ff, 19 ff. 
He II, 89; Berufung, Bertag,, 
Schließung Hel, 141; Wahl 
zur He II, 89, 

Sandestrauer He I, 142, 

Zandesfaften, geiftl. He I, 142, 

Landrath übt Rechte d, Staates 
PH I, 40, 45 f. 

Laſten d, Batrons Ru IL, 190; 
ftaatl, d. 8,Vermög. W I, 128, 

Lajterhaftigfeit, Eheicheidungs- 
grund Ru IL, 123,.. 

Lebensalter, ng O III, 196, 
S. auch Alter. 

ee der Prediger Ru 


Legitimation der Synodalen W 





20; des DR: | 








1, 18,25; d, Ag d. Didz.- 
Syn. PHeI, 64; d. Geſ.Syn. 
PHerT, 6% 
Zehramts prüfung Si I, 201, 
a an Schulen Oe III, 


Seite Mi eb. luth. K. in Rußland 
Ru II, 107; d. K. Ru I, 191; 
d. Geiftl, PHeL, 83; Aufficht 
über Oe III, 9195 "Difeiplin 
wegen Abmweihungen von der 
BR II, 40; Reinheit der Oe 
III, 213, 

Lehrer Si III, 234; an kirchl. 
Seminarien He II, 84; an ev, 
Volksſchule Oe III, 296; auf 
Gen, Syn, Oe II, 222; Pitgl, 
d. Senoriatöverfammlung Öe 
III, 209; d. Superintendent.- 
Berfanmlg. Oe III, 216; Dis: 
ciplin über Oel, 195; Wahl 
der Oe III, 203, 

Lehrerkonferenzen Oe III, 207, 

Zehrerfeminar Oe II, 297, 

Lehrordnung W II, 16, 22, 

Zeibesitrafen Ru Il, 137. 

Leichenbeftattung Ru II, 203, 

Leichenfammer Rull, 203, 210, 

Leichentede Ru IL, 114, 208, 

— Ortöftatut d. K.Gem. 8 


Lektor PHe 1,109, 
Lejegottesdienft Oe III, 190, 
licentia concionandi Oelll, 213, 
Lieder Ru II, 108, 

a nalsbecaöung WII, 


Livland, Kirche in Ru I, 103*, 

Lifte d. Gem,Ölieder Br I, 177, 
PF II, 102a; d, K. Konvents 
Br 480; 182; d. Wahlbe- 
vechtigten PHe 1, bb, 71, Ba 
111,153; 

Liturgie Ru II, 107, 192, Oe 
III, 223; Beſchl. d. Didz. Syn. 
über PHe I, 645 d, el, Syn, 
üb, PHe I, "66 

Litthauen, ev, K. in Ru II, 106*, 

2ofalabhör W II, 82, 

Lokalkirchenfonds He III, 141, 

Sa d.K. Gem. Oe III,192, 
Siehe au Statut, Ge- 
meindeftatut, Ort3- 
ftatıt, 

2ofalftiftungen, kirchl. P IL, 19, 
PHe I, 77, 85, 


Magiitrat, Betheiligung d. bei 
KRBifitation PS IL, 238; übt 
Rechte d. Staates PH I, 40,46, 

Mahnung d. Steuer Ba II, 
100 f. 

Mahnungen A I, 167; d. Se 
Beamten, P I, 11. 

Mandat 3. Gen, Syn, Oe II, 222, 
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Mannheim, Diözefe Ba II, 134, 
Manual d. K. Rendanten PT, 33, 
N theol, Falk. in PHe I, 


Matrifel f. Laften d. Syn.Bez. 
PHe I, 80, 

Matrifen Oe III, 194, 

Meßnereigehülfe W IL, 32, 

Meßnerhaus W I, 47, 

Metropolitan PHe I, 84, 

Dietpsentichädigung?, Pfarrers 
M III, 149, 

Militärgeiftliche PAT K10s He 
85, PRITIL,. 16% auf Didz,- 
Syn. PHe L, 63 

an geiftl, in Stralfund 

Minifter d, geiftl, Angelegenh. 
PHe I, 78; übt Rechte des 
Staates PH 1, 39, 45, PHe 
I, 80; übt Rechte d K,Oberen 
PH I, 41, 45; bejtätigt Vor— 
ſitzenden d. Geſ.Syn. PHe I, 
67; Rechte d. bei Vermögens— 
verwaltung PHe I, 81; des 
Innern W I, 128; Bericht an 
den He 1, 142, Ru II, 158; 
d. K.Weſens W I, 110; des 
= u. Schulwejens W I, 128, 

Mißgeburt, Taufe der Ru LL, 197, 

Millionen, relig, Orden Ba 11, 68, 

Mitglieder d. Diöz. Syn. PHel, 
63 ;d, Gen.Konſiſt. Ru Il, 156; 
d. O. K. Rathes Ba III, 135f,; 
d. K. Gem. PHe I, 51, PFII, 
101; d. Pfarrſynode Ba LU, 
79; d. Presbyt. PHe I, 52; 

Mitgliedichaft d. 8, H 1, 174; 
d. Gem, Br 1, 175; im K. Kon— 
vent Br I, 182, 187, 

Aitiejänlen, gehrer an den Si 
1, 201 


Mohamedaner, Übertritt der Ru 
106 

Muttergemeinde WI, 109 f,, Oe 
II, 1 


Nachmittagspredigt Ru I, 193, 
— 3. K. Gem. Rath w di 


Namen d. Stinder Ru II, 197, 

Narwa, Konfift, in Ru I 104*, 

as d, Geiftl, He II, 
1 


Naturalienrechnung W IU, 76; 
d. K.Gem. Ba II, 123, 
Naturalienſturz Ba HIT, 194, 
Nebenort W I, 110, 
Nebenrechnungen W II, 76, 
Neubauten in K.Gem. P I 21, 
PH I, 41, 46, 57, 75, 81f, 
90, WI, 117, 198, W IL, 
47, 52, BaU, 76, PFI, 
102d, W IH, 57, Br II, 179, 
180, Oe III, 203, 209, 
Neubildung einer K.Gem. Si III, 
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234, W I, 110, Oe III, 190; 
d. Superintend, Oe III, 212, 
Neuwahl d. Gem. Vertretung Oe 
II, 234; d. K. Gem. Rathes W 
I, 127, 
Nichthrften, Taufe der Ru LI, 
geistig Ru IL, 168; b, 
(he Ru II, 120, 
— des Amtes Ba 
1373 d. Pfarramtes OelII, I96. 
a von K. Vermögen P 
Nothfei f. Appellation Ru I, 


Stothtsufe Ru II, 109, 111, 200, 

Notare d. Konfift, Ru 1.0151; 
d. O. K. Vorſteheramtes Ru IL 
187, 


Oberamt W I, 1225. W IL, 
832, W II, 65; betr, Stif- 
tungsvermögeng 'w I, 39; 
et — ame durch 
dag W I 

Oherauficht 6, es Vermögen W 
n 9; über Schulen Oe ILL, 

13, 

Oberhirt, kirchl. Oe IH, 213, 

Oberhofgericht, Beziehung zu D.- 
R.Boriteheramt Ru Il, 188, 

—— S III, 241, 

Ober 
III, 135 ff.; Stellen im O I, 
150; hat Beichlüffen d. Gen. 
Syn. zuzustimmen Oe III, 224; 
beftätigt Pfarrwahl Oe TIL, 

198; Wahl d. Seniord Oe 
III, 208 ; Disciplinarbehörde 
Ba I 138, Oe I, 196, 198; 
Oberauffiht über K.Vermög. 
Ba IH, 105; Rechte d. bez. 
Bauweſens O I, 92; genehm. 
2ofalftatırten Oe III, 193 5 ge= 
nehm. Statuten d, Seniorates 
Oe II, 210, 

Obertirchenvorfteher Ra 11/2187, 


ST Ru II, 


Ober-Ronfiftorium b. Beſetzung 
der Pfarrſtellen He II, 90; 
Geſchäftsordnung des He L 
141; Livl. Ru IL, 104* f, 

Oberlaufiß , Disciplinarbehörde 
in der S II, 46, 

Oberpaftor Ru IL, 133, 

Oberpräfident, übt Rechte des 
Staate® PH I, 40, 45, PHe 
I, 80, 

Oberftaatsanwalt im Disc. Verf. 
Bra III, 162, 164 f, 

Oberverwaltung d. geiftl, Ans 
gelegenheiten Ru II, 100*, 

Oberverwaltungsgericht PHe I, 


r 


irchenrath Oe III, 219, Ba | 





Obervorſteher Ru IL, 104*, 
hr Syn. Ausichuffes Oe 


Oeffentlichkeit d. Situngen d 
Sen,Berfammling Oe III, 211. 
Deffentlichfeitsrecht der Schul: 
anftalt Oe I, 226 f. 
Miſſionen religiöfer Ba 
Ordination PHe I, 84, Ru II, 
15235 2 Kandidaten Oe III, 
213; d, Pfarrer Ru II, 130, 
148; ; Besiehung der, 3. Dienft- 
alter PALSDO 
Ordinationsgelübde, Verlegung 
des O I, 145, OB I, 152, 
Ordnung, äußere in ). K. W 
I, 8; d. Gottesdienftes Ru 
II, 107; firchl. Oe III, 199; 
Sorge für PHe I, 67, 
Ordnungöftrafen P I, 11, 14, 
OI, 145 fi, OBI, 152, AI, 
167 ff, POL,9ff, PS II, 29, 
S III, 45, 49, Bra III, 161, 
163, Oe III, 221, 230; gegen 
nied, Stirchendiener W IL, 121, 
Ordnnungswidrigfeit Ve I, 1%, 
S III, 46, 
Organe d. K. Gem. W I, 110; 
d. Gem.Verbandes S IL, 51, 
Organift PHe 155, W I, 114, 
120, Br I, 176, 179, PFL, 
102b, Ru II, 147, BR III, 
41, Br III, 182, Oe III, 200; 
Disciplin gegen O I, 144, 
B I, 156 


Orgel W 11,47, 51, WII, 60, 
Ort d. Senioratsverfammlung 
Oe III, 211; d. Superintend.- 
verfammlung Oe III, 217; der 
Wahl z. Land, Syn, S II, 43, 
Ort3armenbehörde W I, 115. 
Ortsgeiſtlicher, Vorſitzender d. 
K.G.Rathes W I, 33; bei 
Stiftungsverwaltung W IH, 


Senna W 1,116, 
121, 130 f, W II, 54, 

Ortsftatut W I, 110, 111, 128, 
129; d, Leipz. K. Gem. S IIL, 
50; ſ. auch 2ofalftatut 
Statut,Gemeindeftatut. 

Ortsporfteher im K. G.Rath W 
I, 111, 1%6, W IL, 27, 33; 
bei Stiftungsverwaltung W 
II, 84, 

Oftpreußen, Brov, = Syn. = Ver: 
band P I 3, 


Palaten, Beziehung z. O.K.— 
Vorſteheramt Ru IL, 188, 
Barität d. Kirche W IL, 47, 
PBarochialrechte Ru IL, 133, 
Parochialſchein Ru II, 135, 
aa andern PHe I, 55, 


t 





Negifter zu den drei Ergänzungsbänden. 


Parodie, Errichtung O I, 150, 

Paſtor Br I, 178; ordinarius 
Ru II, 129; im K. Vorſtand 
Br Ill, 181; Wahl des Br 
I, 176, Br III, 183, 

Baitoralfonferenz Oe III, 206, 

Baftoratswidmen Ru I, 175, 

Baftoratsländerei Ru II, 182, 

Pathen j. Taufpathen, 

Patron PHe I, 56, Ru II, 128; 
Beſchwerden des Ru II, 157; 
Rechte des He I, 62; im 
KG Nah W II, 27; Bes 
fugniß des 3. Eintritt in d, 
R.6.Nath P IH, 3; bei 8: 
Vermögensperwaltung PI,17; 
bei Rechnungslegung P I, 35; 
ernennt K.Aelteſten P III, 3, 

Batronat PHe I 78, He II, 84; 
in Stralfund P IL, 8. 

PL 2 PHe’T‘,.TD, 


Patronatrecht W I, 110, Ru 
Il, 189 f.; Ertheilung des 
Ru Il, 153, 

Patzonatsfteitigteiten Ru LH, 


Penſionirung d. Geiftl, He I, 
142, Br I, 176, SI, 45; ». 
Wittiven M II, 154, 

Penfionate He II, 84, 

Berifopen Ru II, 108, 193, 

Bernau, Stadtfonfift. Ru II, 
105*, 

Berionalvifar Oe III, 195 f, 

Berfonalzulage Oe III, 203, 

Pfandurfunde d. K. Gem. Ba 
J 

Pfarradjunkt P I, 7. 

Pfarramt, Oe II, 193; Erle— 
digung des PHe I, 55, Si II, 
100, PF II, 102a, 

Pfarrarchiv P III, 9, Oe ILL, 207, 

open ftreitige 'PHe 


Pfarrbericht We I, 161, 

Pfarrbezirfe PHe L 79, PIU, 
9; Aenderung des He II, 84, 

Pfarrei He I, 142, 

Pfarreikaſſe PHe I, 97, 

Pfarreivermögen PHe I, 55, 
PF 102b, 

Pfarrer PF II, 101 f, Oe III, 
192; im Sinne d, K. G.O. W 
I, 26; auf Diöc,-Syn, PHe 
I, 63; Disciplin gegen Oe 
I, 195, 0 I, 144; Gehalt der 
M II, 149; Mitgl. d. S.= 
Gem, Rath W I, 111; Stel- 
lung des 3. G.K.Rath P II, 
4; 3. K. Vorſt. PF II, 1022; 
im R,Borft. Li II, 167; 
Mitgl. d. Presbyter. PHe I, 
ölf., Oe III, 199; Stellung des 
zum Presbyter. PHe I, 54; 
Nechte und Pflichten des Oe 


Regifter zu den drei Ergänzungsbänden, 


II, 193; Umlagen der PHe 
I, 97 ; Borfigender des RB, 
OB OI, 146; d. Presbyter. 
Oe Il, 201; Wahl des Oe 
19, 282; ſ. ud Wahl, 
Pfarrwahl. 
Pfarrerrevers Oe II, 223, 
Pfarrgebäude Oe III, 200, 
Pfarrgehülfe Ru II, 125, 129, 
M II, 156, Li Il, 167 f, 
Oe II, 192, 193; auf Diöz.- 
Syn, PHe I, 63; Disciplin 
gegen Oe I, 195; im Pres- 
byter, PHe I, 53, 
Pfarrgemeinde Oe III, 189 f, 
Pfarrgem.Rath W IL, 7, 10, 
Pfarrgrundftüde PHe I, 98, 
He II, 142, 
Pfarrhaus W II, 47; Unter: 
haltung der Ba LU, 70. 
Pfarrfapitalien SchL III, 175, 
Pfarrkirche, Unterhaltung der 
Ba IL, 70, 
Pfarrfonferenz Ba II, 82, 
Pfarrpenſionskaſſe M III, 158, 
Pfarrſtelle, Beſetzung der He I, 
90, LIU, 170, 171; Er- 
richtung der He IL, 84, 
Pfarrjubititut P I, 7, 
PBrarriynodalarbeit Ba II, 80. 
Pfarriynode Ba II, 79, 
als He |], 


Pfarrvergleih PH IL, 3, 

Pfarrvermögen PHe I, 85, SchL 
Ill, 175; Aufjicht über PHe 
I, 65; Verwaltung des PHe 


1, 
Pfarrverwejer PR III, 16; Dis- 
ciplin gegen O I, 144, 
Pfarrvifar Oe III, 193, 195, Li 
II, 172; im K. Vorſt. Li I, 
us ; im Presbyter. Ve IH, 


Pfarrwahl P I, 6 ff, Li IH, 
171%; , auh Pfarrer, 
Wahl, Bredigerwahl, 

Pflichtwidrigfeit d, Gem,-Ver- 
ordneten PHe I, 61, 

RER P I, 27, PHe 


Pilten, Kreis Ru II, 105 *. 

Plenarverfammlung d. Konfiit. 
Ru II, 155, 

Bolen, ev, 8, in Ru I, 106 *, 

Bolizeivorfhriften über K.An— 
gelegenh. PHe I, 79, W I, 120, 

Pönal-Termin Ru IL, 161, 166, 

Vortofreiheit d. Gen. Konſ. Ru 
DO, 160; d, Prediger Ru DI, 
100) d. Superintendent, Ru 


Poftfendungen d. G.K. Rathes 

P 18; d. Presbyt. PHe I, 86, 
Präkluſiv-Termin Ru II, 161. 
Prälat He I, 142, 





Präpoſitur Ru II, 145, 

Präfentation d. Kandidaten Ru 
I, 182; f. Gen.Konfift. Ru 

Behfentationsherehti,f 
rajentationsberechtig. f. Pfarr= 
itellen He II, 90, eng 

PBräfident d. Gen. Konſiſt. IL, 156; 
d. Konſiſt. Ru 150; d. Lane 
des-Syn. W II, 17, 23; d. 
ev, O.K. Rathes Ba II, 136, 
Oe IH, 219; im Dienftgericht 
0 1, 147, 

Präſes d. Provd,Syn. PR IL, 19, 

Predigen, Befugniß zum Ru II, 
124 ff 


Prediger, Abſetzung der Ru I, 
140 ; Pflichten der Ru IL, 130; 
Rechte der Ru II, 135 ff; ſ. 
auh Pfarrer, Geiftlihe, 

Predigerfeminar, Ernennung für 
He I, 142, 

Predigerſynode Ru II, 103 *, 

Predigerwahl Br I, 180, 182, 
184, 186 f. 188, Si II, 100, 
Ru I, 127 f, Br II, 179; 
ſ. and Pfarrwahl. 

— Rechte der Ru 


Predigerwittwenkaſſe Rull, 138, 
153; Wittwen- und Waiſen— 
faffe Li III, 174, 

Predigt Br 1,177, Ru I, 193; 
Geſtattung der PHe I, 84, 
Bredigtitation Oe III, 190, 205, 
eehigrLe für Bußtage He 


Presbpter, Disciplin über Oe 
I, 196; Entlafjung eines PR 
III, 20 


Presbyteriale und Synodal⸗O. 
f. ev. 8. d. Konſ. Bez. Kaſſel 
PHe I], 51 ff, 

Presbyterium PHe I, 51 fi, 
W II, 10, Li III, 168, Oe Ill, 
199 ff.; großes, Nechte des 
PHe I, 77; Beichlüffe des 
PR III, 22; legt Berufung 
ein Oe I, 198; Form der 
Willenserflärungen des PR 
III, 21; Rechte des PHe I, 77; 
Stellung d. in firchl, Vers 
mögensverwaltung PHe I, 85; 
Wirkungsfreisdes Li III, 170; 
Zahl der Mitgl,d. PR IIL, 11, 

Preußen, Geſch. d. K. Verf. in 
— Berse PLILEST: 

Prieftertag Ru DI, 106 *, 

Privatandachtsverfammlungen 
Ru IH, 109, 19, 

Privatankläger De I, 1%, 

Privatberihte Ru I, 112, 

Privatdenunziation Ru II, 162, 

Privatgottesdienft Ve II, 19, 

Brivatfapellen Ru I, 157, 

Privatverfammlungen, religiöje 
Ru II, 152, 


Friedberg, Verfafjungsgejege. III. Erg.-Bd. 
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Probepredigt PI,7f. Hell, 
91, Ru U, 128, Li II, 171, 
Br III, 183, 06 III, 197, 

Probjt Ru II, 144 fi, ; Erwäh— 
fung des Ru II, 153, 

Brobft-Synode Ru I, 173, 

Profeſſoren der Theologie können 
predigen Ru II, 126, 

Prokureur Ru II, 156 ; auf Gen.— 
Syn, Ru I, 175; d. Gen.: 
Konſiſt. Ru I, 159, 

Brorogation Ru IL, 160, 

Profelytenmacderei Ru II, 107, 
143, 192, 

Protefte gegen Beſchl. d. Pres— 
byt. Oe II, 202, 

Protokoll über Defanswahl He 
I, 88; d, Diöz. Syn. W LI, 
13; in Disciplinarfaden P I, 
13, O I, 149, OB I, 155, A 
EL, 169 Fa PS. LI 30 aSallE 
46 f.; d. Gen Vertret. PF 
II, 1020; d. Gem,Bertreter- 
Wahl Br III, 179; üb, Gem. 
Wahl Ba III, 134, Li IH, 
109; d. Gen.Syn, Ku IL, 175, 
Oe III, 225; d. K. Ausſchuſſes 
Br II, 180; d. K.G.Raths 
W I, 127, WI, 33; im S,- 
Konvent Br I, 181, 183; d. 
R.Rorit. Br L, 177, OB IH, 
147; bei Slafjenverfammlung 
Li I, 173; d, Rı,Syn, PR 
II, 10; d. Pfarrſyn. Ba I, 
81; d. Presbyt.Sitzg. PHe I, 
54, 86, Li III, 171, Oe III, 
201; d. großen Presbyt, PHe 
I, 57; d. Brobft-Synode Ru 
II, 173 ;d, Senioratsverſamm⸗ 
lung Oe II, 212; d, Super- 
intend,Berfammlung Oe II, 
218; d, Syn. Ausſchuſſes BI, 
108; d, Synode Ru II, 173; 
üb, Wahl z. Dek.Syn. He 
IL, 87, 88; 3. Diöz. Syn. PHe 
I, 76; 3. 8.8, OB ILL, 146; 
3. Landes⸗-Syn. W IL, 15, 
He I, 89, S IIL, 44; d. Se= 
niors Oe III, 208;.d, Super- 
intend. Oe III, 214, 

Protokollbuch d. G.K. Rathes P 
I, 18; d. Presbyt. PHe I, 72, 

Protokollführer d. K. Ausſchuſſes 
Br II, 180; d, K. G. Rathes 
W IL, 59, 

eo tuainleimenkistungg PRUI 


Provinzial Kirchenkollekte PR 
I 


Provinzial-Konſiſtor. Stellung 
des zu Stralfund P II, 10, 
Provinzialſynode, Deputirte PR 
III, 16; Vorſtand bei Dis— 
ciplinarfachen P I, 12, PR 
III, 19; Oft: und Wejtpreuß. 
B>LiD, 
17 


258 


Prozeſſe Kirchen PHe I, 46, 
1, 108, P I, 36. 
PF II, 08a; 9— auch Rech 1* 
ſtreit. 
Prozeßvertretung d. Gemeinden 
BREITES 


Brüfung d. Baurifje W III, 58; 
.K.Rechnungen Oe III, 209; 
d. Kandid, der Theol, O 1], 
151, Ru, 124 f, SiI, 201; 
Ru II, 147, 152, 205 ff, 
PR II, 19, Oe IIL, 213, 219, 
228, Si III, 235, 

Prüfungs - Kommiffion f. Kan⸗ 
div, He I, 2 

Bublifation der Eheurtheile Ru 
II, 169 


Dualififationzlifte BR III, 38, 
en Eheurtheil Ru II, 


Quittungen d, KNendanten P 


‚33. 
d. Konfiit.Beamten Ru 
II, 152; d, Mitgl, 


d. Gen: 
aD: Ru I, 157, 
NR: . DR. Rathes Oe II, 


Kealcitation bei Sühneverfuch 
Ru I, 167, 

Reallaften d. K.Gem. P I, 27, 

Kealpatronat Ru U, 190, 

Realrechte d. 8, Br II, 179; 
in Stiftungspflege W IL, 35, 

Kechenfchaftsberiht d. Syn.⸗ 
Ausſchuſſes W I, 18, 

een, KæWem. Ba III, 108f, 


Nehmingsahhör WYTLL,2817,; 
d. K. Gem. Ba II, 126 f. 
Rechnungsabſchluß w TS, 
d. K.Gem. Ba IH, 195; d, 

K.Rendanten P I, 34, 
Rechnungsanweilung Ba III, 96, 
us d. Str, Syn. 


Rechmungsbeilagen w II, 76, 
Nechnungseinträge W TIL, 74, 
Rechnungen, firhl, PH II, 24, 
25, Ba II, 122 ff. Br I, 180, 
WII, 72; d. K. Kaſſe PHe 
I, 102; über K. Vermögen Br 
L 176; Prüfung der Oe IL, 
210, w III, 80, 
Rechnimgsfůhber Br I, 180, 181, 
PHI, 41, PH II, 26; der 
Gef, Syn.Raffe PHe 1; 69, 
Rehnungsführung W IT, 68; 
d. 8,Gem. Ba II, 118 ff. 
Rechnungsjahr W TH, 68; der 
‚Gem. Ba II, 118, 
Nechnungslegung d.R,Gen,S ILL, 
51f.; d. K. Rendant. PL 34, 
Rechnungsperiode W III, 68, 
Rechnungsprüfung W IL, 80, 


Rang 


| Religionsverschiedenheit, 





Rechnungsſtellung W III, 78; d. 
K.Gem. Ba III, 125, 

Rechnungsvorlage W IH, 80; 
d. K.Gem. Ba III, 126, 

Nechnungswejen d. Gem, PHe I, 
OL, 100, 

Rechte d. geiftl, Standes PSII, 


fechfebeiftand im Disc,Berf, O 
I, 148, OB I, 155, A I, 170, 

Rechtskraft des Gheiheidungs- 
urtheil® Ru II, 168, 

Nechtsmittel im Disc.Verf. O I, 
150, OB 156, S II, 46f. 

Rechtsſtreit, Anhängung eines 
dur R,-Gem,. PH I, 41; d. 
K.Gem. Ba II, 112, 
©, aud) Brozefie 

refutatio apellationis Ru I, 
171, 

Neformirte in Hannover unter 
Konf. zu Aurich PH I, 4; 
K. in Rußl. Ru II, 106*, 

Regierung, übt Rechte d. Staates 
PH I, 40, 45f, 

Negierungspräfident, übt Rechte 
de3 Staates PH I, 40, 

Meinen d. K. Gem. Br I, 185, 


Reichs-Kontrolle Ru I, 159, 
Nteihenbegräbniß PHe I, 94, 
Reiſekoſten d. Disc. Beamten Bra 
III, 162, 165; d. Prediger Ru 
II, 186; d. Syn. Ausſchuſſes 
B I, 108, Oe II, 225; der 
Synodalen PHe I, 69, WII, 
DO. TER HE OT, 
Neifeprediger Oe II, 195, 
Reklamation gegen g, Umlage P 
1,130, PH «143, PS)1947; 
PNL 50, PHe 1 83, 96, 
Rekurs gegen Veſchluß des Be⸗ 
zirksrathes wegen Umlage Ba 
II, 75; b. Disc. Verf. S III, 
50; gegen Entſcheid. kirchl. 
Organe Oe III, 188; wegen 
Srdnungsftrafe S II, 46; 
wegen kirchl. Umlagen PH L 
43, PS I, 47, 
Religionslehrbücher Ru II, 200, 
H, 9, .Oe II, 228, 226, 
Neligionslehrer Oe III, 228, 
Religionsunterricht Ru 11,159; 
155, Oe III, 194, 228, PS IT. 
238; Aufficht über PHe 1, 83) 
8 TIT, 239, 
Ehe⸗ 


hinderniß der Ru II, 115f. 
Keliktenpenfion S II, 45, 
Nemotion d, Prediger Ru II, 140, 
158; fiehe Ablesung, 
Amtsentjegung, Ent- 
fernung, Entlafjung. 
a en d. Pfarrer M 


Nendant d. K.Gem. PI, 25, 








Regiſter zu den drei Ergäanzungsbänden, 


31; ſiehe auch Rechner, 
a — ner. 

Nentenbriefe d. 8, PHe I, 9, 

Reparatur, baul, » R.Gebäudes 
P I 21, PHI, 42, 46, PHe 
il, 57, 75, 8, 90, Br T, 176, 
Br IH, 179, Ru’ I,'189, PH 
II, 2, PF II, 102d, Oe IH, 
203, 

Repartitionsfuß Oelll,203; fiehe 
auch Beitragsfuß, Um- 
lagefuß. 

een Nteformation in Ru II, 


Reviſion des Etats PHe I, 100; 
an Gen,Konfift, Ru II, 158; 
d. K. Rechnungen PHe L 102, 
Ru I, 185, W III, 70; der 
ORN. Oe, II, 295; in 
Rechtsſachen Ru II, 157. 

Revifionsprotofoll W IH, 81, 

Reviſor d. K.Rechnung Br 1, 
180, 182, 184. 

Rezeßbuch W II, 82, 

Rezeßprotokoll W III, 82, 

Rheinland und Weſtfalen, Ab— 
— d. K.O. für PR III, 

1 


Niga, K.O. von Ru II, 103*; 
Stadtfonfift. Ru II, 105*, 

Ritus Oe III, 223, 

ae d. Rechnungen W III, 


Yilkftände d. K.Gem. W III, 69, 

Rügen A IL, 167, Oe I, 196, 

Pügeverfahren g III, 46, 

Nuheeinfommen Bra II, 161, 
163, P I, 15, BR IIL, 39, 40, 
S IH, 45; bei Disc. Verfahr. 
PS IH, 29; d. Geiftl, Ba I, 
137, PS IH, 33, M I, 153; 
d. K. Beamten P I, 11, 

Ruheſtand, bleibender d, Geiftl, 
M II, 153; einftweiliger der 
Geiftl, M IL, 152; Verſetzung 
in den BaI, 137, PS IL, 33, 
BR IIL, 59, 


— b. K. Bauten W 


Sakramente Ru I, 109, 197, 
Oe III, 193, 

Sammlungen, Beranftaltung 
von PHe I, 79, PR II, 18, 

Sanftion d. K. Geſetze He I, 141, 
W I, 16, 23, 

Saratow, Konfift, Ru I, 106 *, 

Schätzungsprotokoll W II, 49, 

Scheidegründe Ru II, 120, 

Schenfungen an Stiche PHe I, 
79, 81, 94, 142, PH, 2, 
Ru IL, 179, Ba II, 107, 

Schluß d, Land, Syn. W IL, 17, 
7 des Berfahren® Ru II, 


Schriftführer Ba II, 108; d, 


Regiſter zu den drei Ergänzungsbänden, 


Gen.Syn, Oe II, 223; d, 
Landes-Syn. W II, 17, 24; 
d. Pfarrſyn. Ba II, 80; d. 
Presbyt. Oe II, 200; bei 
Wahl 3. Dekan He II, 87. 
ya Oe II, 


SSulburtunben d, R,&em. P 


Schule WI, 120; Aufficht über 
die Oe TIT, 194, 1992207; 
Oberaufficht über Oe 213 f.: 
Sorge für die W U, 10 5; 
Berh. d. 8. zur PHe I, 77; 
Nifitation der Ru O, 132, 

Schuldienft, Vereinigung mit 
K.Dienſt W I, 118, 

Schulgebäude Oe III, 200, 

Schulgemeinde Oe III, 190, 

Schulleiter im Presbyt. Oe II, 
192, 199, 


Schulpresbgterium Oe III, 199, 


Seulsifitation Oe III, 207, 
— Oe III, 199, 203, 


Säulbrfehe Br III, 182, 
a Aufficht über Oe 


Schwediiche RO. Ru II, 104*, 
Sechsmänner Ru II, 186, 
Geeljorge Oe III, 193, 
Sekretär d. Gen.Konſ. Ru II, 
157; d. Konſiſtor. Ru II, 151; 
d. O.K. Rathes Oe III, 221, 
Selbſtſtändigkeit, Erforderniß f. 
Gem.Wahlrecht PHe I, 58, 
W I, 112, Ball, 70, PF IL 
1028. 
Selbitverwaltung der K.Gem. 
TDHe-1sH1; 
Seminar, firchl,, VBorbildung auf 
He II, 84, 
Senatsfommiffion f. kirchl. An— 
gelegenheiten Br III, 183, 
Senior PH IL, 5, Oe II, 206, 
211; Disciplin über Oe I, 
196; auf Gen, Syn, Oe II, 
22%: Mahl des Oe IIL, 231 f. 
Senioratsarhiv Oe III, "207. 
Seniorat3ausfchuß Oe TI, 208; 
Disc, = Behörde Oe I, 196: 
Wirfungsfreis des Oe III, 209, 
Seniorat3gemeinde Oe III, 206, 
Senioratöfurator Oe III, 207, 
208, 209, 211; Disciplin über 
Oe I, 196, 
Senioratöverfanmlung Oe II, 
208, 209 f. 
——— im Presbyt. Oe 


Sicherheitsleiftung d. K. Rech— 
ners Ba III, 109, 

Siegel d. Gen. Konſ. Ru IL, 160; 
d, Konſ. Ru II, 156; d. Su: 

. perintend, Ru II, 148, 














Simultanfirche, Baulaft bei Ba 
II, 76, 


Simultanverhältniffe He I, 142, 

Sitzungen d. Gem Vertretung 
PF I, 102c; d. Gen,Syn. 
Oe II, 223; d. Inſpektions⸗ 
fon, Bra IT, 98; d. 8,6, 
Yatbes WI 126, Ru 1,185; 
d. K. Vorſt. PF 109; * 
Konſiſt. Ru II, 155; d. San 
des-Syn. W I, 24; d. Pres⸗ 
byter, PHe I, 53, Li III, 171; 
d. Senivratverfammlung Oe 
II, 211; d. Superint.Aus— 
ichuffes Oe III, 218, 

— » RONR. w II, 


Stribe d. Sr.Syn, PR II, 17; 
d. Brov,Syn. PR III, 19, 

Sfrutinium Ru II, 165, 

aan, Heilighaltung des PHe 


Sonntagsfeier Oe III, 199, 

Sonntagheiligung W II, 10, 

Spezialvifar We I, 157, 

Spezialvifitation We I, 158 f, 

Sprengeleintheilung d. Super 
intendenz Oe III, 212, 

Staat, Aufficht des, über kirchl. 
Bildungsanftalten He II, 84; 
Betheiligung des an Aufwand 
f. Verwaltung d. K. Vermög. 
Ba III, 186 ff.; Genehmigung 
des 3. K. Bauten Ba II, 76; 
bei K.Steuer Ba I, 71, 74; 
f. firchl. Stiftung Oe III, 229; 
zu verpflichtendem Beil. d. 
K.Gem. Ba II, 75; zu Ber: 
wendung d. KRXermögens D 
I, 20; b. Pfarrwahl Oe III, 
190; "prüft $,Statuten PHe 
LE 77; Recht des gegenüber 
d. luth. K. in Hannover PH 
I, 39; über ref, 8, PH I, 45; 
Verh. des zu firchl, Abgaben 
PHe I, 78, 

—— Eintritt der in 
K.G. Räthe W I, 56, 

Staat3behörde genehmigt Be⸗ 
ſchlüſſe d. firchl, Organe PHe 
I, 79; betr, R,Bermögen Ba 
TIT, 106; Nechte der über 
Kirche PHe I, 79; Zujtän- 
digkeit der fr Beitreibung 
firchl, Abgaben PN I, 49, 

Staatsdotation f. Gvangelifche 
Oe II, 230 f. 

Staatögefet, erforderlich bei K.⸗— 
Umlagen PHe I, 78, 

Staatsminifterium prüft K. Geſ. 
PHe 

Staatsobligationen d. 8, PHe 
IE 


93, 
Stadtkicchenrath Ru II, 184, 
Stadtkonfiftorium in Stralfund, 
PA 8 7; 
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Stadtjuperintendent in Stral- 
fund P II, 8, 

Stammpermögen d. 8, S III, 52, 

Stand, geiſtl, Nechte des P J, 
12; PS 1172 298.33, 

Status controversiae Ru II, 
164, 

Statuten d, Didz.Syn, PHe I, 
77 $.; fichlL, Oelll, 220; d. 
K.Gem. PHe I, 86; der 8. 
Gem, u. Synodalbezixte PHe 
I, 167; d, kirchl. Seminars 
He I, 84; d, Senivrates Oe 
III, 210, 

Siehe auh Gemeindefta- 
tuten, Zofalftatut, 
Stellvertreter auf Diözeſ.Syn. 
PHe I, 63; d. weltl. Abgeordn. 
3. Def.Syn. He II, 85; d, Ab: 
geordn, z. Gen,Syn, BI, 106; 
3. Landes-Syn. He Il, 89; d, 
Beiſitzer d. Vorſtand. d. Gef. 
Syn, PHe J, 67; des Dekans 
He I, 140; d. Kurators Oe 
III, 200; des Ortsvorſtehers 
W LH, 27; d, Pfarrers W IL, 
26; im 8,Gem,Rath WI, 111; 
im Breöbyter, PHeI, 52; d. 
Superintend, Li II, 173; f, 
Synod. Ausſchuß⸗Mitgl. PHe 
1,673 d. Vorſitzenden auf Gen.- 
Syn. Oe III, 228; i. K. V. OB 

III, 146. 

Stellbertretung bei Kaſſenbuchs⸗ 
führung Ba III, 121; bei Kaſ— 
fenführung W III, 69; bei 
Eheichließung Ru I 113, 

Steuern, kirchl. Ba IL, 69, 

Steuerfuß Ba IL, na 

Steuerpflichtigfeit Ba IL, 72, 

Steuerregifter Ba I, 75, 

Steuerjfa Br II, 181. 

Stiftungen, fichlich WI, 114f, 
131 ff, Oe II, 200; Errich⸗ 
tung O I, 150, Be TIL, 106, Oe 
III, 229; Verwaltung 9.W III, 
84 ff5 — kirchl. WI, 121, 

Stiftungsanwalt He I, 149, 

Stiftungsfonds He I, 142, 

NT WI, 116, 132, 


Stiftungsrat WI 115, 129 £, 
WII, 34 ff, 
Stiftungsrechner W II, 85, 
Stiftungsrehnung Oe TIL, 203. 
Stiftungövermögen PHe 1, 55, 
82, 85, W I, 34 ff; Yen: 
derungen des PH J, 44, 
Stiftungsverzeichniß W IIDerT, 
Stimmberechtigung bei Befehl. 
wegen R,Steuer Ba II, 
in K.Gem. Ba III, 199 Li 
III, 168, Oe III, 192, Br III, 
178; 3. Gem.Mahl WI, 112, 
Een PHel, 60 ;b, Gem.⸗ 
Wahlen Ba II, 133, Oe II, 
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204 ; b. Wahl 3. Det, Synode 
He II, 86; d. Defans He II, 
88; d. K. Gem. Rathes W II, 
29; zur Landes-Syn. He II, 
89, S IIL, 48, 
Stolgebührtaren P I, 26, 
Strafe, wegen Amtsübertragung 
entgegen dem Geſetz He II, 85, 
GStrafgelder Ru II, 156, 160, 
Strafverfegung A I, 167, 
Stralfund, Statut Fiir P IH, TH. 
Streihung aus Kandidatenlifte 
PHe I, 68, OI, 144, 146, OB 
I, 158, BR TIL, 38, 
Streitigkeiten, geiftl, Ru IL, 153; 
310, Gemeinde und Geiftlichen 
PHe I, 65, 
Studium, theoL., Grforderniß f. 
K.Amt He II, 83, 
Sturzprotofoll w III, 70. 
Sühneverſuch, geiſtl. Ru IL, 167, 
Oe II, 188, 
— Ru II, 156, 


abe PHel, 84, Ru 
H, 147, Oe III, 213: v. Leip 
zig 8 IH, 51; in Rußland 
Ru DO, 103*; berufen Sy— 
noden Ru I, 172; auf Diöz.- 
Syn, PHe I, 63; Difeiplin 
über Oel, 196 198, ; Ernen— 
nung des PHe 1, 68; auf Gen, 
Syn. Oe III, 222; auf Gej.- 
Syn. PHe I, 65; K. Viſitation 
des S IH, 239; im Konfiftor, 
Ru II, 150; auf Sr.Syn. PR 
III, 17; leitet Unterfuchungs- 
Verfahren S II, 47; Wahl 
des Li II, 173, Oe III, 231 
f. SI II, 235; Zuſtändigkeit 
de PHIL 4, 

Superintendenten: Stellvertreter 
Oe III, 215, 

Superintendential-Ausfchuß Oe 
II, 215; Dife.Behörde Oel, 
en Dijeiplin über Oe I, 196, 


Superintendential-Gemeinde Oe 
II, 212. 

Superintendential-Kurator Oe, 
III, 215; Difeiplin über Oe 
— auf Gen.Syn. Ve III, 


Superintendentialverſammlung 
Oe I, 192, Oe III, 216 f. 
Superintendentialvifar Oe II, 
195 f, 283, Si II, 236, 
a We I, 


Superintendenz Oe II, 212, 

Superintendenz Augsb. Bel, Oe 
III, 231, 

Superrevifion der firchl, Rech— 
nungen PH I, 24, 41, 47, PHe 
I, 82, 

Suspenfion d. K. Beamten P I, 





14 f. Ba I, 188, O IL 149, 
OB I], 156, A I, 171, Oe 197, 
Ru, 141, 158, PS IT, 29, 
32, BR II, 39 f, S III, 49, 
M III, 152, Bra III, 161, 164; 
d. nied. R,Diener W L 121, 
© auh Amtsenthebung, 
Dienftenthbebung. 
Synodalausfchuß PHe I, 66 67, 
Oe III, 225; bei Dienftent- 
lafjung Bra III, 161, 164; 
im Dije. Verfahren Oel, 198; 
bei Irrlehre S III, 48; be= 
theiligt bei Verfebung in den 
Ruheſtand M III, 153, 
Synodalbeiträge, Nepartition d, 
PH L 45, 
Synodalbefcheid W II, 24, 
Synodalbeichlüffe PHe I, 67, 
Synodalbezirf PHe I, 77, 
Synodalperiode PHe AR 65, 
Synodalfafjfe Li ILL, 174, 
—— PHe I, 64, 


Shnsat Nehnungsausihuß P 


Synodalvorftand PHe I, 67, 
Synoden Ru II, 153; ,, Kon⸗ 





fiftoriafbezirte Ru II, 172. 
Synodus bereitet Gefegentwürfe 
bor W II, 16, 23, 


Tagebuh P I, 33, W II, 71, 

Tagegelder d. Dife. Beamten Bra 
III, 162, 165; bei Klaſſenver— 
fanımlung LiII, 17335 5. Syn.= 
Ausſchuß Oe TIL, 295; ſ. auch 
Diäten, 

Taufe Ru II, 109, 197 fi; 
Nichtchriften Ru II, 152, 

Taufformel Ru I, ı11, 

Taufpathen Ru is 197% 

Taufiten W II, 51. 

Taufzeuge Ru II, 110, 

Taufzwang Ru II, 197, 

Taren d. K.Gem. P I, 26, 

Tentamen PHe I, 84, 

Termine im Konf,Verfahren Ru | 
Io, 
Theilbeträge, 
II, 119, 
Theilnahme an kirchlichen Ver— 
fammlungen Oe III, 189, 
Theilrechner W I, 114, W II, 

81,57, 

Theuerung3zufchuß Oe III, 203, 

Titel d. Brediger Ru II, 186; 
d. Probſtes Ru II, 146; des 
Superintend. Ru II, 148, 

— —— PHe 1,55, Br IH, 
182, 

Todtenhof PHe I, 56, PFL, 
102b; Aufjicht über Li II, 
170; , au Kirchhof. 

Trauerjahr Rull, 137; Diöpen- 


Berechnung der Ba 





fation vom O I, 151, 


Regifter zu den drei Grgänzungsbänden, 


ler Ehehinderniß der Ru 
Trauung Ru II, 113, 119, 203, 
Trauzeugen Ru II, 113, 


Mebergabe d. Amtes d, Kaſten— 
meiſters PHe I, 99, 
—— Patronatrechts Ru 


leberfeger d. Gen.Konſ. Ra II, 


Uebertritt 3. ed, 8, Ru II, 192, 
Oe III, 224, 
Umbauten, firchl, Br II, 180, 
Umlagen d. K.Gem. PL, 29, PH 
L, 42, 46, PSI, 47, PN 1,49, 
PHe I, 82, 96, B I, 106, W 
I, 124, W II, 9, Ba II, 69, 
PR III, 14, W III, 67, Ba 
II, 106, Oe III, 2035 d. ver. 
Berl, Sr.Syn. P IH, 6, 
Umlageausſchlag Ba III, 88, 
Umlagebeſchlüſſe PHe I, 82, 96. 
Umlageeinzugsregifter W IIL, 67. 
Umlagepflichtige PHe I, 97, 
Umpfarrung Oe III, 189, 
Uneheliche, Taufe der Ru II, 198, 
Unfähigkeit 3. Dienfte BR III, 41. 
Ungehorfam d. Geiſtl. S II, 46; 
d. K. Beamten O I, 145, OB 
1.182, 
Unterkirchenvorſteher Ru II, 186, 
BEN kirchl. Ru II, 


a Oe II, 


nterhichtsmnftalt Oe III, 226, 
Unterftügung, vorläufig.d. Amts- 
—— AL 1723, SI, 


Unterftügungsfaffe der ev.luth. 
Gemeinden Ru II, 1 
Unterfuhungsaften in Disc- 
Sachen P I 13, 
Unterfuchungsbeamter im Disc. 
Verfahren O I, 147 
Unterfuchung3-Rommiff. i. Disc.- 
Saden P I, 12, Rull, 163; 
im Disc.-Verfahren PSIII, 30, 
Unterfuhungsprozeß Rull, 162f, 
Unterfuchungsverfahren gegen 
Geiſtl. Ru IL, 163, S ILL, 46f, 
—— d. Presbyt. PHe I, 85, 


Urkundenbeweis Ru II, 165, 

Urfundsperfonen b. Wahl zur 
Def,Syn. He II, 86; d. Dekans 
He Il, 87; 3. Landes-Syn. 
He II, 89, 

Urlaub an K.Beamte O I, 151; 
f. Pfarrer PHe I, 84, Br I, 
179, Ru D, 132 7, PIE 9, 
S III, 46, M III, 158, Oe III, 
194, 207, 213; f, Superint, 
PHe I, 84, Oe 220; fiehe auch 
Beurlaubung. 


Regifter zu den drei Ergänzungsbänden. 


Urtheil Ru 2 166 ; d. Dienit- 
gericht O I ‚149, OB 154, 


Balanzeintommen PHe I, 98, 

Vakanzkaſſe M III, 152, 186, 

Vakanzprediger, Discipl, gegen 
OL 144, 

Vakanzrechnung PHe I, 98, 

Vegefad, RO, für Br I, 179, 

venia concionandi Rull, 124, 
206 f. 

Verantwortlichkeit bei Verwalt. 
d. K. Vermögens Ba III, 108; 
d. Wresbyt. PHe I, 85. 

Veräußerung von K. Vermögen 
Ba III, 106, 1115 bemwegl, R.: 
Vermögen Ru I, 180, W 
IT, 56, O6 UI, 203 ; tirchi. 
Gigenth. PHI, 39 f, 41, 45, 
PHe I], 79%, P II, 10, PL 
235 firchl. Grumdeigenthum 
PHe 1,79. 81, 87, Hel, 142, 
Ru I, 179, W II, 55, Br 
IH, 179, 181, Oe III, 203, 

Verbot der Wiederverheitathung 
Ru II, 122 

Vereinigung v. R.Gem. Oe III, 
nn von Pfarritellen M TIL 
1 


Vereinsweſen, firchl, Oe III, 220, 
Verfahren bei Disc, Sachen O I, 
146, OB I, 158, PS III, 30; 
in Eheſachen Ru II, 166; ge= 
— bei d. Konſiſt. Ru II, 


Zerfffungse d. Geiftl, He II, 


Verfügungen, Da He I, 
142; proviſ. d. K. Reg iments 
W IL, 18, 25; d. DR Nathes 
Oe IT, 921, 295, 

Vergleiche d. 8,Gem, PHe I, 103, 

Vergütung d. ent Teiftenden 
Geiſtl. M IH, 149, 

Berhaftungd. PredigerRull, 141, 

Verhandlungen d. Didz.Syn, W 


I, 12; in Disc, Sachen S III, 


46; d. Gen Eyn Oe III, 223; 
d. Geſ. Syn. PHe I, 66; b. 
K. Ausſchuſſes Br I, 180: 
d. K. Vorſt. Br III, 1815 d. 
K.Gem. Rathes W I, 126, W 
II, 33; d. Sr. Syn, PRII, 18; 
d. Pfarrſyn. Ba U, 81; d. 
—35— Presbyt. PHe I, 57; 
d. Prov.Syn. PR III, 20; 
mündliche im Prozeß Ru Io 
166; d. Senioratöverfanmlg. 
Oe In, 210, 
Berhandlungsprozeß Ru II, 162f, 
— d. Konfift. 
u P — 
Verjährung d. Disc. Vergehen Oe 
I, 200; d. K. Abgaben WI, 
125 : der K.Steuer Ba III, 


+ 








Berjährungsfrift b. R,Abgaben 
PHe I, 103, 


Bertünbigung, d. K. Geſ. PHe I, 
78, W II, 16, 28, 
Berlagichein Ba II, 118, 
Verläumdung, Eheſchedungs⸗ 
grund Ru II, 123, 
Berlaffung, bögliche Ru II, 121. 
Verlegung der geiftl, ‚Pflichten 
bei Aufnahme Andersgläu— 
biger Ru II, 143; bei ER 
ſchließung Ru II, 149 5 d, 
Sottesbienftorbiung Ru I, 


Verlöbniß O I, 151, Ru II, 117, 
Verluſt d. geiitl, Amtes He II, 
85; d. Amtsfähigkeit f. Gem. 
Organe PHe I, 65; d. K.⸗ 
Xelteitenamtes Oe III, 201; 
d. Patronatrechts Ru IL, 190: 
d. Stimmredt3 Li IIT, 109: 
der Stimmberechtigung bei 
Beil, wegen R,Steuer Ba 
‚70; d. Wählbarfeit W I, 
127; d. kirchl. Wahlrechtes 
PHe I, 59, 68, 

Vermächtniffe an K. PHe I, 94, 
1 a 179; an K.Gem. PH 

Vermiethung kirchl. Grundſtücke 

‚37, PHe'l, 55, 57, 
IL, 102b, W II, 56, Br III, 
179, Oe III, 203, 

Verminderung d. Dienſteinkom— 
mens A I, 162 

Vermögen, aufgehobener Ge— 
meinden Oe III, 229; bewegl., 
der 8, Ru II, 180; der K. 
Gem. W II, 54; d. Stif- 
tungöpflege W I, 34 ff. 

Vermögensbeftand d. K.Gem. 
Ba III, 126. 

Vermögensverwaltung, kirchl. 

‚4\, PHel, 81, WI, 
8, P II, 10, S I, 52, Oe 
III, 201, 

Verordnung, firhl, PHe I, 78; 
provifor, He I, 141, 

Verpachtung kirchl. Grundſtücke 
PL 27, PHel, 55, 57, 88, 
PF II, 102b, W II, 56, Ba 
II, 107, Br II, 179, Oe 
III, 203, 

Verpflichtung d. G.Xelteften Li 
II, 169; d. Mitgl, d. Gen.: 
Syn. Oe II, 228; d. K.el⸗ 
il: PFL, 103, Br II, 181; 

——— w E 113; d 
Mitgl, d . RO.R. W II, "30; 
des R.Pflegers WI, 31. 

Verrechnung der K. Steuergelder 
Ba III, 87 

Berfamumlung d. Dibz. Syn. PHe 
1,63, W I, 12; d. Ge], Syn. 
PHe I, 66; 7 KAue fchuffes 
Br II, 180; d. K. G. Rathes 
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WI, 126; d. K.Konventes 
Br J, 180, 184, 187, des K.⸗ 
Vorſt. Br I, 177,188, PF II, 
102, Br III, 182; der Landes⸗ 
Syn. W IL, 13; d. Oberk. 
Vorſteher Ru II, 188; d, Pres⸗ 
byter, PHeI, 53, LiIII, 171; 
ss groß, Presbyter PHe J 


Verſäumniſſe d. K. Aelteſten Oe 
III, 201; d. Senioratsver— 
handlungen Oe III, 211; d. 
Termine Ru II, 161, 

Verfegung PS II, 29, OB], 
153, Ba I, 137; d. K.Be— 
amten P I, 11, AI, 167; d, 
Pfarrer BR II, 39, Ru II, 
129; fiehe au Amtsver— 
fegung; in d, Ruheſtand 
BETEIDSBas a ua Sal“ 
33, BR II, 39f, 

Sans des K.G.Eigenth. 


Vertagung d. Gen, Syn. Oe II, 
225; d. Landesſyn. W I, 
16, 17,23, 25. 

Verträge über K.ſachen W 1,128, 

Vertretung der K.Gem. Br I], 
165; vor Gericht Br III, 182; 
d, Paflors Br 1, 197, 179, 
Ru II, 129, Oe IT, 104, 

Bertfeiling 8 R.Laften P J, 


Bertbeilungsmahfteh. d K. Um⸗ 
lagen PH I, 45, PHe AS 

Vertheilungsmatrifel d, Synod.- 
often PHe I, 68; f. Synod.- 
Umlage PHe I, 78, 

— Sorge für Oe III, 
1 


Verwahrung d. Werthjachen d. 
K.Gem. P I, 20, 

Verwaltung d, Gem.Vermögens 
Br I, 181; d. allgem. Kirchen⸗ 
Fonds Oe HIT, 230 ; kommiſſar. 
d. K. Gem. WI 111; des K.⸗ 
Vermögens P L 17, PHe ], 
65, 75,88. wWT 190 f. 
130 fi. Br I, 185, 188, W 
IL. I EEE II, 1026, Ru II, 
183, 8 III, 51 fr WII, 54, 
Li HIT, 170 f, Br II, 182, 
Oelll, 209, 229, Ba ni, 104; 
erledigter Bfarrftellen PHe L 
98; des R= und farrber- 
mögens PHe I, 77; d, Pfrün⸗ 
denvermögens 'PHe E 97; d, 
Stiftungen W II, 84 ff. 

Verwaltungsauftanb der = 
Gem, W I, 117, 

Berwaltungsausichuf WL114, 
121 f£. WII 59, 

Berwaltungsbehörden betr, R.: 
Vermögen Ba III, 105. 

Verwaltungsnormen f, K. Ver⸗ 
mögen PHe I, 85, 
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ins P 


Verwandtfchaft, Ehehinderniß 
der Ru II, 115, 

Verwarnung O I, 145, 0B I, 
152; |, auch Warnung, 
Verweigerung der ehel. Pflicht 
Ru II, 122; d. elterl, Ein- 
willigung 3, Che Ru II, 214, 
Verweis PI, 11, 14, O L, 145, 
OB I, 152, A IL, 167 ff. Oe 
I, 196, Ru II, 139, P III, 9, 
PS III, 29, BR I, 38, S 
III, 45, Bra III, 161, 163, 

Verweiſungsbeſchluß OL, 147 f, 

Verwendung d. kirchl. Vermö— 
gens W IH, 55, 

Verweſung eines K. Amtes He 
II, 84; erledigter Pfarrſtellen 
M II, 155, 

Verzeichniß d. Gem.Genoſſen Br 
III, 178; ſ. auh Gemeinde 
Lifte, 

Verzicht auf Mitgliedfehaft an 
RUH-TELTA, 


vicarii perpetui S III, 43, 
een d. Gen. Konfift. Ru 
,‚ 156; d. Ronf, Ru II, 150; 

= Landes Syn, WI, 17, 93, 

Vikar We 1, 157, Oe IL, 99, 
Ru II, 127, PR II, 16, Oe 
III, 192,195; Annahme eines 
BR III, 40; Beftellung eines 
Ba I, 137; Discipfin über 
Oe I, 19. 

Vikariate, ftändige in Diözeſan— 
ion. PHe I, 62 


ifitationen PHe I, 84; We I 
158 ff. 
Viſitationsakten S III, 242, 


Vilitationsfragen S TIL, 240, 

Viſitationsprotokoll Ru II, 146, 

Viſitator, weltl. Bra IL, 98, 

Vikationsurkunde Oe II, 197, 

Volksſchule, ev. Oe III, "296, 

Volfftreetbarkeitserflärung PN 
I, 50; d, Seberolle PHe I, 
82; d. K.Umlagen PH I, 43, 
45, PS I, 47, PHe], 80, Ba 
II, 101, 

Voranichlag d. K.Gem. O I, 150, 
Ba UI, 115 ff.; f. 8.Steuern 
Ba III, 74; f, Seniorat Oe 
II, 210, 
©, Etat. 

Sara d. Pfarrſyn. Ba 


Vorbildung d. Geiſtl. He II, 
wiſſenſchaftliche d. Kan- 
— Ba II, 67, 
Vorladung d. Beklagten Ru I, 
163; 3. Konſ. Verfahren Ru 
II, 161 f. 
Vorlage d. K. Regierung an Gef,- 
Syn. PHe I, 67; f. Zandes- 
Syn. He], 14, 0 1,150; 





an Senivratsverfammlung Oe 
III, 209, 210, 211, 
ll d. Disc,‚Strafen Oe 


Vormund, Ehen des mit Mündel 
Ru II, 115 ; Einwilligung des 
3. Gheichliegung Ru II, 114, 

Bormundfchaften der Prediger 
Ru IH, 153, 

Vorſitz auf Diöz.Syn. PHe I, 
63; d. Gem.Bertretung O0e 
II, 202; im Gen.Konfift, Ru 
II, 159, 175; im K.Ausſchuſſe 
Br III, 180; im K. Ausſchuſſe 
und K.Vorſt. Br HI, 183; 
im K.Konvent Br I, 181, 185, 
187; im K.Rath Ru II, 184; 
im R.8orft, Br I, 177, PE 
II, 102, OB II, 146, LiIII, 
168,He III, 243; auf Bfarriyn. 
Ba I, 80; im Presbyt. Oelll, 
201; i. Senioratsausſchuß Oe 
III, 208 ; in der Senioratsver- 
fammlung Oe III, 211; im 
Stralf, Stadtfonfift, PIII, 9; 
in d. Superint,Berfammlung 
Oe III, 218; in den Synoden 
Ru IH, 173; bei Wahl des 
Seniors Oe III, 208, 

Vorſitzender d. Dienftgerichtes 
0.T, 147, #OBT, 1545 ‘der 
Disc,Behörde A I, 169; der 
Disciplinarfammer Bra II, 
162, 164; d. Gen.Syn, Oe 
III, 223; d, Geſ.Syn. PHe 
I, 67; d. K. G. Rathes WI, 
114, 126, W I, 8, 33; des 
Presbyter. PHe I, 53, 76; 
d. großen Bresbyt. PHe I, 57; 
d. Provd.Syn, PR III, 20; 
d.Superint, Ausſchuſſes Oe ILL, 
215; d. Synod. Ausſchuſſes 
PHe I, 67, 

Vorſtand d. Diöz.Syn. PHe I, 
64, W II, 12; d. Geſ.Syn. 
PHe I, 67; d. Sr.Syn. PR III, 
17 ;d. Land. Syn.W II, 17,23, 

Vorunterfuhung O I, 147, OB 
I, 154, AI 169; in Dis- 
ciplinarfachen PL, 12, PS III, 
30,-Bra' IH, 162, 165, 


Wahlen Oe III, 188; des De— 
fans HelI, 140, He II 87 f,; 
d. Defanatsausfchuffes He L, 
88; d. Abgeordneten 3. Des 
fanat3:Syn. He I, 85; zum 
Dienftgericht O I, 146, OB 154; 
3. Diöz. Syn. PHe I, 63, 75f. 
140, W II, 12; d. Gem. Ael⸗ 
teften PHe I, 73; der Gem. 
Aemter BrI, 176; der Gem.: 
Ntepräfentat, PR IIL, 14; d. 
Gem. Verordneten PHe I, 58, 
72 $. Br I, 177, PF IL, 102e f.; 
d. Hülfsprediger Li III, 170; 
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d. K. Gem. Vertreter OB II, 
147, Br III, 178, 179, Oe Ill, 
204; der Abgeordn. z. Gen.⸗ 
Syn. Ba I, 136, Ru II, 174, 
PR III, 19, B II, 37 f., Oe 
III, 217 ; 3. Gefammtiyn. PHe 
1,63,66; d. Hülfspredig.Li ILL, 
17052. K. G. Räthe WI. 111f.; 
d. K. Aelteſten PHeI, 61, PF 
IL, 102g, Ru Il, 184, Li III, 
168, Br III, 179, 181; d. S.= 
Konvents Br I, 188; im K.⸗ 
SKonventBr 1,184; 9. K. G. Rath 
W.J,.11335W 112759, .8 
Vormünder Ru I, 186; zum 
K. Vorſt. BrI, 176, 177, 188, 
OB III, 146; zur Klaſſenver— 
fammlung Li IH, 170; zur 
Sandes-Syn. W IL, 15, Of. 
He II, 89, SIHL, 49: d. Vor⸗ 
ſtandes der Landes-Syn. W, 
II, 17, 23; d. Lehrer Oe III, 
203 : an ev. Volksſchule Oelll, 
226; d. Ober-K. Vorſteher Ru 
II, 187; d, Pfarrers PI, 6 ff. 
Br I, 178, 180, 182, 184, 186, 
188 f. SiIL, 100, Ru II, 197, 
Br III, 179, 183, Oe III, 195, 
197, 232; d. Mitgl. d. Pres⸗ 
byt. PRIIL, 11, Oe III, 204; 
Entſcheidung über die Oe III, 
095 d. Deputirt, 3. Prov.⸗ 
Syn. PR II, 19; 3. d. Oft- 
u. Weft-PBreuß. Prov.Syn. P 
I, 5; d, Reifeprediger Oe III, 
195 ; 3. Senoriatsverſammlg. 
Oe I, 192, Oe III, 200, 209, 
211; d. Lehrer 3. Senoriats⸗ 
verſammlg, Oe III, 209 f.; d. 
Organe d. Seniorates Oe III, 
211; d. Senior Oe III, 208, 
211; u. Superintend, Oe II, 
231 f.; der Superintend,Or- 
gane Oe II, 217; 3. Super= 
int.Berfammlg. Oe III. 211, 
216; d. Lehrer z. Superintend.= 
Verſammlg. Oe II, 216; d. 
GSuperintend. Ru IL, 147, Li 
II, 173, Oe III, 213, 214; 
des Syn. Ausfchuffes Oe III, 
224; d. Vikars Oe II, 195, 
WahlauffaßBr 1,177, Br IIL,179. 
ee der Gen. Syn. B 


Wählbarkeitz. Defan.Syn.He II, 
86; für Gem,Organe PHe L 
59: 3. Gem. Vertreter Br I 
178, Oe IH, 192; zur Gen.= 
Syn. B II, 38; 3. Gel, Syn. 
PHe 1, 66; 3. K. Aelteſten PHe 
I, 61, Br II, 181, PF II, 102 
g. Li III, 168: für K. G. Rath 
W I, 113; 3. K. Pfleger W I, 
113: 3. 8.2orft. Br 7 177; 
3. Kr. Syn. PR III, 16; zur 
Landes-Syn. W IL, 14, 20; 
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3. Pfarrer Si II, 100, Oe II, 
196 ; 3. Presbyter. PR II, 12, 
Oe III, 192; zum Senior Oe 
III, 207; 3. Superintend. Oe 
II, 215, 

Wahlberechtigung in K.Gemd. 
PHe I, 58; 3. 8,6.Rath W 
77112 

Wahlbezirfe in d. Gem, PHel, 
58; für Gem.Verordn.Wahl 
PHe L 72, 

Wahlhandlungen d. Diöz.Syn. 
PHe ], 63, 

Wahlfommiffion Ba III, 133; 
f. Neuwahl d. Gem. Vertretg. 
Oe HI, 204; für Pfarrwahl 
Oe III, 197; bei Wahl zur 
Zandes-Syn, W II, 14, 21, 
SII, 43, He II, 89; 3. 8.6.- 
Rath W II, 27; 3, Def, Syn. 
nn II, 86 f.; d. Defans He 


Wahllifte Ba III, 133, Br III, 
178, Oe II, 200; f, Gem.: 
Wahlen PHe I, 59, PF II, 
102e, W IL, 27. 

Wahlmänner zur Landes-Syn. 


S III, 43, 
un f. Pfarrwahl Oe IH, 
1 


Wahlperiode f. Didzel, Syn, He 
I, 140; d, Land. Syn, W I, 
14, 20, 

Wahlprotofoll Li III, 169, Oe 
III, 232; bei Pfarrwahl Oe 
II, 197; für Gem,Berordn, 
PF IL 10248,;), Brotofoll, 

Wahlrecht 3. Pfarrer Oe ILL, 197, 

Wahlumtriebe, Dijeiplin wegen 
Oel, 195; b. Pfarrwahl Oe 
111.198, 

Wahlverfammlung Br II, 179, 
Oe III, 205, 

Wahlvorftand PHe I, 59, Ba 
III, 133, 

Wahnfinn, Ehejcheidungsgrund 
Ru IL, 198. 

Waiſen, Sorge für Oe II, 199, 

Waldungen, firhl, PHe I, 88, 
WI, 124; d, Stiftungspflege 
W I, 39, W IIL, 61, 

Wandel d. Geiſtl. PHe I, 83, 

Warnung P I, 11, 14, AI, 167 
ff. PSIII, 29, SI, 45, Bra 
III, 161, 168, 

Warteged O I, 145 f, OB], 
153; d. Geiſtl. M III, 152, 





Werthpapiere der K.Gem. P I, 
25 f, PHe I, 92, W II, 63, 
Ba II, 115, 

Werthjachen d. K.Gem. P I, 20, 

Weitpreußen, Prov. Synod. Ver— 
band PI, 3, 

Widerruf d. Beamten auf Probe 
PS.111.17533 

Wiederanftellung eines. Pfarrers 
O I, 145, BR II, 41, SIIL 
45; d. K. Beamten PS IIL, 33, 

Wiederaufnahme d, Diſc. Verf. 
O I, 149, OB I, 154, AL 
169 f, Oe I, 199, SI, 49; 
in die &, HI 175, 

Wiederverheirathung Gejchiede- 
ner Ru II, 122, 

Wiener Gemeinde jchictt Abge- 
ordnete 3. Gen,Syn, Oe III, 
222, 

han K.Gem. vd. PH 


Willenserflärungen d. G.K. Rath 
P I, 18; des K. Vorſt. Br I, 
188, PF II, 102b; d. Pres⸗ 
byter, PHe I, 56, 

Wirkungskreis d. K. Vorſt. PF 
V, 102a, 

Wittwenkaſſe, geiſtl. He J, 142. 

Wittwenkaſſenrechner He I, 142, 

MWittwenpenfion M II, 154, 

Wittwen, Ehen der Ru II, 204; 
Sorge für Oe II, 199, 

Wochentagspredigten Ru II, 108, 

— betr, Gem.Recht WI, 

1 + 


Zahl d. Abgeordnet, 3. Dekan. 
Syn, He II, 86; d. Mitgl. 
d. Didz,Syn, PHe I, 76; d, 
Gem,Berordneten PHe I, 56, 
64, 72, PF IL, 102e, 102d; 
d. Gem. Vertreter Br III, 177, 
Oe III, 202; d. K. Aelteſten 
PHe I, 53, PF II, 102, Li 
II, 168, Ba II, 131, Br III, 
178, 181; d, K.Gem.Räthe 
WI 111, W IL, 297; d. Mit: 
glieder d, K.V. OB IH, 1465; 
d. Paſtoren Br I, 176; der 
Presbyt. Oe IH, 149; der 
Mitgl, des Verw.Ausſchuſſes 
w IL 59. 

Zehnten, Baulaften haftend auf 
W IL 45 


Zehntherr Ww II, 46, 
Zeit, gejchloffene Ru II, 113; 
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d. Wahl zur LZandes-Syn, S 
II, 42; d. Pfarrſyn. Ba II, 
79; d. Senioratsverſammlg. 
Oe IH, 211; d. Superintend,: 
Verſammlung Oe III, 217, 

Zeugen A I, 169$,; in Disc, 
Saden PI, 13, OL 1475, 
OB I, 156, Oe I, 197f, PS 
II, 30, S III, 47; im Che- 
verfahren Ru II, 168. 

Zeugenabhörung Ru II, 165, 

Zeugenausjagen Ru II, 165, 

Zeugenbeweis Ru II, 165, 

Zeugeneid Ru II, 165, 

Zeugniß 3. ewigem Gedächtniß 
Ru LU, } 

Zuchthausſtrafe PI, 11, Hell, 
85, PS ID, 29; Berurtheil, 
eines Geiftl, zu Ba II, 68, 

Zugehörigkeit 3. K.e Gem. W I, 
110; 3. Landeskirche W IL,7; 
fiehe auh Ungehörigfeit, 

Zulage, Bewilligung von, an 
Geiftl. PHe I, 68, 

Zurückſetzung eines Geiftl, in d. 
Promotion Ba I, 137, 

Zurückweiſung vom Abendinahle 
A I, 166, PF I, 102a, Ru 
IL, 112%, 

Zuſammenlegung kirchl. Grund- 
ſtücke PHe I, 88, 

Zultändigfeit bei Disc, Berfahr, 
PI, 12; bei Verwaltung d. 
K.Vermögens Ba II, 106; 
d. K. Kommiſſarien PH II, 1; 
d. Staatsbehörden f. Beitreib. 
kirchl. Abgaben PN I, 49, 

Zuftellung im Disc.Verfahren Oe 
L, 199, S IL, 50, 

Buftimmung d. K.Kommiſſarien 
Eon d. K. Vorſtände 

Zuwendungen an K.Gem. P I, 
20, PHe I,79, 81, Ru II, 178, 

Swangsbeitreibung d. K. Umlag. 
— — 


Zwangsverfahren PHe I, 108. 
SwangöverfteigerungPHeI, 104, 
Zwangsvollſtreckung, gerichtliche 
I, 30; b. kirchl. Umlagen 
PH I, 43, PS I 47, PHe J 
97, Ba II, 102f, 
Biiftigfeiten in Gemeinden Oe 
III, 209 ; zwiſchen Gemeinden 
verſchiedenen Bekenntniſſes Oe 
III, 220, 
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